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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/153: Halbwertzeit - und das neue Wettrüsten ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus"

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Pressemitteilung, 12. März 2018

30. März / Karfreitag: Auftakt der NRW-Ostermärsche in Gronau

• Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage

• Urananreicherung stoppen und Atomwaffen ächten



Am Karfreitag, 30. März, veranstaltet das Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen wieder einen Ostermarsch zur Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA) des internationalen Urenco-Konzerns. Die
Auftaktkundgebung beginnt um 13 Uhr am Bahnhof Gronau (Westf.),
anschließend geht es zur Urananreicherungsanlage, wo es vor dem Haupttor
eine Abschlusskundgebung gibt. Thematischer Schwerpunkt sind in diesem
Jahr Atomwaffen - und das nicht nur aufgrund der ständigen Provokationen
und dem angekündigtem Wettrüsten zwischen den USA, Nordkorea und
Russland. "Auch die Urananreicherungsanlage in Gronau und das Ahauser
Atommülllager stehen in direktem Zusammenhang mit der weltweiten
Bedrohung durch Atomwaffen," so Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Auch in diesem Jahr ist der Gronauer Ostermarsch der Auftakt der
Ostermärsche in NRW. Die Planungen erfolgen in Zusammenarbeit mit den
Friedensorganisationen, die auch den Ostermarsch Rhein-Ruhr organisieren.

Urencos Hilfe für Atomwaffenprogramme



Die Urananreicherungstechnik spielt eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung und dem Bau von Atombomben. Das pakistanische,
nordkoreanische und auch iranische Atomprogramm basieren auf Unterlagen
des Urenco-Konzerns, die in den 1970er-Jahren bei der Schwesteranlage
der UAA Gronau in Almelo (NL) entwendet wurden.

In den letzten Jahren sind die Lieferungen von angereichertem Uran von
Gronau in die USA massiv gewachsen. Es gibt sogar Lieferverträge
zwischen Urenco und dem US-AKW-Betreiber TVA, der in zwei AKW wichtige
Spaltprodukte (Tritium) für die Instandhaltung und die von US-Präsident
Trump angekündigten Neuentwicklungen von Atomwaffen produziert. Hiermit
wird die Grenze von der zivilen Nutzung der Anreicherung zur
militärischen Nutzung klar überschritten!

Atombomben-Material im Atommülllager Ahaus



Trotz massiver Sicherheitsbedenken hält die bayrische Landesregierung an
den Plänen fest, Atommüll mit bis zu 87,5% angereichertem Uran aus dem
Garchinger Forschungsreaktor in Ahaus einzulagern. "Wenn dies passiert,
müsste das Ahauser Atommülllager zu einem militärischen
Hochsicherheitsbereich ausgebaut werden, da dieser Atommüll mit
besonders einfachen Mitteln für den Bau von Atombomben genutzt werden
kann," so Felix Ruwe von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".

Atomwaffen und Urananreicherung ächten



Auf dem Gronauer Ostermarsch am Karfreitag wird unter anderem ein
Vorstandsmitglied der Friedensnobelpreisträgerin ICAN sprechen. Die
Organisation hat in den vergangenen Jahren maßgeblich Einfluss auf die
Initiierung des UN-Atomwaffenverbotsvertrags gehabt. "Wir fordern mit
dem Gronauer Ostermarsch, dass die Bundesrepublik Deutschland dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitritt und dementsprechend die
Urananreicherung, Uranexporte und die Lagerung von US-Atomwaffen in
Deutschland beendet," erklärte Peter Bastian vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen. Die alte Bundesregierung weigerte sich
bisher, dem UN-Vertrag beizutreten. Von der neuen Bundesregierung
fordern die Initiativen und der BBU eine rasche Kurskorrektur sowie die
Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau.

Die OrganisatorInnen des Ostermarsches in Gronau hoffen auf eine rege
Beteiligung, um ein deutliches Zeichen für friedliche Konfliktlösungen
und gegen weitere Eskalationen durch deutsche Uran- und Waffenexporte zu
setzen. Auch eine Vertreterin der atomkritischen Ärzteorganisation IPPNW
wird auf dem Ostermarsch sprechen. IPPNW setzt sich seit Jahren aus
zivilen wie militärischen Gründen für einen Ausstieg aus der
Urananreicherung ein."Alle, die sich für diese Ziele einsetzen wollen,
sind herzlich zur Teilnahme am Gronauer Ostermarsch eingeladen. Neben
Rede-Beiträgen wird es auch wieder Musik des Kölner Liedermachers Gerd
Schinkel geben und die VolXküche sorgt für das leibliche Wohl," so Peter
Bastian.Zur Teilnahme an dem Gronauer Ostermarsch rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, die BI "Kein Atommüll in Ahaus", das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, der AKU Schüttorf und der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf.


Hintergrundinformationen:

www.ostermarsch-gronau.de 

http://www.ostermarsch-ruhr.de 

https://www.friedenskooperative.de 

https://www.icanw.de

https://www.ippnw.de 

http://www.zeit.de/2017/35/nordkorea-atomwaffen-pakistan-abdul-qadeer-khan

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/254: Hambacher Forst - Waldhelden vor Gericht ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 13. März 2018

"Prozess in Kerpen gegen Hambach-Aktive - "The mine is not a
sandpit."



Kerpen, 13. März 2018. Seit einer Barrikadenräumung im Hambacher Forst
am 22. Januar sitzen vier Personen in Untersuchungshaft. Ihnen wird
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte vorgeworfen, zweimal in besonders
schwerem Fall. Haftgrund ist Fluchtgefahr - da die Beschuldigten ihre
Personalien verweigerten, soll durch die U-Haft die Durchführung des
Strafverfahrens gesichert werden. Der Prozess gegen die vier weiterhin
den Strafverfolgungsbehörden unbekannten Personen findet am 15. März um
14 Uhr vor dem Amtsgericht Kerpen statt.

Der Polizeieinsatz Anfang Januar diente dazu, die Räumungsarbeiten der
Waldwege durch RWE vor Protesten zu sichern. Am Abend musste der Versuch
aufgegeben werden, ohne alle Wege geräumt zu haben. Vielleicht auch deswegen
möchte der Staat seine Macht demonstrieren und nutzt mehr Mittel, um
repressiv vorzugehen. Eines davon ist die Verhängung von Untersuchungshaft
und Anklage auf Grund einer unüblich weit gefassten Auslegung des Vorwurfs
des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte. Symptomatisch für das Abwerten
des Widerstands gegen Braunkohle durch Justiz, Politik und Polizei ist auch
die Äußerung der Richterin bei der Haftprüfung: "Das hier ist kein
Kindergarten." Die unbekannte Person 3 kommentierte das in ihrem offenen
Brief: "And the mine is not a sandpit." (Und der Tagebau ist kein
Sandkasten.) Damit macht die Angeklagte deutlich, dass sowohl die
entschlossenen Aktionen für den Erhalt des Hambacher Forsts und gegen den
Tagebau als auch die damit zusammenhängenden Risiken bewusst entschieden
sind. Braunkohleabbau trage zum Klimawandel bei und zerstöre auch lokal
durch die Abholzung des Hambacher Forsts und eine hohe Feinstaubbelastung
viel.

Aus Solidarität mit den Gefangenen gingen in den letzten Wochen an zwei
Aktionstagen hunderte Menschen aus Deutschland und darüber hinaus auf die
Straßen. "Unverständnis und Entsetzen über die sieben Wochen Haft sind
teilweise sehr hoch. Empörung sollte sich nicht nur gegen die
Einzelentscheidungen richten, sondern gegen Staat und Justiz, die mit
diesen ihre Aufgabe von der Aufrechterhaltung der Ordnung - in der unter
anderem RWE Braunkohle abbauen darf - erfüllen. Die Gesetze die gegen uns
angewendet werden, wurden von Menschen gemacht und gerade werden sie
verschärft", so Unterstützer*innen auf ihrem Blog.




Hintergrundinformationen:

hambacherforst.org,

abcrhineland.blackblogs.org

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/253: Hambacher Forst - Sägemühlen mahlen langsam ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. März 2018

Hambacher Wald: BUND will vors Oberverwaltungsgericht



Düsseldorf, 13. März 2018 | Der Rechtsstreit um den Schutz des Hambacher
Waldes vor dem Braunkohlentagebau geht weiter. Der nordrhein-westfälische
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat
heute beim Verwaltungsgericht Köln beantragt, die Berufung gegen das am 24.
November 2017 verkündete Urteil (14 K 1282/15) zuzulassen. Wird dem Antrag
stattgegeben, muss das Oberverwaltungsgericht des Landes in Münster über
die BUND-Klage entscheiden.

Das Verwaltungsgericht Köln hat erst unlängst die schriftliche Begründung
für das November-Urteil vorgelegt. Gegenstand des Verfahrens waren die
Zulassungen des Hauptbetriebsplans bis 2017 und des 3. Rahmenbetriebsplans
von 2020 bis 2030. Der Hauptbetriebsplan erlaubt unter anderem die sog.
Vorfeldräumung und Waldrodung. Er erfasst Teile des Hambacher Waldes. Das
Gericht wollte der BUND-Argumentation nicht folgen, wonach im
Zulassungsverfahren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) hätte
durchgeführt werden müssen. Daneben, so die BUND-Überzeugung, untersteht
der Hambacher Wald auch wegen des dortigen Vorkommens des Lebensraumtyps
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald und der Bechsteinfledermaus bzw. anderer
Arten dem Schutz eines potentiellen FFH(Flora-Fauna-Habitat)-Gebiets.

Unmittelbar nach der Klageabweisung hatte der BUND beim
Oberverwaltungsgericht (OVG) eine Zwischenverfügung für einen Rodungsstopp
im Hambacher Wald erwirkt. Das OVG sah 'gewichtige fachliche Anhaltspunkte'
für die Existenz eines FFH-Gebietes im Hambacher Wald. In der Folge hatte
das Land NRW keine neue Rodungserlaubnis erteilt.

Der BUND ist optimistisch, dass die Berufung zugelassen wird. Zum einen
bestünden ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen
Urteils. Zum anderen weise die Rechtssache besondere rechtliche
Schwierigkeiten auf und habe grundsätzliche Bedeutung. Bis zum 4. Mai hat
der BUND nun Zeit, seinen Antrag zu begründen.

Ungeachtet dessen hat die RWE Power AG bei der Bezirksregierung Arnsberg
eine neue bergrechtliche Erlaubnis beantragt. Hintergrund ist, dass die
Verlängerung der alten Hauptbetriebsplanzulassung am 31. März ausläuft. Der
BUND hat diesen Antrag angefordert, allerdings von der Bergbehörde bislang
noch nicht übermittelt bekommen.

Alle Infos zur Klage:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. März 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Redaktion: Dirk Jansen, Pressesprecher

E-Mail: dirk.jansen@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/252: Hambacher Forst - und es folgt die nächste Runde ... (Michael Zobel)


47. monatlicher Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie am
Sonntag, 18. März

von Michael Zobel, 12. März 2018






[image: Flyer für die Rote Linie am 18. März -Quelle: Michael Zobel]

Quelle: Michael Zobel



Guten Tag zusammen,

Rodungsstopp bis Oktober 2018! Noch nie waren wir dem Ziel so nah, den
kleinen Rest des einstmals so stolzen Waldes retten zu können. Dazu haben
viele Menschen beigetragen, die Führungen sind ein kleiner Baustein auf dem
Weg zum großen Ziel...

Den sensationellen Rodungsstopp haben wir alle in erster Linie den nicht
nachlassenden juristischen Bemühungen des BUND NRW zu verdanken. Aber auch
der Bewegung, zu der wir mittlerweile geworden sind, unter anderem der
Petition und den vielen Menschen, die an den Rote Linien Aktionen
teilgenommen haben. Ein ganz dickes Dankeschön dafür!

Doch der Wald ist noch längst nicht sicher vor der Zerstörungswut von RWE.
Sowohl die aktuelle Landesregierung als auch die neue Bundesregierung sind
alles andere als ambitioniert in Sachen Klima Schutz und Kohleausstieg.

Auf zum nächsten Waldspaziergang - kommt mit am 18.3.2018


Die Sonntagsspaziergänge im Hambacher Wald werden fortgesetzt. Mehr als
11.900 Menschen haben in den vergangenen vier Jahren an fast 150 Führungen
teilgenommen, ein unfassbarer Erfolg!

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 18. März, 15. April, 13. Mai, 10. Juni,
15. Juli...

Sonntag, 18. März, Rote Linie- Wald statt Kohle - 47 Monate
Waldspaziergang... 

Die erste Rodungs-Verhinderungs-Saison ist zu Ende. Nach zwei schlimmen
Tagen im November ist kein weiterer Baum gefallen, zum ersten Mal seit 40
Jahren! Sorgen wir dafür, dass das so bleibt, setzen wir erneut ein Zeichen
der Unterstützung für die Waldschützer, die mit ihrer Anwesenheit eine
wertvolle Arbeit für uns alle leisten.

Frühjahr im Hambi, wir werden erneut zeigen, warum auch der kleine Rest des
ehemals stolzen Waldes unbedingt schützenswert ist.

Sonntag, 18. März, 47. Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie -
es ist wieder so weit

Zwischen Morschenich, den Baggern und dem Hambacher Wald werden wir erneut
ein eindrucksvolles Zeichen setzen. Rot gekleidet, mit roten Transparenten
und Bannern sagen wir "bis hierher und nicht weiter", wie 2016 und 2017
werden viele Menschen im und um den Wald unterwegs sein, rot, unüberseh-
und unüberhörbar. Bitte ab sofort rote Kleidung, rote Banner, rote
Utensilien zurechtlegen, am 18. März ab 11.30 Uhr werden wir sie brauchen.

Kommt um 11:30 Uhr nach Morschenich. Jede/r Einzelne von Euch war und ist
wichtig und wir freuen uns auf ein Wiedersehen oder erstes Kennenlernen,
denn

Wir haben was zu FEIERN....

• Die erste erfolgreiche Rodungsverhinderungssaison seit 40 Jahren [1]

• Über 67.000 Petitionsunterzeichner*innen für den Erhalt des
Hambacher Waldes [2]

• Über 12.000 Teilnehmer*innen bei fast 150 Waldspaziergängen in 4
Jahren und über 5.000 Teilnehmer*innen bei der Roten Linien am Hambacher
Wald [3]

• 'Welcome back, bats!' Bechsteinfledermäuse & Co dürfen bleiben [4]

• Sensationelle 6 Jahre Waldbesetzung [5]

 ... und sagen DANKE!

Wir freuen uns, Euch am Sonntag, am Hambacher Wald in roter Kleidung, mit
roten Kopfbedeckungen und Accessoires und festem Schuhwerk begrüßen zu
dürfen. Sitzunterlage und Geschirr fürs Picknick nicht vergessen.

Treffpunkt ist die Unterstrasse in Morschenich (52399 Merzenich) in
Richtung Tagebaukante. Dort werden Euch liebe Menschen freudig erwarten und
den Weg weisen.

S-Bahn Haltestelle: Buir, von dort verkehrt ein Shuttlebus

Veranstalter: Michael Zobel und Eva Töller + Bündnis gegen Braunkohle +
Initiative Buirer für Buir

#SeidieRoteLinie #betheredline #endcoal #hambibleibt #hambacherforst

Sagt es weiter! Verbreitet es weiter! Seid dabei!

Danke für die großartige Unterstützung auf unserem gemeinsamen Weg in eine
kohlefreie und gerechtere Zukunft.

Mit freundlichen Grüßen, bis Sonntag,

Michael Zobel, Eva Töller, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele weitere
Menschen, die sich für das Ende der Braunkohleverstromung und die Rettung
des Hambacher Forstes einsetzen

Anmeldung und weitere Infos bei Michael Zobel per Mail info@zobel-natur.de.

Weitere Informationen:

Das MobiVideo:

https://vimeo.com/257992910

Und mehr: 

https://www.facebook.com/events/605830509749492/

http://bündnis-gegen-braunkohle.de/rote-linien/rote-linie-gegen-kohle-18-03-2018/

http://www.buirerfuerbuir.de/

Verweise:

[1] https://www.bund-nrw.de/themen/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-klage-gegen-hambach/

[2] https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

[3] https://www.youtube.com/watch?v=seW1mUtXnlo

[4] https://www.youtube.com/watch?v=oyyfcHzVwqA

[5] https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 12. März 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KURSUS/4944: Bielefeld - "Englisch ganz leicht" für Anfänger, 12 Termine ab 22. März 2018


Anfängerkurs "Englisch ganz leicht"



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 22. März, beginnt in der VHS-Reihe
"Englisch ganz leicht" ein Kurs für Interessenten, die Englisch
langsam und in kleinen Schritten von Anfang an erlernen möchten. Der
an zwölf Tagen immer donnerstags von 12 bis 13.30 Uhr angebotene Kurs
in der Ravensberger Spinnerei ist besonders auch für ältere Personen
ohne Sprachlernerfahrung geeignet. Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/8303: Bonn - "Jakarta - Kulturelle Vielfalt und religiöse Spaltung" am 21.3.2018


Jakarta: Kulturelle Vielfalt und religiöse Spaltung



BN - Jakarta, Hauptstadt der Republik Indonesien, ist die größte Stadt
Südostasiens und fast 13 mal so dicht besiedelt wie das Ruhrgebiet. Am
Mittwoch, 21. März 2018, geht Dr. Timo Duile vom Institut für 
Orient- und Asienwissenschaften der Universität Bonn auf soziale Dynamiken
dieser Megastadt ein und wirft ein Schlaglicht auf die jüngsten
religiös-politischen Spannungen in der Hauptstadt eines Landes, das
lange Zeit bekannt war für religiösen und kulturellen Pluralismus. 

Die Veranstaltung der VHS findet im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1,
statt. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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EUROPA/396: Antiterror-Gesetz führt zur Zensur von Kunst und Satire (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Antiterror-Gesetz führt zur Zensur von Kunst und Satire

Pressemitteilung von Amnesty International, Sektion Schweiz, 13. März
2018



Wegen eines drakonischen Gesetzes, das die "Verherrlichung des
Terrorismus" verbietet, werden immer mehr Menschen in Spanien
strafrechtlich verfolgt. Die freie Meinungsäusserung im Netz sowie
Kunst und Satire geraten ins Visier der Terror-Ermittler, wie ein
Bericht von Amnesty International zeigt. Auch in anderen EU-Staaten
und in der Schweiz drohen im Namen der Terrorbekämpfung schwere
Eingriffe in die Grundrechte.

Der Bericht "Twittere ... wenn Du es wagst: Wie Gesetze zur
Terrorismusbekämpfung die Meinungsfreiheit in Spanien einschränken"
[1], zeigt auf, dass in Spanien zahlreiche normale Social
Media-Nutzer, aber auch Künstlerinnen, Künstler und Medienschaffende
aus Gründen der nationalen Sicherheit strafrechtlich verfolgt werden.

Das Vorgehen der Justiz hat eine abschreckende Wirkung: Menschen in
Spanien haben zunehmend Angst, umstrittene Ansichten zu äussern oder
kontroverse Witze zu machen. "Politische Satire wird kriminalisiert,
Rapper werden für ihre Songtexte ins Gefängnis gesteckt. Das zeigt wie
wenig heute in Spanien noch toleriert wird", sagt Esteban Beltrán,
Direktor von Amnesty International Spanien.

"Menschen können strafrechtlich verfolgt werden, nur weil sie etwas
sagen, twittern oder singen, das als geschmacklos oder schockierend
angesehen wird. Das darf nicht sein! Spaniens weit gefasstes und vage
formuliertes Terrorgesetz hat zur Folge, dass die freie
Meinungsäusserung und die Freiheit der Kunst in Frage gestellt sind".


Artikel 578

Wer Terror "verherrlicht" oder "die Opfer des Terrorismus oder ihre
Angehörigen demütigt", dem drohen gemäss Artikel 578 des spanischen
Strafgesetzbuches Geldstrafe, Berufsverbot im öffentlichen Dienst und
sogar Gefängnis. Die Zahl der nach diesem Artikel angeklagten Personen
stieg von 3 im Jahr 2011 auf 39 im Jahr 2017. Allein in den letzten
zwei Jahren wurden fast 70 Personen verurteilt.

Seit 2014 führten vier koordinierte Polizeieinsätze in Spanien -
genannt "Spinnen-Operationen" - dazu, dass zahlreiche Personen
verhaftet wurden, weil sie Nachrichten auf Social Media-Plattformen,
vor allem auf Twitter und Facebook, veröffentlicht hatten.


Klima der Selbstzensur

Rechtsanwalt Arkaitz Terrón sagte Amnesty International, er sei wegen
neun Tweets "wie ein Terrorist behandelt" worden. Er hatte auf Twitter
unter anderem einen Witz über die Ermordung von Premierminister Luis
Carrero Blanco durch die ETA während der Franco-Diktatur 1973 gemacht.
Arkaitz Terrón wurde wegen "Verherrlichung des Terrorismus" angeklagt,
später aber freigesprochen.

Ein anderer Mann, J.C.V., der wegen 13 Tweets zu einer einjährigen
Bewährungsstrafe verurteilt wurde, sagte zu Amnesty International:
"Das Ziel der Behörden ist es, ein Klima der Selbstzensur in der
Bevölkerung zu schaffen. Und sie hatten Erfolg mit mir."

Cassandra Vera, eine 22-jährige Studentin, wurde 2017 zu einer
einjährigen Bewährungsstrafe verurteilt, weil sie die Opfer des
Terrorismus "erniedrigt" habe. Auch sie hatte auf Twitter Witze über
Luis Carrero Blanco gemacht, der vor 44 Jahren durch eine Bombe der
ETA getötet wurde, die sein Auto 20 Meter in den Himmel hob. "Die ETA
hatte nicht nur eine Dienstwagen-Politik, sondern auch ein
Raumfahrtprogramm", scherzte sie. Die Strafe führte zum Verlust ihres
Universitätsstipendiums und sie erhielt für sieben Jahre Berufsverbot
im öffentlichen Dienst.


Gefängnis für Rapper

Im Kampf gegen den Terror und zum Schutz der nationalen Sicherheit
kann die Einschränkung der Meinungsfreiheit in bestimmten Fällen
legitim sein. Das umfassende und vage formulierte Gesetz gegen die
"Verherrlichung des Terrorismus" und die "Erniedrigung" seiner Opfer
führt in Spanien jedoch auch zur Einschränkung der künstlerischen
Freiheiten.

Im Dezember wurden zwölf Rapper des Kollektivs "La Insurgencia" zu
jeweils mehr als zwei Jahren Gefängnis und Geldstrafen verurteilt. Der
Vorwurf: Sie hätten die kommunistische Untergrundgruppe GRAPO
"verherrlicht", eine Organisation, die - wie die ETA - heute gar nicht
mehr aktiv ist. Auch andere Kultur- und Medienschaffende sind in
Spanien wegen Artikel 578 ins Visier der Terror-Ermittler geraten.


Einschränkungen der Meinungsfreiheit auch in der Schweiz


Bis September 2018 soll europaweit eine EU-Richtlinie zur
Terrorismusbekämpfung umgesetzt werden, welche unter anderem die
"Verherrlichung" von Terror als Straftat taxiert. "Die Lehre aus
Spanien muss lauten, dass vage definierte Terrorbestimmungen das Recht
auf freie Meinungsäusserung ernsthaft gefährden", sagt Patrick Walder,
verantwortlich für Sicherheit und Menschenrechte bei Amnesty Schweiz.

Auch die Schweiz hat mit dem neuen Nachrichtendienstgesetz ein
weitgehendes Propaganda-Verbot für Terrorismus eingeführt, was in der
Öffentlichkeit noch kaum bemerkt wurde. Das Nachrichtendienstgesetz,
das seit September 2017 in Kraft ist, hält fest: Wer für eine
verbotene Organisation oder "für ihre Ziele Propagandaaktionen
organisiert" wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft
(Artikel 74).

"Verboten wird also nicht nur die direkte Aufforderung zu Gewalt, was
zulässig ist, sondern auch Propaganda für die Ziele einer verbotenen
Organisation, was problematisch ist. Denn die Ziele solcher
Organisationen können durchaus legitime Anliegen sein, wie z.B. ein
kurdischer Staat", sagt Patrick Walder. "Regierungen sollen die
direkte Aufforderung zu Gewalt unter Strafe stellen. Aber sie dürfen
die freie Meinungsäusserung nicht mit vagen Definitionen wie
'Terror-Propaganda' kriminalisieren. Das Beispiel Spanien zeigt
deutlich, wohin das führen kann."

Das problematische Propaganda-Verbot soll neu auch im Strafgesetz
eingeführt werden, zumindest fordert dies eine Parlamentarische
Initiative (15.407), die im Parlament diskutiert wird. Das Verbot
würde damit noch einmal massiv ausgeweitet. Auch das Gesetz über
Polizeimassnahmen gegen sogenannte "Gefährder", das der Bundesrat in
die Vernehmlassung geschickt hat, basiert auf schwammigen
Definitionen, die zu massiven Eingriffen in die Freiheitsrechte von
Personen führen können, welche die Polizei für "potentiell gefährlich"
hält.


Anmerkung:

[1] https://www.amnesty.ch/de/laender/europa-zentralasien/spanien/dok/2018/antiterror-gesetz-fuehrt-zur-zensur-von-kunst-und-satire/how_counter_terrorism_laws_restrict_freedom_of_expression_in_spain.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/879: Rote Hilfe e.V. verurteilt Polizeigewalt nach Antirepressionsdemonstration in Chemnitz (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 13.03.2018

Rote Hilfe e.V. verurteilt Polizeigewalt nach

Antirepressionsdemonstration in Chemnitz



Am Sonntag, den 11. März 2018, fand in Chemnitz eine
Anti-Knast-Demonstration statt, die sich mit kämpfenden Gefangenen
solidarisierte. Nach der Veranstaltung kam es zu gewalttätigen Übergriffen
der Polizei gegenüber einigen Teilnehmer*innen.

Die Demonstration selbst kann als Erfolg gewertet werden: Eine
Zwischenkundgebung vor dem Chemnitzer Frauengefängnis erinnerte an einen
Streik der Insassinnen im letzten Jahr, mit dem diese sich gegen unwürdige
Arbeitsbedingungen zur Wehr setzten. Die Kundgebung wurde mit begeisterten
Reaktionen der Inhaftierten belohnt.

Nach dem Ende der Demonstration waren etwa 50 Teilnehmer*innen auf dem Weg
zu einer kurdischen Kundgebung gegen die derzeitigen türkischen
Kriegshandlungen in Afrin. Unterwegs beobachteten die Aktivist*innen, wie
die Polizei andere abreisende Genoss*innen kontrollierte, und bekundeten
spontan ihre Solidarität mit den Betroffenen. Aufgrund des sich
formierenden Protests gegen diese seitens der Beamt*innen nicht begründbare
Maßnahme wurde diese kurzerhand als allgemeine Verkehrskontrolle
deklariert. Mehrere der hinzu gekommenen Aktivist*innen wurden
aufgefordert, sich zu entfernen. Sie kamen dieser Aufforderung jedoch nicht
nach, sondern unterstützten die Betroffenen weiterhin. Daraufhin wurden sie
von den Beamt*innen unter Einsatz des Schlagstocks gewaltsam vertrieben.

Nach der Fahrzeugkontrolle konnten alle Beteiligten ihren Weg zunächst
ungehindert fortsetzen. Die Polizei folgte jedoch den Aktivist*innen, die
vorab ihre Solidarität mit den von der polizeilichen Maßnahme Betroffenen
gezeigt hatten, und griff zunächst eine Person ohne Vorwarnung brutal
hinterrücks an. Aufforderungen, die Gewalt zu unterlassen, wurden mit
weiteren Angriffen beantwortet und führten dazu, dass die gesamte Gruppe
eingekesselt wurde. Alle Aktivist*innen wurden einer ED-Behandlung
unterzogen, zwei wurden gewaltsam in Gewahrsam genommen. Erhoben wurden die
üblichen Vorwürfe wie Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und gefährliche
Körperverletzung.

Die Rote Hilfe verurteilt die Polizeigewalt, die gegen die größtenteils
noch sehr jungen Teilnehmer*innen einer friedlichen Solidaritätskundgebung
willkürlich zum Einsatz kam. Dazu erklärt Heiko Lange, Mitglied im
Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.: "Die gegenseitige Solidarität ist eine
der stärksten Waffen linker Aktivist*innen und den Repressionsbehörden
daher ein Dorn im Auge. Die von den Beamt*innen hier angewandte Gewalt soll
die Beteiligten, aber auch Außenstehende abschrecken und solidarisches
Verhalten so unattraktiv wie möglich machen. Davon dürfen wir uns jedoch
nicht einschüchtern lassen. Es gilt vielmehr, unseren Zusammenhalt
zukünftig noch zu stärken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.03.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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ATTAC/1891: EU-Afrika - NGO-Bündnis fordert Moratorium für Handelsabkommen


Attac Deutschland

Gemeinsame Pressemitteilung - 15. März 2018

 Zu schwach und kontraproduktiv: Kritik an EU-Partnerschaften mit
afrikanischen Ländern



(Berlin/Aachen/Frankfurt/Heidelberg) Mehrere deutsche
Entwicklungsorganisationen haben an die neue Bundesregierung appelliert,
die zwangsweise Öffnung afrikanischer Märkte durch die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA - Englisch: Economic Partnership
Agreements/EPA) der Europäischen Union mit Afrika auszusetzen.

Mit Blick auf die Regierungsbildung sei es nun an der Zeit, die
Handelsbeziehungen zwischen Afrika und Europa neu zu gestalten, fordern
Germanwatch, Brot für die Welt, MISEREOR, die Kirchliche Arbeitsstelle
Südliches Afrika (KASA) und Attac Deutschland.

"Mit ihrer Absichtserklärung, man wolle 'Vorreiter für eine faire
Handelspolitik mit Afrika' sein und die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der EU mit den afrikanischen Staaten
daraufhin überprüfen, ob sie der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung dienen, weist die Koalitionsvereinbarung in die richtige
Richtung", urteilt Boniface Mabanza von der KASA. Dennoch greife der
Vorschlag von Union und SPD viel zu kurz und werde den Interessen der
afrikanischen Staaten nicht gerecht.

"Deswegen schlagen wir vor, die zwangsweise Öffnung afrikanischer Märkte
durch die Interimsabkommen der EU mit Ghana, der Elfenbeinküste und
Kamerun einzufrieren, keine weiteren Abkommen dieser Art zu forcieren
und alle Verhandlungen im Rahmen der WPA einzustellen. Denn die damit
verbundene Liberalisierung des Handels ist für die Staaten Afrikas von
Nachteil und dient vor allem den Interessen der EU", sagt Kerstin Lanje,
entwicklungspolitische Referentin bei MISEREOR.

Panafrikanische Freihandelszone 

Ferner steht im Koalitionsvertrag, dass die zukünftige Bundesregierung
die Afrikanische Union beim Aufbau einer einheitlichen panafrikanischen
Freihandelszone unterstützen will.

"Die angestrebte Integration in den verschiedenen Wirtschaftsregionen
Afrikas wird durch diese Einzelabkommen massiv behindert, indem die EU
etwa in Westafrika für Ghana und Côte d'Ivoire andere Außenzölle
erzwingt als in der gemeinsamen Zollunion", so Francisco Mari, Referent
für Agrarhandel bei Brot für die Welt. Dadurch würden EU-Dumpingexporte
auch die Nachbarländer überschwemmen, die gar kein Abkommen wollen.

"Die so genannten Wirtschaftspartnerschaftsabkommen stellen einen tiefen
Angriff auf die Wirtschaftsstrukturen afrikanischer Länder und Regionen
dar. Kleinbäuerinnen und Kleinbauern werden einer unfairen Konkurrenz
mit der EU ausgesetzt", betont Roland Süß von Attac Deutschland. "Die
Abkommen führen zu massiven Verlusten von Staatseinnahmen durch
Zollabbau. Darüber hinaus sprechen sie den afrikanischen Ländern das
Recht ab, strategische Partnerschaften mit Drittländern mit einem
bestimmten Anteil am Welthandel abzuschließen. Somit stören sie viele
der Prozesse, die die Afrikanische Union anstößt."

Die fühnf Organisationen fordern daher, dass sich Deutschland für ein
Moratorium der WPA einsetzt, um dazu beizutragen, dass die
EU-Afrika-Beziehungen auf eine neue, fairere Basis gestellt werden können.


Dokumentation und Positionspapier

Im Vorfeld der von den Bundesministerien für Finanzen und
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung organisierten "G20 Africa
Partnership Conference. Investing in common future" organisierten Brot
für die Welt, Misereor, Germanwatch, Attac Deutschland und KASA eine
Alternativkonferenz. Die Dokumentation dieser alternativen
Handelskonferenz ist jetzt unter dem Titel "Die Chance ergreifen. Die
EU-Afrika-Handelsbeziehungen neu gestalten" veröffentlicht worden. In
ihr kommen führende Persönlichkeiten der handelspolitischen Szene des
afrikanischen Kontinents zu Wort, die an den Verhandlungen über die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen teilgenommen haben und ihre
Erfahrungen nach mehr als 15-jährigen Gesprächsprozessen mit der EU
beschreiben. Ein ergänzendes Positionspapier beschreibt auf Grundlage
der Analysen dieser afrikanischen Expertinnen und Experten, wie Wege aus
der Verhandlungskrise der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen aussehen
müssten.

Dokumentation "Die Chance ergreifen. Die EU-Afrika Handelsbeziehungen
neu gestalten": 

www.attac.de/doku-eu-akfrika-konferenz

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/1890: Geheime Steuerdeals zwischen Konzernen und EU-Staaten auf Rekordhoch


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. März 2018

Trotz Luxleaks: Geheime Steuerdeals zwischen EU-Staaten und Konzernen
auf Rekordhoch

Steuerdeals sowie länderweise Konzernberichte müssen öffentlich
sein!



Geheime Steuerabsprachen zwischen EU-Regierungen und multinationalen
Konzernen - wie sie etwa im LuxLeaks-Skandal öffentlich wurden - haben
ein neues Rekordhoch erreicht. Dies belegen neue Daten der Europäischen
Kommission.(1) Besonders bemerkenswert: Die Anzahl dieser Absprachen
(Advance Pricing Agreements, APAs) nimmt trotz der von der Kommission
angestrengten Verfahren wegen unzulässiger Beihilfe gegen Staaten wie
Luxemburg, die Niederlande oder Irland zu. Die Leidtragenden sind
oftmals andere Staaten, denen Millionen Euro an Steuereinnahmen entgehen
- darunter häufig gerade die ärmsten Länder der Welt.

Belgien an der Spitze

Am auffälligsten ist, dass die Zahl der besonders problematischen
unilateralen Absprachen um 64 Prozent von 1252 Ende 2015 auf 2053 Ende
2016 angestiegen ist. (Für 2017 liegen noch keine Daten vor). Mit 1081
APAs hat Belgien Luxemburg als das Land mit der höchsten Anzahl
überholt. Luxemburg liegt mit 599 Absprachen an zweiter Stelle. Die
Niederlande liefern keine Zahl der geltenden Abkommen. Nach Schätzungen
der Organisation Eurodad rangieren sie in der Rangliste auf Platz zwei
zwischen Belgien und Luxemburg.(2)

Attac: Können uns nicht auf Regierungen verlassen

"Nicht einmal die großen Steuerskandale wie LuxLeaks und die Verfahren
der EU-Kommission halten einige Regierungen davon ab, immer neue geheime
Steuerdeals mit multinationalen Konzernen abzuschließen", kritisiert
Detlev von Larcher, Steuerexperte von Attac Deutschland. "Das zeigt: Wir
können uns nicht auf die Regierungen und ihre Steuerverwaltungen
verlassen, wenn es darum geht, dass Konzerne ihren gerechten Beitrag zum
Gemeinwohl leisten."

Attac fordert daher, dass alle Steuerabsprachen zwischen Konzernen und
Staaten veröffentlicht werden müssen. Vor allem aber sollten Konzerne
öffentlich machen müssen, wie viel Gewinne sie je Land machen und wie
viel Steuern sie zahlen. Dies wird auch vom EU-Parlament gefordert, doch
viele Regierungen - darunter auch Deutschland - wollen, dass Konzerne
weiter Geheimniskrämerei bei ihren Geschäften betreiben können.

Attac fordert Gesamtkonzernsteuer

Um die Steuertricks multinationaler Konzerne wirksam zu bekämpfen,
fordert Attac eine Gesamtkonzernsteuer mit Mindeststeuersätzen in der
EU. Dabei werden Konzerntöchter auf Basis des global erzielten Gewinns
eines Konzerns besteuert. Dieser Gewinn wird je nach realer
Wertschöpfung anteilig auf Länder aufgeteilt und dann entsprechend
besteuert. Die Gewinnverschiebungen zwischen Konzerntöchtern hätten
damit ein Ende.


Anmerkungen:

(1)Quelle: http://bit.ly/2FUnVOk

Advance Pricing Agreements (APAs) sind in einem
Vorabverständigungsverfahren getroffene geheime Vereinbarungen, die
zwischen multinationalen Unternehmen und Regierungen unterzeichnet
werden, um die zukünftigen Bedingungen der Besteuerung festzulegen. Der
LuxLeaks-Skandal und die darauffolgenden Fälle von staatlichen Beihilfen
haben gezeigt, dass sie die Grundlage für Unternehmenssteuervermeidung
schaffen können, bei der einige Unternehmen ihre Steuersätze auf weniger
als 1 % senken. Die unglaubliche Anzahl an APAs macht eine Überprüfung
durch die Kommission kaum möglich. Zudem haben die Kommission und die
Öffentlichkeit nur sehr begrenzte Kenntnisse über den tatsächlichen
Inhalt dieser höchst vertraulichen Absprachen.

(2) Ein ausführliches Briefing zur Problematik hat die Organisation
Eurodad verfasst: 

http://eurodad.org/files/pdf/5aa983be17a09.pdf




Attac-Kampagne für eine Gesamtkonzernsteuer:

www.attac.de/konzernbesteuerung

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/246: Militär kann keine Option gegen Terrorismus sein (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 15.03.2018

Militär kann keine Option gegen Terrorismus sein - Kampagne "MACHT
FRIEDEN." ruft zu Protesten gegen Mandatsverlängerung auf



Berlin/Bonn. - Anlässlich der heutigen ersten Lesung des Antrags der
Bundesregierung auf Verlängerung und Erweiterung des Bundeswehrmandats für
Syrien und den Irak erneuert die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen
für Syrien" ihre Forderung nach einem Ende des Bundeswehreinsatzes.
Gleichzeitig fordert sie alle Parlamentarier*innen auf, sich verstärkt für
zivile Lösungen im Syrienkrieg und im Kampf gegen den Terrorismus
einzusetzen. Zudem ruft die Kampagne zu einer Protestaktion am 18. März
2018 vor dem Bundestag auf sowie zu Protesten gegen die deutsche Mitwirkung
an Militäreinsätzen in Syrien und im Irak bei den Ostermärschen.

Der Bundeswehreinsatz gegen den sog. Islamischen Staat (IS) in Syrien soll
auf Wunsch der Bundesregierung um einen militärischen Ausbildungseinsatz im
Irak erweitert werden. Das Mandat soll zunächst bis Ende Oktober 2018
erteilt werden. Die Kampagne "MACHT FRIEDEN." lehnt das Mandat ab. "Schon
die militärische Einsatzunterstützung der sog. Anti-IS-Koalition durch die
Bundeswehr halten wir für einen Fehler, dessen unmittelbare und mittelbare
Folgen nicht absehbar sind. Was geschieht nun zusätzlich mit dem
militärischen Wissen und den Fähigkeiten, die deutsche Soldat*innen dem
irakischen Militär vermitteln sollen? Wo und wie und gegen wen werden diese
Fähigkeiten eingesetzt? Stellen wir wieder in ein, zwei Jahren fest, dass
unsere ehemaligen Partner*innen plötzlich mit unserem Know-How gegen "die
Falschen" kämpfen? Schon bei Rüstungsexporten ist die sogenannte
Endverbleibskontrolle mehr Wunsch als Realität. Beim militärischen
"capacity building" dürfte das nicht anders aussehen", so Elise Kopper,
Campaignerin der Kampagne. Zudem stehe die Verknüpfung dieser beiden
völkerrechtlich völlig unterschiedlich zu bewertenden Aufträge in einem
Mandat juristisch betrachtet auf tönernen Füßen.

Der Terrorismus des IS kann nach Überzeugung der Kampagne "MACHT FRIEDEN."
langfristig nur mit zivilen Mitteln bekämpft werden. Die militärische
Intervention gießt nur weiterhin Öl ins Feuer: Jedes zivile Opfer, das die
Anti-IS-Koalition mit ihren Luftschlägen verursacht, gibt der Propaganda
des sog. IS neue Legitimation. Zivile Mittel wie die Schaffung von
Ausstiegsprogrammen für IS-Anhänger*innen oder die Unterbindung von
Finanzströmen zur Finanzierung des Terrors sind deutlich
erfolgversprechendere Maßnahmen zur nachhaltigen Bekämpfung des
Terrorismus.

Die Kampagne ist zudem entsetzt über die derzeitige Eskalation der Gewalt
in Ost-Ghuta und im nordsyrischen Afrin und das Leiden der
Zivilbevölkerung. In ihrer Erklärung zum Ostermarsch fordert "MACHT
FRIEDEN." die Einstellung der Kämpfe durch alle Beteiligten. "In Afrin
kämpfen beide Seiten mit Waffen aus Deutschland. Das unterstreicht die
Dringlichkeit, jegliche Rüstungslieferungen zu unterlassen", heißt es in
der Erklärung.

Der Antrag der geschäftsführenden Bundesregierung auf Verlängerung des
Bundeswehrmandats wurde heute zunächst zur Beratung an die zuständigen
Ausschüsse weitergegeben. Die Abstimmung über das Mandat wird
voraussichtlich Ende kommender Woche stattfinden. Die Kampagne kündigt für
Sonntag, den 18.03.2018, um 13 Uhr eine Protestaktion vor dem
Reichstagsgebäude in Berlin an.


Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird von 25
Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung getragen,
darunter die IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der
Versöhnungsbund und pax christi. Mehr Informationen über die Kampagne und
die beteiligten Trägerorganisationen: 

www.macht-frieden.de



Alle Informationen zur öffentlichen Aktion am Sonntag, dem 18.03.2018, 13
Uhr in Berlin:

http://www.macht-frieden.de/aktiv-werden/protestaktion-maerz-2018

Den Aufruf zum Ostermarsch der Kampagne finden Sie unter:

https://www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2018

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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TREFF/225: Bielefeld - Vortrag & Lesung 'Schwarzbuch Migration' am 20. März 2018


Bielefelder Aktionswochen gegen Rassismus 2018

Vortrag & Lesung mit Prof. Dr. Karl-Heinz Meier-Braun im Rahmen der
Bielefelder Aktionswochen gegen Rassismus 2018



Karl-Heinz Meier-Braun erinnert an die lange Geschichte der
Ausländerdebatten in der Bundesrepublik und zeigt, dass Deutschland
schon lange ein Einwanderungsland ist, auch wenn viele das nicht
wahrhaben wollen.

Damals wie heute versucht die deutsche Politik, mit aller Macht den
"Flüchtlingsstrom" zu begrenzen. Dabei nimmt sie vieles in Kauf:
schmutzige Deals mit fragwürdigen Regimen und brutalen Milizen, immer
mehr tote Flüchtlinge im Mittelmeer und in der Sahara, eine Aufrüstung
an den Außengrenzen der EU, menschenunwürdige Zustände in den
überfüllten Auffanglagern in Italien und Griechenland, Abschiebungen
in Krisenländer sowie eine fortschreitende Aushöhlung des Asylrechts
in Deutschland.

In Kooperation mit dem Integrationsrat der Stadt Bielefeld. Der
Eintritt ist frei. Die Veranstaltung findet auf der Literaturbühne im
Erdgeschoss der Stadtbibliothek am Neumarkt statt. Die Stadtbibliothek
Bielefeld beteiligt sich im März mit vier Veranstaltungen an den
"Bielefelder Aktionswochen gegen Rassismus".

Ort: Stadtbibliothek

Neumarkt 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 515000, Fax 0521 / 513387

Veranstalter: Stadtbibliothek Bielefeld

Termine: 20.03.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/5994: Bielefeld - "Lyrik & Wein" - Satiren von Heinrich Böll am 21.3.2018


Lyrik und Wein Lesung mit Helmut Westhausser und Ulrich Schmidt

Heinrich Böll (1917 - 1985): Doktor Murkes gesammeltes Schweigen und
andere Satiren. 1958



Die Titel gebende Kurzgeschichte des genannten Sammelbandes ist in
einer Rundfunkanstalt der Nachkriegszeit angesiedelt, genauer gesagt
in der Kulturabteilung des Senders. Eine Rede soll für den Hörfunk
eingesprochen werden, dem Autor kommen Zweifel wegen gewisser
Formulierungen, der Referent ringt mit Grammatik und Sendezeit. Das
absurde Theater nimmt seinen Lauf. Heinrich Böll wäre nicht der
spätere Träger des Nobelpreises für Literatur 1972, wenn diese
Geschichte nicht mehr als nur eine Bedeutungsebene ansprechen würde.
Der Abend möchte an einen Glanzpunkt der deutschen Literaturgeschichte
erinnern!

Anmeldung unter 0521-513767 oder per Email: info@museumhuelsmann.de

Eintritt: 17,- EUR (inkl. Getränke und Häppchen in zwei Pausen)

Ort: Museum Huelsmann, Kunst + Design

Ravensberger Park 3, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 513767, Fax 0521 / 513768

Rubrik: Vorträge/Führungen/Lesungen

Internet: http.//www.museumhuelsmann.de

Termin: Mittwoch, 21.03.2018, 19:00 - 21:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSICHTEN/8216: Und morgen, den 16. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.03.2018 bis zum 17.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8216 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Himmel grau und Himmel blau,

kalte Winde, starke Bö'n

und im Bett im Wärmestau

schläft Jean-Luc und träumt noch schön.
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GENFRUCHT/027: Klage wegen Risiken von Gentechnik-Soja ist zulässig (Testbiotech)


Testbiotech - Pressemitteilung vom 14. März 2018

Gerichtshof der EU stärkt das Vorsorgeprinzip

Klage wegen Risiken von Gentechnik-Soja ist zulässig



14. März 2018 / Der Gerichtshof der EU (EuGH) hat heute das Recht von
Nichtregierungsorganisationen bestätigt, Fragen bezüglich der
gesundheitlichen Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen gerichtlich
überprüfen zu lassen. Im vorliegenden Fall geht es um Gentechnik-Sojabohnen
der Firmen Monsanto und Pioneer, die nach Einschätzung von Testbiotech und
anderer ExpertInnen nicht ausreichend auf gesundheitliche Risiken getestet
wurden. Die EU-Kommission wollte es Testbiotech verwehren, die
Importzulassung gerichtlich überprüfen zu lassen. Gegen diese
Rechtsauslegung hatte Testbiotech eine Grundsatzklage beim EuGH eingereicht
(T-33/16). Der Gerichtshof hat die Klage jetzt für zulässig erklärt.

"Die EU-Kommission hat den Import gentechnisch veränderter Pflanzen auf der
Grundlage von unzureichenden Risikoprüfungen erlaubt. Dann hat sie versucht
zu verhindern, dass der EuGH diese Zulassungen überprüft", sagt Christoph
Then von Testbiotech. "Die jetzige Entscheidung stellt einen Etappensieg
dar, der das Vorsorgeprinzip in der EU stärkt."

Im Mai 2015 hatte Testbiotech gemeinsam mit der Organisation GeneWatch UK
einen Antrag auf Überprüfung einer Importzulassung für
Gentechnik-Sojabohnen mit veränderter Ölqualität eingereicht. Die
EU-Kommission hatte zunächst die Fristen zur Beantwortung der Beschwerde um
Monate überzogen. Dann behauptete sie, man könne gemäß der entsprechenden
EU-Verordnung (1367/2006) nur Umweltrisiken überprüfen lassen, nicht aber
Risiken für die menschliche Gesundheit. Dieser Rechtsauffassung wurde jetzt
vom EuGH widersprochen.

Testbiotech hat am EU-Gericht zwei weitere Klagen gegen Importzulassungen
von Gentechnik-Soja eingereicht. In einem Fall wurden Sojabohnen von dem
US-Konzern Monsanto gentechnisch so verändert, dass sie Insektengifte
produzieren. Hier besteht u.a. die Gefahr, dass die Insektengifte
allergische Reaktionen auf Inhaltsstoffe von Sojabohnen verstärken (C-82/17
P). Im anderen Fall wurden Sojabohnen von der Firma Bayer gegen die
Anwendung von gleich mehreren Herbiziden resistent gemacht. Die damit
verbundenen gesundheitlichen Risiken wurden aber nicht überprüft
(T-173/17).

Testbiotech sieht die anhängigen Klagen als Pilotprojekt, mit denen
rechtliches Neuland beschritten wird. Nachdem jetzt entschieden wurde, dass
entsprechende Klagen zulässig sind, muss geklärt werden, wie das Gericht
mit wissenschaftlich begründeten Einwänden umgeht und welche Rolle das
Vorsorgeprinzip dabei spielt. Unklar ist auch, welche Beweislast die
EU-Kommission für den Nachweis der Sicherheit der gentechnisch veränderten
Pflanzen trägt. Diese Fragen sind mit dem jetzt ergangenen Urteil nicht
abschließend beantwortet. Testbiotech hat der höchsten Instanz des
EU-Gerichtes aber bereits Fragen vorgelegt (C-82/17 P), die Aufschluss
darüber geben sollen, wie das EU-Gericht in diesem Zusammenhang mit
wissenschaftlich begründeten Bedenken umgeht.


Links:

Die Klagen von Testbiotech:

https://www.testbiotech.org/node/1627

Pressemitteilung des EuGH zur heutigen Entscheidung:

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_887758/en/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2018

Testbiotech e. V.

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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HOLLAND/003: Niederlande - Frontalangriff auf die Demokratie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 15. März 2018

Niederlande: Frontalangriff auf die Demokratie



München - 15.03.2018. Seit dem 1. Juli 2015 ist es in den Niederlanden
möglich, eine Volksabstimmung gegen bereits erlassene Gesetze zu
erzwingen, vorausgesetzt die dafür nötige Anzahl an Unterstützern
kommt zusammen. Des Ergebnis ist dann zwar für die niederländische
Regierung nicht bindend, dennoch trägt das Verfahren erheblich zu
einer demokratischen Diskussion unter Einbezug der Öffentlichkeit bei.

Bis jetzt wurde diese Möglichkeit bereits einmal genutzt: 2016 gab es
eine Volksabstimmung über das Assoziierungsabkommen der Europäischen
Union mit der Ukraine, bei dem sich die Bürger gegen dieses
entschieden. Das ist zumindest schon mal besser als in Deutschland, wo
es keine Beteiligungsmöglichkeit für Bürger gab.

Nun soll erneut ein Referendum in den Niederlanden im Bezug auf das
immer noch umstrittene Freihandelsabkommen CETA stattfinden. Doch
siehe da: die Regierung plant, dieses demokratische Instrument noch
vorher schnell abzuschaffen. Dagegen wehren sich Arjen Nijeboer und
Niesco Dubbelboer von Meer Democratie, der niederländischen NGO und
Partnerorganisation von Mehr Demokratie e.V.

Roman Huber, Geschäftsführender Bundesvorstand von Mehr Demokratie
e.V. erklärt, wie es zu dem Frontalangriff auf die Demokratie kam und
was dagegen getan werden kann:


So heimtückisch wollen die Niederlande CETA durchdrücken


Von Roman Huber, Mehr Demokratie e.V. [1]

CETA - das europäisch-kanadische Freihandelsabkommen - wir erinnern
uns: Ja, das war eines dieser Abkommen mit privaten Schiedsgerichten,
die Konzernen Milliarden von Euro zusprechen, weil ihnen zukünftige
Gewinne entgehen könnten ... ein Abkommen, das das Vorsorgeprinzip
aushebelt ... ein Abkommen, bei dem nicht gewählte Beamte wichtige
Paragraphen nachträglich und ohne Parlamente ändern können.

In unserem Nachbarland Niederlande spielt sich wegen CETA gerade ein
Demokratie-Drama in sechs Akten ab. Dort könnten die Bürger/innen per
Referendum selbst über CETA entscheiden. Doch die niederländische
Regierung will das Referendums-Gesetz abschaffen. Dagegen werden wir
klagen.

1. Akt - CETA kommt - vorläufig ...

Das CETA-Abkommen wurde im Frühjahr 2017 von den europäischen Gremien
verabschiedet. Im Herbst 2017 trat der europäische Teil des Abkommens
in Kraft - vorläufig. Und bisher noch ohne die Schiedsgerichte und die
undemokratischen Ausschüsse. Damit das Abkommen endgültig wird, müssen
alle EU-Mitgliedstaaten zustimmen. Und zwar jedes Land einzeln.

2. Akt - Können die Niederlande CETA stoppen?

Eines der wenigen Länder, in dem eine Volksabstimmung über die
Zustimmung zu CETA möglich ist, sind die Niederlande. Die Hürden sind
hoch: 300.000 Unterschriften in sechs Wochen müssen gegen das
Zustimmungsgesetz gesammelt werden. Dann findet ein Referendum statt.
Schon jetzt stehen 200.000 Menschen bereit, um zu unterschreiben. Noch
bevor die Sammelfrist überhaupt begonnen hat.

3. Akt - Die Regierung will die Bürger/innen ausbremsen!

Die neu gewählte niederländische Regierung hat Angst vor einem
CETA-Referendum. Zu Recht! Deswegen will sie jetzt gleich das ganze
Referendums-Gesetz abschaffen. Wie bitte?! Ja, richtig gelesen. Die
niederländische Handelsministerin hat es öffentlich gesagt: Solange
das Referendumsgesetz existiert, wird CETA nicht ratifiziert werden.
Die Regierung möchte, dass CETA ratifiziert wird. Also muss das
Referendums-Gesetz weg. Was für eine perfide Logik!

4. Akt - Unser Joker: Referendum über das Referendum

Die Abschaffung des Referendums kann nur per Gesetz beschlossen
werden. Dagegen können wir noch ein letztes Mal das Referendum
ergreifen. Unsere Kampagne, getragen von unserer niederländischen
Partnerorganisation Meer Democratie und anderen, steht. Motto: "Rettet
das Referendum".

5. und vorletzter Akt: Der heimtückische Plan der Regierung

Die Regierung versucht, über einen heimtückischen juristischen Trick
zu verhindern, dass über die Abschaffung des Referendums durch die
Bürger/innen abgestimmt werden kann. Sie wollen das Abschaffungsgesetz
so in die Vergangenheit zurückdatieren, dass dann die erste
Sammlungsfrist bereits abgelaufen ist. Das ist sowas von
undemokratisch. Dagegen können und werden wir klagen.

Ich habe noch nie erlebt, dass dermaßen unfair gespielt wird. Wir
brauchen jetzt die besten Verfassungsrechtler, um die Hinterlist der
Regierung zu verhindern. Die sind teuer. Das Verfahren kostet 30.000
EUR. Wir wollen unserem Demokratie-Rettungs-Team in den Niederlanden
mit 10.000 EUR unter die Arme greifen. Wenn wir das Verfahren
verlieren, ist es vorbei. Dann gibt es in den Niederlanden kein
Referendum mehr.

Der letzte Akt des Dramas hat begonnen - Es geht mittlerweile nicht
mehr nur um CETA, sondern die Demokratie selbst!


Anmerkung:

[1] https://www.mehr-demokratie.de/


Weitere Infos zum Thema:

"Niederländisches Parlament will direkte Demokratie abschaffen"
- Pressemitteilung vom 23.02.2018

https://www.mehr-demokratie.de/presse/einzelansicht-pms/news/niederlaendisches-parlament-will-direkte-demokratie-abschaffen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1697: Verbände fordern - Zukünftige EU-Agrarpolitik muss gesellschaftlichen Mehrwert bringen (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Gemeinsame Pressemitteilung der Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik
vom 15. März 2018

Verbände fordern: Zukünftige EU-Agrarpolitik muss gesellschaftlichen
Mehrwert bringen

Bundesministerin Klöckner soll in Brüssel*) grundlegende Reform
vorantreiben



Eine breite Verbände-Plattform aus den Bereichen Umwelt- und Naturschutz,
Landwirtschaft, Entwicklungspolitik und Tierschutz wendet sich heute mit
einer gemeinsamen Stellungnahme zur EU-Agrarpolitik an die frisch
vereidigte Bundesministerin für Landwirtschaft und Ernährung Julia
Klöckner. Von der neuen Ministerin erwarten die Verbände, dass sie sich in
Brüssel für eine grundlegende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik einsetzt.

Die 23 Verbände fordern eine Agrarpolitik, die einen echten Mehrwert für
die gesamte Gesellschaft schafft. Dazu müssten die europäische
Förderpolitik und die Marktregeln so ausgerichtet werden, dass die
drängenden Herausforderungen gelöst werden. Probleme sehen die Verbände in
den Bereichen Umwelt-, Natur- und Tierschutz, beim Erhalt bäuerlicher
Betriebe sowie beim verantwortbaren internationalen Agrarhandel.

Die im Rahmen der EU-Agrarpolitik eingesetzten Gelder wollen die Verbände
vollständig dafür eingesetzt sehen, die Landwirtinnen und Landwirte für
konkrete Leistungen zur Verbesserung der Umweltwirkungen, der biologischen
Vielfalt und des Tierschutzes zu honorieren. Dabei wünschen sich die
Verbände für die Betriebe nicht bloß einen Ausgleich von Mehrkosten,
sondern zusätzlich eine positive Einkommenswirkung. Um kleine und mittlere
Betriebe besser zu unterstützen und die Zahlungen gerechter zu verteilen,
sprechen sich die Verbände für einen höheren Aufschlag auf die ersten
Hektare je Betrieb aus.

Um - wie von der EU-Kommission geplant - die konkrete Ausgestaltung der
einzelnen Fördermaßnahmen und Betriebs-Kontrollen von der Brüsseler Ebene
in die Verantwortung der Mitgliedstaaten und Regionen legen zu können,
fordern die Verbände einen EU-weit verbindlichen Rahmen aus anspruchsvollen
Zielen, aussagekräftigen Indikatoren und wirksamen Sanktionsmaßnahmen gegen
säumige Mitgliedstaaten.

Auch bei den EU-Regeln für die Agrarmärkte erwarten die Verbände wichtige
Änderungen. Als Konsequenz aus der drastischen Milchmarktkrise 2015/2016
werden mehr Rechte für Erzeugergruppen zur mengenbezogenen
Selbstregulierung gefordert. Für akute Marktkrisen müsse die EU auch ein
direktes Eingreifen bis hin zu mengenbegrenzenden Maßnahmen bereithalten
und staatliche Hilfszahlungen an eine Mengenbegrenzung binden. Bei Agrar-
und Lebensmittelexporten müsse die EU Dumpingeffekte verhindern. Für
Importe in die EU müsse die Einhaltung der EU-Standards gewährleistet
werden. Schließlich fordern die Verbände bei tierischen Lebensmitteln eine
einfache, abgestufte und verpflichtende Kennzeichnung für unterschiedliche
Haltungsverfahren, wie es sie für Eier bereits gibt.

(*) Am Montag, 19.03.2018, tagt in Brüssel der Agrarministerrat und
beschließt eine Stellungnahme zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2020




Die Stellungnahme der Verbände-Plattform im Netz:

www.bund.net/gap_stellungnahme

Die gemeinsame Stellungnahme wird von folgenden Organisationen getragen:


	Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), www.abl-ev.de

	Bischöfliches Hilfswerk Misereor, www.misereor.de

	Brot für die Welt, www.brot-fuer-die-welt.de

	Bundesverband Beruflicher Naturschutz (BNN), www.bbn-online.de

	Bundesverband Berufsschäfer, www.berufsschaefer.de

	Bundesverband Deutscher Milchviehhalter (BDM), http://bdm-verband.org

	Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), www.bund.net

	BUND Naturschutz in Bayern (BN), www.bund-naturschutz.de

	Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft e.V. (BÖLW), www.boelw.de

	Deutscher Naturschutzring (DNR), www.dnr.de

	Deutscher Tierschutzbund, www.tierschutzbund.de

	Deutscher Verband für Landschaftspflege (DVL), www.landschaftspflegeverband.de

	EuroNatur - Stiftung Europäisches Naturerbe, www.euronatur.org

	Germanwatch, www.germanwatch.org

	NABU - Naturschutzbund Deutschland, www.nabu.de

	NaturFreunde Deutschlands, www.naturfreunde.de

	Neuland, www.neuland-fleisch.de

	Netzwerk Solidarische Landwirtschaft, www.solidarische-landwirtschaft.org

	Schweisfurth Stiftung, www.schweisfurth-stiftung.de

	Slow Food Deutschland, www.slowfood.de

	Verband Deutscher Naturparke (VDN), www.naturparke.de

	Weidewelt, www.weidewelt.de

	Zukunftsstiftung Landwirtschaft (ZSL), www.zukunftsstiftung-landwirtschaft.de



 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung der Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik

vom 15. März 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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AGRAR/1696: Fusion Bayer-Monsanto bedroht Wettbewerb für Bauern (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Brüssel / Berlin / Hamm, 15.03.2018

Nach der konditionierten Zustimmung Chinas zur geplanten Bayer-Monsanto-Fusion:

Fusion Bayer-Monsanto bedroht Wettbewerb für Bauern


AbL fordert Nein von EU-Kommissarin Vestager und Bundesminister Altmaier



"Bäuerinnen und Bauern brauchen einen echten und fairen Wettbewerb. Der
wird durch die aktuellen und geplanten Fusionen in den Bereichen Saatgut,
Pflanzenschutz, Landmaschinen und Digitalisierung massiv gestört. Deshalb
fordern wir EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager auf, die geplante
Fusion von Bayer-Monsanto zu stoppen, anstatt sie unter unwirksamen
Auflagen zu genehmigen. Auch Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner müssen sich jetzt bei der
Kommission hierfür einsetzen", fordert Martin Schulz, Bundesvorsitzender
der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL). Die AbL ist
Drittpartei im Fusionsverfahren Bayer-Monsanto und hat in ihren
Stellungnahmen die Ablehnung der geplante Fusion ausführlich begründet.

Nach Informationen der AbL würden nach einer Bayer-Monsanto-Fusion die drei
Konzerne Bayer-Monsanto, Dow-DuPont und ChemChina-Syngenta 61% des
weltweiten Saatgutmarktes und 71% des weltweiten Pestizidmarktes
beherrschen. Alleine Bayer-Monsanto würde 31% des Saatgutmarktes, 27% des
Pestizidmarktes und 25% der erteilten Patente besitzen. "Diese
Marktbeherrschung hätte fatale Auswirkungen auf den Preis-, Produkt-,
Innovations- und Forschungswettbewerb sowie auf die Sortenvielfalt. Die
Auswahlmöglichkeiten und Entscheidungsfreiheit von Bäuerinnen und Bauern
sowie die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbraucher beim
Lebensmittelkauf würden versperrt", warnt der AbL-Vorsitzende.

Am Dienstag hat laut Presseberichten die Chinesische Wettbewerbsbehörde der
Fusion unter weiteren Auflagen zugestimmt. Die AbL hält die geplanten
Abspaltungen und Zugeständnisse von Bayer, so wie sie China fordert und
auch in Brüssel im Gespräch sind, für nicht ausreichend, um einen wirksamen
Wettbewerb sicherzustellen. Der geplante Verkauf verschiedener Saatgut- und
Pestizidbereiche an die BASF löse die Probleme nicht. Die BASF sei vor den
Fusionen schon Nummer 3 im Pestizidmarkt und habe seit Jahren
Kooperationsvereinbarungen mit Monsanto. "Abzuspaltende Bereiche müssen
vollständig sein und sind an einen komplett unabhängigen Dritten abzugeben,
mit denen es keinerlei Verflechtungen gibt", fordert Schulz.

Ein weiteres Problem der angestrebten Fusion sieht die AbL in der
entstehenden Marktbeherrschung von Bayer-Monsanto im Bereich
Digitalisierung der Landwirtschaft. Bayer-Monsanto würde aufgrund des
erheblichen Technologie- und
Investitionsvorsprungs die Digitalisierung der Landwirtschaft beherrschen.
Bei einer solchen Marktdominanz im Bereich der digitalen Plattformen,
kombiniert mit Saatgut, Pestiziden und Kooperation mit 
Landmaschinen-Händlern, werde die Entscheidungshoheit und Wahlfreiheit der Bäuerinnen und
Bauern auch hier verhindert. Ein unabhängiger Zugang zu Geoinformationen
für Bauern und andere Anbieter werde versperrt. Der BASF eine
Exklusivlizenz für die Nutzung der
Bayer-Plattform anzubieten sei völlig unzureichend, da das Know-How und der
immense Technologievorsprung bei Bayer-Monsanto verbleibe. Stattdessen
müsse der gesamte Bereich der Digitalisierung abgegeben werden, um hier
überhaupt einen Wettbewerb zu ermöglichen, fordert die AbL.

Vor der geplanten Entscheidung der EU-Kommission am 5. April (oder
möglicherweise früher) ruft die AbL deshalb EU-Wettbewerbskommissarin
Vestager erneut in einem Brief auf: "Frau Vestager: Zeigen Sie Mut und
setzen Sie sich für einen echten und fairen Wettbewerb ein - statt für die
Gewinn-Interessen der Konzerne. Die geplante Fusion von Bayer und
Monsanto wäre eine fatale Weichenstellung für die Zukunft der
Landwirtschaft und unsere Ernährungsgrundlagen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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VORTRAG/714: Essen - Warum nicht losen? Zufallsentscheidungen in der Frühen Neuzeit, 05.04.18


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: Warum nicht losen? Zufallsentscheidungen in der Frühen
Neuzeit

Ein Vortrag von Barbara Stollberg-Rilinger für das DFG-Graduiertenkolleg 1919 "Vorsorge, Voraussicht, Vorhersage.
Kontingenzbewältigung durch Zukunftshandeln"



Donnerstag, 05. April 2018, 18.30 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Gartensaal, Goethestraße 31, 45128 Essen

Zufallsentscheidungen erfreuen sich zunehmender Beliebtheit. Selbst
wissenschaftliche Förderentscheidungen werden neuerdings mit Hilfe von
Losverfahren getroffen. Das ist erstaunlich, denn gemeinhin gehen wir
ja davon aus, dass Entscheidungen auf dem rationalen Abwägen guter
Gründe und nicht auf reinem Zufall beruhen sollten.

Der Vortrag geht der Geschichte des Losens als Entscheidungsverfahren
in der Frühen Neuzeit nach. Wie war der Zufall in die jeweiligen
Entscheidungsverfahren eingebaut? Welche Effekte versprach man sich
davon? Und mit welchen Legitimationsproblemen waren Losentscheidungen
konfrontiert? Lässt sich eine historische Entwicklung feststellen?

REFERENTIN

Barbara Stollberg-Rilinger, Lehrstuhl für Geschichte der Frühen
Neuzeit an der WWU Münster

ANMELDUNG 

Interessenten werden gebeten, sich bis zum 26. März per Mail bei Olav
Heinemann, Historisches Institut der Universität Duisburg-Essen,
olav.heinemann@uni-due.de, Tel. 0201 / 183 6875 anzumelden

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des DFG-Graduiertenkollegs 1919 "Vorsorge,
Voraussicht, Vorhersage. Kontingenzbewältigung durch Zukunftshandeln"
in Kooperation mit der Universität Duisburg-Essen, der Deutschen
Forschungsgemeinschaft DFG und dem Kulturwissenschaftlichen Institut
Essen (KWI)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kulturwissenschaften.de

Link zur KWI-Homepage

http://www.kwi-nrw.de/home/veranstaltung-875.html

Link zur Abendveranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Miriam Wienhold, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/713: Magdeburg - "Deutsch-deutsche Annäherung?" am 20. März 2018


Deutsch-deutsche Annäherung? Magdeburg, Braunschweig und die
Stasi

Am 20.03. um 19.00 Uhr im Alten Rathaus: Vorträge zur Stadtgeschichte



Die Vortragsreihe des Stadtarchivs widmet sich einer deutsch-deutschen
Affäre. Am 20. März spricht der Jurist und Rechtshistoriker Enrico
Rennebarth über "Die Anfänge der Städtepartnerschaft
Magdeburg-Braunschweig im Visier der Stasi". Der Vortrag beginnt um
19.00 Uhr im Kaiserin-Adelheid-Foyer des Alten Rathauses. Alle
Magdeburgerinnen und Magdeburger sowie Gäste der Stadt sind dazu
herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.

Städtepartnerschaften waren in der DDR immer Staatsaktionen - erst
recht, wenn sie mit dem westlichen Ausland geschlossen wurden. Der
1987 begonnene Austausch zwischen Magdeburg und Braunschweig erschien
schon wegen der räumlichen Nähe der Städte an der innerdeutschen
Grenze als besonders brisant. Stets war deshalb die Stasi der Dritte
im Bunde. Ihre Spitzel saßen nicht nur in Magdeburg überall dabei,
sondern vollrichteten auch "Westarbeit" in Braunschweig. Enrico
Rennebarth deckt die verborgene geheimdienstliche Seite eines
deutsch-deutschen Annäherungsversuchs auf und berichtet über
Spionageziele, inoffizielle Mitarbeiter und Doppelgängeridentitäten.

Der Jurist Dr. Enrico Rennebarth lebt und arbeitet in Berlin. Seine
vom Stadtarchiv Braunschweig publizierte Doktorarbeit wird erstmals in
Magdeburg vorgestellt.

Bis November wird es sieben weitere "Vorträge zur Stadtgeschichte" des
Stadtarchivs geben. Diese finden jeweils dienstags um 19.00 Uhr im
Alten Rathaus statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. März 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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FERIEN/896: Mönchengladbach - Osterferienkurse im Schloss Rheydt ab 27.3.2018


Stadt Mönchengladbach

Graf von Schreck, Pasqualini und handgeschöpftes Papier:
Osterferienkurse im Schloss Rheydt



Drei Kurse für Schulkinder - passend zu den Sammlungen und
Ausstellungen im Schloss - bietet das Städtische Museum Schloss Rheydt
in diesen Osterferien: Einen Vampir-Filmworkshop, einen Kurs, der sich
mit Architektur und Einrichtung früher und heute beschäftigt und einen
Kurs, bei dem die Kinder das Papierschöpfen lernen können. Anmeldungen
nimmt das Museum unter der Telefonnummer 02166 / 9289019 zu den
Öffnungszeiten der Museumskasse (Di-Fr 11-17, Sa-So 11-18 Uhr) oder
per E-Mail an museumspaedagogik@schlossrheydt.de entgegen.

 * 

Große Pläne für kleine Baumeister

In diesem Kurs besuchen die Kinder zunächst die Ausstellung "Große
Pläne" und lassen sich dann von Maximilian Pasqualini, dem bedeutenden
Architekten der Renaissance am Niederrhein, inspirieren. Sie stellen
sich vor, wie Schloss Rheydt zu seiner Zeit eingerichtet war und
zeichnen zunächst eigene Raumpläne. Kursleiterin Nicola Grosch:
"Danach bauen wir einzelne Räume im Format eines Schuhkartons nach und
gestalten die Inneneinrichtung nach eigenen Vorstellungen. Ob
Schlafzimmer, Rittersaal, Küche oder Kapelle, es werden viele kleine
Wunderkammern entstehen, die sich hinter den Vorbildern im Schloss
bestimmt nicht zu verstecken brauchen."

Der Kurs ist vom 27. bis 29. März, jeweils von 9.30 bis 12.30 Uhr und
für Kinder ab 8 Jahren geeignet. Kursgebühr: 24 Euro (plus 5 Euro
Materialkosten. Bitte einen Schuhkarton mitbringen!)

 * 

Der alte Graf von Schreck

In diesem dreitägigen Workshop mit Matthias Pfetzing können Kinder ab
10 Jahren Hauptdarsteller, Regisseur und Drehbuchschreiber werden und
einen Vampirfilm drehen. Seit Graf Otto von Schreck am 12. Oktober
1492, an dem Tag als Christoph Columbus auf den Bahamas ankam,
zufällig von einem Vampir gebissen wurde, lebt er zusammen mit seinem
treuen Gefolge in den Gebäuden und Kasematten von Schloss Rheydt. Er
wartet auf die Museumsbesucher, um ihnen das Blut aus den Adern zu
saugen. Wird es ihm dieses Mal gelingen? Oder können die Kinder ihn
daran hindern? Im Anschluss an die Dreharbeiten erhält jedes Kind den
fertigen Film als DVD zugeschickt.

Der Kurs ist vom 3. bis 5. April, jeweils von 10 bis 13 Uhr für Kinder
ab 10 Jahren (max. 10 Kinder). Kursgebühr 32 Euro (plus 5 Euro
Materialkosten)

 * 

Papier schöpfen

Aus Bambusfasern wurde vor etwa 2.000 Jahren in China das erste Papier
gemacht. Im Laufe von mehr als 1.000 Jahren gelangte das Wissen
darüber über Mittelasien und Arabien nach Ägypten und schließlich von
dort aus nach Italien. Seit 1390 macht man auch in Deutschland eigenes
Papier. Wer lernen möchte, wie man Papier herstellt, ist in diesem
Ferienkurs mit Matthias Pfetzing richtig. In dem dreistündigen
Workshop für Kinder ab 8 Jahren können die Teilnehmer Papier
herstellen und veredeln.

Der Kurs ist am Freitag, 6. April, von 10 bis 13 Uhr und kostet 8 Euro
(plus 3 Euro Materialkosten).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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FERIEN/895: Münster - "Halli-Galli" in den Osterferien vom 26.3.-6.4.2018


Stadt Münster

"Halli-Galli" in den Osterferien

Städtisches Kinderbüro präsentiert "Osterhits für Kids" / 180 Angebote
für spannende Ferien



Münster (SMS) Ferien, viel freie Zeit und keine Termine. In den Tag
hinein leben, ausschlafen, Freunde treffen, entspannen oder aktiv
sein, einfach tun was einem in den Sinn kommt. Damit bei der
Ferienplanung keine Langeweile aufkommt hat das städtische Kinderbüro
rechtzeitig die Osterhits für Kids mit allen Veranstaltungen und
Aktionen für Kinder herausgebracht. An jedem Ferientag geht es schon
um 8 Uhr mit dem "Halli-Galli" los.

Das Programm ist wieder so bunt und kreativ wie angemalte Ostereier.
Es sollte für jeden etwas dabei sein: die Natur in der Stadt erleben,
alte Stoffdrucktechniken ausprobieren, mehrtägige Workshops, mit Tinte
und Feder schreiben, Tagesfahrten, Osterfeuer oder in alten Archiven
stöbern. Rund 180 Angebote haben sich die verschiedensten Veranstalter
einfallen lassen um spannende Ferien zu garantieren.

So verlässlich wie die Osterhits im Frühling ist "Halli-Galli": Vom
26. bis 29. März und 3. bis 6. April öffnet die Sporthalle Ost am
Kanal (Mauritz-Lindenweg 60) für Kinder von 6 bis 13 Jahren. Von 8 bis
14 Uhr heißt es, Turnschuhe und 3 Euro Eintritt mitbringen, gern auch
ein Frühstück, und dann geht der Spaß los.

Alles dreht sich um Sport, Spiel, Kreativität und Entspannung bei der
zentralen Ferienveranstaltung des Amtes für Kinder, Jugendliche und
Familien. Die Kinder können sich richtig austoben oder auch in der
Lese- und Bastelecke entspannen.

Auch die Feiertage müssen nicht langweilig sein: Das
Kinderbüro-Maskottchen war wieder unterwegs. Der Rabe Maxi hat Fotos
für die Osterrallye 2018 zusammengestellt, die in der 
Osterhits-Zeitung auftauchen. Das Rätsel, das die Fotos darstellen, lässt 
sich bei einem aufmerksamen Spaziergang durch die Innenstadt mit Freunden
und der Familie sicher lösen. Mit etwas Glück gibt es Gutscheine,
Spiele oder Freikarten für die richtige Lösung.

Sämtliche Angebote listet der Ferienfahrplan in den "Osterhits für
Kids" auf, die auch im Internet zu finden sind:
www.stadt-muenster.de/kinderbuero. Die Zeitung, ein Service des Amtes
für Kinder, Jugendliche und Familien, wurde an den Schulen verteilt
und liegt in der Münster-Information, den Stadtbüchereien sowie in den
Kinder- und Jugendzentren aus. Fragen zum Programm beantwortet auch
das Kinderbüro (Junkerstraße 1, Tel. 02 51 / 4 92-51 09,
kinderbuero@stadt-muenster.de) gern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSE/445: Braunschweig - Bookogami-Workshop - Neues aus alten Büchern herstellen am 20.3.


Bookogami-Workshop: Neues aus alten Büchern herstellen



Braunschweig. Einen Bookogami-Workshop bietet die Stadtbibliothek im
Schloss, Schlossplatz 2, am Dienstag, 20. März, von 10 bis 15 Uhr, für
Kinder von neun bis 14 Jahren an. Bei diesem Osterferien-Kurs im
Rahmen von FiBS (Ferien in Braunschweig) entstehen unter fachkundiger
Anleitung aus alten Büchern neue, schicke oder praktische
Alltagshelfer. Eine verbindliche Anmeldung bis zum Montag, 19. März,
ist erforderlich. Die Teilnahme an der Veranstaltung kostet fünf Euro
pro Person. Anmeldung und weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KURSE/444: Unna - "Graffiti-Workshop" vom 4. bis 6. April 2018


Stadt Unna

Graffiti-Workshop



Kreisstadt Unna. Im Rahmen des Kulturrucksacks findet vom 4. bis 6.
April, jeweils von 13 bis 17 Uhr, ein Graffiti-Workshop mit 15
Teilnehmenden von 10 bis 14 Jahren statt. Unter Anleitung des
Profi-Sprayers Andreas Milcke aus Unna wird eine Wand in der
Innenstadt gemeinsam gestaltet. Das Thema ist "Dschungel", es werden
also wilde grüne Pflanzen und sicher auch das ein oder andere Tier
entstehen. Nach einer Skizzenphase in der JKS arbeitet die Gruppe
direkt vor Ort am Adolph-Kolping-Weg (Stichweg zwischen Hospiz und
ZIB).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9411: Berlin - "Inge Morath. Aus einem fotografischen Kosmos", Das Verborgene Museum, 26.4.-26.8.18


Das Verborgene Museum zeigt

INGE MORATH 1923-2002

Aus einem fotografischen Kosmos



Das Verborgene Museum widmet sich in Zusammenarbeit mit dem FOTOHOF
archiv Salzburg dem Werk der Magnum-Fotografin Inge Morath. Mit einer
Auswahl ihrer Künstlerbildnisse und Reisefotografien u.a. aus Europa,
China, Russland, dem Iran und USA begibt sich die Ausstellung vom 26.
April bis 26. August 2018 auf die Spuren der Fotografin. Ihre Arbeiten
waren in der ganzen Welt zu sehen, im fotografischen Gedächtnis sind
sie jedoch nicht so präsent, wie sie es verdienen. Aufnahmen vom
Atelier und Umfeld der Fotografin, die der österreichische Fotograf
Kurt Kaindl gemacht hat, ergänzen die Ausstellung.

Die in Graz 1923 geborene Inge Morath, als junge Frau eher den
Sprachen und dem Journalismus verpflichtet, kam durch Anregung von
Robert Capa, Gründer der Fotografen-Agentur Magnum, zur Fotografie.
Nach »Reichsarbeitsdienst«, Studium der Romanistik in Berlin und dort
Dienstverpflichtung in der Rüstungsindustrie, begann sie ihre
Berufstätigkeit als Redakteurin in Wien. Die gemeinsam mit dem
Fotografen Ernst Haas entstandene Reportage über Kriegsheimkehrer
erregte 1949 die Aufmerksamkeit von Robert Capa.

Zunächst als Redakteurin für Magnum tätig, begann sie auch zu
fotografieren. Im Januar 1954 wurde sie zu einer ersten ausgedehnten
Reportage-Reise nach Spanien geschickt; ein nächster Auftrag führte
sie nach London. Aufträge aus der Filmindustrie brachten sie zusammen
mit Henri Cartier Bresson in die USA, wo sie u.a. 1960 am Set des
Films »Misfits - Nicht gesellschaftsfähig« fotografierte. Das Drehbuch
stammte von ihrem späteren Ehemann Arthur Miller, die Hauptrolle hatte
Marilyn Monroe.

Immer mit zwei Leica-Kameras für Schwarz-Weiß- und Farb-Aufnahmen,
einem Bildsucher und mehreren Linsen ausgerüstet, hatte sie ihre
eiserne Regel aufgestellt, alle Erlebnisse auch in ausführlichen,
schriftlichen Aufzeichnungen festzuhalten.

1962 heiratete sie den Schriftsteller Arthur Miller; die gemeinsamen
Reisen, mehrfach in die Sowjetunion, nach China und Kambodscha, fanden
häufig ihr Ergebnis in Reise-Bildbänden, die die Nachfrage nach fernen
Landschaften und fremden Gesichtern stillten.

Inge Morath war eine Dokumentaristin des alltäglichen Lebens, eine
stille Beobachterin, die fremde Kulturen, Menschen und Orte in
»sentimentaler Zärtlichkeit« (Arthur Miller) zeigte. Neben ihren
Arbeiten und denen Kurt Kaindls, ist in der Ausstellung auch der
Dokumentarfilm »Copyright by Inge Morath« zu sehen, den die
Filmemacherin Sabine Eckhard 1991 in enger Zusammenarbeit mit der
Fotografin konzipiert und gedreht hat.

Publikation: »Inge Morath - Fotografien«, hrsg. v. Kurt Kaindl mit
Texten von Inge Morath, Kurt Kaindl, Margit Zuckriegl, in der Edition
Fotohof, Salzburg 2000, ist im Museum zum Preis von Euro 42.-
erhältlich.

Laufzeit

26.04. - 26.08.2018

Eröffnung

25.04.2018, 19 Uhr

Öffnungszeiten

Do & Fr 15 - 19 ; Sa & So 12 - 16

Ort

DAS VERBORGENE MUSEUM

Dokumentation der Kunst von Frauen e.V.,

Schlüterstraße 70, 10625 Berlin

Eintrittspreise

3,- / ermäßigt 1,50 Euro

 * 

Quelle:

ARTEFAKT Kulturkonzepte

Solf, Schmitz, Rüter, Hirtz, Friedrich, Flöth GbR

Marienburger Str. 16, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 440 10 688, Fax: +49 (0)30 - 440 10 684

E-Mail: alexander.floeth@artefakt-berlin.de

Internet: www.artefakt-berlin.de
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AUSSTELLUNG/9410: München - Roni Horn. "PI", 23.03.-23.09.2019


PINAKOTHEK DER MODERNE

SAMMLUNG MODERNE KUNST

RONI HORN. PI

AUSSTELLUNGSDAUER | 23. MÄRZ BIS 23. SEPTEMBER 2018



Die 45teilige Fotoarbeit "PI" ist inspiriert von der engen Verbindung
der Künstlerin zu Island, wo sie auch zeitweise lebt. In alltäglich
anmutenden, sich in Variationen wiederholenden Motiven zeichnet sie
ein eindrückliches Bild der geografischen Gegebenheiten und
gesellschaftlichen Verfasstheit, der sie begegnet. Landschafts- und
Naturaufnahmen, Fotografien ausgestopfter Seevögel, Porträts von
Anwohnern, aber auch Fernsehbilder aus einer beliebten amerikanischen
TV-Soap, mal in Farbe, mal in Schwarzweiß, treten in ein wechselhaftes
Spannungsverhältnis zueinander. Trotz des seriellen Charakters ist die
Arbeit nicht narrativ aufgebaut, sondern macht in zahlreichen Facetten
den spezifischen Charakter dieses genau beobachteten und gedanklich
durchdrungenen Ortes anschaulich, mit dem sich Horn parallel auch in
ihrem mehrteiligen, als work in progress konzipierten Buchprojekt "To
Place" auseinandersetzt. Die 45 über Augenhöhe gehängten Bilder
umkreisen die Betrachtenden und erzeugen in ihrer rhythmischen Setzung
eine skulptural anmutende Rauminstallation. "Island" so Roni Horn
selbst, "ist ein Verb und seine Tätigkeit besteht im Zentrieren".

Die in New York und auf Island lebende Amerikanerin Roni Horn (*1955)
zählt zu den einflussreichten Künstlerinnen unserer Zeit. Ihr
konzeptuell ausgerichtetes Werk umfasst nicht nur Gemälde, Zeichnungen
und Skulpturen, sondern auch fotografische Serien und Künstlerbücher.
Ein zentrales Interesse Roni Horns gilt dem Porträt, sowohl eines
Menschen wie eines Ortes, das sich mit grundlegenden Fragen nach
Identität, deren Zuschreibung und Veränderlichkeit verbindet. In ihren
Werken finden sich häufig Motive wie Wasser oder Wetterbeobachtungen,
aber auch liquide Materialen wie Glas, und immer wieder umfängliche
Serien, die nur einem Sujet gewidmet sind. Vor allem in den letzten
Jahren wurde Horn mit mehreren umfassenden Ausstellungen geehrt, so in
der Fondation Beyeler Basel, der Schirn Frankfurt, der Kunsthalle
Hamburg, der Sammlung Goetz München oder der Tate Modern, London.

 * 

Quelle:

Pressestelle der Pinakotheken

Tine Nehler M.A.

Leitung Presse & Kommunikation | Head of Press Department

Bayerische Staatsgemäldesammlungen | Pinakotheken | Pinakothek der

Moderne

Barer Straße 29, 80799 München

T +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de/presse
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AUSSTELLUNG/9409: Bielefeld - "Es blaut" im Haus Neuland, Ausstellungseröffnung am 18.03.2018


Ausstellungseröffnung: Werke von Claudia Laugstien, Doris
Reinecke-Niemeier und Ela Tischbier 



In diesem Frühjahr grünt es nicht nur, sondern "Es blaut". Unter
dieses Motto haben drei Künstlerinnen aus Oerlinghausen und Bielefeld
ihre Ausstellung in Haus Neuland gestellt.

Claudia Laugstien, Doris Reinecke-Niemeier und Ela Tischbier haben
sich durch eine Malreise an die Ostsee zu ihrem Ausstellungsthema
inspirieren lassen. "Es blaut" ist eine Hommage an das farbliche
Zusammenspiel von Himmel, Wasser und Licht - ganz frei interpretiert
in Farbe, Form und Technik. In Haus Neuland zeigen die Künstlerinnen
ausgewählte Acryl-Bilder auf Leinwand und auf verschiedenen Papieren.
Zur Ausstellungseröffnung sind alle Interessierten herzlich
eingeladen.

Ort: Haus Neuland

Senner Hellweg 493, 33689 Bielefeld

Tel. / 05205-91260, Fax / 05205-912620

Internet: http://www.haus-neuland.de

Veranstalter: Haus Neuland e.V.

Termin: 18.03.2018, 14:00 - 15:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSTELLUNG/9408: Mönchengladbach - Bildwelten des c/o-Künstlers Michael Becker, noch bis 25.03.


Michael Beckers zeigt faszinierende und irritierende Bildwelten im
EA71



Im Städtischen Projektraum EA 71 (Eickener Straße 71, 41061 MG) ist
noch bis zum 25. März immer samstags und sonntags von 12 bis 16 Uhr
eine Ausstellung des c/o-Künstlers Michael Beckers zu sehen. Beckers
zeigt Arbeiten, die in den vergangenen drei Jahren entstanden sind.
Den inhaltlichen Schwerpunkt bilden Hintergründe aus populären Animes
(jap. Zeichentrickfilme). Ebenso werden Ausschnitte aus
Farbholzschnitten des 19. Jahrhundert und deren Vorzeichnungen
verwendet. Diese zweidimensionalen Vorlagen kombiniert Beckers mit
naturalistisch gemalten Abbildungen von antiken Plastiken oder
Ausschnitten aus Zeitungsfotos.

Beckers entwickelt Malerei indem er als Ausgangsmaterial
Zeitungsfotografie, Comics, Abbildungen aus wissenschaftlichen
Publikationen sowie Werke anderer KünstlerInnen nutzt. Diese Vorlagen
werden aus ihrem ursprünglichen Kontext isoliert und so kombiniert,
dass dabei anspielungsreiche, völlig neue Szenarien entstehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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GLEICHHEIT/6597: "Zentralflughafen THF" - Endstation Flucht


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Zentralflughafen THF" - Endstation Flucht

Von Verena Nees

15. März 2018



Ihn habe "der Kontrast zwischen der massiven militärischen Architektur des
Dritten Reichs und den schäbigen Zelten für die ankommenden Flüchtlinge"
getrieben, diesen Film zu drehen, sagt Karim Aïnouz, der
brasilianisch-algerische Regisseur von "Zentralflughafen THF". Auf der
Berlinale erhielt sein beeindruckender Dokumentarstreifen über die
Massenunterkunft am ehemaligen Berliner Flughafen Tempelhof den Amnesty
International Filmpreis.

Der in Berlin ansässige Regisseur, ursprünglich Architekt und vom Berliner
Senat eigentlich mit einem Film über den geplanten Flughafen BER
beauftragt, begann über den Flughafen Tempelhof zu drehen, nachdem eine
Eröffnung des BER-Hauptstadtflughafens nicht abzusehen war und der
Flugbetrieb in Tegel fortgesetzt wurde. Im Herbst 2015, als er die
Dreharbeiten vorbereitete, strömten Zehntausende Menschen aus Syrien und
anderen Kriegsgebieten des Nahen Ostens nach Deutschland und Berlin.

Im Oktober 2015 ließ der Berliner CDU/SPD-Senat die alten Hangars des 2008
stillgelegten Tempelhofer Flughafens zur Notunterkunft umfunktionieren, in
der teilweise zweitausend Menschen unter unwürdigen Bedingungen hausten.
Zuerst wurden sie in Zelte gepfercht, danach in kleine Messekabinen, wie
Schachteln aneinander gereiht, oben offen, mit Vorhängen statt Türen. Oder
wie Bienenwaben, die ein Bienenzüchter auf dem Tempelhofer Feld dreht und
wendet. "Ein Massenlager mitten in der Stadt", sagt Regisseur Aïnouz, das
habe es bisher nicht gegeben.

Zur Nazizeit habe Hitler hier einen monumentalen Flughafen geplant, der
seinem Weltmachtgelüste entsprach, erzählt zu Beginn des Films eine
Touristenführerin einer Besuchergruppe. Auf dem Gelände stand das erste
offizielle Konzentrationslager Berlins. Im Zweiten Weltkrieg schufteten
hier Zwangsarbeiter für die Rüstung. Ihre Baracken ähnelten den
Containerreihen, die seit vergangenem Jahr vor den Flugzeughallen
entstanden sind und in die nun Flüchtlinge eingewiesen werden. Nach dem
Krieg versorgten amerikanische Flugzeuge die Westberliner mit Care-Paketen.

Sichtlich erschüttert fängt Aïnouz mit seinem Kamerateam die miserablen
Bedingungen für die Tausenden ein, die nun nach ihrer Flucht aus Krieg und
Tod in den Tempelhofer Hallen gestrandet sind. Sie sind ständigem Lärm und
kaltem Neonlicht ausgesetzt, abends erbarmungslosem Dunkel, wenn die
Abschaltmechanik der Lampen laut klackend in Gang gesetzt wird. Aus der
schwarzen Tiefe klingen wie aus der Ferne Kinderstimmen.

Szenenwechsel am Morgen: ein in helles Licht getauchtes Tempelhofer Feld
vor den Hangars, seit der Flughafenstilllegung als Parkgelände genutzt. Vor
den Augen der Geflüchteten gehen Tausende Berliner wie in normalen
Friedenszeiten ihrer Freizeit nach, lassen Drachen steigen, joggen,
grillen.

Der schmerzende Kontrast begleitet den Film bis zum Ende. Hauptprotagonist
ist der junge Ibrahim aus einem syrischen Dorf. Der zweite Protagonist
Qutaiba kommt aus dem Irak, ist schon ein erfahrener Arzt, wird aber im
medizinischen Zelt des Hangars hauptsächlich als Übersetzer bei
Untersuchungen von Neuankömmlingen eingesetzt. Das Filmteam begleitet ihr
Leben ein Jahr lang, Monat für Monat.

Ibrahim hofft auf eine neue Lebensperspektive, will studieren. Aber sein
Dorf und seine Familie gehen ihm nicht aus dem Sinn. Als er im Flughafen
ankommt und eine historische Maschine aus der Zeit der amerikanischen
Luftbrücke sieht, ist er geschockt. Er hat Angst, dass man ihn mit dem
nächsten Flugzeug wieder nach Syrien zurückschicken will. Dann beginnt eine
Zeit des Wartens - er wird 17 Jahre alt, als er ankommt, und als er 18
Jahre alt wird, ist er immer noch da, holt sich sein Fertigessen und sitzt
allein auf einer Bank.

Ibrahim ist ein gewöhnlicher junger Mann wie Millionen auf der Welt, mit
Sehnsüchten und Hoffnungen. Er ist mit seinen Kumpels zusammen, dreht
Zigaretten, redet Belangloses und schießt Handy-Fotos vom Feuerwerk an
Silvester, das ihn an den Krieg in Syrien erinnert.

Am Ende hat Ibrahim Glück und erhält eine dreieinhalb-jährige
Aufenthaltserlaubnis, um zu studieren. Arzt Qutaiba erhält von den
Asylbehörden jedoch keine Antwort und wartet weiter. "Wie Passagiere", sagt
Karim Ainouz, die auf einem Flughafen gestrandet sind und nicht mehr
weiterkommen. Endstation Flucht!

Immer wieder hilft Qutaiba traumatisierten Leidensgenossen, die
Schreckliches erlebt haben. Manches habe er aus seinem Film
herausgeschnitten, sagt Regisseur Ainouz, aus Rücksicht auf die Gefühle der
Flüchtlinge. Während eines Drehs habe es einmal laute Schreie in der Halle
gegeben - ein Flüchtling hat über Whatsup erfahren, dass seine Schwester
bei einem Bombenanschlag ums Leben gekommen ist.

Flüchtlingshelfer, Dolmetscher, Ärzte, Nachbarn bemühen sich inzwischen,
das Leben für die Hangar-Bewohner erträglicher zu machen, organisieren
Deutschkurse und sogar ein Weihnachtsfest mit zwei Weihnachtsmännern und
Musik, die schnell von deutschen Weihnachtsliedern zu arabischen Rhythmen
umschlägt. Ihre Bemühungen muten hilflos an angesichts eine kalten
Asylbürokratie, die die Menschen wie Nummern behandelt.

Die Regie kommt mit wenig Worten aus, umso aussagekräftiger ist die
Kameraführung. Sie zeigt die Weihnachtsfeier aus der Perspektive des oberen
Endes einer Fabriktreppe am anderen Ende der Halle. Sie wirkt fast
lächerlich und traurig angesichts der riesigen, hohen Hangarwände. Dann der
Schnitt - Ibrahim und seine jugendlichen Flüchtlingsfreunde treffen sich
vor dem Hangar und machen sich lustig. "Das soll eine Party sein", sagt
einer. "Das ist höchstens was für Kinder".

Einmal sagt ein Freund zu Ibrahim: "Egal wohin sie mich noch schicken. Ich
werde immer wieder nach Tempelhof kommen. Hier kenne ich mich wenigstens
aus." Am Ende ist auch Ibrahim wieder zum Flughafengelände gekommen. Er
sitzt auf einer Bank vor den Hangars und beobachtet stumm das fröhliche
Treiben auf dem Feld. Die Kamera folgt von hinten der langsamen Bewegung
seines Kopfs, nach links, nach rechts, nach links, nach rechts. Noch immer
ist er von diesem Leben ausgeschlossen.

Der Film "Zentralflughafen THF" hat den Anmesty-Preis verdient. Er zeigt
auf sehr sensible Weise die Kälte und Perspektivlosigkeit, die Flüchtlinge
in der deutschen Hauptstadt erleben. Auch wenn er die grausame
Flüchtlingspolitik nicht in Worten anklagt, so sprechen doch die
eindringlichen Bilder für sich und gehen dem Zuschauer lange nicht mehr aus
dem Kopf.



Siehe auch:

Massenlager für Flüchtlinge mitten in Berlin (14. November 2015)

http://www.wsws.org/de/articles/2015/11/14/temp-n14.html
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Alex Lantier



Nur zehn Tage nach der mysteriösen Vergiftung des ehemaligen russischen
Geheimagenten und britischen Spions Sergei Skripal und seiner Tochter Julia
im britischen Salisbury hat die herrschende Klasse in Großbritannien eine
antirussische Kampagne losgetreten und Moskau für den Anschlag
verantwortlich gemacht. Mit Unterstützung führender Kreise in den USA und
Europa versucht die britische Regierung den Fall auszunutzen, um eine
Anklage gegen Russland zu konstruieren.

Am Montag setzte Premierministerin Theresa May Russland ein Ultimatum, das
in der Nacht vom Dienstag auf Mittwoch auslief, ohne dass Moskau den
Forderungen Großbritanniens nachkam. Daraufhin kündigte May gestern
Sanktionen an. Sie werde 23 russische Diplomaten ausweisen und Teile des
russischen Staatsvermögens einfrieren lassen. Auch sollen einige
Regierungsvertreter und Mitglieder des Königshauses nicht zur
Fußballweltmeisterschaft reisen, die im Sommer in Russland stattfinden
wird.

May hatte vor dem Ultimatum erklärt, wenn Moskau keine "glaubwürdige
Antwort" liefert, müsse sie daraus schließen, dass der "russische Staat
rechtswidrig Gewalt gegen Großbritannien angewandt hat". Während der
Debatte im Parlament wurde May gedrängt, Artikel 4 des Nato-Vertrags
anzuwenden. In diesem Falle wäre das Bündnis zu einer Krisensitzung
gezwungen, um festzustellen, ob die "Unversehrtheit des Gebietes, die
politische Unabhängigkeit oder die Sicherheit" eines Nato-Mitgliedstaats
bedroht ist.

Bei diesen Fragen geht es um Krieg oder Frieden. Führende Nato-Vertreter
versuchen offensichtlich, einen Vorwand für einen Krieg gegen Russland,
eine der beiden größten Atommächte, zu konstruieren. Medienberichten
zufolge wurde in herrschenden Kreisen in London auch über die Anwendung von
Artikel 5 des Nato-Vertrags diskutiert. Der Bündnisfall verpflichtet alle
Nato-Parteien, "im Falle eines bewaffneten Angriffs" gegen ein Mitglied,
"Beistand" zu leisten, "indem jede von ihnen unverzüglich für sich und im
Zusammenwirken mit den anderen Parteien die Maßnahmen, einschließlich der
Anwendung von Waffengewalt, trifft, die sie für erforderlich erachtet, um
die Sicherheit des nordatlantischen Gebiets wiederherzustellen und zu
erhalten".

Diese drastischen Drohungen verschärfen die Gefahr eines Atomkriegs. Vor
diesem Hintergrund muss man die Frage stellen, worauf die Vorwürfe, Moskau
habe Skripal und seine Tochter vergiftet, basieren.

Die World Socialist Web Site hegt keine Sympathien für die
kleptokratische Wirtschaftsoligarchie, die in Russland nach der Auflösung
der Sowjetunion durch die stalinistische Bürokratie 1991 entstanden ist. Es
ist nicht auszuschließen, dass eine Fraktion des russischen Geheimdienstes
mit oder ohne Wissen von Präsident Wladimir Putin Skripal vergiftet hat.

Doch London und die Nato haben weder objektive Beweise für die Beteiligung
des Kremls vorgebracht, noch ein entsprechendes Motiv für die Tat
präsentiert. Die britische Regierung behauptet, der Kreml wolle Skripals
Tod, weil er in den 1990er Jahren und frühen 2000er Jahre für
Großbritannien spioniert hatte. Sie erklärt jedoch nicht, warum Russland
Skripal nach seinem Schuldspruch wegen Spionage im Jahr 2006 nicht einfach
hingerichtet, sondern ihn vier Jahre später im Austausch gegen in London
gefangene Spione nach Großbritannien schickte.

Stattdessen hat sich ein einfaches Narrativ etabliert, um Moskau
anzuklagen: Immer wenn ein Verbrechen gegen Länder oder Personen verübt
wird, die der russischen Regierung feindlich gegenüber stehen, kommen die
Nato-Regierungen und die Medien innerhalb weniger Stunden zu dem Schluss,
dass dafür der Kreml verantwortlich sein muss.

In der internationalen Politik kann eine einfache und offensichtliche
Antwort nie das komplexe Netz politischer und wirtschaftlicher Interessen
enthüllen, das hinter einem Ereignis oder einer politischen Entscheidung
steht. Wäre der Anschlag auf Skripal ein Spionageroman von John Le Carré,
würden die bisherigen Vorwürfe gerade einmal die ersten zehn Seiten des
Buches füllen, während sich die wirkliche Geschichte über die nächsten 400
Seiten entwickeln würde. In solchen Fällen muss man sich die Frage stellen,
wie glaubwürdig der Ankläger ist, und vor allem, wer von der Tat
profitiert.

Wer es für offensichtlich hält, dass Russland Skripal vergiftet hat, sollte
sich an die Anthrax-Anschläge in den USA im Jahr 2001 kurz nach den
Anschlägen vom 11. September erinnern. Damals erhielten mehrere 
US-Regierungsvertreter per Post einen tödlichen Stamm von Milzbranderregern,
durch den fünf Menschen getötet und siebzehn weitere infiziert wurden. Auch
damals machten die Medien sofort das Land verantwortlich, gegen das sich
die Kriegsdrohungen der USA und Großbritannien richteten - den Irak. Die
Behauptungen, das irakische Regime würde Massenvernichtungswaffen besitzen
und Beziehungen zu Al-Qaida pflegen, erwiesen sich später als Lügen, die
Washingtons außenpolitischen Interessen im Vorfeld des Irakkriegs dienten.

Nachdem die USA den Irak überfallen und besetzt hatten und sich
herausstellte, dass es dort keine Massenvernichtungswaffen gab, wurde
bekannt, dass das Anthrax, das in den Anschlägen verwendet worden war, auf
Washingtons eigenes Massenvernichtungswaffenprogramm in Fort Detrick
(Maryland) zurückging. Der amerikanische Wissenschaftler Steven Hatfill
soll Gerüchten zufolge dafür verantwortlich gewesen sein, doch er wurde
nach einer Untersuchung freigesprochen.

Bis heute ist nicht geklärt, welche amerikanischen Regierungsvertreter an
der Durchführung der Anthrax-Anschläge beteiligt waren. Das FBI machte
einen weiteren Wissenschaftler namens Bruce Edwards Ivins für den Anschlag
verantwortlich. Dieser hatte 2008 Selbstmord begannen. 2010 beendete das
FBI seine Ermittlung, doch wie die amerikanische National Academy of
Sciences elf Jahre später herausfand, konnte die US-Regierung nicht
ausreichend nachweisen, dass der eingesetzte Anthrax-Erreger von Ivins
stammte.

Im Fall des Anschlags auf Skripal ist unklar, wie Moskau davon profitieren
sollte. Die Attacke ereignete sich kurz vor der Wahl in Russland, die in
dieser Woche stattfindet. Gleichzeitig verschärfen die Nato-Mächte ihre
Konfrontation mit Russland, nachdem ihr Krieg für einen Regimewechsel in
Syrien gescheitert ist. In den letzten Wochen wurden russische Söldner in
Syrien von US-Truppen getötet. Für Putins Gegner in der Nato ist der
Anschlag auf Skripal eine ideale diplomatische und politische Waffe, die
sie gegen Russland einsetzen können.

Teile der britischen und europäischen herrschenden Klasse, die
Kriegshysterie gegen Russland schüren, und Teile der amerikanischen
herrschenden Elite, vor allem aus dem Umfeld der CIA und der Demokratischen
Partei, profitieren viel eher von dem Giftanschlag als Moskau. Die
Demokraten arbeiten eng mit der CIA zusammen, um Trump als angeblichen
Agenten Russlands zu diskreditieren. Der Anschlag auf Skripal ermöglicht es
diesen Teilen der Elite, enormen Druck auf rivalisierende Sektionen der
europäischen herrschenden Klasse auszuüben. Vor allem Teile der
französischen und deutschen Regierung fordern eine unabhängigere
europäische Militärpolitik und engere Beziehungen zu Russland.

So veröffentlichte der ehemalige französische Präsident François Hollande
am Montag in der Zeitung Le Monde einen scharfen und kaum verhohlen
Angriff auf seinen Nachfolger Emmanuel Macron, der eng mit Berlin
zusammenarbeitet. Er warf der Nato vor, ihre derzeitige Politik erlaube
Moskau und der syrischen Regierung, "den Widerstand zu liquidieren und ihr
eigenes Volk zu massakrieren", und forderte eine Konfrontation mit Moskau:
"Russland rüstet seit mehreren Jahren auf. Wenn Russland droht, muss es
ebenfalls bedroht werden."

Der ehemalige US-Außenminister Rex Tillerson erklärte am Dienstag, die USA
hätten "volles Vertrauen" in die britische Einschätzung des Anschlags. Doch
kurz darauf widersprach er sich selbst, indem er erklärte, Russland sei nur
"vermutlich verantwortlich". Obwohl Trump ihn kurz nach diesen Äußerungen
entließ, wiederholte er Tillersons Anschuldigungen gegen Russland und
erklärte: "Wenn man alle vorliegenden Beweise in Betracht zieht, hört es
sich für mich so an, als wenn es Russland gewesen sein könnte."

Wenn man die politische Situation und die Erfahrung der Anthrax-Anschläge
berücksichtigt, muss man im Fall Skripal Teile des britischen und
amerikanischen Staates als Hauptverdächtige in Betracht ziehen.

Londons Vorwürfe gegen Russland basieren ausschließlich auf Analysen der
Biowaffenforschungsanlage Porton Down, die zufällig nur sechzehn Kilometer
von Salisbury entfernt liegt. Ursprünglich hatte Großbritannien behauptet,
Skripal sei mit dem synthetischen Opioid vergiftet wurden, das deutlich
stärker als Heroin ist. Am 7. März erklärten Vertreter der britischen
Regierung jedoch, bei dem Gift habe es sich um ein Nervengas wie Sarin oder
VX gehandelt. Dabei erklärten sie nicht, wie eine Einrichtung wie Porton
Down, die seit Jahrzehnten auf die Produktion von Nervengas spezialisiert
ist, ein solches Gas nach dem Einsatz nicht korrekt erkennen konnte.

Am Montag meinte May, das eingesetzte Nervengas sei in Wirklichkeit
"Nowitschok", eine besondere Chemiewaffe, die ursprünglich von der
sowjetischen Regierung produziert wurde. Allerdings hat London Moskaus
Forderung zurückgewiesen, ihr gemäß der Chemiewaffenkonvention (CWC) Proben
der Substanz, die bei dem Anschlag in Salisbury benutzt wurde, zur
Verfügung zu stellen. Bisher beruhen die Vorwürfe gegen Russland nur auf
den Aussagen der Porton-Down-Forschungseinrichtung.

Doch Porton Down ist keine zuverlässige Quelle. Dort finden bereits seit
langem illegale oder heimliche Tests mit biologischen und chemischen Waffen
an britischen Staatsbürgern statt. So wurde von dort aus 1942 die Gruinard
Island mit Milzbranderregern verseucht, bis sie 1986 von der britischen
Regierung dekontaminiert wurde. 1953 wurde der Soldat Ronald Maddison bei
einem Test mit Sarin-Gas getötet. Von 1963 bis 1975 wurden in der Lyme Bay
biologische Waffen versprüht. Im Jahr 2008 zahlte die britische Regierung
drei Millionen Pfund an die Opfer dieser Tests, ohne aber die Verantwortung
zu übernehmen.

Die Vorwürfe, die diese Quellen jetzt im Fall Skripal gegen Russland
erheben, sind in keiner Weise glaubwürdig. Nur eine vollständige, objektive
und internationale öffentliche Untersuchung, deren Ergebnisse während der
Ermittlungen veröffentlicht werden, kann die Wahrheit ans Licht bringen.
Arbeiter in den USA, Europa und auf der ganzen Welt müssen der
antirussischen Kriegshysterie der herrschenden Elite und der Gefahr einer
offenen Konfrontation zwischen den beiden größten Atommächten der Welt
entgegentreten.
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GRASWURZELREVOLUTION/1738: "Majestät, gengs' heim, Revolution is!"


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

"Majestät, gengs' heim, Revolution is!"

Simon Schaupp rekapituliert lässig die Geschichte der Bayerischen
Räterepublik

von Mathias Schmidt



Die Bayerische Räterepublik ist ein Kapitel der deutschen Geschichte,
bei welchem schulübliche Geschichtsbücher gerne mal die direkte
Abkürzung vom Ersten Weltkrieg zur Weimarer Republik nehmen. Es
scheint weder so recht in die bundesdeutsche Geschichtsschreibung noch
zu dem Selbstverständnis des CSU-Freistaates zu passen, dass das
"behäbige Völkchen am Rande der Alpen" (1) eine - zugegeben kurzlebige
- Räterepublik errichtete. So wirklich richtig ist das ja auch nicht,
schließlich lässt sich kein "Volk" ausmachen, welches mit geeinten
Kräften und den gleichen Mitteln dasselbe Ziel angestrebt hätte.

Hier kommt das Werk "Der kurze Frühling der Räterepublik. Ein Tagebuch
der bayerischen Revolution" von Simon Schaupp zum Zuge. Anhand drei
ausgewählter Persönlichkeiten, welche jeweils einer eigenen Strömung
innerhalb des räterepublikanischen Lagers anhängen, zeichnet Schaupp
die Chronologie der Räterepublik nach. Als personelle Besetzung dient
einerseits Erich Mühsam, der zu diesem Zeitpunkt bereits als
libidogetriebener Salonanarchist, Kriegsgegner, Schriftsteller und
Berufsrevolutionär Bekanntheit erlangt hat. Andererseits ist da die
rebellische Hilde Kramer, welche als kommunistisch geprägte Schülerin
den Lebensweg einer KPD-Funktionärin einschlägt. Dazu gesellt sich der
sensible Frontsoldat Ernst Toller, welcher frisch in die Heimat
zurückkehrt, in die USPD eintritt und einen Teil der bayerischen Roten
Armee kommandieren wird.

Simon Schaupp erfindet mit seiner detaillierten chronologischen
Erzählung der Abläufe das Rad nicht neu. Viele Inhalte sind bereits in
Tollers "Eine deutsche Jugend", dem "Autobiographischen Fragment" von
Hilde Kramer und in den Tagebüchern Erich Mühsams zu finden. Der
besondere Reiz liegt in der Verschränkung der Lebenswege der drei
Protagonist*innen und ihren Beziehungen zueinander. Die Biographien
weisen über die unmittelbare Zeit der Räterepublik hinaus und gehen
auch auf spätere Berührungspunkte und Abgrenzungsmomente ein. Andere
Geschichtsschreibungen ergehen sich in anonyme und blutleere
Aneinanderreihungen von Ereignissen. Schaupp liefert das Gegenteil: Er
macht die Geschichte lebendig und holt sie aus den verstaubten
Allgemeinplätzen archivierter anarchistischer Sternstunden hervor.
Sein innovatives Vorgehen ist das zentrale Alleinstellungsmerkmal des
Buches.

Der Autor teilt das Buch und damit den Verlauf der Geschichte in fünf
Abschnitte. Es beginnt mit dem Vorgeplänkel des Friedensstreiks,
anschließend wird ein Kapitel lang die Monarchie gestürzt. Es folgen
die "Räterepublik, libertär-sozialistisch" und "Räterepublik,
kommunistisch". Das Ende erfolgt durch die "Niederschlagung". (2)

Die Handlung ist nicht auf den unmittelbaren Schauplatz der Revolution
oder das räterepublikanische Lager begrenzt. Schaupp schaut auch auf
die SPD-Realpolitik in Berlin und auf die rechtsradikale
Thule-Gesellschaft, welche sich als Vorbotin des Nationalsozialismus
in München formiert. Dadurch setzt er die Räterepublik in einen
gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang.

Neben den bekannten politischen Gruppen und Parteien wie SPD, USPD und
Spartakusbund liefert Schaupp auch die Debatten und Aktionen von
weniger bekannten Organisationen. Die strömungsübergreifende
Vereinigung Revolutionärer Internationalisten (VRI) und der Bund
Sozialistischer Frauen (BSF) seien hier nur stellvertretend genannt.
Die Vorstellung des BSF mit seinen internen Debatten ist besonders
spannend und erhellend: Soll man als Frau das frisch erworbene
Wahlrecht nutzen oder entscheidet man sich doch für den Wahlboykott?
Die anfängliche Skepsis, dass hier ein Mann eine Geschichte über
Männer für Männer erzählen würde, ist jedenfalls gewichen. Allgemein
sind es die feinen Zwiespälte der Revolutionäre, die das Lesen
spannend halten: Wie weit darf man die Presse zensieren? Wie
staatsmännisch-taktierend muss man handeln? Welches Maß an Herrschaft
ist im revolutionären Treiben notwendig?

Wo immer es möglich ist, lässt Schaupp die Protagonist*innen selbst zu
Wort kommen. Ansonsten dominiert eine klare, nüchterne, deskriptive
Sprache, die sich manchmal darin verliert jeden noch so kleinen
dokumentierten Winkelzug und jedes überlieferte Detail anzuführen. Das
kann man als Genauigkeit wertschätzen, aber mögen muss man es nicht.

Eine dezidierte oder allgemeine Kritik an der Gewalt als Mittel sucht
man vergebens. Das ist auch nicht Schaupps Anliegen. Die Frage von
Gewalt und Gewaltlosigkeit kommt eher zwischen den Zeilen zum Tragen -
beispielsweise als innerer Konflikt Tollers, welcher als Kriegsgegner
eine militärische Abteilung befehligt. Dennoch ist es auffallend, dass
die Gewalt eher missbilligt wird, wenn diese durch das
konterrevolutionäre Lager zur Anwendung kommt. Auch nach der
sachlichen Darstellung der Mehrheits-SPD kann man kein gutes Wort mehr
für sie übrig haben. Die Doppelzüngigkeit der SPD hat geradezu
Potential für eine kabarettistische Verarbeitung. Schade und
bezeichnend, dass Erich Mühsam seinen "Revoluzzer" bereits elf Jahre
zuvor verfasst hat! (3)

Eine zentrale Kritik nimmt Schaupp direkt in seinem Vorwort auf: Mit
der Wahl Mühsams, Tollers und Kramers kommen "nicht die Arbeiterinnen
und Arbeiter zu Wort, [�] sondern die Intellektuellen" (4). Damit hat
er Recht und der Punkt wiegt durch diese Erkenntnis nicht weniger. Es
ist jedoch fraglich, ob ein weiteres strömungsübergreifendes Trio der
Räterepublik, welches sich dazu noch aus der Arbeiterschaft
rekrutiert, ausfindig gemacht werden kann. Mit anderen Worten: Es ist
unwahrscheinlich, dass die Quellen von nicht-intellektuellen
Räterepublikanern, über vier politische Systeme hinweg erhalten
wurden, um die Geschichte so lebendig schreiben zu können, wie Schaupp
es tut.

Seit digitale Lesegeräte den physischen Büchern auf den Nachttischen
Konkurrenz machen, avanciert die Haptik eines Buches zum
Verkaufsargument. Hier punktet das Werk nicht: Der
Hochglanz-Kunststoffeinband will nicht richtig in der Hand liegen und
einige Seiten sind in der Produktion nicht voneinander abgetrennt
worden, sodass man dem Buch beim Umblättern nichtsahnend tiefe
Einschnitte beschert. Da ist man vom Hause Unrast bessere Qualität
gewohnt. Das Gleiche gilt für das heillos überfrachtete Cover: Ein
theoretisch interessantes Konzept, welches in der Praxis optisch nicht
punktet. Diesem ästhetischen Fauxpas steht eine ausklappbare
historische Karte der Stadt München entgegen, auf der alle wichtigen
Schauplätze der Handlung eingezeichnet sind. So können sich Ortsfremde
einen besseren Begriff des Raumes machen, was ungemein zum Verständnis
beiträgt. Ebenso hilfreich ist das umfangreiche, übersichtliche
Personenglossar.

Ohne Geschichte hat Politik keinen Bezugspunkt. Diesen kann man
langweilig herunterbeten oder spannend aufbereiten. Letzteres kostet
Mühe, doch dieser Mehraufwand ist gut angelegt. Das Werk ist ein
Gegenpol zu den Stimmen einiger nordamerikanischer Anarchist*innen,
welche fordern "die Männer mit den Bärten" zu vergessen.(5) Das wäre
ein großer Fehler!

Schaupp hat eine fast vergessene Episode deutscher Geschichte
ansprechend aufbereitet ohne eigene Wertungen zu deutlich einfließen
zu lassen. (6) Sein Buch ist eine gute Grundlage eigene Schlüsse aus
dem Aufbau und Niedergang der Räterepublik zu ziehen.



Simon Schaupp: Der kurze Frühling der Räterepublik. Ein Tagebuch der
bayerischen Revolution, Unrast Verlag, Münster 2017, 304 Seiten, 19,80
Euro, ISBN 978-3-89771-248-5


Anmerkungen

(1) Schaupp S. 11

(2) Es folgt mit dem Epilog gewissermaßen ein sechstes Kapitel,
welches nach der Räterepublik spielt und die auseinanderlaufenden
Lebenswege behandelt.

(3) "Der Revoluzzer" ist ein Chanson von Erich Mühsam aus dem Jahr
1907. Darin kritisiert er die Politik der SPD. Der Text ist im
Internet frei einsehbar. Siehe auch GWR Nr. 235.

(4) Schaupp S. 14

(5) So ein Aufruf von crimeth.inc aus dem Jahr 2010: "Vergesst die
Geschichte des Anarchismus als 'Idee' - vergesst die Männer mit den
Bärten!"

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2232: Tarifabschluss der IG Metall verfestigt die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ein Schritt in die richtige Richtung?

Der Tarifabschluss der IG Metall verfestigt die geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung

von Gisela Notz



Freilich ist es ein großes Verdienst, dass die IG Metall nach über
30 Jahren die Diskussion um Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit wieder
aufgenommen hat. Dafür - nicht nur für die Erhöhung der Löhne - sind
"die MetallerInnen" massenhaft in den 24-Stunden-Warnstreik
gegangen.


Vor allem Schichtarbeiter und Menschen mit "Familienpflichten"
sollten entlastet werden. "Die Beschäftigten wollen selbstbestimmte
Arbeitszeiten, die zu ihrem Leben passen, und wir wollen einen
Anspruch darauf durchsetzen", sagte IG-Metall-Chef Jörg Hofmann.

Das gefiel auch Andrea Nahles, bis vor kurzem Arbeitsministerin. Sie
verwies darauf, dass in vielen Familien heute beide Partner arbeiten
und immer mehr Menschen sich wünschen, dass sie ihre Arbeitszeit
"selbstbestimmt flexibler gestalten können". Die Wirtschaft müsse den
Arbeitnehmern entgegenkommen, wenn sie den Fachkräftemangel wirksam
bekämpfen wolle. Die SPD hatte im Wahlkampf dafür geworben, dass
Berufstätige, die wegen ihrer Kinder oder wegen der Pflege von
Angehörigen im Job kürzertreten wollen, eine finanzielle Unterstützung
vom Staat bekommen sollten, die zumindest einen Teil des Lohnausfalls
ausgleicht. Auf dem Sozialflügel der CDU fand das Ansinnen der IG
Metall, flexible Arbeitszeitmodelle zu etablieren, ebenfalls
Zustimmung: "Denn klar ist doch auch, viele Berufstätige brauchen in
bestimmten Lebensumständen mehr Zeit, beispielsweise für die eigenen
Kinder oder für die Pflege der eigenen Eltern", sagte CDA-Chef
Karl-Josef Laumann. Es sei gut, wenn nicht der Staat diese Regeln
setzen müsse, sondern die Sozialpartner selbst zu tragfähigen Lösungen
kämen.

Mit allgemeiner Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit hat das nichts zu
tun. Es geht um den "demografischen Wandel", den Pflegenotstand und
die Kinderwunschpolitik. Von "Arbeitszeitverkürzung" sprachen auch im
Vorfeld der Tarifverhandlungen bald nur noch die Politik-, Sozial-,
Wirtschaftswissenschaftler, Theologen und Künstler, die die
Forderungen der IGM wichtig fanden und mit einer Petition
unterstützten. Die IG Metall ist vom Ziel der allgemeinen
Arbeitszeitverkürzung im Bereich der Vollerwerbsarbeit abgerückt.


Wunsch und Wirklichkeit

Dem Argument, dass nur noch wenige Menschen erwerbslos sind, und eine
Umverteilung der Erwerbsarbeitszeit nicht zeitgemäß sei, muss
entgegengehalten werden, dass erstens die Erwerbslosigkeit in
Deutschland noch immer zu hoch ist, selbst wenn sie heute niedriger
ist als in anderen Ländern. Zweitens sind die Geflüchteten noch nicht
integriert, drittens versteckt sich Erwerbslosigkeit in Minijobs,
befristeter und unregelmäßiger Beschäftigung, ungewollter
Teilzeitarbeit, Frühverrentung usw. Viertens werden durch die
Digitalisierung (Industrie 4.0) erneut Erwerbsarbeitsplätze eingespart
werden.

70 Prozent der geringfügig Beschäftigten sind noch immer Frauen und
(nicht nur) sie würden gerne längere Zeiten in der Erwerbsarbeit
verbringen, das zeigen viele Untersuchungen. Unter anderem kommt eine
Auswertung von Erwerbsarbeitszeitwünschen des Statistischen Bundesamts
zu dem Ergebnis, dass rund 1,2 Millionen Vollzeitbeschäftigte und 1,4
Millionen Teilzeitbeschäftigte in Deutschland gerne mehr arbeiten
würden, als sie es derzeit tun. Dagegen gibt es nur gut eine Million
Vollzeitbeschäftigte, die gerne ihre Arbeitszeit verringern würde.
Zwar beziehen sich die Zahlen auf die Gesamtwirtschaft. Das Ergebnis,
dass auch eine Lockerung der tariflichen Arbeitszeit "nach oben" unter
Arbeitnehmern Zuspruch finden würde, bestätigt auch die IGM: Die
Obergrenze von 40 Stunden wird schon heute in vielen Betrieben
überschritten.


Männer arbeiten länger, Frauen kürzer?

"Mit dem Tarifergebnis haben wir weitreichend die Ziele erreicht, die
wir uns gesteckt hatten. Es bringt den Beschäftigten ein dickes Plus
im Geldbeutel, mehr Selbstbestimmung bei der Arbeitszeit und die
Arbeitgeber leisten einen Beitrag für Gesundheit und Vereinbarkeit",
so der Vorsitzende der IG Metall.

Die Arbeitgeberseite brüstet sich damit, auf die Bedürfnisse der
Beschäftigten eingegangen zu sein, so deren Verhandlungsführer Stefan
Wolf. Dies helfe den Beschäftigten, "berufliche und private Lasten
gleichermaßen zu schultern". So stellen sich die Unternehmer der
sozialpolitischen Herausforderung nach Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und brauchen sich nicht von der Politik Gesetze vorschreiben zu
lassen. Auch der Verhandlungsführer der IG Metall, Roman
Zitzelsberger, zeigte sich zufrieden. Es sei gelungen, "gegen den
Widerstand der Arbeitgeber Verbesserungen für Beschäftigte mit
Kindern, zu pflegenden Angehörigen und in restriktiven
Arbeitszeitmodellen wie Schichtarbeit zu erreichen".

Dass die Betriebe nach dem Tarifabschluss bei Bedarf für deutlich mehr
Beschäftigte als heute die Arbeitszeit verlängern dürfen, d.h.
verstärkt 40-Stunden-Verträge abschließen können, wird kaum erwähnt.
Die Gefahr, dass Familienväter länger arbeiten und Mütter und
pflegende Töchter die Erwerbsarbeitszeitverkürzung in Anspruch nehmen,
kann nicht übersehen werden. An der geschlechtsspezifischen Verteilung
der Arbeitszeit in Produktion und Reproduktion wird sich kaum etwas
ändern, dazu braucht es anderer Modelle. Vor allem braucht es eine
allgemeine Verkürzung der Vollzeiterwerbsarbeit und eine egalitäre
Verteilung der unbezahlten Arbeiten auf alle Geschlechter, nicht nur
individuell, sondern auch kollektiv. Ohne eine Veränderung des
traditionellen Familienbilds wird es nicht gehen.


Gisela Notz lebt und arbeitet in Berlin. Zuletzt
 erschien von ihr: 50 Jahre 1968. Warum flog die Tomate?,
 völlig überarb. Neuaufl., Neu-Ulm: AG SPAK, 2018.
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HÖRSPIEL/1726: Deutschlandfunk - "Blatnýs Kopf" von Christine Nagel, 17.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Blatnýs Kopf oder: Gott, der Linguist, lehrt uns atmen

Von Christine Nagel

rbb/Dlf 2017

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 17. März 2018, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der tschechische Lyriker Ivan Blatný (1919-1990) galt viele
Jahre als verschollen. Eine Lesereise nach England nutzte er 1948 zur
Flucht aus der Tschechoslowakei und wurde daraufhin zur persona non
grata erklärt. Staaten- und mittellos war Blatný von nun an. Er
suchte Schutz hinter den Mauern einer englischen Psychiatrie. Doch
seine wahre Zuflucht fand Blatný im Schreiben. Mit 280.000
Versen auf 5.500 Notizbuchseiten, auf Tschechisch, Französisch,
Englisch und Deutsch, erfüllte er sich seinen Lebenswunsch: im
Schreiben existieren zu können. Sprache war ihm Lust und ein einziges
Vergnügen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/833: WDR 5 - "Der Tag, an dem mein Großvater ein Held war" von Paulus Hochgatterer, 17.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Der Tag, an dem mein Großvater ein Held war" 

von Paulus Hochgatterer

Gelesen von Valery Tscheplanowa

Bearbeitung: Maria Franziska Schüller

WDR 5 Ohrclip - Der Literaturabend

Samstag, 17.03.2018, 21.04 - 23.00 Uhr, WDR 5



Nelly, ein 13jähriges Mädchen mit "Bombenschaden" findet 1944 Zuflucht
auf einem österreichischen Hof, wo die Begegnung mit dem Russen
Michail ihr junges Leben verändert. Im WDR 5 Ohrclip brilliert Valery
Tscheplanowa, als Beste Interpretin beim diesjährigen Hörbuchpreis,
mit Auszügen aus Hochgatteres neuem Roman.

Sie erinnert sich nicht mehr an ihren Namen, auch nicht an ihre Mutter
und daran, woher sie kommt. Oder sie lügt. Manchmal weiß Nelly selbst
nicht, was wahr ist. Sie schreibt und erfindet. Das kann lebensrettend
sein. Zum Beispiel, als ein kleiner Trupp von Wehrmachts-Soldaten sich
auf dem Hof niederlassen und ihr mörderisches Unwesen treiben.

Paul Hochgatterer kennt sich aus mit Traumata. Als Psychiater und
mehrfach preisgekrönter Schriftsteller weiß er um die heilsame Kraft
des Geschichtenerfindens - wie Nelly.

Redaktion: Sefa Inci - Suvak

Literaturangaben:


Hörbuch:

Paulus Hochgatterer: Der Tag, an dem mein Großvater ein Held war

Gelesen von Valery Tscheplanowa 

Verlag Audio Media

Buchvorlage: Deuticke Verlag

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1657: Deutschlandfunk Kultur - Laurence Sterne, Der Erfinder des modernen Romans, 17.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Erfinder des modernen Romans

Eine Lange Nacht über Laurence Sterne

Von Michael Langer

Lange Nacht

Samstag, 17. März 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Laurence Sterne (1713-1768) zählt zu den ganz Großen der
Weltliteratur. Doch nicht erst nach seinem Tod am 18. März 1768 wurde
ihm viel Ruhm zuteil, sondern bereits zu Lebzeiten genoss er die Ehre
und feierte rauschende Erfolge mit seinem 'Tristram Shandy'. Noch
immer gilt er als einer der kühnsten Experimentatoren des Romans. Am
24. November 1713 kam Laurence Sterne in Irland als Sohn eines
englischen Offiziers zur Welt. Ein Onkel ermöglichte ihm das
Theologiestudium in Cambridge. Als Landpfarrer wirkte er in der Nähe
von York, und schon bei seinen Predigten führte er die spitze Feder.
Mit seinem 'Tristram Shandy' schnitt er schließlich alte Bärte ab, was
zwar manchen gegen ihn aufbrachte, aber die meisten dann doch zum
Lachen gebracht hat. Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im
Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. März 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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VORTRAG/216: Halle - Leopoldina-Vortrag über die Architektur des World Wide Web, 21.03.18


idw - Pressemitteilung: Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina

Wie entwickelt sich das Internet? 

Leopoldina-Vortrag über die Architektur des World Wide Web



Das Internet wurde ursprünglich erfunden, um Großrechner miteinander
zu vernetzen. Heute verbindet es etwa 3,5 Milliarden Menschen auf der
ganzen Welt. Über die technischen Grundlagen, die aktuellen
Entwicklungstrends und mögliche Gefahren in der Zukunft des World Wide
Web berichtet die Informatikerin und Leopoldina-Mitglied Prof. Anja
Feldmann in einem Abendvortrag an der Leopoldina. Vor dem Vortrag
werden die neuen Mitglieder der Klasse I an der Leopoldina begrüßt.

Mittwoch, 21. März 2018

17.30 Uhr Urkundenübergabe an die neuen Mitglieder

18.30 Uhr Vortrag von Prof. Anja Feldmann Ph.D. "Architektur des
Internets: Trends und Gefahren"

Hauptgebäude der Leopoldina, Vortragssaal Jägerberg 1, 06108 Halle
(Saale)

Anja Feldmann gilt als die führende wissenschaftliche Expertin für das
Internet in Deutschland. Ihre grundlegenden und praxisnahen Arbeiten
zur Vermessung, Analyse und Modellierung des Internetverkehrs und zum
Internet-Routing haben maßgeblich zur Weiterentwicklung des Netzes
beigetragen. Ihre Erkenntnisse haben das Internet sicherer und
zuverlässiger gemacht und sind die Basis für dessen zukünftige
Struktur. Seit Januar 2018 leitet Anja Feldmann als Direktorin am
Max-Planck-Institut für Informatik in Saarbrücken die Abteilung
Internet Architecture. Sie forscht dort zu Engpässen in
Computernetzwerken und wie man diese behebt.

Der Vortrag ist die Auftaktveranstaltung des Leopoldina-Symposiums der
Klasse I - Mathematik, Natur- und Technikwissenschaften am Donnerstag,
22. März, ab 11:00 Uhr. Das Symposium mit dem Titel "Künstliche
Intelligenz und Maschinelles Lernen" versteht sich als Forum für den
interdisziplinären Austausch. In ihren Vorträgen geben fünf
Wissenschaftler Einblicke in die aktuelle Forschung ihrer Fachgebiete.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, Caroline Wichmann,

14.03.2018
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AUGEN/468: Weiterer Schritt in der Entwicklung eines neuen Medikaments für erbliche Netzhautdegeneration (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 14.03.2018

Weiterer Schritt in der Entwicklung eines neuen Medikaments für erbliche Netzhautdegeneration



Bei bestimmten seltenen Netzhauterkrankungen kommt es im Auge zum
Absterben von Photorezeptoren, deren Ursache unterschiedliche
krankheitsauslösende Mutationen sein können. Für die Entwicklung von
Therapien besteht zudem die Herausforderung, dass die Netzhaut durch die
sogenannte "Blut-Hirn-Schranke" gegen die meisten Medikamente abgeschirmt
ist. Jetzt ist es Wissenschaftlern des Forschungsinstituts für
Augenheilkunde Tübingen, aus Lund (Schweden), Modena und Reggio Emilia
(Italien) gelungen, einen Signalweg zu finden, über den eine neuartige
Medikamentensubstanz diese Schranke passieren kann.

Erbliche Netzhautdegeneration ist eine neurodegenerative Erkrankung, die
mit einem Absterben der Photorezeptoren im Auge einher geht und für die es
bislang keine effektive Behandlung gibt. Schwere Beeinträchtigungen des
Sehvermögens bis hin zu vollständigem Erblinden sind die Folgen. Alleine
in Europa sind etwa 130.000 Personen betroffen.

Bei vielen dieser Netzhauterkrankungen kommt es zu einer Überaktivierung
des cGMP-Signalweges. Diese den Zelltod auslösende Überaktivierung kann
aber durch synthetische cGMP-Analoga ausgeglichen werden. Das
internationale DRUGSFORD*-Team konnte jetzt, wie aktuell in der
Wissenschaftszeitschrift PNAS veröffentlicht wurde, zeigen, dass die
Formulierung eines inhibitorischen Analogons des Signalmoleküls cGMP in
einem liposomalen Nanocontainer, den Photorezeptorverlust reduzieren kann.
Zudem führte diese neuartige Substanzformulierung zu einem Funktionserhalt
der Netzhaut in drei verschiedenen Krankheitsmodellen. Dazu muss das cGMP-
Analogon durch Verwendung von im DRUGSFORD-Projekt speziell entwickelten
Liposomen über die Blut-Hirn-Schranke hinweg zu den Photorezeptoren der
Netzhaut gelangen.

"Die DRUGSFORD Partner haben jetzt gemeinsam die Start-up Firma Mireca
Medicines gegründet", erklärt Prof. François Paquet-Durand, Koordinator
des EU-Projektes vom Tübinger Forschungsinstitut für Augenheilkunde.
"Damit soll die weitere klinische Entwicklung dieser neuen Formulierung
eines cGMP Analogons vorangetrieben werden." Die Europäische
Medizinagentur unterstützt die klinische Translation durch Mireca
Medicines mit einer sogenannten Orphan Drug Designation** für das cGMP
Analogon (EMA; EU/3/15/1462). Dieser besondere rechtliche Status
vereinfacht die klinische Prüfung und verbessert damit auch die Aussichten
auf eine zukünftige Anwendung. Optimale Bedingungen vorausgesetzt, könnte
in acht bis zehn Jahren ein wirkungsvolles Medikament auf den Markt
gebracht werden.

Mehr Informationen über Mireca Medicines unter

www.mireca.eu

Originalpublikation

Combination of cGMP analogue and drug delivery system provides functional
protection in hereditary retinal degeneration
Eleonora Vighi, Dragana Trifunović, 

Patricia Veiga-Crespo, Andreas
Rentsch, Dorit Hoffmann, Ayse Sahaboglu, Torsten Strasser, Manoj Kulkarni,
Evelina Bertolotti, Angelique van den Heuvel, Tobias Peters, Arie
Reijerkerk, Thomas Euler, Marius Ueffing, Frank Schwede, Hans-Gottfried
Genieser, Pieter Gaillard, Valeria Marigo, Per Ekström and François
Paquet-Durand

PNAS 2018; published ahead of print March 12, 2018

https://doi.org/10.1073/pnas.1718792115


Weitere Informationen

* Das DRUGSFORD Konsortium wurde 2012 gegründet und für vier Jahre mit
nahezu fünf Millionen Euro von der Europäischen Union gefördert. Es
besteht aus drei universitären Arbeitsgruppen um Valeria Marigo aus Modena
(Italien), Per Ekström aus Lund (Schweden) und François Paquet-Durand aus
Tübingen, sowie den Biotech-Firmen BIOLOG und to-BBB. Die deutsche Firma
BIOLOG aus Bremen ist weltweit führend in der Entwicklung von Substanzen
die mit cGMP-vermittelten Signalen wechselwirken. Die holländische Firma
to-BBB aus Leiden hat ein spezielles "Drug Delivery System" entwickelt,
das den Substanztransport durch die Blut-Hirn-Schranke wesentlich
verbessert. Die Expertise dieser beiden Firmen erlaubt es, neuartige
Substanzen zu entwickeln, die über die Blut-Hirn-Schranke hinweg die
Photorezeptoren erreichen können. Mehr Informationen zum DRUGSFORD
Konsortium unter www.drugsford.eu

** Die sogenannte "Orphan Drug Designation" (ODD) bezieht sich auf eine
spezielle Gesetzgebung für seltene Krankheiten in Europa, die eine
klinische Prüfung erleichtert und für zehn Jahre einen exklusiven
Marktzugang erlaubt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Tübingen, Bianca Hermle, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1101: Akademisierung für Verbesserungen in der Pflege - neuer Masterstudiengang startet (idw)


Evangelische Hochschule Nürnberg - 13.03.2018

Akademisierung für Verbesserungen in der Pflege - neuer Masterstudiengang startet



Die schlechten Bedingungen in der Pflege werden mittlerweile auch in der
Politik wahrgenommen. Der Koalitionsvertrag sieht weitreichende
Verbesserungen in der Pflege als notwendig an, denn, so heißt es dort:
"eine gute und verlässliche Pflege ist für immer mehr Betroffene und ihre
Angehörigen von zentraler Bedeutung." Auch das kürzlich erschienene
Manifest "Mit Eliten pflegen" der Robert-Bosch-Stiftung gibt Empfehlungen
für eine zukunftsfähige Gesundheitsversorgung in Deutschland. Nachdem der
Bedarf an pflegerischer Versorgung rasant wächst, braucht es mehr
Pflegekräfte.

Gleichzeitig ist es notwendig, die bereits begonnene, qualitätsbezogene
Entwicklung der professionellen Pflege weiter voranzutreiben: "Um eine
qualitativ hochwertige Pflege auch in Zukunft anbieten zu können, brauchen
wir deutlich mehr akademisch qualifizierte Pflegefachpersonen in der
direkten Versorgung (...) ergänzend zu den Pflegefachpersonen mit anderen
Qualifikationsabschlüssen gemeinsam in einem Team", so die Autoren des
Manifests. Und auch das neue Pflegeberufereformgesetz sieht neben einer
beruflichen Ausbildung in der Pflege die Notwendigkeit einer ergänzenden
hochschulischen Pflegeausbildung.

Die Hochschulen sind folglich angehalten mehr Studiengänge einzurichten,
die für pflegerische Aufgaben qualifizieren. Die Evangelische Hochschule
Nürnberg (EVHN) hat dazu ein neues Masterangebot in Kooperation mit der
Ostbayerischen Technischen Hochschule Regensburg entwickelt. Der
konsekutive Masterstudiengang "Advanced Nursing Practice" (ANP) setzt
Bachelor-Pflegestudiengänge fachlich fort und qualifiziert die
Absolventinnen und Absolventen für erweiterte und spezialisierte
berufliche Anforderungen in der Pflegepraxis. Der neue Masterstudiengang
startet am 15. März 2018 und führt als Vollzeitstudium in drei Semestern
zum Master of Science (M.Sc.).

Mit insgesamt 24 Studierenden ist die geplante Anzahl an Studierenden weit
übertroffen. Durch die im Studium vermittelten ANP-Kernkompetenzen und die
fachspezifischen Inhalte in den Schwerpunkten Akutpflege oder
Psychiatrische Pflege wird den Absolventinnen und Absolventen ermöglicht,
künftig als sogenannte "Pflegeexpertinnen APN" bzw. "Pflegeexperten APN"
zu arbeiten und eine fachliche Führung zu übernehmen. Diejenigen
Studierenden, die in der Metropolregion Nürnberg tätig sind, werden nach
ihrem erfolgreichen Master-Abschluss als erste Pflegeexpertinnen/-experten
APN in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen der Metropolregion eingesetzt.
Weitere Studierende kommen u.a. aus Österreich, Osnabrück, Bonn,
Regensburg und Bamberg.

Neben bereits etablierten pflegepraktisch orientierten
Bachelor-Studiengängen - Pflege Dual und Health: Angewandte Pflegewissenschaften -
stellt sich die EVHN mit dem neuen Masterstudiengang "Advanced Nursing
Practice" den Herausforderungen in den Gesundheits- und
Pflegeeinrichtungen und trägt zu einer Verbesserung der Pflegesituation
bei. Denn der vermehrte Einsatz von akademisch qualifizierten Pflegenden
in der direkten Versorgung wird dringend gebraucht, so die Autoren des
Manifests "Mit Eliten pflegen."


Quellen

Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. Ein
neuer Zusammenhalt für unser Land, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und
SPD vom 07. Februar 2018, Seite 95

Mit Eliten pflegen, Robert Bosch Stiftung, Für eine exzellente,
zukunftsfähige Gesundheitsversorgung in Deutschland. März 2018

Gesetz zur Reform der Pflegeberufe (Pflegeberufereformgesetz - PflBRefG)
vom 17. Juli 2017, Teil 3, /sect; 37.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cdu.de/koalitionsvertrag-2018

http://www.bosch-stiftung.de/sites/default/files/publications/pdf/2018-02/RBS_Broschuere_360Grad_Pflege_Manifest_WEB_ES.pdf

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2581.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2581.pdf%27%5D__1520856163022

http://www.evhn.de/bin/EVHN-MasterAdvancedNursingPractice-Studieninfo-Sept2017(1).pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1646

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Nürnberg, Irene Haffa, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3805: Jedes Organ hat seine eigene biologische Uhr (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, 

Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 13.03.2018

Medizin: Jedes Organ hat seine eigene biologischeUhr



Etwa zwei Drittel der proteinkodierenden Gene werden zyklisch über 24
Stunden mit Expressionsspitzen am Morgen und frühen Abend exprimiert.
Diese Expression variiert jedoch je nach Gewebe sehr stark, da jedes Organ
zusätzlich zu der zentralen inneren Uhr seine eigene innere Uhr hat. Diese
wichtige Erkenntnis wurde nun erstmals von einem Forschungsteam des Inserm
(Abteilung "Stem Cell and Brain Institute") in Zusammenarbeit mit
amerikanischen Kollegen bewiesen. Die Forscher haben eine neuartige
Kartierung der Genexpression für jedes einzelne Organ entsprechend der
Tageszeit erstellt.

Bisher wurden Studien zur Erforschung des zirkadianen Rhythmus in
verschiedenen Organen vor allem an Tiermodellen wie der Drosophila und
nachtaktiven Arten (insbesondere der Maus) durchgeführt. Diese Tiere haben
aber einen ganz anderen Tagesrhythmus und somit ganz andere biologische
Uhren. Daher war es notwendig, Spezies zu untersuchen, die dem Menschen
ähnlicher sind.

Dazu haben die Forscher die RNA von mehr als 25.000 Genen von 64 Organen
und Geweben alle zwei Stunden über vierundzwanzig Stunden in
nicht-menschlichen Primaten analysiert. Bei jeder Probe erforschten,
quantifizierten und identifizierten sie die in den Zellen vorhandene RNA.
Die Autoren haben herausgefunden, dass 80% der zyklisch exprimierten Gene
für Proteine kodieren, die wesentliche Funktionen des Zelllebens erfüllen
(Abfallentsorgung, DNA-Replikation und -Reparatur, Stoffwechsel, usw.).

Die Anzahl und die Art der zyklisch exprimierten Gene variieren jedoch
stark je nach Gewebe. Es gibt etwa 3000 in der Schilddrüse oder im
präfrontalen Kortex, aber nur 200 im Knochenmark: weniger als 1% der
"rhythmischen" Gene (rhythmische Aktivität) in einem Gewebe sind ebenfalls
in anderen Geweben rhythmisch.

Die einzige Gemeinsamkeit zwischen diesen 64 Geweben besteht in den genau
definierten Spitzen der Genexpression während des Tages: am späten Morgen
und am frühen Abend. Die erste und wichtigste Expressionsspitze wird
zwischen 6 und 8 Stunden nach dem Aufwachen mit mehr als 11.000
exprimierten Genen erreicht. Bei der zweiten werden etwa 5.000 Genen in
den Geweben aktiviert. Über Nacht weisen die Zellen kaum Aktivität auf,
insbesondere während der ersten Nachthälfte.

82% der rhythmischen Gene kodieren Proteine, auf die heute verabreichte
Medikamente abzielen oder im Blickpunkt künftiger Behandlungen liegen.
Diese Ergebnisse zeigen, wie wichtig es ist, die biologische Uhr zu
berücksichtigen, damit Medikamente zur richtigen Tageszeit verabreicht
werden, um so die Effizienz zu verbessern und Nebenwirkungen zu
reduzieren. Deshalb wollen die Forscher jetzt einen richtigen Atlas
vorbereiten, damit Wissenschaftler auf der ganzen Welt das
Expressionsprofil jedes einzelnen Gens in den verschiedenen Organen
innerhalb eins 24-Stunden-Rhythmus kennen.

Originalpublikation: 

Mure, L. S., Le, H. D., Benegiamo, G., Chang, M. W.,
Rios, L., Jillani, N., ... & Panda, S. (2018). 

Diurnal transcriptome atlas of a primate across major neural and peripheral tissues. 

Science, eaao0318.

Quelle: 

"Horloge biologique : à chaque organe, son rythme",

Pressemitteilung des Inserm, 08.02.2018 

https://presse.inserm.fr/horloge-biologique-a-chaque-organe-son-rythme/30595/

Redakteurin:

Laura Voisin

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-frankreich.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland

Marie de Chalup, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/1466: Kamingespräch zur wirtschaftlichen Relevanz wirksamer Vorbeugung von Übergewicht und Adipositas (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 13.03.2018

Deutschland verschenkt Billionen

Kamingespräch zur wirtschaftlichen Relevanz wirksamer Vorbeugung von
Übergewicht und Adipositas



München, 12.03.2018: Übergewicht kostet: Der deutsche Staat wird bis zum
Lebensende der heute übergewichtigen Kinder und Jugendlichen
schätzungsweise 1,8 Billionen Euro Folgekosten aufbringen müssen. Frühe
Prävention von Übergewicht ist deshalb eine ökonomische Notwendigkeit.

Die Gesundheitsökonomin Dr. Diana Sonntag gab den wissenschaftlichen
Impuls zum Kamingespräch des Freundeskreises der Stiftung Kindergesundheit
am 08.03.2018 in München. Sie bringt durch ihre Arbeit Zahlen hervor, die
sonst nur wenige kennen. Zahlen wie diese: Die ökonomischen Mehrkosten des
lebenslangen Übergewichtes liegen bei 8.000 Euro für Jungen und bei 9.000
Euro für Mädchen. Wenn alle heute übergewichtigen Kinder lebenslang
übergewichtig bleiben, ergeben sich 1,8 Billionen Euro Mehrkosten für den
Staat.

In Deutschland sind zirka 50 % der Erwachsenen übergewichtig und 18%
adipös. Von den 1980-er Jahren bis in die 2000-er Jahre ist ein massiver
Anstieg zu erkennen. Bereits bei 3- bis 6-jährigen Kindern sind 6% übergewichtig
und 3% adipös. Die gesundheitlichen Folgen sind hinlänglich
bekannt: Diabetes, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Einschränkung, Leid. Dies
vor allem, wenn Übergewicht - wie so oft - ein Leben lang anhält.

Anstelle sich gesellschaftlich auf hohe Therapiekosten einzurichten, wäre
ein konsequentes Investment in Vorbeugung durch Gesundheitsbildung und
Kompetenzvermittlung in Familien, Kindertagesstätten und Schulen und die
Etablierung fester Regeln und Standards zu relevanten Risikofaktoren
sinnvoller. Warum die Politik sich so wenig diesem Problem annimmt, ist
schwer nachvollziehbar. Dies kann nur mit einem sehr kurzfristigen Denken
der Politiker und Entscheidungsträger erklärt werden. Denn derartige
ökonomische Folgekostenabschätzungen überspannen mehr als 50 Jahre, was
zirka zwölf Legislaturperioden ausmacht.

Die forschende Gesundheitsökonomie versucht, vorhandene Datenlücken durch
mehr Forschung zu schließen und damit sehr wichtige Zukunftsaufgaben
anzugehen. Dabei werden auch konkrete Maßnahmen der Gesundheitsförderung
und Prävention, wie sie die Stiftung Kindergesundheit entwickelt und
einsetzt, nach ihrem langfristigen Nutzen bewertet.


Zu Referentin und Format:

Dr. Diana Sonntag leitet die Gesundheitsökonomie am renommierten
Mannheimer Institut für Public Health der Universität Heidelberg. Sie hat
im Führungsausschuss der European Public Health Association (EUPHA) die
Arbeitsgruppe "Ökonomie und Kindergesundheit" gegründet, um Ökonomen und
Kinderärzte auf internationaler Ebene miteinander zu verbinden und den
Diskurs zwischen ihnen zu fördern.

Unsere Kamingespräche bieten Mitgliedern und Interessenten eine Plattform
für die Diskussion aller Aspekte des Themas Kindergesundheit.
International renommierte Experten informieren hier über Hintergründe und
aktuelle Entwicklungen. Mit praxisnahen Informationen wird ein direktes
Gespräch untereinander möglich. Mehr zur Stiftung:
www.Kindergesundheit.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit, Giulia Roggenkamp, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1902: Debatte um Werbeverbot für Abtreibung - Streichung von § 219a StGB stoppen (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 13. März 2018

Debatte um Werbeverbot für Abtreibung: 

Ärzte für das Leben e.V. appellieren an Unions-Fraktion SPD-Antrag zur Streichung von § 219a StGB zu stoppen



Münster - In der aktuellen Debatte um § 219a StGB, dem
Werbeverbot für Abtreibung, hat der Verein Ärzte für das Leben e.V.
einen Brief an die Abgeordneten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
geschickt. Darin fordert der Ärzteverein die Unionsfraktion auf, einen
Antrag des Koalitionspartners SPD zur Streichung des § 219a StGB
zu stoppen und somit dafür Sorge zu tragen, dass in Deutschland
weiterhin nicht für Abtreibungen geworben werden darf.

Nachfolgend der Brief von Ärzte für das Leben e.V. an die Abgeordneten
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag im Wortlaut.

Betreff: Antrag der SPD zur Streichung des § 219a StGB

(Werbeverbot für Abtreibung)


"Sehr geehrte Damen und Herren,

vorige Woche hat die SPD einen Antrag zur Streichung des § 219a
StGB (Werbeverbot für Abtreibung) eingebracht und will ihn mit Hilfe
von Stimmen der Opposition durchsetzen. Dies überrascht, denn auf dem
vor kurzem gehaltenen Parteitag hat der Vorsitzender Ihrer Fraktion
versichert, dass die Union den Erhalt des Werbeverbots für Abtreibung
unbedingt verteidigen will.

§ 219a ist Teil eines sorgfältig ausgearbeiteten Kompromisses,
der versucht, den Zugang zur Abtreibung mit dem Lebensrecht des Kindes
vor seiner Geburt in Einklang zu bringen. So sehr dieser Kompromiss
hinken mag, so trägt er doch der Tatsache Rechnung, dass bei der
Abtreibung ein Mensch und Rechtssubjekt seiner Rechte beraubt wird.
Deshalb ist die Abtreibung nach wie vor rechtswidrig und schon allein
aus diesem Grund keine normale medizinische Leistung.

Die Möglichkeit von abtreibenden Ärzten, für diese Dienstleistung zu
werben, oder auch 'nur' darüber zu 'informieren' schickt das völlig
falsche Signal. Kein Arzt wirbt für (oder 'informiert über') ein
Verfahren, das er selber nicht anbieten möchte. Deshalb gibt es seit
Jahren seitens der kassenärztlichen Vereinigungen Bestrebungen,
grundsätzlich Veranlasser und Erbringer von medizinischen
Dienstleistungen zu trennen, um einerseits eine neutrale Beratung des
Patienten zu gewährleisten und andererseits eine sogenannte
'Mengenausweitung' zu verhindern.

Gerade solche Befürchtungen waren ja auch der Grund, warum man das
existierende Beratungskonzept für Abtreibungen eingeführt hat. Dass
Abtreibungen jeweils mit ca. 400 € - dazu außerhalb des
Krankenkassensystems - honoriert werden, ist auch nicht gerade dazu
geeignet, den Arzt zu einer Empfehlung an die Schwangere zu bewegen,
ihr Kind doch zu behalten.

Aus diesen Gründen appellieren wir als Ärzte für das Leben e.V. aufs
Dringlichste an Sie, diesen Antrag Ihres neuen Koalitionspartners zu
stoppen und somit dafür Sorge zu tragen, dass in Deutschland weiterhin
nicht für Abtreibungen geworben werden darf.


Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Paul Cullen

1. Vorsitzender Ärzte für das Leben e.V."


Über Ärzte für das Leben e.V.:

Ärzte für das Leben e.V. ist eine seit 1991 bestehende
nicht-konfessionelle und unabhängige Gemeinschaft von Ärzten
unterschiedlicher Fachrichtungen, die sich für das Leben von der
Befruchtung bis zum natürlichen Tod einsetzt und für die bedrohte
Freiheit des Arztberufs, damit Ärzte sich unbeeinflusst von den
Interessen Dritter für das Heil ihrer Patienten in hippokratischer
Tradition einsetzen können.

Der Themenkreis umfasst dabei die Embryologie, Schwangerschaft
('Spätschwangerschaft'), die sogenannte Präimplantationsdiagnostik,
Pränataldiagnostik, eugenische Selektion, gefällige Genmanipulation
i. S. von 'enhancement', adulte Stammzelltherapie gegen
Embryonenverbrauch, Hilfen bei Behinderung sowie Hirntod und
Organspende. Ärzte für das Leben e.V. sind für Sterbebegleitung,
Palliativmedizin und Hospizarbeit, jedoch gegen assistierten Suizid
und Sterbehilfe im Sinne von Euthanasie. Zu allen Themen ist ein
Austausch mit anderen Fachdisziplinen (Philosophie, Psychologie,
Soziologie, Jura, Theologie) erwünscht.

Ärzte für das Leben e.V. wird ausschließlich durch Spenden und die
Beiträge seiner Mitglieder unterstützt.

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 13. März 2018

Dr. med. Dr. theol. h.c. Maria Overdick-Gulden

Markusberg 24e, 54293 Trier

Telefon: 0651 / 8200724

E-Mail: m.overdick-gulden@aerzte-fuer-das-leben.de

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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STUDIE/054: Ungleiche Behandlung der multiresistenten Tuberkulose in Europa (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 14.03.2018

Ungleiche Behandlung der multiresistenten Tuberkulose in Europa

Wissenschaftler zeigen, dass die Versorgung von Patienten mit
multiresistenter Tuberkulose in Osteuropa deutlich schlechter ist als in
Westeuropa.



Die weltweite Zunahme von Tuberkulose-Patienten ist alarmierend. Besonders
besorgniserregend ist die Zunahme von Erkrankungen, bei denen die Erreger
gegen die wirksamsten Medikamente resistent sind, die sog. multiresistente
Tuberkulose (MDR-TB). Nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
hat die Anzahl der Patienten, bei denen eine MDR-TB diagnostiziert wurde,
in den vergangenen fünf Jahren durchschnittlich um 20 Prozent pro Jahr
zugenommen. Die Chancen auf eine erfolgreiche Behandlung der MDR-TB
betragen den WHO-Angaben entsprechend international nur etwa 50 Prozent.

Ärzte und Forscher der "Tuberculosis Network European Trialsgroup" (TBNET)
widmen sich seit mehr als einem Jahrzehnt den Ursachen für die schlechten
Behandlungsergebnisse der MDR-TB in Europa. Das TBNET wird geleitet vom
Forschungszentrums Borstel - Leibniz Lungenzentrum, das Mitglied im
Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) ist. In einer aktuellen
Studie (Günther G et al. Am J Respir Crit Care Med 2018) konnten die
Forscher erstmalig deutliche Unterschiede in der Versorgung von Patienten
mit einer MDR-TB innerhalb Europas zeigen.

In den sog. Hochinzidenzländern Osteuropas sind sehr viele Patienten von
einer MDR-TB betroffen. Jedoch müssen Patienten in diesen Ländern, zum
Beispiel in Weißrussland und Moldawien zwei Monate länger auf ihre
Therapie warten als in Westeuropa. Während die Behandlung in Westeuropa in
der Regel an die Ergebnisse einer Antibiotikaresistenzprüfung individuell
angepasst wird, erhalten Patienten in Moldawien oder Weißrussland häufig
noch eine feste Standardtherapie, in der einige der eingesetzten
Medikamente bereits wirkungslos sind. Hinzu kommt, dass unter einer
Standardtherapie neue, zusätzliche Antibiotikaresistenzen viermal häufiger
auftreten als unter einer individuell abgestimmten Therapie, die schon
vorhandene Resistenzen berücksichtigt. Das Risiko, an einer MDR-TB zu
sterben, war in den Hochinzidenzländern Osteuropas 5-mal so hoch wie in
Westeuropa.

Chancen auf Heilung besser als gedacht

Jedoch hielt diese Studie eine Überraschung bereit: Nach Auswertung der
Daten schienen die Heilungschancen für Patienten mit einer MDR-TB in den
Hochinzidenzländern Osteuropas viermal besser zu sein als im Westen. "Das
liegt einzig an der Definition für Heilung, welche von der WHO verwendet
wird" erklärt der Leiter der TBNET-Studie, Professor Christoph Lange vom
Forschungszentrum Borstel. "Die Kriterien, welche die WHO für eine Heilung
von einer MDR-TB heranzieht, werden am letzten Tag der Therapie abgefragt.
Das ist etwa so, als wenn man einem Patienten mit einer Krebserkrankung am
letzten Tag der Chemotherapie mitteilt, er sei geheilt, ohne das Risiko
eines Rückfalls zu beachten", so Lange.

Gemeinsam mit Dr. Gunar Günther vom Forschungszentrum Borstel und
Kolleginnen und Kollegen an 23 Kliniken in 16 europäischen Ländern wurden
die Behandlungsverläufe von 380 Patientinnen und Patienten mit einer
MDR-TB vom Zeitpunkt der Diagnosestellung bis ein Jahr nach Therapieende
verfolgt. Die Wissenschaftler stellten danach neue Definitionen für
Therapieergebnisse auf und konnten zeigen, dass die tatsächlichen Chancen,
von einer MDR-TB geheilt zu werden, in ganz Europa deutlich besser sind
als bisher angenommen.

Allerdings versagt die Therapie bei 25 Prozent der Patienten in Osteuropa,
in Westeuropa sind es nur 15 Prozent. "Die Unterschiede in der Versorgung
von Tuberkulosepatienten sind innerhalb Europas gravierend. Die am meisten
betroffenen Länder haben die geringsten Ressourcen für die Prävention,
Diagnostik und Therapie", sagt Lange. "Hier gibt es konkreten
Handlungsbedarf, den europäischen Nachbarn zu helfen."

Individualisierte Therapie erhöht Heilungschancen

Dabei ist die MDR-TB mit modernen Mitteln und Ressourcen gut zu behandeln.
Klinische Forscher des Tuberkulose-Forschungsbereichs am DZIF konnten
kürzlich zeigen, dass sich die Heilungschancen von Patienten mit einer
MDR-TB unter individualisierter Therapie aktuell nicht mehr von den
Heilungschancen bei Patienten mit nicht-resistenten Tuberkulosebakterien
unterscheiden (Heyckendorf J et al. Eur Respir J 2018).


Publikationen

Günther G, van Leth F, Alexandru S, Altet N, Avsar K, Bang D, Barbuta R,
Bothamley G, Ciobanu A, Crudu V, Danilovits M, Dedicoat M, Duarte R,
Gualano G, Kunst H, de Lange W, Leimane V, Magis-Escurra C, McLaughlin AM,
Muylle I, Polcová V, Popa C, Rudolf Rumetshofer, Skrahina A, Solodovnikova
V, Spinu V, Tiberi S, Viiklepp P, Lange C. 

Clinical management of
multidrug-resistant tuberculosis in 16 European countries. Am J Respir
Crit Care Med. 2018 Mar 6. 

doi: 10.1164/rccm.201710-2141OC. [Epub ahead of print]

Heyckendorf J, van Leth F, Kalsdorf B, Olaru ID, Günther G, Salzer HJF,
Terhalle E, Rolling TE, Glattki G, Müller M, Schuhmann M, Avsar K, Lange
C. 

Relapse-free cure from multidrug-resistant tuberculosis in Germany. Eur
Respir J. 2018 Feb 21;51(2). pii: 1702122. 

doi:
10.1183/13993003.02122-2017.


Über das Forschungszentrum Borstel

Das Forschungszentrum Borstel ist das Lungenzentrum der
Leibniz-Gemeinschaft. Im Fokus stehen die Tuberkulose, andere infektionsbedingte
Erkrankungen der Lunge und chronisch-entzündliche Lungenerkrankungen wie
Asthma und COPD. Das übergeordnete Ziel der interdisziplinären
Forschungsaktivitäten ist es, die Ursachen und Mechanismen dieser
Lungenerkrankungen aufzuklären, um daraus neue innovative Konzepte zu
deren Prävention, Diagnostik, und Therapie abzuleiten.

Im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) entwickeln bundesweit
circa 500 Wissenschaftler und Ärzte aus 35 Institutionen gemeinsam neue
Ansätze zur Vorbeugung, Diagnose und Behandlung von Infektionskrankheiten.
Ziel ist die sogenannte Translation: die schnelle, effektive Umsetzung von
Forschungsergebnissen in die klinische Praxis. Damit bereitet das DZIF den
Weg für die Entwicklung neuer Impfstoffe, Diagnostika und Medikamente
gegen Infektionen. Weitere Informationen: www.dzif.de


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29509468 Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung, Karola Neubert, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/356: Alzheimer - Gehirn könnte Schädigungen in frühem Stadium kompensieren (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 13.03.2018

Alzheimer: Gehirn könnte Schädigungen in frühem Stadium kompensieren



Die Studie INSIGHT-preAD wurde von Forschern der AP-HP [1], des CNRS [2],
des INSERM [3] und der Sorbonne Universität innerhalb des Institutes für
Erkrankungen des Gehirns und des Rückenmarks (ICM) und des Instituts für
Gedächtnis und Alzheimer-Erkrankung (IM2A), im Krankenhaus Pitié
Salpêtrière AP-HP, in Zusammenarbeit mit der Kohortenstudie MEMENTO,
durchgeführt. Ziel dieser 30-monatigen Studie war es, die Faktoren des
Krankheitsverlaufs von Alzheimer an über 70-jährigen Personen zu
beobachten, die gesund sind und keine kognitiven Beeinträchtigungen
aufweisen.

Die vom Inserm geförderte Studie hat gezeigt, dass das Vorhandensein der
für Alzheimer typischen Amyloid-Plaques keinen Einfluss auf die kognitiven
Fähigkeiten und das Verhalten nach 30 Monaten Beobachtung hat. Die am 28.
Februar 2018 in der Fachzeitschrift Lancet neurology veröffentlichten
Ergebnisse legen nahe, dass bei Personen, die Träger dieser Hirnläsionen
sind, Kompensationsmechanismen vorhanden sind.

Zu Beginn der INSIGHT-preAD-Studie wiesen 28% der Teilnehmer Läsionen im
Gehirn auf, auch wenn sie keine Symptome der Alzheimer-Erkrankung
aufwiesen. Bei Tests zur kognitiven Kompetenz (Gedächtnis, Sprache,
Orientierung), bei Funktions- sowie Verhaltenstests gab es keinen
Unterschied zwischen den sogenannten "Amyloid-positiven" Patienten und den
"Amyloid-negativen" Patienten.

Auch zwei Jahre nach Beginn der Studie konnten die Forscher keine
signifikanten Veränderungen zwischen Amyloid-positiven und
Amyloid-negativen Patienten für alle beobachteten Marker (verhaltensbezogen,
kognitiv, funktionell) sowie bei der Neurobildgebung feststellen. Hingegen
zeigte das Elektroenzephalogramm bei Patienten mit Läsionen eine
Veränderung der elektrischen Aktivität der vorderen Regionen des Gehirns,
um ihre intellektuelle und Gedächtnisleistung zu erhalten.

Diese Ergebnisse zeigen, dass das Vorhandensein von zerebralen
Amyloid-Läsionen nicht zwangsläufig zu kognitiven, morphologischen, metabolischen
oder funktionellen Veränderungen bei Patienten mit diesen Läsionen führt.
Sie weisen auf die Existenz von Kompensationsmechanismen hin, die durch
die beobachteten elektroenzephalographischen Veränderungen bestätigt
wurden.


[1] AP-HP - staatliche Krankenhauseinrichtung von Paris

[2] CNRS - Zentrum für wissenschaftliche Forschung

[3] Inserm - französisches Institut für Gesundheit und medizinische
Forschung

Quellen:

Pressemitteilung von Pourquoi docteur, 03/03/2018

https://www.pourquoidocteur.fr/Articles/Question-d-actu/24735-Alzheimer-cerveau-serait-capable-compenser-lesions-stade-precoce

Pressemitteilung des CNRS, 28/02/2018

http://www2.cnrs.fr/presse/communique/5463.htm

Redakteurinnen:

Jana Ulbricht, jana.ulbricht@diplomatie.gouv.fr

Laura Voisin, laura.voisin@diplomatie.gouv.fr

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wissenschaft-frankreich.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland, Marie de Chalup, 13.03.2018
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DEMENZ/355: Diagnose Demenz - erster Bluttest auf Alzheimer in Sicht (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 13.03.2018

Diagnose Demenz: erster Bluttest auf Alzheimer in Sicht



Forschern ist es gelungen, Peptide im Blut zu bestimmen, die für die
Alzheimer-Krankheit charakteristisch sind. Aus den
Konzentrationsverhältnissen können sie überdies mit hoher Genauigkeit
ablesen, ob die Blutproben von gesunden Menschen stammten, von solchen mit
leichten kognitiven Störungen (MCI) oder von Alzheimer-Patienten,
berichten die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift Nature. "Dies könnte
eine frühere und einfachere Diagnose der Alzheimer-Krankheit ermöglichen",
so Professor Richard Dodel, Demenz-Experte der Deutschen Gesellschaft für
Neurologie (DGN).

Derzeit gibt es noch kein Medikament, das den Ausbruch oder das
Fortschreiten der Alzheimer-Krankheit aufhält. Patienten hätten deshalb
noch keinen unmittelbaren Nutzen von dem Test, betont der Neurogeriater.

Der Test bestimmt mit hoher Genauigkeit β-Amyloid (Aβ), ein
Eiweißbruchstück, das sich schon Jahrzehnte vor Ausbruch der klinischen
Symptome im Gehirn von Alzheimer-Patienten ansammeln kann. Es lässt sich
bisher zuverlässig nur mit zwei Methoden nachweisen: mit einer Aufnahme
des Gehirns mit einer speziellen Variante der
Positronen-Emissions-Tomographie ("Amyloid-PET") oder mit der Entnahme von Nervenwasser im
Rahmen einer Lumbalpunktion mit anschließendem Nachweis verschiedener
Proteine (Aβ und tau-Protein). "Die erste Methode erfordert einen hohen
apparativen und logistischen Aufwand mit entsprechenden Kosten, die zweite
Methode kann insbesondere für ältere Patienten eine Belastung sein", so
Neurogeriater Richard Dodel, Lehrstuhlinhaber am Universitätsklinikum
Essen und Chefarzt des Geriatrie-Zentrums Haus Berge am
Elisabeth-Krankenhaus. "Viel besser wäre ein Bluttest."

Massenspektroskopie statt Immunassay

Aβ findet sich im Blut aber nur in sehr geringen Konzentrationen.
Versuche, es dort mit Hilfe von Immunassays (ELISA) nachzuweisen und
daraus auf die Konzentrationen im Gehirn zu schließen, hatten in der
Vergangenheit zu inkonsistenten Ergebnissen geführt. In der neuen Arbeit
nutzten die japanischen und australischen Forscher eine Kombination aus
Immunpräzipitation und Massenspektroskopie, die wesentlich empfindlicher
ist als ELISA. Auch bestimmten sie nicht die Gesamtmenge an Aβ, sondern
das Konzentrationsverhältnis dreier Aβ-Varianten zueinander: Aβ 42, Aβ 40
und APP669-711.

Getestet wurde die Zuverlässigkeit der Methode anhand zweier Gruppen von
zusammen 373 Patienten, die in Japan bzw. Australien bereits mit PET und
anderen Methoden untersucht worden waren. Dabei konnte der neue Test mit
hoher Zuverlässigkeit vorhersagen, ob die Studienteilnehmer
Aß-Ablagerungen im Gehirn hatten oder nicht. Mit der Kombination zweier
Quotienten für die verschiedenen Aß-Varianten erreichte die
Vorhersagegenauigkeit 90 Prozent.

Anwendung in klinischen Studien

Die ersten Anwendungen erwartet der Neurologe Dodel in klinischen Studien.
"Für die Erforschung von Therapien, die in Frühphasen der
Alzheimer-Krankheit ansetzen, mit dem Ziel, den Verlauf zu verlangsamen oder ihr
Fortschreiten gar zu stoppen, wäre ein verlässlicher Bluttest ein
Fortschritt. Studienteilnehmer mit hoher Aβ-Last wären leichter zu
identifizieren, und man könnte womöglich auch einfacher als bislang
feststellen, welchen Einfluss Arzneikandidaten auf die Ablagerungen
haben." Mittelfristig könne ein Bluttest auch die Diagnose im
Verdachtsfall verbessern oder helfen, Menschen mit hoher Belastung zu
erkennen, so Dodel weiter. "Vor einer Zulassung müssen die Ergebnisse
allerdings unabhängig bestätigt werden - und auch die Kostenfrage gilt es
zu klären."

Quelle

Nakamura A et al.: 

High performance plasma amyloid-β biomarkers for Alzheimer's disease. 

Nature. 2018 Feb 8;554(7691):249-254.

doi: 10.1038/nature25456.

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen
Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die neurologische
Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN
Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der
Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion.
Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle
ist Berlin. www.dgn.org

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3566-diagnose-demenz-erster-bluttest-auf-alzheimer-in-sicht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V.

Pressesprecher: Prof. Dr. med. Hans-Christoph Diener, Essen, 13.03.2018
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SCHLAGANFALL/410: Schlaganfall-Forschung - 32 Treffer (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 13.03.2018

Schlaganfall-Forschung: 32 Treffer



Wissenschaftler haben die genetischen Daten von einer halben Million
Probanden untersucht, um Ursachen der komplexen Gefäßkrankheit im Erbgut
zu finden. Münchner Forscher haben die Megastudie koordiniert.

Schlaganfall ist weltweit die Todesursache Nummer zwei, aber die
molekularen Mechanismen und möglichen genetische Ursachen sind bisher noch
nicht ausreichend erforscht. Das internationale Forschungskonsortium
"Megastroke" hat nun in einer genomweiten Assoziation-Studie das Erbgut
von mehr als 520.000 Individuen auf mögliche genetische Risikofaktoren
untersucht. Die Analyse zeigt insgesamt 32 Genorte, die mit Schlaganfall
in Verbindung stehen - rund dreimal so viele, wie bisher bekannt.

Megastroke ist die weltweit bislang größte Untersuchung ihrer Art zur
genetischen Prädisposition für Schlaganfall. Forschungsgruppen um Martin
Dichgans, Professor für Neurologie, Direktor des Instituts für
Schlaganfall- und Demenzforschung (ISD) an der LMU sowie Forscher am
Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE), und die
Epidemiologie-Professorin Stephanie Babette von der Universität Bordeaux
haben die Studie koordiniert, an der sich rund 180 Einrichtungen beteiligt
haben. Bei Megastroke handelt es sich um eine sogenannte Meta-Analyse,
welche die Daten aus nahezu 30 großen Studien auswertet. Von den gut einer
halben Million Probanden, deren Daten in die Studie eingingen, waren etwa
67.000 Schlaganfallpatienten. Die Ergebnisse sind jetzt im renommierten
Fachblatt Nature Genetics erschienen.

Schlaganfälle können ausgelöst werden durch Veränderungen in verschiedenen
Teilen des Gefäßsystems: in den großen Arterien und den kleinen Gefäßen,
dem Herzen und den venösen Gefäßen. "Aus der Untersuchung haben wir viel
gelernt über die genetische Architektur, die der Entstehung des
Schlaganfalls zugrunde liegt", sagt Martin Dichgans. Die Forscher fanden
heraus, dass viele der 32 Genorte in Teilen mit Erbgutabschnitten
übereinstimmen, die mit anderen Erkrankungen assoziiert sind wie
Bluthochdruck, Hyperlipidämie, Vorhofflimmern, koronarer Herzkrankheit und
venösen Thrombosen. Genvarianten also, die beispielsweise zu Bluthochdruck
führen, kommen auch als Auslöser eines Schlaganfalls in Frage. Da die
Daten von Studien aus aller Welt stammen, können die Wissenschaftler auch
zeigen, dass sich die Gewichtung der Risikofaktoren in verschiedenen
Ethnien leicht unterscheidet.

"Überraschend ist, dass sich für die Hälfte der 22 neu gefundenen Genorte
keine Überlappung zu bisher bekannten Risikofaktoren finden lässt", sagt
Dichgans. Das deutet auf neue, bislang unbekannte Mechanismen hin, die
einen Schlaganfall auslösen - und womöglich auf Zielpunkte neuer
Therapien.

Die Forscher fanden auch gemeinsame genetische Risikofaktoren für die
beiden Hauptformen des Schlaganfalls. Sie fanden Überlappungen der
Genorte, die zum Risiko für einen Schlaganfall infolge eines
Gefäßverschlusses beitragen, und solcher, die mit dem Riss eines
Blutgefäßes assoziiert sind. Das deutet auf gemeinsame
Entstehungsmechanismen hin, unabhängig von bekannten Risikofaktoren, wie
beispielsweise einem Bluthochdruck.

Indem sie die Untersuchungen um Daten zur Expression von Genen und
Proteinen und anderen Charakteristika verschiedenster Zelltypen und Gewebe
ergänzten, die Wissenschaftler der beteiligten Institutionen
zusammengetragen hatten, konnten die Forscher erste Einblicke gewinnen,
welche Gene, molekularen Mechanismen und Zelltypen das genetische
Schlaganfall-Risiko der jetzt gefundenen Genorte ausmachen.
Ein Teil der 32 Genorte zeigte Überlappungen mit Bereichen, deren
Genprodukte Angriffspunkte zweier gängiger antithrombotischer Therapeutika
sind: einem Plasminogenaktivator, der in den Abbau von Blutgerinnseln
involviert ist, und einem Wirkstoff, der die Zusammenballung der
Blutplättchen zu Gerinnseln hemmt. "Diese Befunde belegen die Bedeutung
genetischer Studien für die Medikamententwicklung", sagt Dr. Rainer Malik
vom ISD, einer der Erstautoren der Studie. Überhaupt ließen sich die
Ergebnisse der Studie "als ein erster Schritt zu einer personalisierten,
evidenzbasierten Behandlung dieser hochkomplexen Erkrankung" sehen.
Nature Genetics 2018


Originalpublikation:

Rainer Malik, Ganesh Chauhan, Matthew Traylor, Muralidharan Sargurupremraj
et al.:

Multi-ancestry genome-wide association study of 520,000 subjects
identifies 32 loci associated with stroke and stroke subtypes.

Nature Genetics 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, Luise Dirscherl, 13.03.2018
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MELDUNG/206: Neue BVMed-Infokarte zur Erstattung von Pflegehilfsmitteln (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 15. März 2018

Neue BVMed-Infokarte zur Erstattung von Pflegehilfsmitteln



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, hat eine neue
Informationskarte zur Erstattung von Pflegehilfsmitteln
veröffentlicht. Die Infokarte klärt auf, welche Pflegehilfsmittel es
gibt, wann ein Anspruch auf Pflegehilfsmittel besteht, wer für die
Erstattung der Kosten aufkommt und wann Zuzahlungen zu leisten sind.
Die Infokarte kann unter 

www.bvmed.de/pflegehilfsmittel 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/infokarten/infokarte-erstattung-pflegehilfsmittel) 

heruntergeladen werden.

Der GKV-Spitzenverband schreibt bis Ende des Jahres im Zuge der
derzeitigen Aktualisierung des Hilfsmittelverzeichnisses auch die für
die Pflegehilfsmittel relevanten Produktgruppen fort. Dabei handelt es
sich um Pflegehilfsmittel zur Erleichterung der Pflege, zur
Körperpflege / Hygiene, zur selbstständigeren Lebensführung /
Mobilität, zur Linderung von Beschwerden sowie zum Verbrauch bestimmte
Pflegehilfsmittel.

Pflegebedürftige im Sinne des Pflegeversicherungsgesetzes (SGB XI)
haben einen Anspruch auf Pflegehilfsmittel, wenn sie zur Erleichterung
der Pflege dienen, zur Linderung der Beschwerden der Pflegebedürftigen
beitragen oder eine selbstständigere Lebensführung ermöglichen. Der
Antrag für die Kostenübernahme eines Pflegehilfsmittels kann ohne
ärztliche Verordnung bei der Pflegekasse gestellt werden. Zum
Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel, beispielsweise saugende
Bettschutzeinlagen zum Einmalgebrauch, werden von den Pflegekassen
monatlich bis zu einem Betrag von 40 Euro bezahlt. Sie sind
zuzahlungsfrei. Technische Pflegehilfsmittel wie Pflegebetten werden
in voller Höhe erstattet. Die Zuzahlung beträgt 10 Prozent des Preises
des technischen Hilfsmittels, höchstens jedoch 25 Euro je
Pflegehilfsmittel. Auf Antrag bei der Pflegekasse ist eine
vollständige oder teilweise Befreiung von der Zuzahlung möglich.


Weitere Informationen unter 

www.bvmed.de/pflegehilfsmittel 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/infokarten/infokarte-erstattung-pflegehilfsmittel).


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 20/18

https://www.bvmed.de/neue-bvmed-infokarte-zur-erstattung-von-pflegehilfsmitteln

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 20/18 vom 15. März 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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VORTRAG/810: Dresden - Reihe "Wissenschaft im Theater". "Die Hintergründe der Selbstheilung", 04.04.18


Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme - 14.03.2018

"Die Hintergründe der Selbstheilung",

nächster Vortrag der Reihe "Wissenschaft im Theater"



Am 4. April 2018 um 19:00 Uhr untersucht Frau Prof. Dr. Karin Kraft in
ihrem Vortrag im Rahmen der Reihe "Wissenschaft im Theater" "Die
Hintergründe der Selbstheilung".

Gesundheit wird von den Lebewesen durch Selbstheilung ständig neu
erschaffen, Krankheit ist eine Störung der Selbstheilung. Entsprechend der
Definition der Bundesärztekammer liegt der Anwendung von
Naturheilverfahren die Anregung der individuellen körpereigenen Ordnungs-
und Heilkräfte durch Anwendung nebenwirkungsarmer oder -freier natürlicher
Mittel zugrunde. Die molekularen Wirkmechanismen der Unterstützung der
Selbstheilung durch Naturheilverfahren sind derzeit Gegenstand weltweiter
aktueller medizinischer Grundlagenforschung. Gegenstand des Vortrags
werden bisherigen Erkenntnisse sein, die ein tieferes Verständnis der
Wirksamkeit von Naturheilverfahren erlauben.

Frau Prof. Kraft studierte von 1974 - 1980 Humanmedizin in Bonn, wo sie
1980 promoviert wurde. Seit 2002 hatte sie die Stiftungsprofessur für
Naturheilkunde an der Universität Rostock inne, auf die sie 2009
wiederberufen wurde. Frau Prof. Kraft kann auf eine beeindruckende
Publikationstätigkeit mit über 350 Publikationen in Fachzeitschriften,
über 30 Bücher und Buchbeiträge verweisen.

Ihre Forschungsfelder liegen in der experimentellen Forschung zur
Phytotherapie und Schmerztherapie, der Versorgungsforschung in der
naturheilkundlichen Rehabilitation, in epidemiologischen Untersuchungen zu
Naturheilverfahren und Stammzellforschung bei naturheilkundlichen
Verfahren.

Der Eintritt ist frei. 

Veranstaltungsort:

Staatsschauspiel Dresden - Kleines Haus

Glacisstraße 28, 01099 Dresden.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus/Theater" wird seit 1999 vom
Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, der Landeshauptstadt
Dresden und der TU Dresden veranstaltet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2110

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, Uta Gneiße, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/4845: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 14.03.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
11. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Beatrice
Egli, die am Freitag ihr von Fans sehnsüchtig erwartetes neues Werk
"Wohlfühlgarantie" veröffentlicht. Zudem feiert ihr neues Video am
Freitag Premiere! Alle Details dazu in den News.

Außerdem in den News: Kaled veröffentlicht seine Single "Kennst Mi
No", Lxandra präsentiert "Dig Deep", Meine große Freundin Nadja
bringt ihr Album "Tanz durch den Tag" auf den Markt, DEIN SONG feiert
Jubiläum und es gibt Neuigkeiten von zauberhaften Sigrid!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Beatrice Egli veröffentlicht ihr neues Album "Wohlfühlgarantie"


Oftmals sind es gerade die kleinen Fluchten aus dem Alltag, die das
Leben erst lebenswert machen. Beatrice Egli hat ihrem Publikum mit
jedem einzelnen ihrer vier bisher erschienenen Studioalben einen
Schlüssel zu ihrer eigenen Welt in die Hand gegeben. Und auch während
ihrer Konzerte lädt die 29-jährige Schweizerin die Hörer regelmäßig
zu einem Besuch in ihr aufregendes Phantasiereich ein. Auf ihrem
brandneuen Album öffnet die zweifache Swiss Music Awards und
ECHO-Preisträgerin die Tore zur ihrem kleinen Universum nun so weit,
wie noch nie zuvor. Und nicht nur das: Die Sängerin geht sogar noch
einen Schritt weiter und veröffentlicht am 16.03.18 das weltweit
aller erste Schlager-Album mit ihrer ganz persönlichen
"Wohlfühlgarantie" - die perfekte Vitaminspritze gegen
Frühjahrsmüdigkeit und die Mühen des Alltags!

Schon im vergangenen Herbst schickte Beatrice Egli mit der Single
"Herz an" den ersten Vorboten aus ihrem fünften Studioalbum; mit
"Wohlfühlgarantie" meldet sich die blonde Powerfrau nun endgültig aus
ihrer selbst verordneten Kreativpause zurück - und das stärker,
abwechslungsreicher und mutiger denn je!

Nach der Veröffentlichung ihres Konzertalbums "Kick im Augenblick -
Live" hatte sich die vom malerischen Zürichsee stammende Sängerin ab
Anfang letzten Jahres bis auf wenige Ausnahmen weitgehend aus der
Öffentlichkeit zurückgezogen, um sich erst einmal auf sich selbst zu
konzentrieren und ganz in Ruhe an neuen Stücken zu arbeiten. Eine
inspirierende Auszeit, die man den Songs deutlich anmerkt.
"Wohlfühlgarantie" entstand erneut unter der künstlerischen Leitung
ihres langjährigen Produzenten, musikalischen Supervisors und
Bandleaders Joachim Wolf, mit dem Beatrice seit mittlerweile drei
Alben ein perfekt aufeinander eingespieltes Kreativteam bildet.
"Wohlfühlgarantie" umfasst insgesamt 21 Lieder (14 auf der regulären
Fassung, 21 auf der Deluxe-Edition und 26 in der limitierten
Fan-Box).

Am Tag der Veröffentlichung des Albums (16.03.) feiert das Video zu
Beatrice Eglis neuer Single "Verliebt, Verlobt, Verhext nochmal" um
12:00 Uhr Premiere auf YouTube "Ich find Schlager toll"!

http://www.universal-music.de/beatrice-egli/home


Kaled präsentiert neue Single "Kennst Mi No"

Manchmal schlägt das Leben merkwürdige Haken. Schickt einen auf
unvorhersehbare Pfade mit unzähligen Gabelungen, steinigen Anhöhen
oder gut getarnten Stolperfallen. Doch jeder noch so beschwerliche
Weg führt auch irgendwann ans Ziel. So wie bei Kaled: Ursprünglich
aus dem HipHop kommend, zählt der Münchener Sänger und Songwriter
heute mit seiner einzigartigen Mischung aus Pop und in bayerischer
Mundart performten Lyrics zu den spannendsten Newcomer-Talenten
innerhalb der deutschsprachigen Musiklandschaft!

Kaled probiert sich gerne aus: Schon früh hat der in München lebende
Musiker mit den verschiedensten Stilen experimentiert, die er heute
in seinen einzigartigen Soundmix aus Pop, Soul, Funk, Rock und
Liedermacher-Elementen verarbeitet. Bereits im Alter von 16
komponierte er seine ersten Stücke und war schon wenig später als
gefragter Songwriter für diverse internationale Acts tätig. Nachdem
er in den vergangenen Jahren als Special-Guest auf den Alben von
Rap-Künstlern wie Moses Pelham, Harris, Ali Rasul und anderen zu
hören war, hat sich Kaled viel Zeit genommen, sich musikalisch zu
finden. Seinen eigenen Stil ganz in Ruhe unter dem Radar zu
entwickeln, um 2018 als einer der außergewöhnlichsten Solokünstler
des Jahres durchzustarten!

Jetzt erscheint die Single "Kennst Mi No", der Titelsong seines
kommenden Debütalbums, das im Spätsommer veröffentlicht wird. Und
Kaled verspricht noch mehr: "Ich möchte das Publikum überraschen und
vielleicht hier und da auch polarisieren, um die Hörer zum Nachdenken
zu bringen. Das Leben besteht aus so vielen verschiedenen Facetten;
mit meinen Stücken lade ich die Leute ein, mich für ein paar
Augenblicke in meine Welt zu begleiten."


Ausnahmetalent Lxandra veröffentlicht am Freitag ihre neue
Single "Dig Deep"

"Dig deep baby, deep baby / there's so much we can't see
baby", singt Lxandra in ihrer neuen Single "Dig Deep" - eine
Zeile, in der viel Wahrheit steckt.

Mit ihrem Apell den Blick auch einmal unter die Oberfläche wandern zu
lassen spielt die Finnin, die auf der kleinen Insel Suomenlinna
aufgewachsen ist, auf das überholte Frauenbild unserer Gesellschaft
an. "Frauen sind in den Augen der Öffentlichkeit schnell 'zu viel',
von ihnen wird erwartet, dass sie ruhig und leise sind", erklärt die
21-Jährige. Diesem Konstrukt steuert die junge Künstlerin in ihrem
Song entschieden entgegen. Ein kraftvoller Refrain trifft auf sanfte,
elektronisch-atmosphärische Klänge.

Auch das dazugehörige Video greift das Thema Stärke gekonnt auf: "Wir
porträtieren eine starke, laute und freie Frau, vor der viele Angst
haben, weil die Welt daran immer noch nicht gewöhnt ist. Es geht
darum, Dinge auszusprechen, wenn sie unfair sind."

Mit ihrer Unerschrockenheit, Unbequemes zu thematisieren, ihrer
Aktualität und ihren frischen Klängen ist bereits jetzt klar: Von
Lxandra werden wir noch viel hören.

Derzeit arbeitet sie an ihrem Debütalbum, das noch in diesem Jahr
erscheinen wird.


Sigrid veröffentlicht heute neuen Track "Raw"

BBC Sound of 2018-Gewinnerin Sigrid gab just via Facebook bekannt,
dass heute um 22:00 Uhr ein neuer Track namens "Raw" Premiere feiern
wird. Die 21-Jährige postete ein Cover mit einer Tracklist von fünf
Songs, wobei nur der erste lesbar ist - Fans der Norwegerin dürfen
sich heute also nicht nur über "Raw", sondern im Laufe der nächsten
Wochen auch über vier weitere Tracks freuen, deren Namen noch
unbekannt sind.

Die letzten Monate waren für Sigrid mehr als ereignisreich: Die
skandinavische Ausnahmekünstlerin stand sie beim Nobel Peace
Prize-Konzert auf der Bühne, kann Helen Mirren zu ihren bekennenden
Fans zählen, ihre Single "Strangers" wurde als Song der deutschen
Vodafone CallYa Kampagne ausgewählt und knackte in UK die Top10 der
offiziellen Charts.

Insgesamt hat Sigrid über fünf Millionen monatliche Spotify-Hörer,
ihre Debüt-EP "Don't Kill My Vibe" kann inzwischen über 185 Millionen
Streams verzeichnen. Im Zug des Record Store Days wird ebendiese EP
erstmals physisch als rote 12"-Vinyl veröffentlicht.

Weitere Informationen:

http://www.thisissigrid.com

https://www.facebook.com/thisissigrid

https://www.instagram.com/thisissigrid/

http://www.universal-music.de/sigrid/home


Meine große Freundin Nadja veröffentlicht ihr neues Album
"Tanz durch den Tag"

Mit "Meine große Freundin Nadja" taucht eine fröhliche neue Heldin am
Kinder-Pop-Himmel auf. Die Singer-Songwriterin verbindet einen bisher
so nicht dagewesenen, modern-frischen Popsound für Kinder (und
Erwachsene) mit lebensfrohen, positiven Botschaften. In ihren gut
gelaunten, tanzbaren Popohrwürmern werden Gemeinsamkeit,
Bewegungs- und Lebensfreude großgeschrieben. Ihre Texte machen
Kindern ab dem Grundschulalter Mut, motivieren und bestärken sie. "So
wie du bist, bist du goldrichtig, wertvoll und besonders", versichert
Nadja jedem Kind.

"Meine große Freundin Nadja" alias Nadja Paul erscheint wie eine
Mischung aus großer, cooler Schwester und Pippi Langstrumpf; ihre
angenehme Stimme und ihr zeitgemäßen Songs haben in der
Kindermusikszene noch gefehlt.

Nach dem Debütalbum "Winterwunderland" (u. a. mit dem Radiohit
"Lichterkettenstadt" feat. Glasperlenspiel) erscheint am 16. März nun
das Album "Tanz durch den Tag". In ihren Videoclips wird Nadja oft
auch als Comicfigur lebendig und zieht die Hörer mitten hinein in
ihre bunte Abenteuerwelt. Im neuesten Clip "Ich bin ich" erleben wir
sie aber ganz real - und natürlich bester Laune ...

http://www.universal-music.de/meine-grosse-freundin-nadja/home


DEIN SONG feiert zehnjähriges Jubiläum! ++ Große
Staffel-Final-Show am Freitag

Das Format Dein Song hat sich über Jahre hinweg als feste Instanz
musikalischer Nachwuchsförderung etabliert. Erneut meldeten sich
hunderte Talente mit ihren eigenen Songideen bei ZDF und KiKA. Doch
am Ende schaffen es nur acht Kandidatinnen und Kandidaten ins große
Finale. Zuvor bekommt jeder Finalist einen prominenten Musikpaten zur
Seite gestellt, mit dem sie oder er den eigenen Song professionell im
Tonstudio aufnehmen darf.

Die Musikpaten dieser Jubiläumsstaffel sind: Wincent Weiss, Aura,
Dellé, Matthias Schweighöfer, Leslie Clio, Die Lochis, Gil Ofarim und
Alexander Klaws. In der großen Finalshow am 16.03.2018 (live bei
KiKA) präsentieren alle acht Finalisten zusammen mit dem jeweiligen
Musikpaten den eigenen Song vor Publikum. Im Anschluss entscheiden
die Zuschauer welcher der jungen Musiker "Songwriter des Jahres 2018"
wird. Pünktlich zur Finalshow erscheint am selben Tag das Album zum
Songwriter Contest.

Das DEIN SONG Digipack (1CD + 1DVD) beinhaltet die Songs aller
Finalisten aus der TV-Show, Musikvideos und Bonussongs. Die DEIN SONG
Fanbox legt noch eine Schippe drauf. Die Box beinhaltet neben dem
Standardprodukt eine Bonus-CD mit Siegertiteln der letzten Jahre.
Zudem gibt es eine DEIN SONG Beanie-Mütze, ein Poster und
Autogrammkarten aller Finalisten.

Weitere Infos unter:

https://www.kika.de/dein-song/2018

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Götz Alsman / Paris - New York - Rom (Die Blue Note Trilogie) / 16. März 2018

Beatrice Egli / Wohfühlgarantie / 16. März 2018

Rea Garvey / NEON / 23. März 2018

Various Artist / Lady And The Tramp (Picture Disc) / 23. März 2018

Various Artist / ZOMBIES (Original TV Movie Soundtrack) / 23. März 2018

Various Artists / Rapunzel: Die Serie / 23. März 2018

Various Artist / A Wrinkle In Time (OST) / 30. März 2018

Various Artist / Absolute Disney Volume 2 / 30. März 2018

Michael Giacchino / The Incredibles (OST) (Picture Disc) / 13. April 2018

Sasha / Schlüsselkind / 13. April 2018

Glasperlenspiel / Licht & Schatten / 20. April 2018

Verrückte Hunde / VH / 18. Mai 2018

Ceydo & Freeze / Flouz & Segen / 18. Mai 2018

CHVRCHES / Love Is Dead / 25. Mai 2018

Punch Arogunz / Schmerzlos / 25. Mai 2018

Singles

Verrückte Hunde / Jürgen Kohler / 16. März 2018

Kilian & Jo / Lose Myself / 16. März 2018

Takt32 ft. Vauu / Stone Island Ice Tea / 16. März 2018

Chefket / Ged Keyfim Gel / 16. März 2018

Kaled / Kennst Mi No / 16. März 2018

Lxandra / Dig Deep / 16. März 2018

The FatRat feat. Laura Brehm / MAYDAY / 23. März 2018

Schwesta Ewa / Schubse den Bullen / 30. März 2018

VVAVES / Alive / 30. März 2018

Gia Koka / Trippin' / 06. April 2018

Nick Talos feat. Mitchl / Hey Gorgeous / 13. April 2018

 * 

TV-Termine

Alina

29.03.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

16.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Beatrice Egli 

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung 

19.03.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb 

22.03.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

23.03.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

29.03.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel 

29.03.2018 / 20:15 Uhr / Gute Laune TV / B*Treff - Stars, Talk, News 

13.04.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

05.05.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Willkommen bei Carmen Nebel

Glasperlenspiel

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Helene Fischer

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung

12.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / ECHO 2018 

28.04.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / HELENE FISCHER - Live 2018

Jonas Monar

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Michelle

17.03.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Heimlich! - Die große Schlager-Überraschung

22.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Nico Santos

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

Niila

29.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Rea Garvey

20.03.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Die Pierre M. Krause Show

21.03.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

23.03.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

24.03.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Schlag den Henssler 

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer 

12.04.2018 / 20:15 Uhr / VOX / ECHO 2018 

15.04.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

Sasha

30.03.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / Genial daneben - Die Ostershow 

31.03.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Das MDR Osterfeuer

Wincent Weiss

15.04.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

 * 
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In dieser Woche präsentieren wir Euch Neuigkeiten von Snow Patrol und
Blossoms, die neue Album-Veröffentlichungen ankündigen. Zudem gibt es
Neuigkeiten von Pearl Jam, die eine neue Single veröffentlichen,
Years & Years, Seinabo Sey, Yungblud, Imagine Dragons und K.Flay, die
den Titelsong zum Kinofilm "Tomb Raider" abliefert.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine
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Neuigkeiten

Snow Patrol veröffentlichen am 25. Mai ihr neues Album
"Wildness"

Wie kaum eine andere Band lassen Snow Patrol aus großen Melodien und
tiefen Gefühlen unvergessliche Gänsehaut-Songs werden: Spätestens
seit der TV-Serie Grey's Anatomy immer wieder mit "Chasing Cars",
"Open Your Eyes" oder "Make This Go On Forever" seine Episoden
untermalte, eroberten die Tracks von Gary Lightbody und Co.
regelmäßig weltweit die Spitzen der Charts. Jetzt kündigen Snow
Patrol ihr neues Album "Wildness" für den 25. Mai an. Das Album kann
ab sofort vorbestellt werden.

Seit ihrem Durchbruch mit "Final Straw" aus dem Jahr 2003 haben wir
der schottisch-irischen Band eine ganze Riege an legendären
Gänsehaut-Hymnen zu verdanken. Jetzt dürfen sich die Fans von Snow
Patrol auf ein brandneues Album freuen!

https://www.universal-music.de/snow-patrol


Pearl Jam veröffentlichen neue Single "Can't Deny Me" ++ Im
Juli live in Berlin

Die Rockfans können sich auf einen fantastischen Sommer einstellen,
denn Pearl Jam kommen nach Deutschland! Aber es gibt noch mehr gute
News: Die Band um Frontmann Eddie Vedder veröffentlicht jetzt eine
neue Single aus dem kommenden Album: "Can't Deny Me" heißt der neue
Song der Rock-Ikonen, der ab sofort als Download und im Stream
erhältlich ist.

"Can't Deny Me" ist der erste Song seit ihrem mit dem Grammy Award
ausgezeichneten letzten Album "Lightning Bolt". Produziert wurde
"Can't Deny Me" von Brendan O'Brien co-produziert.

Ab Mitte März sind Pearl Jam auf Welttournee und werden am 05. Juli
live in der Waldbühne in Berlin zu sehen sein.

http://www.universal-music.de/pearl-jam/home


Years & Years melden sich zurück! Neue Single "Sanctify" +
Video

Mit einem neuen Song und Video melden sich Years & Years zurück! Nach
einer mysteriösen Nachrichtenwelle auf den Social Media Kanälen von
Years & Years können wir bestätigen: Das englische Trio ist wieder
da.... aber sind sie wirklich hier?

In dem Clip zu "Sanctify" wird Olli Alexander nach Palo Santo
gebracht... Inmitten einer Gesellschaft, die nur aus Androiden
besteht, sind Menschen ein sehr rares Gut geworden. Es heißt, dass
sich die letzten verbliebenen Menschen in den Ruinen verstecken.
Deswegen wurde ein Android mit der Aufgabe betraut, dort nach ihnen
zu suchen. Ist seine Suche erfolgreich, wird der gefundene Mensch in
die Stadt gebracht, um dort für Unterhaltung zu sorgen.

https://www.universal-music.de/years-and-years


Imagine Dragons präsentieren Kurzfilm "Next To Me" ++ Mit
K.Flay auf Deutschlandtour ++ K.Flay mit Titelsong zu "Tomb
Raider"

Wenige Wochen vor ihren vier großen Deutschland-Shows im April,
liefern Imagine Dragons in dieser Woche ein visuelles Highlight zur
aktuellen Single "Next To Me": Gemeinsam mit dem renommierten
Regisseur Mark Pellington, der in seiner Karriere als Filmemacher und
Musikvideo-Spezialist u.a. schon mehrfach für U2 und Pearl Jam
arbeitete, hat die Band aus Las Vegas anstelle eines regulären Videos
einen musikalischen Kurzfilm gedreht.

Imagine Dragons werden bei einigen Shows von K.Flay supportet, die
soeben ihre neue Single "Run For Your Life" veröffentlicht hat. "Run
For Your Life" ist der Titelsong zum neuen "Tomb Raider" Kinofilm mit
Oscar-Gewinnerin Alicia Vikander in der Hauptrolle. Das Video zu "Run
For Your Life" feierte ebenfalls Premiere.

12.04.2018 München, Olympiahalle München

18.04.2018 Oberhausen, König-Pilsener-ARENA

19.04.2018 Frankfurt, Festhalle Frankfurt

22.04.2018 Hamburg, Barclaycard Arena

http://www.universal-music.de/imagine-dragons/home

http://www.universal-music.de/k-flay/home


Blossoms kündigen ihr neues Album an: "Cool Like You"
erscheint am 27. April ++ Auf Tour mit Noel Gallagher

Mit ihrem selbstbetitelten Debütalbum "Blossoms" stürmte die Band aus
dem Norden Englands 2016 die Charts! In ihrer Heimat Großbritannien
gab es dafür die Goldauszeichnung und Nominierungen u.a. für einen
BRIT Award und den nicht weniger renommierten Mercury Prize. Jetzt
melden sich Blossoms zurück und kündigen ihr neues Album an: "Cool
Like You" erscheint am 27. April.

Mit dem Song "I Can Stand It" gibt es einen ersten Vorgeschmack - und
diesen bei digitaler Vorbestellung direkt als Download dazu.

Im April kommen Blossoms auf Deutschlandtour und werden Noel
Gallagher als Support begleiten.

BLOSSOMS live

08.04. - Hamburg

09.04. - Düsseldorf

12.04. - München

16.04. - Berlin

17.04. - Wiesbaden


Seinabo Sey veröffentlicht ihre neue Single "I Owe You
Nothing" ++ Inklusive B-Seite "Remember" feat. Jacob Banks

Ihren internationalen Siegeszug hat Seinabo Sey schon Mitte des
Jahrzehnts eingeläutet - u.a. mit Mega-Hits wie dem Song "Younger",
der längst Streamzahlen im dreistelligen Millionenbereich
verzeichnet. Jetzt meldet sie sich mit einem brandneuen Song zurück:
"I Owe You Nothing" heißt die neueste Single der Sängerin und
Songwriterin mit schwedisch-gambischen Wurzeln, die dieses Mal auf
druckvollen Urban-Pop mit viel Soul und noch mehr Leidenschaft und
Attitude setzt. Dazu gibt's eine B-Seite, die ganz anders klingt: die
gefühlvolle Ballade "Remember", für die Sey den Briten Jacob Banks
als Vokalgast an ihre Seite geholt hat. Zu beiden Songs gibt es zudem
spektakuläre, extrem farbenfrohe Videos, die sie Ende 2017 in Gambia
gedreht hat - der perfekte visuelle Vorgeschmack auf das neue
Material, mit dem Seinabo Sey im Jahr 2018 durchstartet.

Das im Oktober 2015 veröffentlichte Debütalbum "Pretend" machte
Seinabo Sey schlagartig weltbekannt: Allein die Single "Younger"
verzeichnet inzwischen über 250 Millionen Spotify-Streams sowie gut
40 Millionen Views bei YouTube. Mit weiteren erfolgreichen
Auskopplungen wie "Hard Times", "Poetic" oder auch dem Titelsong
"Pretend", avancierte die inzwischen 27-Jährige in den Jahren 2014
und 2015 zur größten internationalen Newcomerin aus Skandinavien.
Nachdem die Zahl der Streams zuletzt sogar über die
400-Millionen-Marke kletterte, dürfte 2018 ein weiteres unglaubliches
Jahr für die Sängerin werden: Der Countdown zum neuen Album hat
bereits begonnen - mit der neuen Single "I Owe You Nothing".

http://www.universal-music.de/seinabo-sey/home


Yungblud - Video zu "Polygraph Eyes" feiert Weltpremiere

Nachdem er mit dem Song "I Love You Will You Marry Me" für Aufsehen
gesorgt hat, begeistert Yungblud mit seiner EP "Yungblud". Darauf
vertreten ist u.a. auch die neue "Polygraph Eyes" . Das Video feiert
heute Weltpremiere und ist ab 22 Uhr auf YouTube zu sehen:

Hinter diesem Ohrwurm steckt mehr: Auf "Polygraph Eyes" thematisiert
Yungblud sexuelle Gewalt und erzählt eine Geschichte, die so oder so
ähnlich schon etliche Male passiert ist: Ein Mädchen geht aus, trinkt
zuviel, begegnet einem Jungen - und er weiß, dass er sie in ihrer
Verfassung spielend leicht mit nach Hause nehmen kann. "She doesn't
want to go home with you / Leave it alone mate" singt Yungblud und
spricht damit auch gerade männliche Hörer an.

Schon seine Kindheit stand im Zeichen der Musik: beeinflusst von
einem Vater, der Vintage-Gitarren verkauft und einem Großvater, der
mit T-Rex in den 70ern spielte, wuchs Yungblud aka Dominic Harrison
mit der Musik der Beatles, The Jam, Bob Dylan und The Clash auf.
Nicht verwunderlich also, dass der gerade mal 19-Jährige aus
Doncaster (England) singt und Gitarre spielt, seitdem er denken kann.
Trotz seines jugendlichen Alters sind seine Lyrics beeindruckend
zeitgeistig, ausdrucksstark und voller Leidenschaft für den Kampf
seiner Generation.

https://www.universal-music.de/yungblud

https://www.facebook.com/yungblud/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Jordan Davis / Home State (CD) / 23.03.2018

Toni Braxton / Sex and Cigarettes / 23.03.2018

Her / Her / 30.03.2018

Kacey Musgraves / Golden Hour (CD, LP) / 30.03.2018, 04.05.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Bishop Briggs / Church Of Scars / 20.04.2018

The Shires / Accidentally On Purpose (CD) / 20.04.2018

Lord Huron / Vide Noir / 20.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

James Bay / Electric Light / 18.05.2018

Snow Patrol / Wildness / 25.05.2018

Catalogue

Andrew Lloyd Webber / The Platinum Collection (2CD, 4CD) / 16.03.2018

Bill Evans Trio / At Shelly's Manne-Hole (LP) / 16.03.2018

Keane / Perfect Symmetry (LP) / 16.03.2018

Keane / Under The Iron Sea (LP) / 16.03.2018

Muddy Waters / I Can't Be Satisfied (2CD) / 16.03.2018

Rory Gallagher / Diverse CDs & LPs / 16.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 16.03.2018

Various Artists / Northern Soul, Vol. 3 (Vinyl Box) / 16.03.2018

The Golliwogs / Fight Fire: The Complete Recordings 1964-1967 (CD) / 16.03.2018

Wes Montgomery Trio / Wes Montgomery Trio (LP) / 23.03.2018

Frank Zappa: The Roxy Performances (Live At The Roxy) (7CD Box) / 23.03.2018

John Hiatt / Bring The Family (LP) / 23.03.2018

John Hiatt / Slow Turning (LP) / 23.03.2018

The Moody Blues / Days Of Future Passed Live (Live in Toronto 2017) (DVD, Blu-Ray, 2CD) / 23.03.2018

George Thorogood / Bad To The Bone (LP) / 30.03.2018

George Thorogood / Born To Be Bad (LP) / 30.03.2018

George Thorogood / Greatest Hits: 30 Years Of Rock (2LP) / 30.03.2018

Rob Zombie / diverse LPs & CDs / 30.03.2018

Sonny Rollins, Tommy Flanagan, Doug Watkins, Max Roach / Saxophone Colossus (LP) / 30.03.2018

B.B. King / Live At Montreux 1993 (DVD, BD) / 06.04.2018

Daryl Hall & John Oates / Live in Dublin 2014 (DVD, BD) / 06.04.2018

Hugh Laurie / Live On the Queen Mary (Long Beach, CA / 2013) (DVD, BD) / 06.04.2018

Katherine Jenkins / Believe: Live From The O2 (2010) (DVD, BD) / 06.04.2018

Michael Bolton / Live At The Royal Albert hall (2009) (DVD, BD) / 06.04.2018

Simply Red / Live At Montreux 2003 (DVD, BD) / 06.04.2018

Andy Gibb / The Very Best Of (CD) / 13.04.2018

Barry White / Love's Theme: The Best Of The 20th Century Singles (2LP, CD) / 13.04.2018

Barry White / The Complete 20th Century Records Singles (1973-1979) (3CD) / 13.04.2018

Noah And The Whale / Peaceful, The World Lays me Down (LP) / 13.04.2018

Noah And The Whale / The First Days Of Spring (LP) / 13.04.2018

Barry White / The 20th Century Records Singles 7" Singles (1973-1975) (10x 7" Box) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (20th Anniversary) (CD Box, 2LP) / 20.04.2018

Gomez / Bring It On (Remastered 2018 / Standalone) (CD) / 20.04.2018

Pete Townshend / Who Came First (45th Anniversary Expanded Edition) (2CD) / 20.04.2018

Poison / Open Up And Say... Ahh! (LP) / 20.04.2018

The Who / Live At The Filmore (Live) (3LP, 2CD) / 20.04.2018

Massive Attack / Heligoland (2016 Reissue) (2LP) / 27.04.2018

Nirvana / Rainbow Chaser: The 60s Recordings (The Island Years) (2CD) / 27.04.2018

Various Artists / Nashville In Concert (Live At The Royal Albert Hall, London / 2017) (DVD) / 27.04.2018

Brian Eno / Music For Installations (Limited Edition) (6CD Box, 9LP Box) / 04.05.2018

Brian Eno / Music For Installations (Standard Edition) (6CD Box) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Arizona Dream (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Le Temps Des Gitans (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

Goran Bregovic / Underground (Original motion Picture Soundtrack) (LP) / 04.05.2018

 * 

TV-Termine

Billie Eilish

01.06.2ß18 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Liam Payne

12.04.2018 / 20:15 Uhr / Echo 2018 / Vox

MHD

06.04.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Sting

25. auf 26. März 2018 / 00.30 Uhr / WDR / STING - BEYOND THE POLICE (Doku!) 

01.30 - 02.40 Uhr / WDR THE POLICE - (Konzert) (11. Januar 1980 - Hamburg, Markthalle)

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10063: Wiesbaden - 5. Kammerkonzert im Hessischen Staatstheater am 18. März 2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

5. Kammerkonzert am 18. März im Foyer

Am Sonntag, den 18. März 2018, um 11 Uhr findet das 5. Kammerkonzert
im Foyer des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden statt.



Im 5. Kammerkonzert spielen Bläser- und Streichersolisten des
Hessischen Staatsorchesters. Francis Poulencs Werke für
Blasinstrumente setzten Anfang des 20. Jahrhunderts Maßstäbe, die bis
heute nachwirken. Von ihm erklingt die Sonate für Klarinette und
Fagott op. 32. Der Brasilianer Heitor Villa Lobos profitierte bei
seinem Paris-Aufenthalt von der französischen Bläser-Tradition und
schrieb temperamentvolle Musik für diese Instrumente. Hier spielen
Klarinette, Fagott und Klavier seine »Fantaisie Concertante«. Mit
Beethovens Sextett und Louis Spohrs Oktett stehen zudem zwei Werke der
Klassik auf dem Programm.

Klarinette Dörte Sehrer

Fagott Chih-Ti Wang

Horn Jens Hentschel, Andrew Young

Violine Judith Oberndorfer

Violine Anne-Catherine Eibel

Viola Gertrud Weise, Esther Becker

Violoncello Susanne Tscherbner

Kontrabass Christian Brühl

Klavier Polina Grishaeva

Sonntag, 18. März 2018

11 Uhr Foyer Großes Haus

Eintritt 12 Euro

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8645: Aus aller Welt - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Scharfe Worte aus Riad an den Iran

Wenige Tage vor seinem Treffen mit US-Präsident Donald Trump in
Washington sprach der saudi-arabische Kronprinz Mohammed bin Salman
scharfe Drohungen gegen den Iran aus. Sollte Teheran eine Atombombe
bauen, werde Riad so schnell wie möglich nachziehen, sagte der Prinz
in einem Gespräch mit dem US-Fernsehsender CBS. Dem geistlichen
Oberhaupt der Iraner, Ayatollah Ali Chamenei, warf Salman vor, eine
Expansionspolitik im Nahen Osten zu verfolgen, wie sich seinerzeit
Adolf Hitler ausbreiten wollte.

15. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8645: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Weitere Leichen in Hille gefunden

Auf einem an einem Wald angrenzenden Gehöft im ostwestfälischen Hille
wurden zwei weitere Leichen gefunden. Dabei könnte es sich um zwei 71
und 65 Jahre alte Männer handeln, die seit einigen Tagen vermißt
werden. Am Freitag war auf dem Grundstück die Leiche eines vermißten
30jährigen entdeckt worden. Einen Tatverdächtigen konnte die Polizei
bereits ermitteln. Ein 51jähriger Nachbar soll bereits gestanden
haben, den 30jährigen aus Stadthagen (Niedersachsen) mit einem Hammer
erschlagen zu haben. Der Mann sitzt seit Samstag in Bayern in
Untersuchungshaft. Über das Motiv herrscht noch Unklarheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8641: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



US-Präsident Trump sieht neue militärische Front im Weltraum

US-Präsident Donald Trump will offenbar eine neue militärische Front
im Weltall eröffnen. In einer Rede vor Marineinfanteristen in San
Diego sagte Trump, daß die USA eine Weltraumtruppe brauchen, um
Feinde zu bekämpfen, die den Zugang der USA zum Weltraum bedrohen.
Neben der Army und der Navy sollten wir eine neue Einheit namens
Space Force für den Weltraum haben, schlug Trump vor. Derzeit gehören
militärische Operationen mit Weltraum-Bezug zum Aufgabengebiet der
Air Force. Die amtierende Air-Force-Staatssekretärin und Pentagonchef
James Mattis sprachen sich bisher gegen eine Ausgliederung aus.

Der Vizechef des Ausschusses des russischen Unterhauses für
Verteidigung und Sicherheit, Juri Schwytkin, warnte die USA vor einer
Stationierung von Waffen im Weltraum. Sollte Trump dieses Projekt
tatsächlich umsetzen, werde Rußland nicht abseits stehen, sagte
Schwytkin. Seiner Meinung nach sind die Vereinigten Staaten aber noch
weit von Weltraumstreitkräften und -kriegen entfernt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8643: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gesundheitsminister Spahn will Pflegeberuf aufwerten

Den Personalmangel in der Pflege zu beheben, sei nicht einfach, sagte
der neue Bundesgesundheitsministers Jens Spahn (CDU) auf dem
Deutschen Pflegetag in Berlin. Er befürworte eine bessere Bezahlung
der Pflegekräfte und mehr Ausbildung. Dies müsse aber auch finanziert
werden. Der Minister warb dafür, Tarifverträge in der Pflege für
allgemein verbindlich zu erklären. Die Bezahlung habe maßgeblich
Einfluß darauf, wie attraktiv ein Beruf sei, sagte Spahn an das
Fachpublikum. Union und SPD haben in ihrem Koalitionsvertrag die
Schaffung von 8.000 zusätzlichen Pflegestellen im Rahmen eines
Sofortprogramms vereinbart. Der Präsident des Deutschen Pflegerats,
Franz Wagner, sieht einen langfristigen Bedarf von jeweils 50.000
zusätzliche Stellen in der Krankenhaus- und Altenpflege.

15. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8642: Tragisches und Kurioses - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Plastikpartikel in praktisch allen deutschen Flüssen vorhanden

In oberflächennahen Wasserproben aus verschiedensten deutschen
Regionen wurde Mikroplastik nachgewiesen. Wie aus einer am Donnerstag
veröffentlichten Untersuchung der Umweltämter von fünf Bundesländern
hervorgeht, waren in allen 52 Proben aus 25 süddeutschen und
westdeutschen Flüssen kleine Kunststofffragmente enthalten. Die
zwischen 0,3 und 0,002 Millimetern durchmessenden Partikel bestanden
zumeist aus den Kunststoffsorten Polyethylen oder Polypropylen. Man
könne von einer zivilisatorischen Grundlast von Kunststoffpartikeln
in den Gewässern ausgehen, erklären die Umweltämter von
Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz. Über deren Auswirkungen auf Mensch und Umwelt ist
noch wenig bekannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7727: Aus Forschung und Technik - 15.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland erwägt den Bau einer eigenen Raumstation

Die russische Raumfahrtbehörde Roskosmos hat erneut den Aufbau einer
eigenen Weltraumstation ins Gespräch gebracht. Falls der Betrieb der
Internationalen Raumstation ISS nicht verlängert wird, sollen die
russischen Segmente von der ISS abmontiert und als Basis für einen
neuen Orbitalkomplex genutzt werden. Wie Behördenleiter Igor Kamarow
am Donnerstag mitteilte, sollen zudem drei zusätzliche Module in den
erdnahen Weltraum gebracht werden, die es Raumfahrern ermöglicht,
sich für längere Zeit in der Schwerelosigkeit aufzuhalten.
Hintergrund ist die Ankündigung von US-Präsident Donald Trump bei der
Vorstellung des nächsten Haushalts, daß die Privatisierung der
Raumstation ein Ziel seiner Regierung sei und daß die Luft- und
Raumfahrtbehörde NASA sich möglicherweise aus dem operativen Betrieb
der ISS Ende 2024 zurückziehen wolle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7740: Aus aller Welt - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Unruhen im Erstaufnahmelager Moria gewaltsam niedergeschlagen

Im Erstaufnahmelager Moria auf der der Türkei vorgelagerten
griechischen Ägäisinseln Lesbos warten rund 5000 Menschen teilweise
seit über einem Jahr auf eine Entscheidung über ihren Asylstatus. Für
das EU-Gebiet abgewiesenen Migranten steht die Rückführung in die
Türkei bevor. Das Lager selbst ist überbelegt. Hunderte Lagerbewohner
hausen trotz Kälte und Nässe in Campingzelten. Vor diesem Hintergrund
kommt es immer wieder zu Unruhen, zumal unter jungen Menschen, die in
dem Lager zum Nichtstun verurteilt sind. Die Lagerverwaltung hält
fünf Prozent der Lagerinsassen für notorische Unruhestifter. In den
zurückliegenden Tagen haben drei Flüchtlinge ihren Selbstmord
angekündigt. Am Mittwoch protestierten rund 150 Menschen gegen ihre
Situation und ihre Perspektiven. Als Polizei eintraf, hat eine Gruppe
jüngerer nordafrikanischer Migranten Büros in dem Lager verwüstet und
Müllcontainer angezündet. Der Brand wurde von Feuerwehr gelöscht, wie
das griechische Staatsradio berichtete. Polizei schlug den Aufruhr
unter Einsatz von Blendgranaten und Schlagstöcken nieder. Acht Beamte
wurden verletzt. Am Donnerstag hieß es, es sei in Moria wieder Ruhe
eingekehrt.

In den Lager auf den Inseln der Ostägäis leben rund 13.000 Menschen
aller Altersstufen. Die türkische Regierung hat sich gegenüber der EU
verpflichtet, alle Flüchtlinge aufzunehmen, welche von der Türkei aus
auf illegalen Wegen Griechenland erreichen. Als Gegenleistung nimmt
die EU für jeden dieser Flüchtlinge einen vom Bürgerkrieg in seinem
Land in die Türkei vertriebenen Syrer auf, jedoch nicht mehr als
72.000 im Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7701: Medizin und Gesundheitswesen - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bankrotterklärung des National Health Service

Es ist noch gar nicht solange her, da galt das britische
Gesundheitswesen NHS (National Health Service) als vorbildlich in
Europa, wenn nicht gar weltweit. Heute ist davon kaum noch etwas zu
finden. So berichtete das Deutsche Ärzteblatt, daß die Grippewelle,
die in Großbritannien zwischen den Jahren einsetzte, den National
Health Service (NHS) offenbar überfordert hat. So teilte die Leitung
vom NHS Anfang Januar mit, daß etwa 50.000 geplante Operationen in
den kommenden Wochen verschoben werden mußten. Lucinda Hiam von der
London School of Hygienic & Tropical Medicine und Danny Dorling von
der University of Oxford entdeckten, daß in den ersten sieben Wochen
des Jahres 10.375 mehr Menschen gestorben sind als in den Jahren
zuvor. Dies bedeutete einen Anstieg um 12,4 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7728: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Oklahoma wird Todeskandidaten mit Gas ersticken

Im April 2015 wurde in Oklahoma ein Gesetz beschlossen, welches
Hinrichtungen durch Ersticken mit gasförmigem Stickstoff legalisiert.
Hintergrund ist, daß die Henker in den USA von den Pharmaherstellern
vor allem in Europa nicht mehr die Beruhigungsmittel und anderen
Medikamente geliefert bekommen, die sie für den Giftcocktail
benötigen, mit denen sie zum Tode verurteilte Menschen töten.
Generalstaatsanwalt und Gefängnisbehörde des US-Bundesstaats haben am
Mittwoch (Ortszeit) gegenüber Journalisten angekündigt, daß künftig
Stickstoff als bevorzugte Methode zur Vollstreckung von Todesurteilen
eingesetzt wird. Bislang wurde so etwa noch nicht mit Menschen
gemacht. Nur in Schlachthöfen werden Tiere mit Stickstoff erstickt.
Wann die neue Hinrichtungsmethode erstmals an einem Menschen
ausprobiert werden soll, ist nicht bekannt. In anderen Bundesstaaten
haben Henker mit neuen, bisweilen nicht zugelassenen Giftmischungen
experimentiert. Das hat zu sichtlich qualvollen Todeskämpfen der
Sterbenden geführt. Die Muskeln der Delinquenten waren trotz
Beruhigungsmittels nicht gelähmt gewesen, während Kaliumchlorid oder
andere Drogen ihr Herz stillstehen ließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7654: Sprache, Kunst und Medium - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Wim Wenders Papst-Porträt kommt im Juni in die deutschen Kinos

Das von Regisseur Wim Wenders gedrehte Porträt über Papst Franziskus
startet Mitte Mai zunächst in den USA und ist ab 14. Juni auch in
Deutschland zu sehen. Das Datum fällt mit der Wahl des Argentiniers
vor fünf Jahren im Vatikan zusammen.

Wie die Internetplattform katholisch.de schrieb, hat Wenders in seinem
Film "Papst Franziskus - Ein Mann seines Wortes" den Lebensweg von
Franziskus nachgezeichnet und ihn auf einer "persönlichen Reise"
begleitet, auf der das 72jährige Oberhaupt der katholischen Kirche
unter anderem Stellung zu wichtigen globalen Fragen und
Herausforderungen bezüglich Armut, Gewalt und Migration sowie seinen
Reformbestrebungen innerhalb der Kirche nimmt.

Filmemacher und Produzent Wenders stammt selbst aus einem katholischen
Elternhaus und ist zweifacher Ehrendoktor der Theologie.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7718: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkische Armee wird syrisches Afrin nach Eroberung besetzt halten

Die Invasionsstreitkräfte der Türkei werden mit Hilfe ihrer Bomber in
Kürze die umzingelte Stadt Afrin in Syrien erobert und die Kämpfer
der kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG dort außer Gefecht
gesetzt haben. Anschließend wird das Militär die Stadt besetzt halten
und nicht wieder der Kontrolle durch die Regierung in Damaskus
unterstellen. Das gab ein Sprecher des türkischen Präsidenten Erdogan
am Donnerstag beim staatlichen Sender TRT bekannt.

15. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7732: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Berliner Senat beschließt Aufbau eines Antiterrorzentrums

Der Berliner Senat hat den Aufbau eines Antiterrorzentrums
beschlossen. Dazu soll das zur Zeit von der Telekom genutzte Gebäude
des ehemaligen Reichspostzentralamts an der Tempelhofer
Ringbahnstraße angemietet und umgebaut werden. In dem Zentrum sollen
ab Januar 2020 rund 1200 Polizisten des Spezialeinsatzkommandos (SEK)
und der Observationseinheiten der Mobilen Einsatzkommandos (MEK)
sowie das Staatsschutzdezernat untergebracht werden. Von dem
Senatsbeschluß berichteten der Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) und
die Berliner Morgenpost unter Berufung auf ein Papier der
Senatsinnenverwaltung. Die Kosten für Einrichtung und 15 Jahre Miete
des Antiterrorzentrums werden mit 125 Millionen Euro angegeben. Es
wird erwartet, daß die Regierungsfraktionen von SPD, Linken und
Grünen sowie die Fraktion der oppositionellen CDU das Vorhaben im
Hauptausschuß des Berliner Abgeordnetenhauses absegnen werden. Die
Kosten wurden bereits im Doppelhaushalt 2018/19 eingestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7704: Tragisches und Kurioses - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Havariertes Windrad in Borchen stillgelegt

Ein völlig zerfetztes Windrad auf einem Acker bei Borchen (Kreis
Paderborn) wurde auf behördliche Anordnung stillgelegt und darf
vorerst nicht wieder aufgebaut werden. Außerdem hat der Kreisrat den
Betreiber der Anlage verpflichtet, Turm und Fundament der noch im
Aufbau befindlichen Windmühle von unabhängigen Experten auf deren
Standfestigkeit überprüfen zu lassen.

Wie WDR1 berichtete, waren am vergangenen Donnerstag zwei Rotorblätter
des neuartigen, mehr als 200 Meter hohen Windrades völlig zerrissen
und teilweise abgeknickt. Große Teile davon stürzten in die Tiefe und
verteilten sich im Umkreis von mehreren hundert Metern.

Fest scheint nur zu stehen, daß sich die Maschinengondel auf dem Stiel
bei stark böigen Winden nicht aus dem Wind gedreht hatte. Die Polizei
sperrte im Umkreis von anderthalb Kilometern aus Sicherheitsgründen
sämtliche Straßen und Wege. Ferner bestand vorübergehend Gefahr für in
der Nähe installierte Hochspannungsleitungen.
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SOZIALES/7729: Arbeit, Soziales und Familie - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Flüchtlinge in Donauwörth stellen sich gegen Abschiebepolizei

Im nordschwäbischen Donauwörth hat Polizei um drei Uhr nachts
versucht einen abgelehnten Asylbewerber für seine Abschiebung aus
einer Flüchtlingsunterkunft zu holen. Der Mann aus Gambia war nicht
anwesend. Rund 50 Mitbewohner traten gegenüber den Einsatzkräften
aggressiv auf, so daß sich diese zunächst zurückziehen mußten. Die
Polizei kam am Nachmittag mit Kräften der Bereitschaftspolizei zurück
und blieb bis zum Mittwochabend. Wieder leisteten Heimbewohner
Widerstand. Es kam zu Sachbeschädigungen. Das Polizeipräsidium in
Augsburg teilte mit, rund 30 Personen seien wegen Landfriedensbruch,
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, versuchter gefährlicher
Körperverletzung und Beleidigung festgenommen worden. In dem Heim
leben rund 300 junge Männer aus Gambia über Monate und warten auf die
Klärung ihres Aufenthaltsstatus oder eine behördliche Erlaubnis zur
Ausreise nach Italien.
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UMWELT/7712: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Trinkwasserflaschen voller Mikro-Plastikpartikel

Ob mit Kohlensäure versetzt oder pur, Trinkwasser wird heutzutage
fast ausschließlich in Plastikflaschen transportiert. Jetzt haben
Forscher der State University of New York bei ihren Untersuchungen
festgestellt, daß laut afp eine zum Teil erhebliche Konzentration von
Mikro-Plastikpartikeln in Trinkwasserflaschen führender Abfüller zu
finden ist. In 93 Prozent der Proben fanden sie Plastikrückstände wie
Polypropylen, Nylon und Polyethylenterephthalat (PET). Dabei reichte
die Konzentration von null bis über 10.000 Partikel in einer einzigen
Flasche. Durchschnittlich wurden 10,4 Mikro-Plastikteilchen (0,10
Millimeter) pro Liter nachgewiesen; noch kleinere Partikel fanden
sich in noch größeren Mengen. Obgleich die Gesundheitsrisiken nicht
geklärt sind, sollen die Plastikpartikel im Zusammenhang mit einem
erhöhten Risiko auf bestimmte Krebserkrankungen, der Verstärkung der
Symptomatik bei ADHS und Autismus sowie einer geringeren
Spermienproduktion stehen.
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WIRTSCHAFT/7717: Märkte und Finanzen - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Unilever verlegt Londoner Hauptsitz nach Rotterdam

Der niederländisch-britische Konsumgüterkonzern Unilever verlegt sein
zweites Hauptquartier in London an den Firmensitz in Rotterdam.
Dieser Schritt stehe in keinem Zusammenhang mit dem Brexit, sagte der
Finanzvorstand Pitkethly in einem Telefoninterview der
Nachrichtenagentur Bloomberg am Donnerstag. Von den Veränderungen
sollen nicht einmal hundert Mitarbeiter betroffen sein. In den
Niederlanden werden auch nicht mehr Jobs entstehen. In der britischen
Hauptstadt bleiben die Sparten Beauty & Personal Care und
Home Care. Die Sparte Foods & Refreshments wird von den Niederlanden
aus geführt. Zur Zeit beschäftigt Unilever in Großbritannien rund 7300
Menschen und in den Niederlanden 3100. Unilever verfügt über eine
Marktkapitalisierung von über 100 Milliarden Pfund. Der Konzern ist
in 190 Ländern aktiv. Nach der rechtlichen Verlegung des Hauptsitzes
nach Rotterdam wird Unilever 1,4 Milliarden Euro an Steuern nicht
abführen müssen, wenn die Regierung von Ministerpräsident Rutte wie
geplant die Steuer auf Dividenden, die ins Ausland fließen, streicht,
um multinationale Konzerne in die Niederlande zu locken. Die Gehälter
von deren Mitarbeitern müssen zehn Jahre lang zu 30 Prozent nicht
versteuert werden.

15. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7735: Aus Forschung und Technik - 15.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Archaeopteryx konnte fliegen

Obgleich der Archaeopteryx Urahn der Vögel sein soll, gab es lange
Zweifel daran, daß er auch des Fliegens mächtig war. Nicht wenige
Wissenschaftler vertraten die Ansicht, daß sein Federkleid eher der
Balz und dem Schutz vor Kälte diente und er sich vielleicht hüpfend
fortbewegte oder allenfalls passiv von Bäumen gen Boden glitt. Einem
internationalen Forscherteam um Dennis Voeten von der European
Synchrotron Radiation Facility (ESRF), einer Forschungseinrichtung in
Grenoble, soll jetzt der Nachweis gelungen sein, daß der Urvogel
tatsächlich fliegen konnte, nachdem drei Archaeopteryx-Fossilien mit
einer speziellen Tomographie-Methode durchleuchtet wurden. Dabei 
stellten die Forscher laut dpa eine große Ähnlichkeit beim Aufbau der 
Flügelknochen des Urvogels mit dem seiner heutigen Nachfahren fest - 
ein eindeutiger Beweis, daß der Archaeopteryx ebenfalls fliegen
konnte. Dabei ließen sie sich auch von dem Umstand nicht beirren, daß
der Aufbau des Brustbeins und der Schulterstruktur des Urvogels mit
dem Flug moderner Vögel unvereinbar war. Für die Wissenschaftler ließ
das nur einen Schluß zu: Offenbar war der Flugstil des Archaeopteryx
ein völlig anderer.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1508: Wie Mopsfledermäuse Nachtfalter austricksen, die ihre Echoortungslaute hören können (idw)


Max-Planck-Institut für Ornithologie - 14.03.2018

Wie Mopsfledermäuse Nachtfalter austricksen, die ihre Echoortungslaute
hören können



Im evolutionären Wettstreit zwischen insektenfressenden Fledermäusen und
ihrer Beute haben viele Nachtfalter Ohren entwickelt. Damit hören sie die
Echoortungslaute jagender Fledermäuse und können mit schnellen
Ausweichmanövern vermeiden, gefressen zu werden. Dies kontern
Mopsfledermäuse damit, auf ihren nächtlichen Streifzügen besonders leise
zu rufen, um dadurch möglichst spät von den Faltern gehört zu werden.
Durch Lautaufnahmen von jagenden Mopsfledermäusen haben Wissenschaftler
vom Max-Planck-Institut für Ornithologie in Seewiesen herausgefunden, dass
sie sogar zunehmend noch leiser rufen und so unerkannt bleiben, wenn sie
sich fliegend an einen ahnungslosen Nachtfalter heran pirschen.




[image: Bild: © Daniel Lewanzik / MPIO]

Eine Mopsfledermaus mit ihrem typischen, gnomartigen Gesicht

Bild: © Daniel Lewanzik / MPIO



Die Mopsfledermaus mit ihrem charakteristischen, gnomartigen Gesicht ist
ein sehr effizienter Jäger, der sich fast ausschließlich von Nachtfaltern
ernährt, die Ohren haben und damit - im Gegensatz zu uns Menschen - die
Echoortungsrufe der meisten Fledermäuse wahrnehmen können. Vergleichbar
mit einem Tarnkappenflugzeug nähert sich die Mopsfledermaus ihrer Beute
an, getarnt durch Rufe so geringer Intensität, dass sie von den hörenden
Nachtfaltern aus der Entfernung nicht wahrgenommen werden kann. Andere
Fledermäuse mit vergleichbaren Jagdstrategien rufen über 10 Mal lauter als
die Mopsfledermaus. Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut für
Ornithologie in Seewiesen fanden nun heraus, dass Mopsfledermäuse sogar
zunehmend noch leiser werden, wenn sie einen Nachtfalter detektiert haben
und sich ihm annähern. Folglich werden die Rufe, wie sie der Nachtfalter
hört, kaum lauter, obwohl die Mopsfledermaus stetig näherkommt. Dies führt
dazu, dass der Nachtfalter, wenn überhaupt, erst spät und in kurzer
Distanz zur Fledermaus bemerkt, dass er zur Zielscheibe geworden ist. Dann
ist es meistens zu spät zum Ausweichen.

"Mopsfledermäuse bewegen sich im offenen Luftraum überraschend leise" sagt
Daniel Lewanzik vom Max-Planck-Institut für Ornithologie in Seewiesen.
"Solch leise Rufe findet man eigentlich nur bei Fledermäusen, die im Wald
jagen und dort Störechos von der sie umgebenden Vegetation vermeiden
müssen". Denn leise Rufe reichen nicht weit, und so können nur Insekten
wahrgenommen werden, die sich in unmittelbarer Nähe der jagenden
Fledermaus befinden.

Um zu testen, warum Mopsfledermäuse hörende Nachtfalter fangen können und
andere Fledermäuse nicht, haben die Wissenschaftler das
Echoortungsverhalten während des Anflugs und des Fangs dokumentiert. Dazu
befestigten sie vorsichtig einen hörenden Nachtfalter (Noctua pronuba) an
eine lange Angelrute, zusammen mit einem Mikrophon nur wenige Zentimeter
darüber. So konnten sie die Echoortungslaute der Fledermäuse aus der
Perspektive der Nachtfalter analysieren. Zudem verwendeten sie vier
zusätzliche Mikrophone, mit Hilfe derer sich die dreidimensionale Flugbahn
und jederzeit auch der Abstand zum Nachtfalter rekonstruieren ließ. Auf
diese Weise nahmen die Forscher den Anflug freilebender Mopsfledermäuse im
Wald, aber auch in einem Flugraum auf.

Sie fanden heraus, dass Mopsfledermäuse die Nachtfalter aus ungefähr 1,6 m
Distanz endeckten. Während sie sich der ahnungslosen Beute annäherten,
verringerten sie ihre ohnehin schon leise Rufe um weitere vier Dezibel,
also 40 Prozent, mit jeder Halbierung der Strecke zum Nachtfalter. Während
der Endphase des Anflugs in weniger als einem Meter Distanz reduzierten
sie die Lautstärke um mehr als sechs Dezibel oder 50 Prozent pro
Halbierung der Strecke. "Würde die Mopsfledermäuse ihre Rufintensität
nicht derart reduzieren, sondern konstant halten, würde sich die
Lautstärke am Ohr des Nachtfalters mit jeder Distanz-Halbierung
verdoppeln", sagt Holger Goerlitz, Forschungsgruppenleiter in Seewiesen.
"Dann würde der Nachtfalter die Fledermaus früh hören und ein
Ausweichmanöver starten, indem er zum Beispiel in die entgegengesetzte
Richtung wegfliegt oder sich fallen lässt." So aber sind die
Echoortungslaute, welche der Nachtfalter während des gesamten Anflugs der
Fledermaus wahrnimmt, mehr oder weniger immer gleich leise und lösen keine
Alarmreaktion bei den Insekten aus. "Die Mopsfledermäuse ziehen sich durch
die Anpassung ihrer Echoortungslaute bei der Beutesuche eine akustische
Tarnkappe auf und sind so sehr erfolgreiche Nachtfalterjäger", fasst
Holger Goerlitz die Ergebnisse zusammen. Vermutlich führte die Evolution
von Nachtfalterohren zu einem Wettbewerbsvorteil für Mopsfledermäuse, da
sie um diese Beute kaum mit anderen, lauteren Fledermäusen konkurrieren
müssen.


Weitere Informationen unter:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/1365-2435.13073/full 

(Das Paper ist vier Wochen frei verfügbar.)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1373
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1507: Haie - Zähne wie am Fließband (idw)


Universität Wien - 14.03.2018

Haie: Zähne wie am Fließband

Studie zeigt Evolution von Schneidegebissen bei Haien



Zähne sind ein wesentliches Merkmal kiefertragender Wirbeltiere. Deren
Entwicklung hat maßgeblich zu ihrem evolutiven Erfolg beigetragen und die
große Diversität heutiger Wirbeltiere mitbegründet. Wie eine neue Studie
unter der Beteiligung von Jürgen Kriwet von der Universität Wien
herausgefunden hat, stellen die Zähne von Haien, die eine zusammenhängende
Schneidekante haben, eine spezielle evolutionäre Anpassung dar.


[image: Bild: © Jürgen Kriwet]

Mikroskopische Aufnahme des hinteren Bereiches eines Unterkiefers des
Kragenhaies. Rot gefärbt sind knöcherne, blau knorpelige Anteile. Die
Zähne sind in einzelne Reihen angeordnet.

Bild: © Jürgen Kriwet



Der Zahnwechsel hat große Bedeutung bei Wirbeltieren: Er ist entweder
permanent und wirkt bis an das Lebensende des Tieres, wie bei den meisten
Fischen, oder zeitlich stark reduziert, wie bei Säugetieren, resultierend
in einem einmaligen Wechsel eines Teils der Bezahnung. Bei Tieren wie den
Zahnwalen oder bei Beuteltieren fehlt die Zahnerneuerung komplett. Der
Ursprung und die Entstehung von Zähnen und ihre Erneuerung durch
Zahnwechsel sind aber nach wie vor nur unzureichend erforscht, da die
Interpretation der einzelnen Entwicklungsstadien von Zähnen bei Fossilien
schwierig ist.

"Um die Entwicklung der Zahnerneuerung in einem evolutiven Kontext zu
verstehen, ist es daher wichtig, Knorpelfische, zu denen die heutigen Haie
und Rochen gehören, als Modellorganismen heranzuziehen", so Kriwet. Bei
ihnen nehmen ForscherInnen an, dass sie ursprüngliche Merkmalsausprägungen
und Entwicklungsmechanismen bewahrt haben. So haben sie z.B. die
Möglichkeit einer ständigen Zahnerneuerung von ihren frühesten Verwandten
geerbt. Die Zähne heutiger Haie sind hintereinander auf den Kiefern
angeordnet und ihr Ersatz erfolgt fließbandartig, so dass ältere,
funktionelle Zähne am Kieferrand stehen, während neue Zähne tief innen an
den Kiefern gebildet werden. Regelmäßig angeordnete funktionelle Zähne
bilden ein effektives Schneidegebiss, in dem die Zähne oftmals eng
miteinander in Verbindung stehen und so eine klingenartige Schneidekante
formen. Eine solche Bezahnung, die aus nur einer einzelnen Serie
funktioneller Zähne am Kieferrand besteht, stellt eine besondere Anpassung
an eine schneidende Ernährungsweise dar.

Eine neue Studie, an der auch Jürgen Kriwet vom Institut für Paläontologie
der Universität Wien beteiligt war, zeigt, dass das alternierende Muster
der Zahnerneuerung ursprünglich für Knorpelfische gilt. "Wir vermuten,
dass dies möglicherweise auch das ursprüngliche Muster der Zahnerneuerung
für kiefertragende Wirbeltiere insgesamt war", meint Kriwet. Die spezielle
Anordnung der Zähne in eine einzige, schneidende Zahnserie entlang der
Kieferränder entstand im Lauf der Evolution von Haien durch Modifizierung
eines ursprünglichen alternierenden Zahnersatzmusters. Dabei werden Zähne
entsprechend eines spezifischen Bildungsmusters reguliert, um gleichzeitig
und räumlich gleichmäßig ersetzt zu werden und so eine einzige,
durchgängige Zahnserie zum Zubeißen zu bilden. Bei anderen Haien mit
ähnlichen Schneidegebissen, wie dem Mako- oder dem Weißen Hai, wird
dagegen die Ausbildung einer kontinuierlichen Reihe von funktionellen
Zähnen entlang der Kieferränder nicht durch zeitliche Plastizität der
Zahnbildung, sondern durch den Verlust einzelner Zahnreihen im Laufe ihrer
Evolution erreicht.




[image: Bild: © Jürgen Kriwet]

Darstellung einzelner Gebissmuster bei adulten und embryonalen Haien.

Bild: © Jürgen Kriwet



Moderne Haie zeichnen sich so gegenüber anderen Knorpelfischen durch eine
hohe entwicklungsbiologische Plastizität aus, die es ihnen erlaubt hat,
einzelne Zahnserien durch Umgestaltung der Zahnproduktion gleichzeitig zu
erneuern. Der Besitz einer einzigen funktionellen Zahnreihe entlang der
Kieferränder, die eine zusammenhängende Schneidekante bilden ist daher
kein ursprüngliches Muster, sondern stellt eine spezielle Anpassung dar
und muss als evolutionär modern betrachtet werden.


Publikation in Journal of Anotomy

Moya Meredith Smith, Charlie Underwood, Brett Clark, Jürgen Kriwet, Zerina
Johan (2018):

Development and evolution of tooth renewal in neoselachian sharks as a
model for transformation in chondrichthyan dentitions.

In: Journal of Anotomy.

DOI: 10.1111/joa.12796

http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/joa.12796/full


Offen für Neues.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at
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MESSE/737: Premiere auf Hannover Messe 2018 - Vollständige Elektromotoren im 3D-Druck (idw)


Technische Universität Chemnitz - 14.03.2018

Premiere auf Hannover Messe: Vollständige Elektromotoren im 3D-Druck

Elektrotechniker der TU Chemnitz drucken weltweit ersten Elektromotor aus
Eisen, Kupfer und Keramik



Mithilfe von metallischen und keramischen Pasten, die durch ein
Extrusionsverfahren schichtweise in Form gebracht und anschließend
gesintert werden, gelang Forschern der Professur für Elektrische
Energiewandlungssysteme und Antriebe an der Technischen Universität
Chemnitz der Druck von vollständigen elektrischen Motoren . "Erstmals
werden wir diese Weltneuheit auf der Hannover Messe 2018 präsentieren",
sagt Prof. Dr. Ralf Werner, Inhaber der Professur. Seine
wissenschaftlichen Mitarbeiter Johannes Rudolph und Fabian Lorenz hatten
bereits im vergangenen Jahr eine 3D-gedruckte Spule vorgestellt, die
Temperaturen von über 300°C standhalten kann. Inzwischen ist es ihnen mit
einem selbstentwickelten 3D Multimaterialdruckverfahren gelungen, alle
wichtigen Komponenten einer elektrischen Maschine in einem Druckvorgang
herzustellen. Dazu zählen die elektrischen Leiter aus Kupfer, die zusammen
mit Eisen bzw. eisenhaltigen Legierungen die Bildung und Ausrichtung der
magnetischen Felder bewirken und die elektrische Isolation aus Keramik,
die die Leiter untereinander und gegen die als Magnetkreis bezeichneten
Teile aus Eisen isoliert.

"Ziel der etwa zweieinhalb jährigen Arbeit war es bisher, die Grenze der
Einsatztemperatur von elektrischen Maschinen deutlich nach oben zu
verschieben", berichtet Werner. Dies erreichen die Chemnitzer Forscher,
indem sie die konventionellen, polymerbasierten Isolationsmaterialien
durch spezielle Keramiken ersetzen, die eine weitaus höhere
Temperaturbeständigkeit aufweisen. "Die zulässige Wicklungstemperatur
konventioneller Isolationssysteme von maximal 220 °C kann somit deutlich
überschritten werden, wodurch die Einsatztemperatur elektrischer Maschinen
lediglich durch die ferromagnetischen Eigenschaften des Eisens begrenzt
wird, die bis circa 700 °C bestehen bleiben", fügt Rudolph hinzu.

Neben der höheren Temperaturbeständigkeit weist das keramische
Isolationsmaterial auch eine höhere Wärmeleitfähigkeit auf. Dadurch kann
die in den Leitern entstehende Verlustwärme schneller abtransportiert
werden. Auf diese Weise erreichen die Wissenschaftler ein weiteres
wichtiges Ziel ihrer Arbeit: die Erhöhung der Leistungsdichte elektrischer
Maschinen. "Trotz einer prozessbedingten, etwas verminderten elektrischen
Leitfähigkeit des Kupfers, ist zudem in speziellen Anwendungsfällen eine
Steigerung des Wirkungsgrades durch eine deutliche Reduzierung der
Wicklungstemperatur möglich", ergänzt Lorenz.

Grundlage des Verfahrens, das die Chemnitzer Forscher nun zur Marktreife
weiterentwickeln wollen, ist die schichtweise Extrusion hochviskoser
Pasten. Diese enthalten Partikel der gewünschten Materialien wie Eisen,
Kupfer oder Keramik und speziell zugeschnittene Bindemittel. Um die für
den Multimaterialdruck notwendige Präzision beim Dosieren der Pasten zu
erreichen, arbeiten die Wissenschaftler mit der Firma ViscoTec Pumpen- u.
Dosiertechnik GmbH in Töging am Inn eng zusammen.

"Der im Chemnitzer Uni-Labor gedruckte Motor stellt einen Durchbruch dar
und ist gleichzeitig der Proof of Principle - also der
Machbarkeitsnachweis - für unsere Technologie", versichert Rudolph, der
das Verfahren maßgeblich mitentwickelt hat und zusammen mit Lorenz eine
Ausgründung aus der Universität heraus vorbereitet. Den aktuellen Stand
ihrer Forschung werden die Wissenschaftler vom 23. bis 27. April 2018 auf
der Hannover Messe am Gemeinschaftsstand "Forschung für die Zukunft" in
Halle 2, Stand A38, präsentieren. Dort hoffen Rudolph und Lorenz weitere
Interessenten für ihr neues 3D-Multimaterialdruck-Verfahren gewinnen zu
können.

Homepage zum Thema "3D-Multimaterialdruck" (inkl. Videos):

https://www.tu-chemnitz.de/etit/ema/AMMM/index.php




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85
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FORSCHUNG/402: Neue Einblicke in die Bedingungen der urgeschichtlichen Ozeane (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 14.03.2018

Neue Einblicke in die Bedingungen der urgeschichtlichen Ozeane

Experimente von Geomikrobiologen der Universität Tübingen ergeben, dass
2,5 Milliarden Jahre altes eisenreiches Schichtgestein anders entstanden
sein könnte als bisher gedacht



In den urzeitlichen Ozeanen reicherte sich vor rund 2,5 Milliarden Jahren
Sauerstoff als Abfallprodukt von Fotosynthese treibenden Lebewesen stark
an. Der oxidierte das in großer Menge im Wasser enthaltene Eisen. Neue
Experimente, bei denen die Verhältnisse der Urozeane simuliert wurden,
ergaben nun, dass wider Erwarten das Eisen nicht oxidiert bleibt. Vielmehr
ging es unter den archaischen Bedingungen direkt unter der
Wasseroberfläche wieder in seine lösliche, reduzierte Form über. Folglich
könnten die teilweise mehrere hunderte Meter mächtigen eisenreichen
Schichtgesteine, die noch heute von Urozeanen zeugen - sogenannte
gebänderte Eisenformationen -, möglicherweise unter anderen Bedingungen
entstanden sein, als bisher angenommen. An den Experimenten an der
Universität Tübingen waren Professorin Elizabeth Swanner, Markus Maisch
und Wenfang Wu unter der Leitung von Professor Andreas Kappler am Zentrum
für Angewandte Geowissenschaften beteiligt. Ihre Studie wurde in der
Fachzeitschrift Scientific Reports veröffentlicht.

Das Forscherteam entwickelte ein Labor-Modell des urzeitlichen Ozeans von
vor rund 2,5 Milliarden Jahren in einer simulierten Wassersäule in einem
Glaszylinder. Als Sauerstoffproduzenten wurden Cyanobakterien eingesetzt,
die es schon vor einigen Milliarden Jahren gab. Ihnen wird auch die
massenhafte Sauerstoffproduktion in der Erdgeschichte zugeschrieben, die
zur Evolution der heutigen sauerstoffatmenden Lebewesen führte. Bei ihrem
Experiment interessierten sich die Forscherinnen und Forscher vor allem
für die Abläufe in der Vertikalen. "Das Wasser im Experiment hatte einen
hohen Eisengehalt, und anfangs war es sauerstoffarm. Es gab nur so viel
Sauerstoff, wie die Fotosynthese treibenden Cyanobakterien produzierten",
erklärt Elizabeth Swanner, die inzwischen eine Professur an der Iowa State
University in den USA innehat. Der Zylinder hatte auf verschiedenen Ebenen
Auslasshähne zur Probenentnahme. Das Forscherteam untersuchte über einen
Zeitraum von mehreren Wochen, was in dem Zylinder passierte. "Das Ergebnis
hat uns überrascht: Trotz der zunehmenden Ansammlung von Sauerstoff blieb
das meiste Eisen nicht oxidiert, sondern ging durch eine Kombination von
mikrobiell katalysierten und fotochemischen Prozessen wieder in seine
lösliche Form über", sagt Kappler.

Heutige Cyanobakterien in den Ozeanen, die tausendfach weniger Eisen
enthalten als vor 2,5 Milliarden Jahren, besitzen ein Enzym, das Eisen
reduzieren kann. "Nach unseren Schätzungen hätte deren Kapazität zur
Reduktion des Eisens in diesem Umfang aber nicht ausgereicht", sagt der
Geomikrobiologe. "Eine andere mögliche Erklärung wäre, dass das Eisen
zusätzlich in einer fotochemischen Reaktion durch Lichteinfall reduziert
wurde." Bisher ging man davon aus, dass die eisenreichen Gesteine in fast
sauerstofffreiem Wasser entstanden waren. "Unsere Ergebnisse legen nahe,
dass die Ablagerung des Eisens auch in einer sauerstoffreichen Umgebung
möglich gewesen ist", sagt Swanner. Die Wissenschaftler wollen ihre
Ergebnisse nun an Gewässern mit ähnlichen Bedingungen, wie sie in den
urzeitlichen Ozeanen herrschten, überprüfen.


Publikation:

Elizabeth D. Swanner, Markus Maisch, Wenfang Wu and Andreas Kappler:

Oxic Fe(III) reduction could have generated Fe (II) in the photic zone of
Precambrian seawater.

Scientific Reports,

DOI 10.1038/241598-018-22694-y




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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WERKSTOFFE/1052: Szenario 2050 - Lithium und Kobalt könnten knapp werden (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 14.03.2018

Szenario 2050: Lithium und Kobalt könnten knapp werden



Lithium und Kobalt sind wesentliche Bestandteile aktueller
Lithium-Ionen-Batterien. Dass die Verfügbarkeit beider Elemente durch die
erhöhte Nachfrage zunehmend kritisch werden könnte, zeigt eine aktuelle
Analyse von Forschern des vom Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
gegründeten Helmholtz-Instituts Ulm (HIU). Kobaltfreie
Energiespeichermaterialien und Post-Lithium-Technologien, die auf
unkritischen Elementen wie Natrium oder Magnesium, aber auch Zink, Kalzium
und Aluminium basieren, eröffnen eine Möglichkeit, diesen Ressourcendruck
zu verringern und langfristig zu umgehen. Diese Ergebnisse stellen die
Forscher in der Zeitschrift Nature Reviews Materials vor.

Neben Lithium ist Kobalt in heutigen Lithium-Ionen-Batterien (LIBs) ein
wesentlicher Bestandteil der positiven Elektrode und ausschlaggebend für
die Energie- und Leistungsdichte sowie Lebensdauer. Allerdings ist die
geringe Verfügbarkeit und hohe Toxizität von Kobalt problematisch, wie im
Artikel von Dr. Christoph Vaalma et al. beschrieben. "Generell wird die
schnell wachsende Marktdurchdringung von LIBs für mobile und stationäre
Anwendungen insbesondere bei Lithium und Kobalt zu einer steigenden
Rohstoffnachfrage führen", sagt Professor Stefano Passerini, der die
Studie zusammen mit Dr. Daniel Buchholz am Helmholtz Institut Ulm geleitet
hat. Anhand einer Szenario-basierten Analyse bis 2050 zeigten die Forscher
für verschiedene Anwendungen von Batterien, dass der Preisanstieg und die
Knappheit von Kobalt wahrscheinlich auftreten wird, weil die Nachfrage
durch Batterien zweimal so hoch sein könnte wie die heute identifizierten
Kobaltreserven. Im Gegensatz dazu seien die heute identifizierten
Lithiumreserven ausreichend, die Produktion müsse jedoch stark
hochskaliert werden (abhängig vom Szenario bis um das Zehnfache), um die
zukünftige Nachfrage zu decken. Beide Elementreserven weisen zudem eine
starke geografische Konzentration auf und befinden sich in Ländern, welche
als politisch weniger stabil eingestuft werden. Dies lasse eine mögliche
Verknappung und eine damit verbundene Preissteigerung von LIBs in naher
Zukunft befürchten. "Um diese Risiken zu verringern und den Druck auf die
Kobalt- und Lithiumreserven zu reduzieren, ist es unerlässlich, die
Forschungsaktivitäten auf alternative Batterietechnologien auszuweiten",
so Daniel Buchholz. "Post-Lithium-Systeme sind besonders attraktiv für die
Elektromobilität und stationäre Anwendungen. Daher ist es äußerst wichtig
und dringend, ihr Potenzial auszuschöpfen und diese innovativen,
hochenergetischen Batterien zur Marktreife zu entwickeln", betont Stefano
Passerini, stellvertretender Direktor des HIU.

Diese Ergebnisse bestätigte kürzlich auch ein ebenfalls am HIU
entwickeltes globales Szenario für Batterieanwendungen im Bereich der
Elektromobilität bis zum Jahr 2050. "Dass die zukünftige Verfügbarkeit von
Kobalt für die Massenproduktion von Batterien als sehr kritisch
einzustufen ist, zeigt sich auch an der Preiserhöhung von mehr als 120
Prozent innerhalb eines Jahres (2016-2017)",- betont der Systemanalytiker
Dr. Marcel Weil vom HIU. Die Etablierung einer zirkularen Batterieökonomie
mit hoher Recyclingrate würde den Druck auf kritische Materialien sicher
abbauen.

Beide Studien unterstreichen die Bedeutung neuer Batterietechnologien, die
auf reichlich vorhandenen, günstigen und ungiftigen Elementen basieren und
dadurch den Druck auf kritische Ressourcen verringern. Daher haben das KIT
und die Universität Ulm gemeinsam den Antrag "Energy Storage beyond
Lithium: New storage concepts for a sustainable future" für einen
Exzellenzcluster erarbeitet, welcher die Entwicklung von Natrium-Ionen-,
Magnesium-Ionen- und anderen Batterien basierend auf reichlich vorhandenen
Materialien verfolgt. Auch das Zentrum für Sonnenenergie- und
Wasserstoffforschung Baden-Württemberg (ZSW) und die
Justus-Liebig-Universität Gießen sind daran beteiligt.


Literatur:

C. Vaalma, D. Buchholz, M. Weil und S. Passerini

"A cost and resource analysis of sodium-ion batteries"

Nat. Rev. Mater. 3, 18013 (2018):

https://www.nature.com/articles/natrevmats201813 (mit Abonnement);

http://rdcu.be/IWu1 (Leseversion)

M. Weil, S-. Ziemann, J. Peters

"The Issue of Metal Resources in Li-Ion Batteries for Electric vehicles."

In: "Behaviour of Lithium-ion Batteries in Electric Vehicles." 

Amsterdam, Niederlande: Elsevier 2018


Über das Helmholtz-Institut Ulm (HIU)

Das HIU wurde im Januar 2011 vom KIT als Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
in Kooperation mit der Universität Ulm gegründet. Mit dem
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) sowie dem Zentrum für
Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) sind zwei
weitere renommierte Einrichtungen als assoziierte Partner in das HIU
eingebunden. Das internationale Team aus rund 110 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern forscht im HIU an der Weiterentwicklung der Grundlagen
von zukunftsfähigen Energiespeichern für den stationären und mobilen
Einsatz. Ein besonderer Fokus liegt in der Entwicklung von lithium- und
kobalt-freien Post-Lithium Technologien.

Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Weitere Materialien:

Publikaiton in Nature Reviews

http://rdcu.be/IWu1

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 26 000 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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PROJEKT/737: Gebärdensprache neu gedacht (idw)


Universität Siegen - idw - Pressemitteilung 14.03.2018

Gebärdensprache neu gedacht

Die Universität Siegen digitalisiert in einem EU-Projekt die deutsche
Gebärdensprache, um Gehörlose im Alltag zu unterstützen.



Als Daniela Escobar neulich im Baumarkt unterwegs war, sah sie zwei
gehörlose Menschen. Sie wäre gern zu ihnen gegangen und hätte ihnen
von dem internationalen Forschungsprojekt erzählt, in dem sie zurzeit
an der Universität Siegen mitarbeitet. Aber Daniela Escobar kann keine
Gebärdensprache und die beiden Gehörlosen hätten sie nicht verstanden.
In dem von der EU geförderten Projekt entwickeln WissenschaftlerInnen
einen Übersetzer, der in Echtzeit Gebärdensprache in Schrift und
Schrift in Gebärdensprache umwandelt. Eins der Ziele ist es, eine App
zu programmieren, mit der sich hörende und gehörlose Menschen in
spontanen Situationen, wie im Baumarkt, ohne Dolmetscher verständigen
können.

Um das zu realisieren, arbeitet eine internationale Forschergruppe aus
sechs Ländern daran, Gebärden zu digitalisieren. Gebärdensprachen sind
von Land zu Land unterschiedlich. Alleine in Europa gibt es etwa 50
verschiedene, die anerkannt sind. Die Uni Siegen ist im EU-Projekt
verantwortlich für die deutsche Gebärdensprache. Die Forscher nutzen
zur Digitalisierung Handschuhe voller Sensoren. Wenn die Forscher im
Labor die Handschuhe tragen und Gebärden mit den Händen formen,
erkennen eine spezielle Kamera und eine Software die Bewegungen, die
Stellungen der Hände und den Abstand der Hände zum Körper. Eine
virtuelle Figur, ein sogenannter Avatar, auf einem Computer
registriert die Bewegungen und stellt die Gebärden auf dem Bildschirm
dar.

"Schriftsprache ist für Gehörlose wie eine Fremdsprache"

In einem ersten Schritt werden Gebärdenzeichen mit dem Avatar
digitalisiert und in einer Datenbank gespeichert, zunächst 500 Wörter
in der deutschen Gebärdensprache. Der Übersetzer soll ein Hilfsmittel
sein, das die Kommunikation für gehörlose Menschen im Alltag und im
Studium erleichtert. Im Oktober 2018 soll ein interaktiver
Service-Bildschirm in einer zentralen U-Bahn-Station in Porto an den
Start gehen. In sechs verschiedenen Sprachen, darunter auch in
Deutsch, sollen sich Gehörlose dort informieren können: Welche Linie
fährt in die Innenstadt und wieviel kostet ein Tagesticket? Gehörlose
Touristen und Einheimische können dort ihre Fragen in ein Terminal
eingeben und ein Avatar antwortet ihnen in Gebärdensprache. Die Wörter
setzt der Avatar je nach Frage individuell zusammen. Benötigt er für
seine Antwort Wörter, die nicht zu den 500 Vorprogrammierten gehören,
buchstabiert er sie im Fingeralphabet. Alles in Echtzeit. Avatare sind
in anderen Ländern schon recht weit verbreitet, zum Beispiel in
Geldautomaten in Brasilien. Der Unterschied: Dort zeigen die Avatare
nur vorprogrammierte Phrasen und können nicht spontan auf Fragen
reagieren.

Für Gehörlose hat der Avatar in der U-Bahn-Station entscheidende
Vorteile: Sie sind weder mit gesprochener Sprache noch mit
geschriebener Sprache konfrontiert. "Schriftsprache ist für Gehörlose
wie eine Fremdsprache und deshalb sehr kompliziert. Die Grammatik und
die Wort-Reihenfolge unterscheiden sich grundlegend von der
Gebärdensprache. Der Avatar erleichtert das Verständnis also ganz
ungemein", erklärt Prof. Dr.-Ing. Hubert Roth. Er leitet das Projekt
für die deutsche Gebärdensprache an der Universität Siegen als
Geschäftsführender Direktor des Zentrums für
Entwicklungsländerforschung und Wissenstransfer (ZEW).

Der Avatar in der U-Bahn-Station soll nur der Anfang sein. "Wir
wissen, dass 500 Wörter nicht sehr viel ist. Wir müssen klein anfangen
und stecken uns hohe Ziele", sagt Prof. Dr.-Ing. Hubert Roth. Der Plan
ist, die Datenbank mit digitalisierten Gebärden und den Avatar um
Mimik zu erweitern, die in der Gebärdensprache sehr wichtig ist.
Außerdem wollen die Forscher langfristig neue Anwendungsgebiete
testen.

Um zu erfahren, in welchen Alltagssituationen sich Gehörlose
Unterstützung wünschen, finden in jedem der sechs Projekt-Länder
Diskussionsrunden mit Betroffenen statt. "Wir sind Ingenieure, die die
Gebärdensprache nicht beherrschen. Wir brauchen Menschen, die uns die
Lebenswelt der Gehörlosen näherbringen, um so die Technik entsprechend
verbessern zu können", erklärt Daniela Escobar.

Gehörlose wünschen sich mehr Unterstützung im Alltag und im
Studium 

Das Ergebnis der Diskussionsrunde an der Universität Siegen ist
eindeutig. Gehörlose wünschen sich mehr Unterstützung im Alltag, wie
bei Arztbesuchen, ärztlichen Untersuchungen und
Krankenhausaufenthalten. Gehörlose können zum Beispiel die akustischen
Ansagen bei Röntgen- oder Computer-Tomographien (CT) nicht hören. Auch
bei Behördengängen, an Bahnhöfen und an Flughäfen wäre der Avatar zur
Kommunikation nützlich. Wie soll ein Gehörloser sonst wissen, dass der
Zug an einem anderen Gleis abfährt, oder dass er persönlich über
Lautsprecher am Flughafen ausgerufen wird?

Bei allem technologischen Fortschritt ist den Forschern eins besonders
wichtig: "Wir wollen und können Gebärdensprachdolmetscher nicht durch
einen Avatar ersetzen. Fließende Diskussionen sind durch keinen Avatar
der Welt in Echtzeit darzustellen. Dafür ist die Gebärdensprache zu
komplex", erklärt Prof. Hubert Roth. "Allerdings sind solche Inhalte
mit dem Avatar leicht abzubilden, in denen Text schon vorhanden ist."
Schon jetzt ist es möglich, zum Beispiel Mails oder
Powerpoint-Präsentationen durch Avatare zu ergänzen, um Gehörlosen das
Verständnis zu erleichtern, indem sie nicht die Schriftsprache lesen
müssen. "Viele Gehörlose sind im Bildungsbereich eingeschränkt, weil
eine umfassende Kommunikation fehlt. Das verringert die beruflichen
Aufstiegschancen. Ein Avatar könnte gerade hier gut helfen", sagt
Roth.

Gefördert wird das Projekt "International Assisted Communication for
Education" (Internationales Projekt für unterstützende Kommunikation
in der Bildung) durch die Europäische Union im Rahmen des Erasmus+
Programms. Internationale Partner sind neben der Universität Siegen
(Deutschland), die Universität York (England), das Technological
Educational Institute in Kreta (Griechenland), das Instituto
Politecnico do Porto (Portugal), das Camara Municipal do Porto
(Portugal), die Universität Maribor (Slowenien) und die European
Association of Career Guidance (Zypern).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution198
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EUROPA/1694: Nach Nervengift-Anschlag volle europäische Solidarität und Absage an Nord Stream 2 gefordert


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 15. März 2018

Nach Nervengift-Anschlag: Baerbock fordert volle europäische Solidarität und Absage an Nord Stream 2



Im Lichte des Nicht-Aufklärungswillens der russischen Regierung nach der Giftattacke auf den Ex-Spion Skripal fordert Annalena Baerbock, Bundesvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, europäische Solidarität mit Großbritannien sowie die Bundesregierung auf, sich endlich von der hoch umstrittenen Gas-Pipeline Nord Stream 2 zu distanzieren:

"Der Einsatz von Nervengift zur Ermordung von Regimegegnern Putins auf dem Territorium der EU soll offensichtlich Angst und Schrecken bei uns in Europa auslösen. Die Nicht-Aufklärung aus Moskau trotz britischer Bitte erzeugt den Eindruck einer politisch gewollten Verantwortungslosigkeit, die weder London noch die EU akzeptieren können.

Vor dem Hintergrund der extrem kritischen Phase in den Brexit-Verhandlungen ist Geschlossenheit der EU mit Großbritannien in der Reaktion auf den Fall Skripal auch ein Zeichen der Stärke der EU. Frau Merkels Solidaritätsbekundung mit Großbritannien bleibt jedoch nicht mehr als ein Lippenbekenntnis, solange die Bundesregierung der russischen Regierung weiter volle politische Rückendeckung bezüglich ihres Prestige-Projekts Nord Stream 2 signalisiert.

Der geplante Pipeline-Neubau war nie nur ein rein wirtschaftliches Projekt, wie es die Bundesregierung immer wieder betonte, sondern immer hochpolitisch. Indem sich das deutsche Wirtschaftsministerium bei der Bewertung von Nord Stream 2 massiv gegen die EU-Kommission und viele europäische Partner stellt, untergräbt die Bundesregierung schon jetzt die gemeinsame Ukraine- und Sanktionspolitik der EU. Auch das Drängen der Bundeskanzlerin mit Blick auf das russische Agieren in Syrien verhallt angesichts der Nord Stream 2 Schützenhilfe. Das ohnehin schon randvolle Fass ist nun übergelaufen.

Angesichts dessen, dass der Giftanschlag nicht zufällig in einem europäischen Mitgliedstaat stattfand und eine wie auch immer geartete russische Verantwortung angesichts der russischen Reaktion kaum von der Hand zu weisen ist, muss die Bundeskanzlerin daher jetzt endlich deutlich machen, dass sie voll und ganz hinter Europa steht und zwar in jeglicher Hinsicht.

Statt den Import von russischem Gas weiter auszubauen, gilt es Europas Gaslieferungen zu diversifizieren und vor allem die Energieeffizienz voranzubringen. Denn das auf Jahrzehnte hin angelegte neue Gasinfrastrukturprojekt bricht zu alledem auch mit den Pariser Klimazielen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 15. März 2018 

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de
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SOZIALES/1891: Equal Pay Day - Frauen nicht alleine lassen, Verbandsklagerecht einführen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. März 2018

Equal Pay Day - Frauen nicht alleine lassen - Verbandsklagerecht 
einführen

 
Zum diesjährigen Equal Pay Day am 18. März erklären Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik, und Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:
 
Der Gender Pay Gap ist unverändert groß. Das macht ein Blick auf die neuesten Zahlen deutlich: es sind immer noch 21 Prozent, die Frauen weniger als Männer verdienen. Die Bundesregierung darf diese Ungerechtigkeit nicht einfach so hinnehmen. Die Frauenministerin muss als eine der ersten Amtshandlungen wirksame Maßnahmen ergreifen, um das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern zu reduzieren.
 
Das Gesetz zur Entgelttransparenz reicht nämlich nicht aus. Die Bundesregierung lobt sich für ein Gesetz, das wirkungslos ist. Denn nur ein Bruchteil der Frauen hat ein Auskunftsrecht. Betrieben ist es auch völlig frei gestellt, ob sie ihre Entgeltstrukturen auf Benachteiligungen überprüfen. Sie können, aber sie müssen nicht. Um geschlechtergerechte Bezahlung zu erreichen, muss konsequent nachgesteuert werden. Wir brauchen endlich ein wirksames Gesetz mit verbindlichen und zertifizierten Prüfverfahren. Wir fordern, dass viel mehr Frauen einen Auskunftsanspruch erhalten. Außerdem brauchen wir ein Verbandsklagerecht, damit Frauen nicht weiterhin alleine den schwierigen Klageweg beschreiten müssen.
 
Die Entgeltlücke darf nicht kleingeredet oder verharmlost werden. Eine neue Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Instituts (WSI) des Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ) zeigt, dass typische "Frauenberufe" insgesamt schlechter bezahlt werden als "Männerberufe". Wieso soll eine Altenpflegerin weniger verdienen als ein Techniker? Diese mittelbare Diskriminierung ist keine Lappalie. Sie ist schlicht und einfach ungerecht. Frauen haben mehr verdient, die Entgeltlücke muss geschlossen werden - dafür muss die neue Bundesregierung mehr tun als bisher. Sonst begehen wir den Equal Pay Day noch bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1885: Höchste Eisenbahn für gleichen Lohn


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. März 2018

Höchste Eisenbahn für gleichen Lohn

Die Entgelttransparenz war wichtiger Schritt - nun müssen soziale
Berufe aufgewertet werden



Mit dem Equal Pay Day am 18. März wird wie in jedem Jahr auf die
immer noch bestehende Lohnlücke zwischen Männern und Frauen
aufmerksam gemacht. Hierzu erklären die stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und die Vorsitzende der
Gruppe der Frauen, Yvonne Magwas:

Nadine Schön: "Ein Grund für die immer noch bestehende
Lohnlücke zwischen Frauen und Männern ist die Tatsache, dass Frauen
häufiger als Männer in Branchen und Berufen arbeiten, in denen
unterdurchschnittlich bezahlt wird. Dazu gehören auch die Sozial- und
Pflegeberufe. Wir müssen die verabredeten Maßnahmen aus dem
Koalitionsvertrag zur Aufwertung dieser Berufe zügig angehen. Denn
der Dienst für und an den Menschen muss der Gesellschaft mehr wert
sein.

Wir haben verabredet, die Aus- und Weiterbildung in den Sozial- und
Pflegeberufen attraktiver zu machen, die Arbeitsbedingungen spürbar
zu verbessern sowie finanzielle Ausbildungshürden abzubauen und
Ausbildungsvergütungen anzustreben. Mit der Umsetzung muss jetzt
schnell begonnen werden."


Yvonne Magwas: "Es ist höchste Eisenbahn für gleiche
Löhne für Frauen und Männer, die gleiche Arbeit verrichten. Sechs
Prozent bereinigte Lohnlücke sind nicht hinnehmbar.

Die Entgelttransparenz war ein wichtiger erster Schritt, um endlich
gleiche Einkommenschancen für Frauen zu schaffen. Seit Jahresbeginn
haben Frauen das Recht auf Auskunft darüber, ob sie den gleichen Lohn
erhalten wie ihre männlichen Kollegen. Uns ist wichtig, dass das
Gesetz so maßvoll gestaltet ist, dass es auf die wirtschaftlichen
Belange kleiner Betriebe Rücksicht nimmt. Die Regeln für Betriebe,
die nach Tarif bezahlen, sind weniger streng, weil dort
erwiesenermaßen mehr Lohngleichheit besteht. Wir werden anhand des im
Juni anstehenden Berichtes genau hinschauen, ob das den Frauen
tatsächlich nützt oder ob weitere Schritte nötig sind."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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AUSSEN/1679: Keinen Cent mehr für Erdogan


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2018

Keinen Cent mehr für Erdogan



"Merkels Flüchtlingsdeal mit Erdogan muss aufgekündigt werden. Es ist vollkommen unverantwortlich, dem türkischen Präsidenten weitere Hilfsgelder in Milliardenhöhe für die angebliche Versorgung von Flüchtlingen zu überweisen, während mit der Eroberung des syrischen Afrin durch die türkische Armee und islamistische Mörderbanden die Vertreibung hunderttausender Menschen droht. Erdogan darf aus der EU keinen einzigen Cent mehr bekommen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Angesichts der massiven Kritik des Europäischen Rechnungshofs über schwerwiegende Fehler bei den Milliardenhilfen für die Türkei zum EU-Beitritt muss man davon ausgehen, dass auch die Mittel für die Versorgung von Flüchtlingen ihre eigentlichen Ziele verfehlen und stattdessen Erdogans AKP-Regierung begünstigen.

Mit seinem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg verschärft Merkels Partner die humanitäre Lage in Syrien und macht dort noch mehr Menschen zu Flüchtlingen. Erdogan verwandelt die Türkei in einen islamistischen Unterdrückungsstaat, in dem Oppositionelle verfolgt und eingesperrt werden. Das NATO-Mitglied ist weder ein sicheres Herkunftsland noch ein sicherer Drittstaat.

Der EU-Flüchtlingspakt mit der Türkei selbst ist inhuman und er funktioniert auch nicht. Die Bedingungen in den EU-Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln sind bis heute katastrophal. Die EU lässt Griechenland im Stich. Leidtragende sind die Flüchtlinge, die trotz der insgesamt sechs Milliarden Euro an Finanzzusagen von EU und Bundesregierung für Erdogan keinerlei Perspektive haben."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. März 2018
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GESUNDHEIT/1000: Bundesregierung ignoriert Pflegenotstand


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. März 2018

Bundesregierung ignoriert Pflegenotstand



Auf dem Deutschen Pflegetag wurden die massive Probleme in der Pflege erörtert und die Bundesregierung zum Handeln aufgefordert. Eine dort vorgestellte Studie geht von rund unbesetzten 17 000 Stellen, zuzüglich Dunkelziffer, in deutschen Pflegeheimen aus. Eine der Haupursachen sei der bundesweite Fachkräftemangel. Die von der Bundesregierung versprochenen 8000 neuen Stellen werden an der dramatischen Lage nichts ändern. Der Präsident des Deutschen Pflegerates, Franz Wagner, warnte vor einem Zusammenbruch der Pflege und forderte eine schnelle Verbesserung der Arbeitsbedingungen und langfristig jeweils 50.000 Stellen für Krankenhäuser und Pflegeheime. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Auf dem Deutschen Pflegetag wurde der Bundesregierung ein Armutszeugnis ausgestellt. Trotz des dramatischen Pflegenotsands folgen den vollmundigen Ankündigungen im Wahlkampf keine Taten. Die im Koalitionsvertrag versprochenen 8000 Pflegestellen sind nicht mal ein Tropfen auf den heißen Stein, sondern ein billiges Ablenkungsmanöver von der eigenen Untätigkeit.

Wer nichts gegen die schlechten Arbeitsbedingungen unternimmt, der kann sich nicht über den Fachkräftemangel beschweren. Menschen, die diese wichtige Tätigkeit ausüben, werden durch Überlastung und geringe Bezahlung regelrecht vergrault.

Ich begrüße die Forderungen des Deutschen Pflegerates ausdrücklich. Gute Pflege kann es nur mit ausreichend Pflegefachkräften geben, die zudem gut ausgebildet sind und angemessen bezahlten werden müssen.

DIE LINKE fordert 100.000 zusätzliche Pflegekräfte für Krankenhäuser und 40.000 für Pflegeheime.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. März 2018

Bundesgeschäftsstelle
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INNEN/4913: Newroz-Demonstration in Hannover darf stattfinden


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. März 2018

Newroz-Demonstration in Hannover darf stattfinden



Laut gerade erfolgter Entscheidung des Verwaltungsgerichts Hannover kann die Newroz-Demonstration am Samstag, den 17. März 2018, in Hannover stattfinden. Zu den Anmeldern gehört auch der stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE Tobias Pflüger. Die Polizei wollte die ursprünglichen vom Demokratischen Gesellschaftszentrum der Kurdinnen und Kurden in Deutschland (NAV-DEM) angemeldete Newroz-Veranstaltung verbieten, deshalb hatte NAV-DEM die Anmeldung zurückgezogen. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE Tobias Pflüger:

Ich bin sehr froh darüber, dass das Gericht nicht der Konstruktion der Polizei gefolgt ist, alles und jeden, der sich für Newroz und gegen den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der Türkei auf den nordsyrischen Kanton Afrin einsetzt, in die Terrorecke zu stellen. Die Justiz in Deutschland darf sich nicht zum Erfüllungsgehilfen des Erdogan-Regimes machen. Die Bundesregierung muss diesen Krieg, der auch mit deutschen Waffen wie dem Leopard 2 Panzer geführt wird, endlich auch klar verurteilen statt den Protest dagegen zu kriminalisieren.

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1872: 130 Milliarden Euro mehr - vor allem für weltweite Bundeswehreinsätze


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2018

130 Milliarden Euro mehr - vor allem für weltweite Bundeswehreinsätze



Der Koalitionsvertrag enthält keinen konkreten Betrag zu den Mehrausgaben der Bundeswehr. In einer Antwort auf die Frage von Matthias Höhn, sicherheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, wird die Bundesregierung konkreter. Auch die neue Bundesregierung bleibt bei der Planung der vorigen schwarz-roten Koalition, bis 2030 130 Milliarden Euro für Investitionen in neue Waffensysteme auch für Auslandseinsätze der Bundeswehr auszugeben. Dazu erklärt Matthias Höhn:

"Wir halten diese Aufrüstungsspirale für maßlos. Deutschland wird nicht durch seine Nachbarn, sondern vor allem durch das soziale Auseinanderdriften der Gesellschaft bedroht. Schon seit 2014 ist der Verteidigungsetat um fast 20 Prozent gestiegen. Das Verteidigungsministerium wächst sich zum Berliner Flughafen BER der schwarz-roten Koalition aus. Ursula von der Leyen braucht 130 Milliarden mehr bis 2030, um die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr sicherzustellen, wie es heißt. Gemeint ist damit vor allem, die Bundeswehr auch künftig in weltweite Kriegseinsätze schicken zu können. Der neue Irak-Einsatz etwa soll allein von April bis Oktober 2018 fast 70 Millionen Euro kosten. Statt die Bundeswehr künftig nach Bagdad und zu NATO-Manövern an die russische Grenze zu entsenden, will DIE LINKE die Soldaten aus den weltweiten Kriegseinsätzen nach Hause holen. Die Bundeswehr käme mit deutlich weniger Geld aus, wenn sie sich wieder auf ihren grundgesetzlichen Auftrag konzentrierte: die Landesverteidigung. Die Bundesregierung sollte diese 130 Milliarden Euro bis 2030 zur Bekämpfung von Kinder- und Altersarmut ausgeben. Dann müsste in Deutschland niemand mehr zur Tafel gehen."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. März 2018
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SICHERHEIT/1871: NATO bleibt Sicherheitsrisiko


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2018

NATO bleibt Sicherheitsrisiko



"NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg hat heute erneut deutlich gemacht, dass der Transatlantikpakt den Kalten Krieg mit Russland weiter befördert. Die NATO will massiv gegen Russland aufrüsten, das führt uns in eine politische Sackgasse und ist militärisch brandgefährlich angesichts des weltweiten Atomwaffenarsenals", so Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den NATO-Jahresbericht 2017. Die Außenpolitikerin weiter:

"Wortwahl und Rhetorik Stoltenbergs erinnern an Einlassungen der USA auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges in den 1980er Jahren. Schon damals hat der Trugschluss, Aufrüstung könne zum internationalen Frieden beitragen, die Welt mehr als einmal an den Rand einer Katastrophe gebracht. Die Gleichsetzung von Russland mit dem vom Westen mitverschuldeten Terrornetzwerk IS und die von Stoltenberg betonte Verlegung mehrerer Nato-Kampfverbände nach Osteuropa tragen ebenso zu einer neuen Eskalation bei wie die Bekräftigung der bislang unbewiesenen Vorwürfe Londons im Fall des Giftgas-Anschlags auf einen ehemaligen russischen Agenten in Großbritannien.

Diese Eskalationspolitik und Aufrüstungskampagne der NATO führt nicht zu mehr Sicherheit, sondern ist im Gegenteil ein Sicherheitsrisiko und verschlingt immer mehr Steuergelder. Neue Milliardenausgaben und die von Stoltenberg für 2017 bestätigte Erhöhung der Rüstungsausgaben auch in Europa rauben einer dringend notwendigen zivilen Friedenspolitik und einer neuen Sozialpolitik die Ressourcen."

 * 

Quelle:

Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. März 2018
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SOZIALES/2506: Lohngleichheit von Frauen und Männern muss gesetzlich garantiert werden


Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. März 2018

Lohngleichheit von Frauen und Männern muss gesetzlich garantiert werden



"Am 18. März ist Equal Pay Day. Er steht für das Datum, bis zu dem Frauen vom 1. Januar an aufs Jahr gerechnet mehr arbeiten müssen, um auf das gleiche Bruttoentgelt zu kommen wie Männer. Der Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen liegt unverändert bei durchschnittlich 21 Prozent. Diese Kluft zeigt beispielhaft, dass die Gleichstellung zwischen den Geschlechtern noch in weiter Ferne liegt", erklärt Doris Achelwilm, gleichstellungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Achelwilm weiter:

"Während Island kürzlich mit dem 'Equal Pay Act' Lohngleichheit gesetzlich festgeschrieben hat, sieht der Koalitionsvertrag ein entsprechendes verbindliches Lohngleichheitsgesetz auch weiterhin nicht vor, obwohl ausgerechnet Deutschland eine der gravierendsten Lohnlücken in Europa hat. Die Ursachen für die Verdienstlücke zwischen Frauen und Männern sind vielschichtig und gründen tief. Die Branchen, in denen überwiegend Frauen arbeiten, sind in der Regel die mit den schlechteren Gehältern; viele Frauen arbeiten in kleineren Betrieben mit geringeren Löhnen und - familienbedingt - in Teilzeit. Frauen werden seltener befördert und steigen deshalb seltener in hochbezahlte Führungspositionen auf. Diese Benachteiligungen schafft man nicht aus der Welt, indem man Frauen nahelegt, doch einfach gut bezahlte Berufe oder Vollzeitstellen zu wählen. Wir müssen an die Wurzel der Probleme. Das bedeutet, dass die beruflichen Anforderungen und Belastungen in 'Frauen-dominierten Berufen' - zum Beispiel soziale Arbeit, Pflege, Bildung - genauso honoriert werden müssen wie die in vergleichbaren männlich geprägten Berufen - beispielsweise IT- oder metallverarbeitende Industrie.

Angesichts der beschämenden Bilanz in Sachen Geschlechtergerechtigkeit muss die Koalition einräumen, dass die bisherigen Maßnahmen nicht greifen. Das Lohntransparenzgesetz der Vorgänger-Koalition wurde im Zuge der Gesetzgebung dermaßen weichgespült, dass es kaum ernsthafte Effekte bringt. Deshalb muss spätestens jetzt ein echtes Entgeltgleichheitsgesetz her, das ein Verbandsklagerecht, verpflichtende Prüfungen der Entgeltgleichheit und Unternehmensstrafen bei Diskriminierung vorsieht. Die Betriebs- und Personalräte und die Frauenbeauftragten sollen verbindliche Mitbestimmungsrechte bei der Herstellung tatsächlicher Entgeltgleichheit gegenüber den Arbeitgebern erhalten. Die Lohndiskriminierung gegenüber Frauen fängt bereits bei der Bewertung von Arbeit an, und sie hat Auswirkungen bis über das Erwerbsleben hinaus. Mit dem Eintritt ins Rentenalter wird aus der Lohnlücke von 21 Prozent eine Rentenlücke von über 50 Prozent. Diese Spirale muss gestoppt werden."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2505: Erneut 21 Prozent weniger Lohn für Frauen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. März 2018

Erneut 21 Prozent weniger Lohn für Frauen



Auch im letzten Jahr haben Frauen 21 Prozent weniger Lohn als Männer erhalten. In Arbeitszeit umgerechnet muss die weibliche Hälfte der Bevölkerung in Deutschland somit in diesem Jahr bis zum 18. März 2018, dem Equal Pay Day, unbezahlt arbeiten.Dazu erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Seit Jahren verhindern die Lobby der Konzerne und die Lobby der Machos verbindliche Regelungen. Das Warten auf freiwillige Lösungen durch die Unternehmen verkommt zum Warten auf Godot - und der kam bekanntlich nie.

Tatsächlich fängt die Lohndiskriminierung von Frauen bei der Bewertung ihrer Arbeit an: Der geschlechtsneutrale Vergleich der Anforderungen und Belastungen in typischen "Frauen-" und "Männer-Jobs" zeigt deutlich, dass Frauenarbeit strukturell abgewertet wird. Das Placebo-Gesetz für mehr Lohntransparenz wird daran nichts ändern.

DIE LINKE tritt für eine faire Bezahlung ein. Wir wollen ein echtes Entgeltgleichheitsgesetz mit einem echten Verbandsklagerecht, verpflichtende Prüfungen der Entgeltgleichheit und Unternehmensstrafen bei Diskriminierung nach isländischem Vorbild.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. März 2018
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BUNDESTAG/7013: Heute im Bundestag Nr. 161 - 15.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 161

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. März 2018, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Linke verurteilt türkische Militäroffensive

2. Grüne verurteilen türkischen Angriff

3. Ermittlung gegen Rechtsterrorismus

4. Wahl zum Briefmarken-Programmbeirat

5. Wahlen zum Briefmarken-Kunstbeirat



1. Linke verurteilt türkische Militäroffensive

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke verurteilt die türkische
Militäroffensive "Operation Olivenzweig" in Syrien als
völkerrechtswidrig und fordert die Bundesregierung auf, sämtliche
Rüstungsexporte in die Türkei einzustellen. Dazu gehöre unter anderem,
die angefragte Genehmigung für die Nachrüstung der Leopard-2-Panzer
endgültig abzulehnen und keine Genehmigung für eine Beteiligung
deutscher Unternehmen am Bau von 1.000 neuen Kampfpanzern, den die
türkische Regierung plane, zu erteilen, heißt es in einem Antrag
(19/1173), der heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Die Bundesregierung solle außerdem die Gesetzeslücke schließen, die es
zum Beispiel dem Rüstungsunternehmen Rheinmetall ermögliche, unter
Umgehung der deutschen Waffenexportrichtlinien eine Panzerfabrik in
der Türkei zu bauen. Es müsse zudem sichergestellt werden, dass die
Türkei Aufklärungsdaten aus Tornado-Einsätzen der Bundeswehr nicht für
ihre Aggression gegen die Kurden, Jesiden, Araber, Aramäer und anderen
Bevölkerungsgruppen im Norden Syriens nutzen kann, schreiben die
Abgeordneten. Durch einen Abzug der Bundeswehrsoldaten aus Konya soll
dafür Sorge getragen werden, "dass Bundeswehr und Nato nicht an den
völkerrechtswidrigen Angriffen der Türkei beteiligt werden, indem
AWACS-Aufklärungsflüge Aufgaben zur Unterstützung der von der
türkischen Armee geführten Bodenkräfte im Norden Syriens übernehmen".

 * 

2. Grüne verurteilen türkischen Angriff

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, bilateral, im Rahmen der EU und der Vereinten
Nationen sowie im Nato-Bündnis auf einen sofortigen Stopp des
türkischen Angriffs in Nordsyrien zu drängen. Die Bundesregierung
müsse "alle deutschen Rüstungsexporte in die Türkei umgehend stoppen,
bis die Türkei zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zurückkehrt",
schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/1177), der heute auf
der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Das gelte auch für die
von der türkischen Regierung geforderte Aufrüstung der
Leopard-II-Panzer, die nach Angaben der türkischen Regierung im Rahmen
der "Operation Olivenzweig" eingesetzt werden. Pläne zur Beteiligung
deutscher Unternehmen an Rüstungskonsortien, wie sie jüngst im Fall
von Rheinmetall öffentlich wurden, seien "ausnahmslos zu unterbinden
und die Gesetzeslücke, die solche Vorhaben ermöglicht, dringend zu
schließen". Mehr denn je gehe es darum, eine klare Position für
Demokratie und Menschenrechte in der Türkei und in der Region
einzunehmen. "Das politische Handeln der Bundesregierung und der EU
muss konsequent auf die Unterstützung der verbleibenden demokratischen
Kräfte in der Türkei ausgerichtet werden."

 * 

3. Ermittlung gegen Rechtsterrorismus

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung nimmt zu Berichten über
Ermittlungen gegen mutmaßliche rechtsterroristische Vereinigungen
nicht detailliert Stellung. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/1130) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/769) hervor. Namens der Bundesregierung schreibt das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz unter anderem,
der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA) führe seit Sommer
2017 ein Ermittlungsverfahren gegen zwei Beschuldigte aus
Mecklenburg-Vorpommern wegen des Verdachts einer schweren
staatsgefährdenden Gewalttat. Verwiesen wird auf frühere Antworten aus
der vorangegangenen Legislaturperiode und darauf, dass eine
Beantwortung der Fragen mit Blick auf die noch fortdauernden
Ermittlungen unterbleiben müssten. Zudem handele es sich zum Teil um
Informationen, deren Bekanntwerden das Wohl des Bundes oder eines
Landes gefährden könne. Der GBA und das "Gemeinsame Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrum zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus/-terrorismus" (GETZ-R) hätten sich darüber hinaus
mit weiteren Gruppierungen in verschiedenen Bundesländern befasst, die
Bundesregierung nehme dazu aber aufgrund der vom Grundgesetz
vorgegebenen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern zu
Sachverhalten die Länder betreffend keine Stellung.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wurden seit 1. Januar 2016 122
Brandstiftungs-, Sprengstoff- sowie Tötungsdelikte (einschließlich
Versuche) im Themenfeld "gegen Asylunterkünfte" registriert. In 42
Fällen werde gegen Tatverdächtige ermittelt. Im selben Zeitraum seien
54 Delikte in diesem Themenfeld registriert worden, bei denen
Schusswaffen verwendet wurden. In 14 Fällen werde gegen Tatverdächtige
ermittelt.

 * 

4. Wahl zum Briefmarken-Programmbeirat

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD und AfD haben einen
gemeinsamen Wahlvorschlag (19/1182) für die Wahl der Mitglieder des
Beirats zur Auswahl von Themen für die Sonderpostwertzeichen ohne
Zuschlag beim Bundesministerium für Finanzen (Programmbeirat)
vorgelegt. Vorgeschlagen werden Karl Holmeier (CSU), Rüdiger Kruse
(CDU), Jens Zimmermann (SPD) und Franziska Gminder (AfD). Als
stellvertretende Mitglieder werden Patricia Lips (CDU), Gitta
Connemann (CDU), Johannes Kahrs (SPD) und Rainer Kraft (AfD)
vorgeschlagen.

 * 

5. Wahlen zum Briefmarken-Kunstbeirat

Finanzen/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben in einem
gemeinsamen Wahlvorschlag (19/1183) als Mitglieder des Beirats für die
grafische Gestaltung der Sonderpostwertzeichen beim Bundesministerium
der Finanzen (Kunstbeirat) Johannes Selle (CDU) und Johannes Kahrs
(SPD) vorgeschlagen. Zu stellvertretenden Mitgliedern werden Gitta
Connemann (CDU) und Helge Lindh (SPD) vorgeschlagen.

 * 
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BUNDESTAG/7012: Heute im Bundestag Nr. 160 - 15.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 160

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. März 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Energiewende in Deutschland und Japan

2. Wahl des Eisenbahninfrastrukturbeirats



1. Energiewende in Deutschland und Japan

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/FB) Die deutsch-japanische Zusammenarbeit beim Thema
Energiewende trägt erste Früchte. In einem öffentlichen Fachgespräch
im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
berichtete Stefan Thomas, Mitglied des Deutsch-Japanischen
Kooperationsrates zur Energiewende, anlässlich des siebten Jahrestages
des Reaktorunglückes in Fukushima von der Arbeit des Rates und den
Zukunftsaussichten der beiden Länder. Dabei stellte er Chancen und
Herausforderungen beim Umstieg auf Erneuerbare Energien für beide
Länder dar.

In dem 2016 begründeten Rat sitzen Vertreter beider Länder aus
Wirtschaft und Wissenschaft. Ziel des Gremiums ist es, Japan und
Deutschland zusammen zu Vorreitern beim Ausbau Erneuerbarer Energien
zu machen. Thomas berichtete, dass dabei die Aufmerksamkeit vor allem
auf dem bilateralen Wissensaustausch liege. Für die Umsetzung der
erarbeiteten Konzepte fehle bisher die Finanzierung von Seiten der
Politik.

Nach dem Super-GAU im Atomkraftwerk von Fukushima wurden in Japan die
meisten Kernreaktoren vom Netz genommen. Laut Thomas wurde die
Energieversorgung durch Kohlekraftwerke und Erneuerbare Energien,
insbesondere Photovoltaik, garantiert. Der Wissenschaftler schätzte,
dass in Japan künftig 80 bis 100 Prozent des Energiebedarfes durch
regenerative Energien gedeckt werden könnten. Dafür sei die
Dezentralisierung des Baus von Energieanlagen wichtig. Die Japaner
interessierten sich insbesondere für das deutsche Modell der
Stadtwerke. Aufgrund der verschiedenen Bedingungen im Süden und Norden
des Landes seien lokale Regelungen notwendig, um die Stromgewinnung
möglichst effektiv zu gestalten. Ziel müsse sein, auch den Ausbau von
Windkraft voranzutreiben, schlug der Wissenschaftler vor.

Gerade im Bereich der "Smart Buildings" sieht Thomas Nachholbedarf in
Deutschland, die Bundesrepublik könne hier von Japan lernen. Eine
großflächige Entwicklung, wie sie in Japan schon vorhanden sei, fehle
in Deutschland bisher, merkte er an. Aktuelle finde dazu ein
Pilotprojekt in Speyer mit japanischer Technologie statt.

 * 

2. Wahl des Eisenbahninfrastrukturbeirats

Verkehr und digitale Infrastruktur/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen haben ihre Vorschläge für die am
Donnerstagnachmittag im Bundestag geplante Wahl der Mitglieder des
Beirats für Fragen des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur
(Eisenbahninfrastrukturbeirat) vorgelegt (19/1181). Die Unionsfraktion
will Michael Donth, Daniela Ludwig und Gero Storjohann in das Gremium
wählen lassen. Die SPD-Fraktion schlägt Martin Burkert und Sebastian
Hartmann vor. Außerdem sind als Kandidaten genannt: Wolfgang Wiehle
(AfD), Torsten Herbst (FDP), Andreas Wagner (Die Linke) und Matthias
Gastel (Bündnis 90/Die Grünen).

Die Einsetzung eines Eisenbahninfrastrukturbeirats ist in Paragraf 4
Absatz 4 des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes geregelt.
Neben neun Mitgliedern des Bundestages gehören dem Beirat auch neun
Vertreter des Bundesrates an. Aufgabe des
Eisenbahninfrastrukturbeirats ist es laut dem
Eisenbahnregulierungsgesetz, die Bundesnetzagentur als
Regulierungsbehörde bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beraten und
ihr Vorschläge für die Schwerpunkte ihrer Tätigkeit zu machen.
Außerdem muss der Beirat "vor Erlass von grundlegenden Entscheidungen
der Regulierungsbehörde mit erheblichen Auswirkungen auf den
Eisenbahnmarkt" angehört werden.

 * 
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BUNDESTAG/7011: Heute im Bundestag Nr. 159 - 15.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 159

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. März 2018, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Bericht zum Afghanistan-Engagement

2. Gutachten für Forschung und Innovation

3. Wahl für die Helmholtz-Gemeinschaft

4. Ausfall von Schulstunden ist Ländersache



1. Bericht zum Afghanistan-Engagement

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht weiterhin große
Herausforderungen bei der Stabilisierung Afghanistans. Zwar sei es
gelungen, die internationale terroristische Bedrohung aus Afghanistan
einzudämmen und die Situation unter anderem bei Bildung, Gesundheit
und Lebenserwartung deutlich zu verbessern, heißt es in dem als
Unterrichtung (19/1120) vorliegendem Bericht zu "Stand und
Perspektiven des deutschen Afghanistan-Engagements". Allerdings seien
diese Erfolge noch unzureichend und brüchig und eine internationale
Unterstützung - auch als militärische Ausbildung und Beratung - noch
nötig, um Rückschritte zu verhindern. Als Herausforderungen für das
Land benennt die Bundesregierung unter anderem eine nach wie vor
unzureichende Effektivität der staatlichen Verwaltung und der
Sicherheitskräfte, verstärkte Angriffe der Taliban sowie von
IS-Gruppen, verbreitete Korruption, Armut und Arbeitslosigkeit. Ziele
des Engagements blieben die "Reduzierung des Gewaltniveaus und
Minimierung der terroristischen Bedrohung", der Aufbau einer legitimen
und stabilen Staatlichkeit, nachhaltige wirtschaftliche und soziale
Entwicklung und eine politische Lösung des Konflikts. Die
Bundesregierung betont, dass Deutschland neben der militärischen
Ausbildungsunterstützung mit jährlich bis zu 250 Millionen Euro für
Entwicklung und 180 Millionen Euro für zivile Stabilisierung
zweitgrößter bilateraler Geber sei. Diese Unterstützung sei an
Reformen der afghanischen Regierung geknüpft, konkret an
Korruptionsbekämpfung, verbesserte wirtschaftliche Rahmenbedingungen,
Zusammenarbeit in Flucht- und Migrationsfragen und Teilhabe aller
Bevölkerungsgruppen. "Bei fehlender Kooperation werden Mittel
zurückgehalten."

 * 

2. Gutachten für Forschung und Innovation

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Die Expertenkommission Forschung und Innovation
empfiehlt der Bundesregierung weiterhin in Forschung und Innovation zu
investieren, um auch künftig die Rolle Deutschlands als führende
Wirtschaftsnation zu sichern. Ausgaben in Forschung und Innovationen
sind angesichts des technologischen Wandels Investitionen in die
Zukunft. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung, dem
"Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer
Leistungsfähigkeit Deutschlands 2018" (19/1140).

Die Experten halten es für wichtig, der Digitalisierung eine deutlich
höhere Priorität einzuräumen als bisher. Die Rahmenbedingungen für
Internet und internetbasierte Technologien müssten deutlich verbessert
werden. Insgesamt sollte das E-Government ausgebaut werden und
digitale Bildung in der Breite gefördert werden. Ferner sollen mit der
steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung steuerliche
Anreize für kleinere und mittlere Unternehmen gesorgt werden, gute
Bedingungen für Start-up Unternehmen geschaffen werden. Innovationen
könnten aber auch zu Zielkonflikten zwischen Nachhaltigkeitszielen,
Umweltqualität und sozialer Gerechtigkeit führen.

Zudem empfehlen die Experten, dass die Fachhochschulen und Hochschulen
für angewandte Wissenschaften weiterhin ihren eigenständigen Charakter
erhalten sollen. Ferner treten die Gutachter dafür ein, die digitale
Bildung zu fördern - und dieses schon ab dem Grundschulalter. Es
bedürfe dazu sehr guter IT-Ausstattung und hochqualifizierter Lehrer.
Beides sei in Deutschland nicht in ausreichendem Maß vorhanden.

Kritisch sehen die Experten die langfristige Entwicklung von
Produktivität und Innnovation, da die Produktivität eine zu geringe
Dynamik entfaltet habe. Es müsse mehr in Grundlagenforschung und in
Kombination mit effektivem Erkenntnistransfer investiert werden. Zudem
müsste die rasche Diffusion radikaler Innovationen durch geeignete
Maßnahmen unterstützt werden.

Außerdem untersucht die Kommission die Herausforderungen der
europäischen Forschungspolitik. Kritsch sieht sie die Innovationskluft
zwischen Nord- und Mitteleuropa und den weniger innovationsstarken
Ländern Süd- und Osteuropas. Ein Einsatz des europäischen Struktur-
und Innovationsfonds sei dringend erforderlich, um Forstschritte zu
erzielen. Gleichzeitig müsse sichergestellt werden, dass sich die
Forschungsförderung in den Rahmenprogrammen weiterhin am
Exzellenzkriterium ausrichte. Sorgen macht den Experten zudem der
Brexit. Um alle diese Herausforderungen zu meistern, empfehlen die
Experten die Vereinfachung der europäischen Strukturen, die derzeit
oft zu komplex seien.

Ferner thematisiert das Gutachten sogenannte autonome Systeme.
Autonome Systeme können komplexe Aufgaben lösen, lernen, eigene
Entscheidungen treffen und auf unvorhersehbare Ereignisse reagieren.
Sie hätten ein enormes Nutzungspotenzial für Wirtschaft und
Gesellschaft. Die Experten empfehlen die Einsetzung einer
Enquetekommission.

Laut Beschluss des Deutschen Bundestages legt die Bundesregierung dem
Deutschen Bundestag seit dem Jahr 2008 im Abstand von jeweils zwei
Jahren Gutachten zu Forschung, Innovation und technologischer
Leistungsfähigkeit vor, die durch eine unabhängige Gruppe renommierter
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verfasst und verantwortet
werden. In den Zwischenjahren werden Darstellungen zur technologischen
Leistungsfähigkeit Deutschlands in Form eines Kurzgutachtens
vorgelegt.

Das Gutachten 2018 wurde am 28. Februar 2018 von der
Expertenkommission Forschung und Innovation an die Bundesregierung
übergeben. Die Stellungnahme zum Gutachten 2018 erfolgt im Rahmen des
Umsetzungsberichtes zur Hightech-Strategie der Bundesregierung im Mai
dieses Jahres.

 * 

3. Wahl für die Helmholtz-Gemeinschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben zur Wahl
als Mitglieder des Senats des Vereins "Hermann von
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e.V." Stefan
Kaufmann (CDU) und René Röspel (SPD) vorgeschlagen (19/1184).

 * 

4. Ausfall von Schulstunden ist Ländersache

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu
Ausfallstunden an allgemeinen und berufsbildenden Schulen in den
Ländern vor. Statistische Erhebungen zur Unterrichtsverteilung
(darunter zu Unterrichtsausfall und Vertretungsunterricht) fallen in
den Zuständigkeitsbereich der Länder. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/1136) auf die Kleine Anfrage der AfD (19/790).
Die AfD hatte gefragt, wie viele Stunden in verschiedenen
Bundesländern an Schulen in den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017
ausgefallen sind.

 * 
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BUNDESTAG/7010: Heute im Bundestag Nr. 158 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 158

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 17.50 Uhr

1. Oxfam will sexuelle Übergriffe verhindern



1. Oxfam will sexuelle Übergriffe verhindern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Nach dem Bekanntwerden von Fällen sexueller
Ausbeutung durch Mitarbeiter von Oxfam 2011 in Haiti hat die
Hilfsorganisation die Bildung einer unabhängigen
Untersuchungskommission angekündigt. Bestehend aus führenden
Frauenrechtsexpertinnen werde sie Organisationskultur und -prozesse
bei Oxfam genau unter die Lupe nehmen und verbindliche Empfehlungen
zum Schutz vor Belästigung, Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
erarbeiten, erklärte die Geschäftsführerin von Oxfam Deutschland,
Marion Lieser, am Mittwochnachmittag im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung. Außerdem will die Organisation
zusätzliche Kapazitäten und Geldmittel bereitstellen, um bereits nach
2011 erfolgte Maßnahmen auszuweiten.

Vor kurzem war bekannt geworden, dass Oxfam-Mitarbeiter die nach dem
schweren Erdbeben von 2010 in Haiti waren, Partys mit Prostituierten
veranstaltet hatten. Die britische stellvertretende
Oxfam-Vorstandsvorsitzende Penny Lawrence, 2011 Programmdirektorin der
Organisation, trat daraufhin zurück, die betreffenden Mitarbeiter sind
laut Lieser entlassen worden oder ihrer Entlassung durch Kündigung
zuvorgekommen. "Die Vorgänge sind beschämend, inakzeptabel und
unentschuldbar", betonte Lieser im Ausschuss. Schon 2011 sei eine
interne Untersuchung eingeleitet worden, außerdem habe Oxfam Verfahren
entwickelt, um sexuelles Fehlverhalten aufzudecken und zu unterbinden.
Darauf wolle man jetzt aufbauen.

Der Geschäftsführer der deutschen Sektion von "Ärzte ohne Grenzen",
Florian Westphal, sagte, jeder Fall von Missbrauch oder
Diskriminierung sei "einer zuviel". Ärzte ohne Grenzen versuche dem
Fehlverhalten einzelner durch verschiedene Maßnahmen, etwa bei der
Ausbildung und Einweisung von Mitarbeitern, sowie durch Beschwerde-
und Reaktionsmechanismen entgegenzuwirken. Wichtig sei insbesondere
der Schutz von Opfern und Hinweisgebern, indem man ihnen
Vertraulichkeit und Anonymität zusichere. 2017 seien auf Ebene der
Hauptquartiere 146 Warnungen oder Beschwerden eingegangen, berichtete
Westphal. Allerdings müsse man von einer höheren Dunkelziffer
ausgehen. "Ärzte ohne Grenzen" wolle deshalb seine
Beschwerdemechanismen weiter verbessern.

Ein Vertreter der Unionsfraktion sprach von einem Ausnutzen
erheblicher Notlagen. Es sei wichtig, dass die großen
Hilfsorganisationen für das Thema sensibilisiert seien. Die SPD lobte,
dass Oxfam und "Ärzte ohne Grenzen" sich den Fragen der Abgeordneten
stellten. Schließlich seien sie nicht die einzigen Organisationen, die
von solchen Fällen betroffen seien. Die AfD erkundigte sich, wie die
Vorfälle in Haiti bekannt geworden seien. Auch verwies die Fraktion
auf Berichte über ähnliche Vorkommnisse in Afghanistan.

Ob die Organisationen sich vorstellen könnten, mit unabhängigen
Experten zu arbeiten, fragte ein Vertreter der FDP. Linke und Grüne
verlangten von einem Vertreter des Entwicklungsministeriums (BMZ)
Auskunft darüber, ob es ähnliche Vorfälle bei
Durchführungsorganisationen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
gebe. Der Regierungsvertreter sagte hierzu, dem BMZ seien bisher keine
Fälle von sexuellem Missbrauch bekannt geworden.

 * 
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BUNDESTAG/7009: Heute im Bundestag Nr. 157 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 157

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 17.20 Uhr

1. Diskussion über neuen EU-Tourismusfonds

2. 2,4 Milliarden Euro Hilfsbedarf im Jemen

3. Stromversorgung ist sicher



1. Diskussion über neuen EU-Tourismusfonds

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Im Kreis der für Fremdenverkehr zuständigen
EU-Minister ist der Wunsch nach einem eigenen Europäischen
Tourismusfonds laut geworden. Das Thema werde voraussichtlich in den
im Mai beginnenden Beratungen über den künftigen europäischen
Finanzrahmen zur Sprache kommen, sagte Angelika Büter, Leiterin des
europapolitischen Referats PE3 der Bundestagsverwaltung, am Mittwoch
im Tourismusausschuss. Büter unterrichtete die Abgeordneten über
tourismuspolitische Themen, die derzeit auf europäischer Ebene
verhandelt werden. Zur Gesamtwirtschaftsleistung der EU trägt der
Fremdenverkehr nach ihren Worten zehn Prozent bei.

Die Idee eines neues europäischen Fonds sei bei einem informellen Rat
der Tourismusminister im Februar aufgekommen, berichtete Büter. Der
kroatische Ressortchef habe sie ins Gespräch gebracht und Zuspruch bei
der derzeitigen bulgarischen Ratsvorsitzenden sowie der zuständigen
EU-Kommissarin Elzbieta Bienkowska gefunden. Der Tourismusfonds sei
gleichwohl "keine ausgemachte Sache", betonte Büter, die darauf
hinwies, dass die EU auf dem Tourismussektor ohnehin keine originären
Kompetenzen besitze. Auch von der Bundesregierung liege noch keine
offizielle Äußerung zu der "recht jungen Idee" vor.

Von seiten des Wirtschaftsministeriums hieß es ergänzend in der
Ausschusssitzung, bislang sei nicht bekannt, in welchem Volumen man
sich einen möglichen EU-Tourismusfonds vorzustellen habe. Der
Vorschlag, ein Anliegen vor allem südosteuropäischer Mitgliedsstaaten,
sei bei dem Ministertreffen im Februar "dankbar aufgenommen" worden.
In jedem Fall sei genau zu überlegen, "wofür die Gelder verwendet
werden sollen".

Wie Büter weiter berichtete, steht in diesem Jahr China als Zielland
europäischer Tourismuspolitik besonders im Fokus. Das Bestreben sei,
die Zahl der chinesischen Besucher in Europa jährlich um zehn Prozent
zu steigern und so ein Umsatzplus von einer Milliarde Euro im
Fremdenverkehr zu erwirtschaften. Geplant seien 200
europäisch-chinesische Unternehmenspartnerschaften sowie zahlreiche
Veranstaltungen, etwa im September ein "China-Festival" in Düsseldorf.

Mit acht Millionen Euro fördert die EU 2018 das "Jahr des europäischen
Kulturerbes", das nach dem Willen der Initiatoren dem Anliegen dienen
soll, unter den Europäern das Bewusstsein einer gemeinsamen
Geschichte, gemeinsamer Werte sowie das Gefühl der Zugehörigkeit zu
einem gemeinsamen Raum zu stärken. Die Anregung sei vom Deutschen
Nationalkomitee für Denkmalschutz gekommen, bei dem in Deutschland die
Federführung liege, sagte Büter.

Das Vorhaben der EU, die Einreise nicht visumpflichtiger
Drittstaatenangehöriger in den Schengenraum künftig strenger zu
überwachen, berührt ebenfalls Belange der Fremdenverkehrswirtschaft.
Beabsichtigt ist, dass von 2020 an die Betroffenen online eine
Einreisegenehmigung beantragen müssen. Die Transportanbieter,
Fluggesellschaften, aber auch international tätige Busunternehmen,
seien dann verpflichtet, zu prüfen, ob ihre Passagiere eine solche
Erlaubnis vorweisen können, sagte Büter. Geplant sei überdies der
Aufbau einer europaweiten Datei zur Erfassung aller
Drittstaatenangehöriger, ob visumpflichtig oder nicht, die sich in der
EU aufhalten.

 * 

2. 2,4 Milliarden Euro Hilfsbedarf im Jemen

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Der Bedarf an humanitärer Hilfe im Jemen wird von
den Vereinten Nationen für das Jahr 2018 auf knapp drei Milliarden
US-Dollar (rund 2,4 Milliarden Euro) geschätzt. Wie ein Vertreter das
Auswärtigen Amtes am Mittwoch im Menschenrechtsausschuss darlegte,
seien 22,2 Millionen Menschen im Jemen auf humanitäre Hilfe
angewiesen, das seien rund drei Viertel der Gesamtbevölkerung.
Deutschland stelle bisher im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung
für 2018 Mittel in Höhe von 33 Millionen Euro für die humanitäre Hilfe
zu Verfügung.

Der ursprünglich innerjemenitische Konflikt zwischen Huthi-Rebellen
und Zentralregierung habe sich seit 2015 zu einem Stellvertreterkrieg
entwickelt, bei dem Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen
Emirate direkt interveniert hätten und der Iran auf der anderen Seite
indirekt durch die Huthi-Unterstützung beteiligt sei. Auch 2018 dürfte
nicht mit einer umfassenden politischen Lösung zu rechnen sein, sagte
der Vertreter des Auswärtigen Amtes. Es gebe durchaus Signale für eine
Rückkehr an den Verhandlungstisch, es fehlten aber auf allen Seiten
konsistente Vorstellungen, wie eine friedliche Lösung aussehen könnte.
Mit sezessionistischen Kräften in der südjemenitischen Hafenstadt Aden
seien nunmehr weitere Akteur auf den Plan getreten, was die Situation
noch verfahrener mache.

Größtes Hindernis für die humanitäre Hilfe sei der mangelnde Zugang,
bedingt durch Mangel an Treibstoff, schlechte oder zerstörte
Infrastruktur und durch strenge Hafen- und Grenzkontrolle durch
Saudi-Arabien. Der Vertreter des Auswärtigen Amtes wies darauf hin,
dass in Deutschland produzierte und an Saudi-Arabien gelieferte
Patrouillenboote nicht für See- oder Hafenblockaden im Jemen genutzt
würden: Von den geplanten 40 Booten seien bisher zwei nach Saudi
Arabien geliefert worden, nur eines sei bisher in der Erprobung und
dies auch nicht vor der jemenitischen Küste.

 * 

3. Stromversorgung ist sicher

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung sieht keine Gefahr für einen
größeren Stromausfall in Deutschland. Eine solche Wahrscheinlichkeit
sei sehr gering, schreibt sie in der Antwort (19/1104) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion der AfD (19/738). Unter Bezug auf Studien
verweist die Regierung darauf, dass die Versorgungssicherheit am
Strommarkt oberhalb von 99,99 Prozent liege. Die Abgeordneten der AfD
hatten ihre Anfrage auf Aussagen gestützt, wonach es in den
vergangenen knapp eineinhalb Jahren Zeitspannen mit
beinahe-Stromausfällen gegeben habe. Die Bundesregierung erklärt dazu,
dass es aus Sicht des Strommarktes in diesen Perioden keine
Schwierigkeiten gegeben habe. "Es standen jederzeit
Erzeugungskapazitäten in ausreichendem Maße zur Lastdeckung zur
Verfügung."

 * 
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BUNDESTAG/7008: Heute im Bundestag Nr. 156 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 156

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 16.50 Uhr

1. AfD will Solidaritätszuschlag abschaffen

2. Klima- und Steueraspekte von Bitcoin



1. AfD will Solidaritätszuschlag abschaffen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion der AfD fordert die "sofortige und
uneingeschränkte" Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Begründet
wird dies in einem Antrag (19/1179) mit der Verfassungswidrigkeit des
Zuschlags. Der Antrag steht an diesem Donnerstag auf der Tagesordnung
des Deutschen Bundestages.

Die Verfassungswidrigkeit sieht die AfD-Fraktion unter anderem darin,
dass im Ausland erzielte Einkünfte in geringerem Maße durch den
Solidaritätszuschlag belastet werden als inländische. Dies stelle
einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz dar. Nach Angaben
der AfD-Fraktion werden im Ausland gezahlte Steuern auf im Ausland
erzielte Einkünfte zum Teil auf die Einkommensteuer angerechnet. Die
hierdurch ermäßigte Einkommen- und Körperschaftsteuer bilde die
Grundlage für die Berechnung des Solidaritätszuschlags. Diese
Ungleichbehandlung der Besteuerung von ausländischen und inländischen
Einkünften habe der Bundesrechnungshof bereits 2008 (16/11000)
festgestellt und als Verstoß gegen den Grundsatz der Besteuerung nach
Leistungsfähigkeit bewertet. Die Regierung habe dies gegenüber dem
Rechnungshof eingeräumt und eine Prüfung in Aussicht gestellt. "Diese
ministerielle Prüfung dauert offensichtlich - auch nach fast zehn
Jahren - immer noch an", kritisiert die AfD-Fraktion.

Der vor 23 Jahren angegebene Zweck der Sicherung des
einigungsbedingten Mittelbedarfs des Bundes sei inzwischen
weggefallen, argumentiert die AfD-Fraktion. Daher sei die
Verfassungsmäßigkeit nicht mehr gegeben. "Der Solidaritätszuschlag
darf als Ergänzungsabgabe allein zur Deckung (vorübergehender)
Bedarfsspitzen im Bundeshaushalt erhoben werden, weil sich die
Ergänzungsabgabe im Vergleich zu den sonstigen Steuern, die in der
Finanzverfassung aufgezählt sind, wie die seltene Ausnahme zur Regel
verhält", heißt es. Zwar müsse die Ergänzungsabgabe nicht von
vorneherein befristet erhoben werden, "jedoch verbietet der
Ausnahmecharakter der Ergänzungsabgabe eine dauerhafte, eine
immerwährende Erhebung dieser Steuer", begründet die Fraktion ihren
Vorstoß.

Weiter heißt es in dem Antrag: "Es ist höchste Zeit, die
verfassungswidrige Erhebung des ,ungleichen Dauer-Solis' zu beenden.
Insbesondere Freiberufler und Arbeitnehmer ohne ausländische Einkünfte
werden durch das Solidaritätszuschlagsgesetz diskriminiert." Dies sei
ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz des
Grundgesetzes. Tragfähige Rechtfertigungsgründe für diese
Ungleichbehandlung gebe es nicht. Außerdem sei die Entlastung der
Steuerzahler angezeigt. Die Mindereinnahmen könnten durch
Haushaltsüberschüsse mehr als kompensiert werden.

 * 

2. Klima- und Steueraspekte von Bitcoin

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen keine Informationen zum
Energieverbrauch beim Handel mit "Bitcoin" und anderen Kryptowährungen
vor. "Weder die deutsche Energiebilanz noch supra- oder internationale
Datenbanken wie Eurostat oder die Internationale Energieagentur (IEA)
sehen eine Aufteilung des Stromverbrauchs im Bereich des Handels mit
Bitcoin oder anderen Kryptowährungen vor", heißt es in einer Antwort
(19/1055) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/687). Mit Blick auf das energieintensive Generieren von Bitcoins
(Mining) sieht die Bundesregierung Deutschland nicht als günstigen
Standort: "Der hohe und steigende Energieverbrauch sowie die
steigenden notwendigen Investitionskosten zur Berechnung erschweren
eine zunehmende Bitcoin-Generierung in Deutschland gegenüber Regionen
mit deutlichen Kostenvorteilen", schreibt die Bundesregierung.

Klärungsbedarf besteht laut Antwort in Hinblick auf steuerliche
Fragen. Die ertragsteuerliche Beurteilung von Gewinnen beziehungsweise
Umsätzen aus dem sogenannten Mining beziehungsweise aus
Veräußerungsgewinnen mit Kryptowährungen werde aktuell noch mit den
Finanzbehörden der Länder erörtert, schreibt die Bundesregierung.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 156 - 14. März 2018 - 16.50 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7007: Heute im Bundestag Nr. 155 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 155

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Schutz vor multiresistenten Keimen

2. Antibiotikaresistente Erreger im Wasser

3. Grenzschutzpolizeien der Bundesländer



1. Schutz vor multiresistenten Keimen

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem
Antrag (19/1159) von der Bundesregierung, sich verstärkt gegen
multiresistente Keime in Gewässern einzusetzen.
"Antibiotika-Resistenzen gelten als eine der größten
Gesundheitsgefahren und als Bedrohung für die gesamte moderne
Medizin", warnen die Grünen. Der Antrag soll am Donnerstag in erster
Lesung im Bundestag beraten werden.

Vor dem Hintergrund von Medienberichten über den Fund multiresistenter
Keime in niedersächsischen Gewässern soll nach Willen der Grünen unter
anderem der Antibiotikaeinsatz in der Landwirtschaft reduziert werden.
Zudem müsse dort auch der Einsatz sogenannter Reserveantibiotika
beendet werden. Die Fraktion führt den "massenhaften Einsatz" von
Antibiotika bei Tieren als einen der Gründe für die Verbreitung der
Keime an. Zudem verweisen die Grünen darauf, dass die in Niedersachsen
gefundenen Keime sogar gegen Colistin resistent seien. Während in der
Humanmedizin Colistin nur als letztmögliches Antibiotikum in
lebensbedrohlichen Situationen eingesetzt werde, werde es insbesondere
in der Geflügelmast in größeren Mengen eingesetzt.

Die Grünen fordern außerdem beispielsweise Bund und Länder auf, einen
Bedarfsatlas zu erstellen. Dieser soll nach Vorstellung der Fraktion
Auskunft über "das regionale Ausmaß der Belastung von
Oberflächengewässern mit Keimen und Schadstoffen wie
Medikamtenrückstände, Hormonen u.ä." geben. Die Grünen wollen zudem,
dass für Verbraucher klarer dargestellt wird, wie Medikamente richtig
entsorgt werden können.

 * 

2. Antibiotikaresistente Erreger im Wasser

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Nach Ansicht der Bundesregierung kann nicht
ausgeschlossen werden, dass antibiotikaresistente Erreger auf in
Badegewässern badende Menschen übertragen werden können. Dies gelte
insbesondere für "Personen, die nach medizinischen Maßnahmen nur über
eine abgeschwächte Immunabwehr verfügen". Es bestehe aber noch
weiterer Forschungsbedarf, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/1125) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/815).

Die Grünen hatten sich darin auf Medienberichte bezogen, nach denen in
Oberflächengewässern in Niedersachsen solche Erreger gefunden wurden.
Die Bundesregierung betont in der Antwort, dass für die
Gewässerüberwachung die Länder zuständig seien. Sie wolle sich bei den
Ländern aber nun kurzfristig nach dem Sachstand bezüglich der
Belastung von Gewässern mit antibiotikaresistenten Keimen erkundigen,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Grenzschutzpolizeien der Bundesländer

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Grenzschutzpolizeien der Bundesländer" geht es
in der Antwort der Bundesregierung (19/1133) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/866). Darin schrieb die Fraktion, dass die
bayerische Landesregierung die Einführung einer neuen Grenzpolizei des
Bundeslandes plane, und erkundigte sich unter anderem danach, ob die
Bundesregierung "eine Zusammenarbeit mit der geplanten Grenzpolizei
des Freistaats Bayern" etwa im Bereich der Kontrolle des
grenzüberschreitenden Verkehrs erwäge. Wie die Bundesregierung dazu in
ihrer Antwort ausführt, sind "Art und Umfang einer Zusammenarbeit der
Bundespolizei und einer möglichen bayerischen Grenzpolizei" erst dann
zu definieren, "wenn Aufgaben und der organisatorische Zuschnitt der
bayerischen Grenzpolizei feststehen".

 * 
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BAYERN/4888: Sorge um künftige EU-Förderung für Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. März 2018

SPD-Fraktion sorgt sich um künftige EU-Förderung für Bayern

Abgeordneter Klaus Adelt warnt vor Kürzungen wegen Brexit - Vor allem Norden und Osten Bayerns auf Geld angewiesen



EU-Haushaltskommissar Oettinger hat die Kürzung von EU-Fördergeldern mittlerweile bestätigt. In einer früheren Version dieser Meldung hieß es noch, dass diese Kürzungen lediglich zu erwarten seien.

Mehr als 460 Millionen Euro - so viel Geld fließt im Rahmen der Regional- und Strukturförderung der Europäischen Union in der aktuellen Förderperiode nach Bayern. In zwei Jahren endet diese. Wie es danach weitergeht ist allerdings ungewiss, denn mit dem Austritt Großbritanniens fällt der drittgrößte Nettozahler der Europäischen Union aus. Damit stehen auch die Strukturförderprogramme auf dem Prüfstand. EU-Haushaltskommissar Günter Oettinger kündigte in diesem Zusammenhang heute Kürzungen an. Beim Sprecher der oberfränkischen SPD-Landtagsabgeordneten, Klaus Adelt, schrillen da die Alarmglocken, denn betroffen ist davon vor allem der ländliche Raum.

Er hat mit Hilfe einer parlamentarischen Anfrage zusammengetragen, welche Projekte in welchen Regionen des Freistaats derzeit EU-Fördermittel erhalten. Den in der offiziellen Antwort der Staatsregierung noch verbreiteten Zweckoptimismus, "dass der Freistaat Bayern auch nach 2020 weiterhin Teil der Kohäsionspolitik sein wird", sieht Adelt skeptisch. "Tatsache ist doch, dass etwa zwölf Milliarden Euro fehlen werden und das zu Kürzungen der Fördermittel für den ländlichen Raum führen wird."

Adelt fordert deshalb Klarheit: "Die Staatsregierung muss sagen, was sie gedenkt zu unternehmen um die Förderausfälle im Vorfeld der Verhandlungen zu verhindern. Wir brauchen einen Masterplan! Gerade der ländliche Raum im Norden und Osten Bayerns profitiert von den Strukturfördermitteln der EU in erheblichem Maße. Jeder Einschnitt würde die Angleichung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Bayern erschweren."

Hintergrund:

Fast 460 Millionen Euro fließen im Rahmen der Struktur- und Regionalförderung im Förderzeitraum 2014-20 in den Freistaat. Das Gros davon geht über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in Projekte, die der Schaffung von Arbeitsplätzen dienen und zur wirtschaftlichen Stärkung der Regionen beitragen. 358 Projekte werden bayernweit mit rund 255 Millionen Euro auf diese Weise in der aktuellen Förderperiode unterstützt. Zusätzlich wird mit 103 Millionen Euro allein auf bayerischer Seite die grenzübergreifende Zusammenarbeit mit Tschechien finanziell gefördert, 54 Millionen fließen in die bayerisch-österreichische Grenzregion und knapp 40 Millionen in Richtung Alpenvorland und Bodensee. Mehr als 8 Millionen Euro gehen außerdem in umweltpolitische Maßnahmen.

 * 
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BAYERN/4887: Konsequenzen aus S-Bahn-Chaos - Endlich schnelle Information der Fahrgäste (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. März 2018

Konsequenzen aus S-Bahn-Chaos: SPD-Experte Bernhard Roos verlangt endlich schnelle Information der Fahrgäste

Bericht auf Antrag der SPD-Fraktion von Minister Herrmann und Bahnchef offenbart Informations-Wirrwarr



Als Folge des Münchner S-Bahn-Chaos von Ende Februar bis Anfang März fordert die SPD-Landtagsfraktion künftig eine schnelle und verlässliche Information der Fahrgäste über Dauer und Ursache von Zugausfällen. Der Verkehrspolitiker Bernhard Roos mahnt: "Die am Bahnsteig frierenden Passagiere haben ein Anrecht auf rasche und umfassende Information. Es kann immer mal passieren, dass es technische Probleme gibt, aber es ist Aufgabe der Deutschen Bahn und des Auftraggebers Freistaat Bayern, die Fahrgäste zumindest nicht im Ungewissen zu lassen."

Ross zeigt sich äußerst unzufrieden mit dem Informationsmanagement der Bahn: "Per Smartphone können schon jetzt die aktuellsten Zuginformationen abgerufen werden. Aber an den Bahnsteiganzeigen kommt diese Information noch nicht an. Darauf können wir nicht noch bis 2020 warten, wie von der Bahn geplant. Das muss schneller gehen." Der SPD-Verkehrsexperte sieht hier auch Bedarf an mehr qualifiziertem Personal, um die Bahn endlich auf einen technologisch modernen Stand zu bringen.

Die SPD-Landtagsfraktion hatte den Minister zu der Sitzung des Verkehrsausschusses geladen. Begleitet wurde er vom Konzernbevollmächtigten der Deutschen Bahn für den Freistaat Bayern, Klaus-Dieter Josel. Rund 840 000 Menschen nutzen die Münchner S-Bahn pro Werktag. Das sind mehr als zwei Drittel der Passagiere im gesamten Schienenverkehr Bayerns.

 * 
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BAYERN/4886: Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss - Ministerin Scharf vernachlässigt Verbraucherschutz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 14. März 2018

Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss: Ministerin Scharf vernachlässigt Verbraucherschutz

Keine politische Führung durch die verantwortliche Ressortchefin



Die Befragung der Verbraucherministerin Scharf durch den Bayern-Ei-Untersuchungsausschuss hat ein erschreckendes Desinteresse der politisch Verantwortlichen ergeben. So ließ sich Scharf trotz der ihr bekannten Salmonellenfälle im Zusammenhang mit Bayern-Ei nicht über weitere Fälle informieren.

Der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn stellt fest: "Schon beim ersten Fall im Jahr 2014 ging es um Dutzende Erkrankungen. Doch vonüber zwei weiteren Salmonellenausbrüchen in 2015 in Schwaben mit 17 Betroffenen erfuhr Frau Scharf nach eigener Aussage erst heute im Untersuchungsausschuss. Sieht so politische Führung aus? Ab wie vielen Erkrankungen bequemt sich die Frau Ministerin denn, ihrem Job, dem Schutz der Verbraucher in Bayern, nachzukommen? Frau Scharf will nur für die großen Linien verantwortlich sein, aber interessiert sich nicht für tatsächliche Krankheitsfälle."

Von Brunn wirft der Ministerin vor, ihre Behörden nicht im Griff zu haben: "Politische Führung gibt es im Ministerium nicht. Jeder macht, was er will. So wie der Präsident des Landesamts für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL), Herr Zapf, der bei der Staatsanwaltschaft angerufen und ganz offensichtlich versucht hat, diese zu beeinflussen. Es ist erwiesen, dass die Staatsregierung und das LGL 2014 schwere Fehler gemacht und die bayerische Bevölkerung in Gefahr gebracht haben. Es gab keinen öffentlichen Rückruf, obwohl infizierte Eier in die Gastronomie gelangt sind und Verbraucher somit ernsthaft gefährdet waren. Frau Scharf verweigert aber die politische Verantwortung dafür!"

Für den SPD-Verbraucherschützer ist klar: "Frau Scharf ist mit ihrem Amt überfordert. Sie hätte keine Konsequenzen aus dem Salmonellenausbruch durch Bayern-Ei gezogen. Sie wurde von den Medien und der Opposition dazu getrieben. Auch Transparenz ist für sie offensichtlich ein Fremdwort."

 * 
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HAMBURG/4309: Milliarden für Erdogan - Scholz soll 'im Geiste des Friedens' intervenieren (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. März 2018

Milliarden für Erdogan: Scholz soll ,im Geiste des Friedens' intervenieren



Die türkische Regierung führt einen völkerrechtswidrigen Krieg in Syrien, Präsident Erdogan führt ein neues Wahlgesetz zugunsten der AKP ein, das Wahlbetrug erleichtert, weit mehr als 10.000 Oppositionelle sitzen im Gefängnis. In dieser Situation hat die EU-Kommission angekündigt, weitere drei Milliarden Euro zur vermeintlichen Versorgung Geflüchteter an die türkische Regierung zu überweisen. "Mit einem solchen Schritt würde die EU ein vollkommen undemokratisches Regime in seinem menschenverachtenden Handeln weiter bestärken", erklärt dazu Martin Dolzer, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Alle verantwortlichen Akteure aus Hamburg und auf Bundesebene sind nun gefordert zu verhindern, dass weitere Milliarden überwiesen werden an eine Regierung, die eine zunehmende Gefahr für den Weltfrieden darstellt. Insbesondere der neue Finanzminister und Vizekanzler Olaf Scholz, der in den letzten Tagen immer wieder seine Verbundenheit mit Hamburg betont hat, ist aufgefordert, sich im Sinne der Hamburgischen Verfassung ,im Geiste des Friedens als Mittler zwischen allen Erdteilen und Völkern der Welt' zu betätigen. Die EU muss dazu bewegt werden, der Türkei durch Druck zu verdeutlichen, dass weder Menschenrechtsverletzungen noch völkerrechtswidrige Angriffskriege und Kriegsverbrechen geduldet werden."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3118: Kennzeichnung erleichtert Verbrauchern die Entscheidung an der Ladentheke (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. März 2018

Kennzeichnung erleichtert Verbrauchern die Entscheidung an der Ladentheke



Anlässlich der Debatte über das Image der Landwirte erklärt die agrarpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:

"Es bereitet mir Sorge, dass selbst in unserem agrarisch geprägten Land der Berufsstand der Landwirte ein schlechtes Image hat. Wie sieht es da erst in den Metropolen und Industrieregionen der Bundesrepublik aus? Mit dazu beigetragen haben die schwarzen Schafe, die es auch -wie in jeder Berufsgruppe - gibt. Landwirte, die sich nicht an die gute fachliche Praxis halten, Verordnungen und Gesetze missachten. Doch Hysterie oder Stammtischparolen nützen in der Debatte über das Bild der Landwirtschaft keiner Seite. Eine klare Kennzeichnung und Aufklärung über die Produktionsweise der Lebensmittel würde den Verbrauchern eine echte Wahlmöglichkeit an den Warentheken in den Discountern bieten. Nach dem Verbraucherwillen wird sich auch die Produktion richten. Gleichzeitig dürfen die Landwirte auch nicht verdrängen, dass legale Haltungsmethoden dennoch das Tierwohl beinträchtigen können. Was allen nützt, ist Transparenz und Verlässlichkeit. Transparenz auf Seiten der Produzenten und Verlässlichkeit aus Seiten der Gesetzgebung. Ständig sich verändernden Rahmenbedingungen kann auf Dauer kein Betrieb standhalten - auch nicht der vorbildlichste."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3117: Duale Ausbildung mit Abitur steigert Attraktivität der Berufsausbildung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. März 2018

Duale Ausbildung mit Abitur steigert Attraktivität der Berufsausbildung



Die SPD-Landtagsfraktion fordert einen neuen Anlauf zur dualen Berufsausbildung mit Abitur.

Dazu erklärt der bildungspolitische Sprecher der Fraktion Andreas Butzki:

"Mit der Möglichkeit zu dieser Ausbildung wollen wir jungen Menschen einen Anreiz bieten, ihre Zukunft in unserem Bundesland zu gestalten und dem Fachkräftemangel entgegentreten. Mit Kammern und Verbänden muss erörtert werden, unter welchen Umständen die Wirtschaft doppelqualifizierende Bildungsgänge mit Berufsabschluss und Abitur anbieten will und welche Ausbildungsbereiche sich dafür am besten eignen. Für die zukünftigen Absolventen gibt es große Vorteile: Sie erhalten ohne Abstriche zwei vollwertige Abschlüsse und erhalten sich zusätzlich alle Optionen für den späteren persönlichen Werdegang. Eine solche Ausbildung ist aber auch sehr fordernd. Dass andere Bundesländer diesen Weg aber bereits beschreiten zeigt, dass die neue Ausbildung ein Weg sein kann, um vor allem Fachinformatiker, IT-Systemelektroniker oder ähnliche technische Berufe für junge Menschen interessant zu machen. Das ist nötig, um unserer Wirtschaft die nötigen Fachkräfte zur Verfügung zu stellen für die digitalen Herausforderungen der Zukunft."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3116: Sozialdemokratische Positionen verleihen neuer Bundesregierung Profil (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. März 2018

Sozialdemokratische Positionen verleihen neuer Bundesregierung Profil



Während der Debatte über die neue Bundesregierung betont der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger die Entlastungen für Familien in Mecklenburg-Vorpommern:

"Dem Verhandlungsgeschick der Ministerpräsidentin und der Minister aus unserem Land ist es zu verdanken, dass Familien in Mecklenburg-Vorpommern in Zukunft deutlich entlastet werden. Zwar ist ein Kaolitionsvertrag kein Parteiprogramm sondern ein Kompromiss, dennoch trägt das, was Grundlage des bundespolitischen Handelns sein wird eine klare sozialdemokratische Handschrift. So wird eine durchschnittlich verdienende Familie mit zwei Kindern in Schwerin bald um mehr als 4.000 Euro jährlich entlastet: Durch den Wegfall des Soli, die Erhöhung des Kindergeldes und die Einführung der kostenlosen Kinderbetreuung noch in dieser Legislaturperiode. Man muss kein Freund der Groko sein. Ich bin es auch nicht. Und doch wird die neue Bundesregierung durch die Beteiligung der Sozialdemokraten viel Gutes für unser Bundesland bringen."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2320: Philosophie an Grundschulen (Li)


Landtag intern 2/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

AUS DEM PLENUM

Philosophie an Grundschulen



28.2.2018 - Der Antrag "Philosophie verleiht Flügel!" (Drs. 17/533)
der Grünen-Fraktion ist mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP
abgelehnt worden. Die Grünen hatten in ihrem Antrag gefordert,
Philosophieunterricht als Ersatzfach an Grundschulen in
Nordrhein-Westfalen einzuführen. Schülerinnen und Schüler, die nicht
am bekenntnisorientierten Religionsunterricht teilnehmen, sollten
durch das Ersatzfach die Möglichkeit erhalten, sich mit Sinn- und
Wertefragen zu befassen. In der Plenardebatte wiesen Abgeordnete der
Fraktionen, die den Antrag ablehnten, darauf hin, dass dieser
überflüssig sei. Die schwarz-gelbe Landesregierung plane im Rahmen des
"Masterplans Grundschule" ohnehin die Einführung eines
Ethikunterrichts. Bei der Einführung sei Gründlichkeit vor
Schnelligkeit gefordert. Die Fraktionen von SPD und AfD enthielten
sich bei der Abstimmung.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4749: Verbrechen in Rheinland-Pfalz lohnt sich nicht (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.03.2018

Verbrechen in Rheinland-Pfalz lohnt sich nicht 

Innenminister Lewentz legt Kriminalstatistik vor



Der rheinland-pfälzische Innenminister Roger Lewentz hat heute, am 14.
März, die polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2017
vorgestellt. Dazu sagt die innenpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion
im Landtag Rheinland-Pfalz, Monika Becker:

"Rheinland-Pfalz ist ein sicheres Land. Die Zahl der Straftaten ist im
vergangenen Jahr erneut zurückgegangen und befindet sich nun auf dem
niedrigsten Wert seit 1995. Auch die Zahl der Einbrüche sinkt
deutlich. Dies ist ein eindrucksvoller Beleg für die gute
Präventionsarbeit der Sicherheitsbehörden.

Gleichzeitig steigt die Zahl der aufgeklärten Kriminalfälle im
Vergleich zum Jahr 2016 erneut. Das zeigt, dass unsere Polizei gut
aufgestellt ist. Unsere Beamtinnen und Beamten haben im letzten Jahr
erneut Großartiges geleistet. Mit ihrer wichtigen Arbeit sorgen die
Polizistinnen und Polizisten dafür, dass wir alle sicher leben können.
Verbrechen in Rheinland-Pfalz lohnt sich nicht.

Wichtig ist, dass wir bestimmte Phänomene verstärkt in den Blick
nehmen. So hat die FDP-Fraktion das Thema 'Anrufe durch falsche
Polizisten' bereits auf die Tagesordnung der letzten Sitzung des
Innenausschusses gesetzt. Unser Ziel ist es, diesen Betrügern schnell
das Handwerk zu legen. Vor allem ältere Menschen werden immer häufiger
zum Opfer dieser Betrugsmasche. Da die Täter sehr häufig aus dem
Ausland heraus operieren, muss die länderübergreifende Zusammenarbeit
bei diesem Thema intensiviert werden. Wir werden diese Form der
Kriminalität verstärkt in den Fokus rücken."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4748: SPD-Fraktion setzt sich gegen lange Tiertransporte ein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.03.2018

SPD-Fraktion setzt sich gegen lange Tiertransporte ein



Im Ausschuss für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten ist heute auf
Initiative der SPD-Fraktion über Tiertransporte ins EU-Ausland,
sogenannte Langzeittransporte, beraten worden. Hierzu erklärt der
energiepolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Andreas Rahm: "Wie heute
im Ausschuss deutlich wurde, sind solche Langzeittransporte
inakzeptabel. Wenn Rinder mehr als 24 Stunden in LKWs eingepfercht
sind und in dieser Zeit nur eine einstündige Ruhepause außerhalb eines
LKWs erhalten, ist dies nicht hinnehmbar. Neben der langen
Transportdauer müssen die Tiere im EU-Ausland oft Hitze und
Wassermangel erleiden. Es ist gut, dass entsprechende Transporte in
Rheinland-Pfalz von den Kommunen kontrolliert werden. Leider ist immer
wieder festzustellen, dass die beschriebenen Misshandlungen im Rahmen
der Transporte in Drittländern stattfinden und dort keine Kontrollen
durchgeführt werden. Aus Sicht der SPD-Fraktion muss die Europäische
Kommission diese Lücke füllen. Auch ist nach Ansicht der SPD-Fraktion
der Lebendtransport bei Schlachttieren ins EU-Ausland zu hinterfragen.
Heute hat die Landesregierung angekündigt, dass sie sich dafür
einsetzen möchte, dass von der EU Kontrollen organisiert und im
Einzelfall auch Tier-Exporte mit Langzeittransporten verboten werden
können. Diese Initiative begrüßen wir als SPD-Fraktion sehr."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4747: Koalition sorgt für Sicherheit in Rheinland-Pfalz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.03.2018

Polizeistatistik belegt eindrucksvoll: Koalition sorgt für
Sicherheit in Rheinland-Pfalz



Innenminister Roger Lewentz hat heute die Polizeiliche
Kriminalstatistik 2017 vorgestellt. Hierzu erklärt Wolfgang Schwarz,
polizeipolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion: "Die Zahlen
belegen eindrucksvoll: Rheinland-Pfalz bleibt eines der sichersten
Bundesländer in Deutschland. Bemerkenswert ist vor allem der satte
Rückgang der Straftaten um 8,3 Prozentpunkte. Damit gab es 2017 in
Rheinland-Pfalz so wenig Straftaten wie seit über 20 Jahren nicht
mehr. Sehr erfreulich ist der weitere Anstieg der Aufklärungsquote um
1,1 Prozentpunkte: Mit dem Wert von 62,9 Prozent wird sich die
rheinland-pfälzische Polizei im Ländervergleich in der Spitzengruppe
einordnen. Es ist zudem der beste Wert seit Erhebung der Statistik.
Diese Zahl zeigt: Die Polizistinnen und Polizisten in Rheinland-Pfalz
leisten tagtäglich einen hervorragenden Dienst im Einsatz für die
Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger."

Schwarz sagt weiter: "Im Einzelnen fällt der Rückgang der
Wohnungseinbrüche und Einbruchsversuche um 28,3 Prozentpunkte auf. Die
Zunahme dieser Taten in der Vergangenheit hat viele Bürgerinnen und
Bürger verunsichert: Für das Sicherheitsempfinden der Menschen ist die
heutige positive Botschaft sehr wichtig. Gründe für den Rückgang sind
die entschlossenen Gegenmaßnahmen der Polizei und die konsequente
politische Schwerpunktsetzung durch Roger Lewentz. Grundsätzlich
bleibt die Sicherheitslage deutschlandweit herausfordernd, was sich in
der Zunahme der größeren polizeilichen Einsätze widerspiegelt. Auch in
Zukunft wird die Koalition Sicherheitspolitik mit Konsequenz und
Augenmaß machen."

 * 

Quelle:
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RECHT/642: Weltverbrauchertag 2018 - Digitale Märkte gerechter machen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. März 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Weltverbrauchertag 2018 - Digitale Märkte gerechter machen



Sarah Ryglewski, stellvertretende Sprecherin der Arbeitsgruppe Recht und Verbraucherschutz:

Der internationale Weltverbrauchertrag heute steht unter dem Motto "Making digital marketplaces fairer". Die SPD hat in den Koalitionsverhandlungen erreicht, dass der Verbraucherschutz in Zeiten der Digitalisierung an entscheidenden Stellen fortentwickelt wird.

"Der Onlinehandel hat die Art und Weise verändert, wie wir einkaufen. Wir haben Zugang zu Waren und Dienstleistungen aus der ganzen Welt. Fragen zum Datenschutz, zur Objektivität von Vergleichsportalen und zum souveränen Umgang mit E-Commerce-Angeboten werden dadurch immer drängender. Analoge Regeln zum Schutz der Verbraucher, müssen auch für die digitale Welt gelten. Grundlagen dafür, dass jede und jeder von den vielfältigen Angeboten profitieren kann, sind für uns Netzneutralität und ein diskriminierungsfreier Netzzugang.

Verbraucherinnen und Verbraucher verlassen sich immer stärker auf Vergleichsplattformen. Wir Sozialdemokraten werden für mehr Transparenz darüber sorgen, welche Gegenleistungen Plattformen enthalten, inwieweit sie den Markt abdecken und ob sie somit einen echten Vergleich ermöglichen.

Die SPD hat in den Koalitionsverhandlungen viel für die Verbraucherinnen und Verbraucher erreicht. Überall dort, wo die Vereinbarungen nicht weit genug gehen, werden wir weiter für klare, gesetzliche Regelungen kämpfen. Dies gilt insbesondere da, wo Daten zur Währung auf dem digitalen Markt werden, oder Algorithmen und Scoring immer häufiger in existenzielle Entscheidungen wie Kredite und Versicherungen und damit massiv in das Leben der Menschen, eingreifen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2684: Entgeltgleichheit ist eine Frage der Gerechtigkeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. März 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Entgeltgleichheit ist eine Frage der Gerechtigkeit



Katja Mast, stellvertretende Vorsitzende;

Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher:

Am 18. März ist Equal-Pay-Day - der "Tag für gleiche Bezahlung" von Frauen und Männern. Er markiert in jedem Jahr symbolisch den Tag der Lohnlücke zwischen Männern und Frauen: Während Männer bereits ab dem 1. Januar für ihre Arbeit bezahlt werden, arbeiten Frauen quasi bis zum 18. März umsonst - und das für die gleiche beziehungsweise gleichwertige Arbeit. Die SPD-Bundestagsfraktion wird auch in dieser Legislaturperiode die strukturellen Ungleichgewichte zwischen Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt konsequent abbauen - gleich zu Beginn mit dem Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit.

"Es ist ungerecht, dass Frauen für die gleiche beziehungsweise gleichwertige Arbeit am Ende des Monats 21 Prozent weniger in der Tasche haben als ihre männlichen Kollegen. Und das hat weitreichende Folgen. So erzielen Frauen im Laufe ihres Erwerbslebens deutlich weniger Einkommen und bekommen obendrein noch weniger Rente.

Mit der Einführung des Mindestlohns, dem Gesetz für Entgelttransparenz und der gesetzlichen Regelung für mehr Frauen in Führungspositionen haben wir bereits wichtige Schritte hin zu mehr Entgeltgleichheit erreicht. Klar ist aber auch: Es gibt nicht das eine Gesetz, das die Lohnlücke auf einen Schlag schließt.

Mit den Verabredungen im gerade erst unterzeichneten Koalitionsvertrag werden wir den eingeschlagenen Weg des Lückenschlusses beim Lohn fortsetzen. Wir stärken die Tariflöhne in der Pflege und bauen finanzielle Ausbildungshürden bei Sozial- und Pflegeberufen ab. Da über 85 Prozent der Beschäftigten in dieser Branche weiblich sind, kommt dies vor allem Frauen zugute. Der öffentliche Dienst soll Vorbild sein. Dort sollen bis zum Jahr 2025 in Leitungsfunktionen genauso viele Frauen wie Männer vertreten sein. Und gleich zu Beginn werden wir das Rückkehrrecht von Teilzeit in Vollzeit auf den Weg bringen. Das ist ein großer Schritt nach vorn, denn endlich haben Frauen und Männer die Möglichkeit, nach einer Teilzeitphase wieder auf die vorherige Arbeitszeit aufzustocken - und nicht länger in der Teilzeitfalle stecken zu bleiben. Außerdem honorieren wir mit der Einführung der Grundrente die Lebensleistung vieler Frauen und bekämpfen damit Altersarmut.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Das muss für Frauen und Männer uneingeschränkt gelten. Wir wollen, dass der Equal-Pay-Day in Zukunft auf den 1. Januar fällt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2683: Für eine bessere soziale Absicherung von Künstlerinnen, Künstlern und Kreativen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Für eine bessere soziale Absicherung von Künstlerinnen, Künstlern und Kreativen



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter AG Arbeit und Soziales;

Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin AG Kultur und Medien:

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für Verbesserungen beim Arbeitslosengeld I ein. Mit den geplanten gesetzlichen Neuregelungen wird die soziale Lage von Künstlerinnen und Künstlern sowie Kreativen und anderen Beschäftigten mit unterbrochenen Beschäftigungsverhältnissen stärker berücksichtigt. Das Kabinett hat in der vergangenen Woche eine Verlängerung der bestehenden Sonderregelung beschlossen.

"Die soziale Sicherung von Kulturschaffenden und Kreativen ist ein zentraler Bestandteil sozialdemokratischer Kulturpolitik. Es ist gut, dass die bestehende Sonderregelung für kurzfristig Beschäftigte noch einmal verlängert werden soll, um die notwendige Zeit zu haben, eine tragfähige Anschlussregelung zu formulieren. Wir wollen, dass die Anschlussregelung möglichst bald in geltendes Recht umgesetzt wird, damit wir auch den besonderen Erwerbsbiografien von Künstlerinnen und Künstlern besser entsprechen können. Zwischen dem 1. April 2015 und dem 31. März 2016 wurden lediglich 239 Anträge von Künstlerinnen und Künstlern bewilligt. Das kann so nicht bleiben. Deshalb werden wir die bestehende Regelung überarbeiten, sodass mehr Künstlerinnen und Künstler von einer besseren sozialen Absicherung profitieren.

Wir konnten in den Koalitionsverhandlungen durchsetzen, dass eine sachgerechte Anschlussregelung beim Arbeitslosengeld für überwiegend kurzbefristet Beschäftigte kommen soll. Ebenso haben wir Regelungen für Solo-Selbständige in der Renten- und Krankenversicherung sowie das Bekenntnis zu einer stabilen Künstlersozialversicherung verankert.

Mit diesen Maßnahmen stärken wir die soziale Sicherung von Beschäftigen im Kultur- und Medienbereich und sorgen so für mehr soziale Gerechtigkeit."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1865: Duale Studiengänge im Handwerk - Broschüre bietet bundesweiten Überblick (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 14.03.2018

Duale Studiengänge im Handwerk - BIBB-Broschüre bietet bundesweiten
Überblick



Einen Überblick über Zahlen und Fakten zum dualen Studium im Bereich des
Handwerks bietet erstmals eine Sonderauswertung der Datenbank
AusbildungPlus im Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), die in
Zusammenarbeit mit dem Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH)
entstanden ist. Die Auswertung nimmt ausbildungsintegrierende duale
Studiengänge in den Blick. Sie zeigt, dass das duale Studium nicht nur für
Großbetriebe, sondern auch für kleinere und mittlere Unternehmen
interessant sein kann. Praktische Umsetzungsbeispiele runden die
Veröffentlichung ab, die auch dem Austausch und der Vernetzung von
Bildungsakteuren im Handwerk dient.

Die Auswertung "AusbildungPlus: Duales Studium in Zahlen -
Sonderauswertung im Handwerk" informiert über Angebote, Daten und
Strukturen, in denen sich Ausbildung und Studium im Handwerk kombinieren
lassen. Sie zeigt, dass in fast jedem Bundesland solche Angebote bestehen,
insgesamt über 150. Ziel der Publikation ist es, eine Standortbestimmung
des Handwerks in diesem Bereich vorzunehmen, um Handlungsempfehlungen für
die weitere Entwicklung dualer Studiengänge im Handwerk ableiten zu
können.

BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser betont die Bedeutung des
Qualifizierungsangebotes für leistungsstarke Jugendliche: "Die
Berufsbildung steht vor der Herausforderung, ihre Attraktivität für
Studienberechtigte nicht nur zu erhalten, sondern zu verbessern. Dazu
müssen entsprechende Ausbildungs-, Fortbildungs- und Karrieremöglichkeiten
geboten werden. Duale Studiengänge bieten hier ein attraktives und
innovatives Qualifizierungsangebot, in dem wissenschaftliches und
berufliches Lernen miteinander verknüpft werden."

ZDH-Präsident Hans Peter Wollseifer erklärt: "Duale Studiengänge sind ein
Beispiel dafür, wie die jeweiligen Vorteile von beruflicher und
akademischer Bildung miteinander verknüpft werden können. Als Akteure in
der beruflichen Bildung begrüßen und unterstützen wir diese Entwicklung.
Die Kooperationen lassen gegenseitiges Verständnis wachsen. Sie
ermöglichen innovative Bildungsangebote zur Fachkräftesicherung und die
Gestaltung individueller Bildungsbiografien."

Die aus der BIBB-Datenbank AusbildungPlus gewonnenen Ergebnisse liefern
vielfältige Informationen für Bildungsakteure - sei es in der
Berufsorientierung und -beratung oder bei Interesse, eigene duale
Studiengänge zu gestalten. Im Mittelpunkt stehen Studiengänge der
Erstausbildung, also Modelle, die mit einem Bachelor und einem
Ausbildungsabschluss enden. Aktuell sind 157 derartige Studiengänge
registriert, davon 21 ausdrücklich für Handwerksberufe und 136, die sowohl
auf Handwerks- als auch auf weitere Berufe abzielen. 129 und damit über 80
% der hier untersuchten Angebote stehen an Fachhochschulen zur Verfügung.
Weiterhin sind 19 universitäre Angebote mit Handwerksbezug erfasst - ein
hoher Anteil an den insgesamt 69 bundesweit zur Verfügung stehenden dualen
Studiengängen an Universitäten. Die restlichen neun sind Angebote von
Berufsakademien.

Bei den Fachrichtungen zeigt sich, dass insbesondere die dualen
Studienangebote im Bauingenieurwesen, gefolgt von der Elektrotechnik,
stark auf die Zielgruppe der Handwerksauszubildenden ausgerichtet sind.
Mit Blick auf einzelne handwerkliche Berufe bieten sich insbesondere für
Elektroniker/-innen viele Wege: Ihnen stehen über 50
Kombinationsmöglichkeiten für duale Studiengänge zur Verfügung, für
Maurer/-innen 29, für Anlagenmechaniker/-innen Sanitär Heizung Klima 27.

"AusbildungPlus" ist ein seit 2015 vom BIBB betriebenes Fachportal.
"Herzstück" ist eine Datenbank, die bundesweit über duale Studiengänge und
Zusatzqualifikationen in der dualen Berufsausbildung informiert.
Interessierte können die Datenbank nach passenden Angeboten durchsuchen.
Anbieter - wie Betriebe, (Fach-)Hochschulen oder Berufsakademien - können
ihre Ausbildungs- und Studienangebote kostenlos hier veröffentlichen.


Weitere Informationen unter:

www.ausbildungplus.de

Die Auswertung "AusbildungPlus: Duales Studium in Zahlen -
Sonderauswertung im Handwerk" steht im Internetangebot des BIBB 
zum Download zur Verfügung unter: 

https://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8604 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/249: Bildungsgewerkschaft zur Privatschul-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 15. März 2018

GEW: "Schluss mit der Legendenbildung über Privatschulen"

Bildungsgewerkschaft zur Privatschul-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) begrüßt
die Befunde der Studie "Privatschulen in Deutschland". Sie mahnt mehr
Maßnahmen für die Stärkung des öffentlichen Schulwesens und gegen die
soziale Spaltung der Gesellschaft an.

"Wenn die Zahl der Privatschulen wächst, verschärft das die ohnehin schon
höchst ungleiche Verteilung von Bildungschancen", kommentierte Ilka
Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied für Schule, diesen Trend am Donnerstag in
Frankfurt a.M. "Zudem hat Schule einen gesellschaftlichen
Integrationsauftrag. Dieser verlangt beispielsweise, dass alle Kinder in
der Schule den Umgang mit Pluralität erlernen können sollen."

"Dass Privatschulen besser als öffentlich Schulen seien, entpuppt sich als
Legende, wenn man die Herkunft und die Zusammensetzung der Schülerschaft in
Rechnung stellt, wie dies die heute vorgelegte Studie tut", betonte die
Schulexpertin. Zahlreiche private Schulen arbeiteten ganz konventionell,
und viele öffentliche Schulen seien reformfreudig, leistungsstark und
förderorientiert.

"Auch müssen die vielerorts fragwürdige Genehmigungspraxis, die teilweise
sehr hohen Schulgebühren und die mangelnde staatliche Aufsicht im
Privatschulbereich auf den Prüfstand", sagte Hoffmann. Sie verwies auf eine
weitere Studie von Michael Wrase (Rechtswissenschaftler) und Marcel Helbig
(Bildungssoziologe), nach der eine Mehrheit der Bundesländer das gesetzlich
vorgeschriebene Sonderungsverbot zu lax handhabe.

"Privatschulen liefern also keine Gründe für Euphorie. Die Frage nach der
Gerechtigkeit des Schulwesens muss stärker in den Fokus genommen werden.
Die Studie zeigt nämlich auch, dass öffentliche Gymnasien ähnlich selektiv
sind wie die privaten", gab die GEW-Schulexpertin weiter zu bedenken.
"Unsere Perspektive ist die eine Schule für alle Kinder. Auf dem Weg
dorthin setzt sich die GEW auch dafür ein, dass die Gymnasien Hürden
beseitigen, durchgängig fördern und sich der Herausforderung der Inklusion
stellen. Die Schulen neben dem Gymnasium müssen so attraktiv gemacht
werden, dass die 'guten' Kinder nicht vermehrt abwandern. Alle Schulen, die
bereits in diese Richtung gehen, brauchen mehr Unterstützung", mahnte
Hoffmann an.

"Das öffentliche Schulwesen hat einen hohen Wert für den sozialen
Zusammenhalt und die demokratische Gesellschaft", betonte das
GEW-Vorstandsmitglied. "Damit Eltern Vertrauen in die öffentlichen Schulen
haben, müssen diese besser finanziert und ausgestattet werden". Die Politik
müsse Maßnahmen gegen die Unterfinanzierung des Schulwesens, den eklatanten
Mangel an Lehrkräften und den Unterrichtsausfall ergreifen. Zudem müsse sie
die individuelle Förderung und das inklusive Lernen voranbringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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FORSCHUNG/1128: Hochschule Hamm-Lippstadt entwickelt Lebensmittel-Abholbox für ländliche Regionen (idw)


Hochschule Hamm-Lippstadt - 14.03.2018

Hochschule Hamm-Lippstadt entwickelt Lebensmittel-Abholbox für ländliche
Regionen



Packstation statt Paketzusteller: Ein Konzept, das im Onlinehandel für
viele Produkte schon länger angewandt wird, steckt für Lebensmittel noch
in den Kinderschuhen. Die Hochschule Hamm-Lippstadt hat im Rahmen eines
Forschungsprojektes für den Hofladen Sauerland den Prototyp einer
Lebensmittel-Abholbox entwickelt. Die mit mehreren Einzelfächern versehene
Abholstation kann mit einem QR-Code durch Kundinnen und Kunden selbständig
und zeitlich flexibel bedient werden, so dass bestellte Lebensmittel dort
entnommen, aber auch neue Aufträge am Terminal platziert werden können.

Zum Einsatz kommen sollen die Abholboxen perspektivisch in ländlicheren
Strukturen wie dem Sauerland, wo die Nahversorgung mit Lebensmittel über
den stationären Handel immer mehr ausdünnt. Gefördert wurde das Projekt
durch einen Innovationsgutschein F&E des Ministeriums für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen.

Trotz eines Umsatzes von über 180 Milliarden Euro in 2017 im deutschen
Lebensmitteleinzelhandel, finden aktuell lediglich 1 bis 2 Prozent dieses
Marktes online statt. Anbieter wie Amazon Fresh, AllYouNeedIsFresh oder
auch die Supermarktketten Edeka und Rewe konzentrieren sich in Sachen
E-Commerce mit Lieferdiensten auf Ballungsräume oder erheben hohe Gebühren
für den Versand. In ländlichen Regionen sind Lieferangebote wie auch der
stationäre Handel mit Lebensmitteln eher rar gesät. Diese Lücke soll mit
den Abholboxen und dem Hofladen Sauerland geschlossen werden. Entwickelt
wurde der Prototyp von Prof. Dr. Alexander Stuckenholz, Inhaber der
Professur "Praktische Informatik" an der Hochschule Hamm-Lippstadt, unter
Mitarbeit von Fabian Lehnert, Masterstudent "Business and Systems
Engineering", und Lena Niedzwetzki, Bachelorstudentin "Biomedizinische
Technologie".

Die smarte Abholbox, deren Kommunikationselektronik zum Beispiel erkennt,
ob Türen verschlossen oder geöffnet sind, ist Ergebnis der Forschung für
den Hofladen Sauerland. Mit dem Hofladen-Sauerland.de fokussiert
Geschäftsführer Christian Schulte den Vertrieb regionaler Produkte von
kleinen Höfen, familiengeführten Metzgereien oder Landbäckereien aus der
knapp 900.000 Einwohnerinnen und Einwohner starken Gegend. Bestellungen
können telefonisch, online, per WhatsApp, über spezielle Terminals an
ausgewählten Punkten wie auch im stationären Hofladen aufgegeben werden.
Die Lieferung erfolgt durch unternehmenseigene Lieferfahrzeuge. Um die
Lieferung der Lebensmittel zu flexibilisieren, die Auslastung der Logistik
zu erhöhen und ein besseres Angebot für die Nahversorgung von
Lebensmitteln im ländlichen Raum zu schaffen, entstand die Idee für die
Abholstationen. An diese werden Lebensmittel zugestellt, die nach einer
entsprechenden Benachrichtigung an die Kundinnen und Kunden entnommen
werden können. Damit die Abholbox für alle Altersgruppen nutzbar ist,
wurde Wert auf eine einfache Bedienbarkeit gelegt. Die Authentifizierung
gegenüber der Box erfolgt über einen QR-Code. Dieser kann per E-Mail, SMS,
per Post oder direkt im Ladengeschäft dem Kunden übergeben werden. Die Box
scannt mittels einer Kamera den Code und öffnet das Fach mit dem
individuell bestellten Inhalt. Um ihren Dienst zu verrichten, benötigt die
Abholbox Strom und Internetzugang.

"Wir möchten den 'Einkauf der Zukunft' für ländliche Regionen aktiv
mitgestalten", erklärt Christian Schulte die Idee. "Innovationen müssen
nicht immer nur in Großstädten stattfinden, mit den Abholboxen möchten wir
die Stärken der Regionalität mit technischen Innovationen verbinden." Das
Projekt zeige die Möglichkeiten eines gewinnbringenden Transfers zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft, findet Prof. Alexander Stuckenholz. Christian
Schulte prüft dank des Prototyps nun die Weiterentwicklung und
Serienfertigung der Abholbox. "Erste Gespräche mit geeigneten Partnern,
wie Kommunen und Energieversorgungsunternehmen fielen sehr positiv aus",
erklärt Schulte.


Weitere Informationen unter:

http://www.hshl.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1566

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Hamm-Lippstadt, Kerstin Heinemann, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/584: Kinderernährung - Forscher warnen vor Teufelskreis der Armut (Universität Hohenheim)


Universität Hohenheim - Pressemitteilung vom 15. März 2018

Kinderernährung:

Forscher warnen vor Teufelskreis der Armut in Deutschland

Armutsbedingte schlechte Ernährung verursacht körperliche und geistige
Entwicklungsprobleme bei Kindern / Stellungnahme der SNFS an der Uni
Hohenheim



2,77 Euro - mit dieser Summe pro Tag sollen Hartz IV-Empfänger ihre Kinder
gesund und vollwertig ernähren. Das ist schlicht nicht möglich, mahnen
Ernährungswissenschaftler der Fachgesellschaft Society of Nutrition and
Food Science (SNFS) mit Sitz an der Universität Hohenheim in Stuttgart. In
ihrer aktuellen Stellungnahme warnen sie davor, nur die Kalorien im Blick
zu haben. Entscheidend sei vielmehr die ausreichende Versorgung mit allen
Nährstoffen. Denn Fehlernährung im Kindesalter könne zu körperlichen und
geistigen Entwicklungsstörungen führen - und diese Kinder hätten dann ein
höheres Risiko auch als Erwachsene in Armut zu leben. Die Wissenschaftler
appellieren an die Politik, diesem Problem mit einem höheren Tagessatz und
anderen Maßnahmen zu begegnen.

Kinder brauchen für Wachstum und Entwicklung eine abwechslungsreiche
Ernährung. Sie muss genügend Obst und Gemüse, Milchprodukte, Fleisch und
Eier enthalten, ergänzt durch Sättigungsbeilagen wie Kartoffeln, Reis und
Nudeln. Nur damit kann man sicherstellen, dass die Kinder genügend Energie
und Eiweiß, besonders aber Vitamine, Minerale und Spurenelemente zu sich
nehmen.

Doch für viele Kinder, auch in Deutschland, ist ein solcher Speiseplan weit
von der Realität entfernt. Das Problem: Das Geld reicht nicht für eine
gesunde Ernährung. "2,77 Euro für Kinder bis zum 6. Lebensjahr und 3,93
Euro für 6- bis 14-jährige für die tägliche Ernährung im Hartz IV-Satz
liegen deutlich unter dem, was man für eine gesunde Ernährung rechnen
muss", erklärt Ernährungswissenschaftler Prof. Dr. Jan Frank, Präsident der
Society of Nutrition and Food Science (SNFS). Betroffen seien vor allem
Kinder alleinerziehender Mütter mit Hartz IV-Bezug, also derzeit 2,1
Millionen Kinder unter 15 Jahren.

Eine besondere Risikogruppe stellen außerdem Kinder aus Flüchtlingsfamilien
dar, betonen die Forscher angesichts der aktuellen Debatte in der Politik.
"Diese Kinder sind oft schon seit längerer Zeit schlecht ernährt, weshalb
das Augenmerk ganz besonders auch auf sie gelegt werden sollte", mahnt
Prof. Dr. Frank an.

Zu viel Kalorien - zu wenig Nährstoffe

Die Folgen für die Kinder sind fatal: "Es drohen Entwicklungsstörungen, die
nicht nur das körperliche Wachstum, sondern auch die geistige Entwicklung
betreffen", warnt Prof. Dr. Hans Konrad Biesalski, Ernährungsmediziner an
der Universität Hohenheim. "Denn wenn gespart werden muss, dann werden vor
allem solche Lebensmittel gekauft, die preisgünstig sind, aber auch satt
machen."

Die Sättigungsbeilage wird zur Hauptmahlzeit, fettes Schweinefleisch und
billiges Fast Food ergänzen das Menü. "Es gibt zahlreiche Untersuchungen
dazu, dass die Qualität eines Lebensmittels, also die Menge an enthaltenen
Mikronährstoffen, mit sinkendem Preis abnimmt, während der Energiegehalt
zunimmt", erklärt Prof. Dr. Biesalski. Das Kind werde damit zwar satt,
nehme aber zu viel Kalorien und zu wenig Mikronährstoffe auf. "Es kommt zu
dem, was wir als 'double burden' bezeichnen: Übergewicht bei unzureichender
Versorgung mit Mikronährstoffen."

Entwicklungsstörungen führen in Teufelskreis der Armut

Übergewicht ist bei Kindern aus armen Verhältnissen in Deutschland dreimal
häufiger anzutreffen als bei Kindern aus Familien mit gutem Einkommen.
"Zudem zeigt eine Studie aus Brandenburg, dass Kinder aus armen Familien
kleiner sind", berichtet Prof. Dr. Biesalski. Ein Hinweis auf eine
Wachstumsstörung, wie sie vor allem bei einer Ernährung mit zu wenig
Mikronährstoffen zu beobachten ist.

Internationale Studien zeigen außerdem, dass Kinder aus Ländern mit hohen
Einkommen, die dort in Armut leben, häufiger Entwicklungsstörungen des
Gehirns haben. "Besonders betroffen sind Hirnteile, die mit der Entwicklung
und dem Gebrauch von Sprache zu tun haben", erläutert Prof. Dr. Biesalski.
Die Einschulungsuntersuchungen des Landes Brandenburg passten in dieses
Bild, erklärt der Ernährungsmediziner: "Entwicklungsstörungen der Sprache
treten dort bei Kindern aus armen Familien 15-mal häufiger auf als bei
Kindern in finanziell gesicherten Verhältnissen."

Eine Verbesserung der Ernährungssituation würde die Chancen dieser Kinder
in Schule und Beruf deutlich verbessern, schlussfolgern die
Wissenschaftler. "Ansonsten sind die Kinder im fatalen Kreislauf der Armut
gefangen", so Prof. Dr. Frank.

Rund vier Euro nötig für gesunde Ernährung von Kindern

Um diesen zu durchbrechen, sei jedoch eine Erhöhung des Hartz
IV-Regelsatzes unumgänglich, appellieren die Forscher. Denn auch
Initiativen wie "IN FORM", eine Initiative zweier Bundesministerien für
gesunde Ernährung und mehr Bewegung, gäben zwar gute Ernährungstipps, die
jedoch mit 2,77 Euro täglich nicht umsetzbar seien. "Rund 4 Euro am Tag
sind nötig um eine gesunde Ernährung für Kinder unter 6 Jahren zu
gewährleisten", betont Prof. Dr. Frank.

Bei den Politikern mahnt er daher dringenden Handlungsbedarf an: "Die immer
wieder geforderten Verbesserungen bei der Ernährung gerade für Kinder in
Armut sind dort bisher nicht auf offene Ohren gestoßen." Auch Möglichkeiten
wie kostenloses Essen in KITAs und Ganztagsschulen könnten einen Beitrag
zur Lösung des Problems bringen, meint Prof. Dr. Biesalski. "Damit lernen
die Kinder auch gesunde Ernährung kennen - und das Gesundheitssystem spart
Kosten für die Behandlung kranker und übergewichtiger Kinder."



Wissenschaftliche Stellungnahme der SNFS zu Kinderarmut: 

http://snfs.org/comments/snfs-stellungnahme-kinder.html

Hintergrund: Society of Nutrition and Food Science (SNFS)

Die Society of Nutrition and Food Science e.V. (SNFS) ist ein im Jahr 2013
gegründeter Zusammenschluss unabhängiger Experten im Bereich Ernährungs-
und Lebensmittelwissenschaften mit Sitz an der Universität Hohenheim. Ziel
der gemeinnützigen Organisation ist es, Forschung und Lehre in diesem
Themenfeld voranzutreiben, neutral und wissenschaftlich fundiert Stellung
zu kontroversen Themen und aktuellen Publikationen zu nehmen sowie dem
Verbraucher fachlich korrektes Wissen zu Ernährungsthemen zur Verfügung zu
stellen. 

Homepage: http://www.snfs.org/


Weitere Informationen:

SNFS-Stellungnahme zur PURE-Studie: 

https://www.uni-hohenheim.de/pressemitteilung?tx_ttnews[tt_news]=37097

Ernährungslage bei Flüchtlingen: 

https://www.uni-hohenheim.de/pressemitteilung?tx_ttnews[tt_news]=35480

Text: Elsner

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Unviversität Hohenheim

Schloss Hohenheim 1, 70599 Stuttgart

Telefon: 0711 459-0, Fax 0711 459-23960

E-Mail: post@uni-hohenheim.de

Internet: www.uni-hohenheim.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1307: Aluminium und Lebensmittel (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 14.03.2018

Aluminium und Lebensmittel

• Knapp die Hälfte der Bevölkerung versucht, Aluminium im Alltag zu
vermeiden

• BfR veröffentlicht Spezial-Ausgabe des Verbrauchermonitors zur
Wahrnehmung gesundheitlicher Risiken



Aluminium ist nach Plastik bei der deutschsprachigen Bevölkerung der
bekannteste Stoff, der von Verpackungen oder Behältnissen auf Lebensmittel
übergehen kann. Nach den Ergebnissen des "BfR-Verbrauchermonitors Spezial"
zu Aluminium sieht fast die Hälfte der Befragten dies als hohes
gesundheitliches Risiko an. Viele Menschen vermeiden daher die Verwendung
von Aluminium, wenn es eine passende Alternative gibt. Verbraucherinnen
und Verbraucher nehmen bereits über Lebensmittel hohe Mengen Aluminium
auf, so dass in manchen Fällen die wöchentliche Höchstmenge erreicht sein
dürfte. "Wer die zusätzliche Aufnahme von Aluminium verringern möchte,
kann beim Grillen auf Schalen aus Edelstahl zurückgreifen und saure oder
salzhaltige Lebensmittel nicht in Alufolie einwickeln", sagt BfR-Präsident
Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. Im aktuellen "BfR-Verbrauchermonitor
Spezial" wird ebenfalls deutlich, dass es Unterschiede gibt zwischen dem,
was ein Teil der Bevölkerung als Risiko wahrnimmt und was aus Sicht der
wissenschaftlichen Risikobewertung tatsächlich ein Risiko darstellt.
Möglicherweise wirkt sich die Absicht, die Aufnahme von Aluminium zu
vermeiden, auch auf Verhaltensweisen aus, die kein gesundheitliches Risiko
darstellen. "Der BfR-Verbrauchermonitor Spezial zeigt uns, was wir
zukünftig in der Risikokommunikation noch klarer herausstellen müssen", so
Hensel.

In einem Forschungsprojekt hat das BfR im Jahr 2017 den Übergang von
Aluminium aus unbeschichteten Menüschalen auf Lebensmittel untersucht. Das
Ergebnis: Insbesondere bei der Warmhaltung von salz- und säurehaltigen
Speisen können Aluminiumionen auf die Speisen übergehen. Um die
Einstellungen, Risikowahrnehmungen sowie die Kenntnisse der Bevölkerung zu
erfassen, hat das BfR eine repräsentative Befragung zum Thema Aluminium im
Lebensmittelbereich vorgenommen. Dafür wurden rund 1.000 Personen, die in
Privathaushalten in Deutschland leben und mindestens 14 Jahre alt sind, im
Auftrag des BfR telefonisch interviewt.

Wenn Verbraucherinnen und Verbraucher gefragt werden, welche Stoffe von
Lebensmittelverpackungen oder -behältnissen auf Lebensmittel übergehen,
fällt ihnen gleich nach Plastik Aluminium ein. Ungefähr Dreiviertel der
Befragten hat in diesem Zusammenhang ebenfalls von Weichmachern und
Mineralöl gehört. Knapp die Hälfte hat Maßnahmen ergriffen, um die
Aufnahme von Aluminium zu reduzieren. Dabei stehen der reduzierte Gebrauch
von Aluminiumfolie und die Verwendung von aluminiumfreien Deodorants im
Vordergrund. Aus Sicht der Risikobewertung stellen Antitranspirantien,
deren schweißhemmende Wirkung auf Aluminiumsalzen beruht, eine mögliche
Aufnahmequelle von Aluminium im Kosmetikbereich dar.

54 % der Befragten gaben an, dass salz- oder säurehaltige Lebensmittel
nicht in Aluminiumfolie aufbewahrt werden sollten. 48 % haben auch davon
gehört, dass die Verwendung von Grillschalen aus anderen Materialien, wie
z. B. Edelstahl, empfohlen wird. Weniger bekannt ist, dass man Speisen,
die in Aluminiumfolie oder -schalen gegrillt werden, erst danach salzen
und würzen sollte (36 %).

Für das BfR ist besonders interessant, ob die öffentliche Wahrnehmung von
der wissenschaftlichen Einschätzung gesundheitlicher Risiken abweicht.
Inwieweit sind den Befragten Hinweise vertraut, die über die offiziellen
Verhaltensempfehlungen hinausgehen? Um eine Vorstellung über die
"Trennschärfe" der bisherigen Risikokommunikation zur Thematik Aluminium
zu bekommen, wurde gefragt, ob Verbraucherinnen und Verbraucher davon
gehört haben, dass Kleinkinder nicht mit Aluminium in Kontakt kommen
sollten. Dies bejahten über 40 %, obwohl es aus wissenschaftlicher Sicht
keinen Anlass für diese Vorsichtsmaßnahme gibt. Ebenso unbegründet ist die
Regel, sich nach dem Anfassen von Aluminiumdosen die Hände zu waschen.
Trotzdem meint ein Fünftel der Befragten, schon davon gehört zu haben.
Diese Antworten geben Anlass dafür, die aus den Bewertungsergebnissen
abgeleiteten Handlungsempfehlungen noch deutlicher und zielgerichteter zu
kommunizieren.

Auf die Frage, über welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen im
Zusammenhang mit Aluminium berichtet wurde, nennen die Befragten an erster
Stelle das Krebsrisiko, obwohl der in der Öffentlichkeit diskutierte
Zusammenhang zwischen der Anwendung von aluminiumhaltigen
Antitranspirantien und Brustkrebs wissenschaftlich nicht belegt ist.
Dementsprechend empfindet die Mehrheit die Sicherheitsbestimmungen für
Aluminium in Lebensmittelverpackungsmaterialien und Geschirr als nicht
ausreichend.

Aluminium und seine Verbindungen sind in vielen Lebensmitteln und
verbrauchernahen Produkten enthalten. Um den Übergang von Aluminium zu
verhindern, sind Verpackungen und Behältnisse für Lebensmittel wie
Getränkedosen, Joghurtbecherdeckel oder Tanks für Fruchtsäfte auf der
Innenseite beschichtet. Die europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit
(EFSA) hat eine tolerierbare wöchentliche Aufnahmemenge von 1 Milligramm
Aluminium je Kilogramm Körpergewicht für die orale Aufnahme über die
Nahrung abgeleitet. Basis für diese Abschätzung des Gesundheitsrisikos von
Aluminium sind Wirkungen auf das Nervensystem und Wirkungen auf die
Fruchtbarkeit und das ungeborenes Leben sowie Effekte auf die
Knochenentwicklung. Dieser Wert kann in manchen Fällen jedoch
überschritten werden. Bei der Aufnahme über die Nahrung ist die akute
Toxizität von Aluminium gering, jedoch sind die gesundheitlichen Risiken
bei der chronischen Aufnahme derzeit noch nicht hinreichend erforscht.
Daher empfiehlt das BfR, jeden zusätzlichen Eintrag von Aluminium so weit
wie möglich zu minimieren.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.


Weitere Informationen unter:

http://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-verbrauchermonitor-2017-spezial-aluminium-im-lebensmittelbereich.pdf

- BfR-Verbrauchermonitor 2017, Spezial Aluminium im Lebensmittelbereich

http://www.bfr.bund.de/de/fragen_und_antworten_zu_aluminium_in_lebensmitteln_und_verbrauchernahen_produkten-189498.html

- Fragen und Antworten

http://www.bfr.bund.de/cm/343/unbeschichtete-aluminium-menueschalen-erste-forschungsergebnisse-zeigen-hohe-freisetzung-von-aluminiumionen.pdf

- Stellungnahme

https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016805c8094

- Technische Leitlinie des Europarates zu Metallen und Legierungen in
Lebensmittelkontaktmaterialien

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), Dr. Suzan Fiack, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/739: Auf dem Weg in den Weltkrieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. März 2018

german-foreign-policy.com

Auf dem Weg in den Weltkrieg



LONDON/BERLIN/MOSKAU - Mit Rückendeckung aus Berlin hat Großbritannien
am gestrigen Mittwoch 23 russische Diplomaten des Landes verwiesen und noch
weitere Maßnahmen gegen Moskau in Aussicht gestellt. Offizieller Anlass ist
der Doppelmordversuch von Salisbury; zwei Opfer eines Giftanschlags kämpfen
dort weiterhin um ihr Leben. Zahlreiche Unklarheiten prägen den Fall; dazu
zählt, dass bereits 1995 ein Mord mit dem Nervengift Nowitschok begangen
wurde - nicht von staatlichen Stellen, sondern im Umfeld des russischen
Oligarchenmilieus. Wie Scotland Yard erklärt, ist eine Lösung des Falls
nicht in Sicht und kann noch "viele Wochen" dauern. Obwohl belastbare
Erkenntnisse nicht vorliegen, hat auch Bundeskanzlerin Angela Merkel ein
gemeinsames Vorgehen des Westens gegen Russland gefordert. Tatsächlicher
Hintergrund ist, dass Moskau, wie eine deutsche Außenpolitik-Expertin
konstatiert, "als Akteur zurück auf der Weltbühne" ist - 2018 sei "das
Jahr, in dem sich Russland endgültig als globaler Player etabliert haben
wird". Dagegen richtet sich die jüngste westliche Aggression.

Ungereimtheiten

Im Fall der Vergiftung des Doppelagenten Sergej Skripal und seiner Tochter
Julija in der britischen Stadt Salisbury nehmen die Unklarheiten zur Zeit
eher zu als ab. Laut britischen Angaben ist der Mordversuch mit dem
Nervengift Nowitschok begangen worden, das einst in der Sowjetunion
entwickelt worden ist. Russland dringt weiterhin darauf, endlich Zugang zu
der polizeilichen Untersuchung des Falles bzw. zu dem Gift zu erhalten, um
selbst Nachforschungen anstellen zu können. Außenminister Sergej Lawrow
begründet dies mit Vorschriften der internationalen Chemiewaffenkonvention,
aber auch damit, dass eins der Opfer - Skripals Tochter Julija - Bürgerin
Russlands ist. Moskaus Forderung kann sich auch darauf stützen, dass -
westliche - Experten öffentlich über Ungereimtheiten in dem Fall
diskutieren; so weist Gwyn Winfield, ein Publizist, der sich unter anderem
auf Chemiewaffen spezialisiert hat, darauf hin, dass Symptome, die Skripal
laut Berichten zeigte, den gängigen Kenntnissen über die Wirkung von
Nowitschok nicht entsprechen. Man müsse demnach womöglich von der Nutzung
eines eigentümlichen Giftcocktails ausgehen.[1] International melden selbst
Kommentatoren von Medien, die gewöhnlich ablehnend über die russische
Politik berichten, Zweifel daran an, dass russische Dienste - zumal kurz
vor den Wahlen und der prestigeträchtigen Fußball-WM - im Ausland
ausgerechnet ein Gift einsetzen würden, das sich unweigerlich als Spur nach
Moskau interpretieren lässt. Beobachter weisen nicht zuletzt darauf hin, es
sei eine der "ungeschriebenen Regeln im Spionage-Metier, dass ausgetauschte
Agenten wie Skripal Immunität genießen" [2]; ein Staat, der sich nicht
strikt daran halte, beraube sich für die Zukunft der Möglichkeit,
inhaftierte Spione per Austausch zurückzuholen [3]. Dies entspreche der
bisherigen russischen Politik nicht.

Der erste Nowitschok-Mord

Hinzu kommt, dass die angeblich exklusive Verfügung des russischen Staates
über Nowitschok nicht gegeben ist. So berichtet Séamus Martin, einstmals
Russland-Korrespondent der Irish Times, ihm gegenüber habe ein renommierter
Fachmann des Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI)
bereits im Herbst 1993 auf die Gefahr hingewiesen, dass in der damaligen
Lage - der russische Staat war dem Kollaps nahe - Gifte wie Nowitschok in
den Besitz krimineller Banden gelangen könnten. Der SIPRI-Experte habe
verlangt, Moskau schnellstmöglich beim Versuch, seine Kontrolle über die
Bestände zu sichern, finanziell zu unterstützen.[4] Die Unterstützung blieb
aus. Tatsächlich wurde schon 1995 in Russland ein Mord mit Nowitschok
verübt: Ein Banker und seine Sekretärin wurden im Auftrag eines
Geschäftspartners mit dem Gift umgebracht. Der Mörder hatte es bei einem
Mitarbeiter des Instituts gekauft, das Nowitschok entwickelt hatte.[5] Dies
weist ins Milieu russischer Oligarchen, von denen viele, die mit der
russischen Regierung im Streit liegen, nach London ausgewandert sind. Zudem
trifft es nicht zu, dass nur Russland Nowitschok produzierte: Im August
1999 begannen US-Experten mit dem Abbau einer Chemiewaffenfabrik in
Usbekistan, in der das Gift hergestellt wurde.[6] Abgesehen davon hat
Nowitschok-Erfinder Vil Mirzayanov mehrfach darauf hingewiesen, die
Chemikalie sei einfach zu produzieren: Man könne sie aus handelsüblichen
Düngemitteln und Pestiziden mixen.[7] Mirzayanov floh in den 1990er Jahren
in die Vereinigten Staaten und packte dort seine Kenntnisse über Novichok
aus.

"Keine Hinweise auf Verdächtige"

Mit Blick auf die zahlreichen Unklarheiten in dem Fall haben die britischen
Polizeibehörden eine womöglich lange andauernde Fortsetzung ihrer
Untersuchung angekündigt. Es sei "eine mühsame Operation", alle zu
identifizieren, die in Zusammenhang mit dem versuchten Giftmord stehen
könnten, äußerte ein Polizeisprecher am Dienstag. Die Untersuchung könne
eventuell sogar "viele Wochen dauern"; man wisse noch nicht einmal, auf
welche Weise das Gift den Opfern verabreicht worden sei.[8] Gegenwärtig
könne man keinerlei Hinweise auf Verdächtige geben.

Ausweisungen und der Bündnisfall

Das hat die britische Regierung nicht daran gehindert, ihre Polizei offen
zu brüskieren und sich auf die Täterschaft des russischen Staates
festzulegen: Es gebe "keinen anderen Schluss" als den, dass dieser "die
Schuld" an dem Mordversuch trage, behauptete Premierministerin Theresa May
am gestrigen Mittwoch.[9] Bereits am Dienstag hatten Bundeskanzlerin Angela
Merkel und May gemeinsam erklärt, man müsse jetzt geschlossen gegen
Russland vorgehen; Beweise für die angebliche russische Täterschaft
vorzulegen hielt auch die Bundesregierung für überflüssig. May hat gestern
nun 23 der 58 in Großbritannien akkreditierten russischen Diplomaten
aufgefordert, binnen sieben Tagen das Land zu verlassen; die Quote von 40
Prozent gilt als ungewöhnlich hoch. Hinzu kommen weitere Maßnahmen wie die
Ausweitung der Kontrollen russischer Privatflieger und die Einstellung
aller hochrangigen bilateralen Beziehungen. Indem May den Mordversuch
freihändig als ungesetzliche Gewalthandlung des russischen Staates
eingestuft hat, kommt sogar eine Berufung auf Artikel 5 des
Nordatlantikvertrags, mithin die Ausrufung des "Bündnisfalls", in
Betracht.[10]

"Zurück auf der Weltbühne"

Tatsächlicher Auslöser für die von Deutschland und anderen westlichen
Staaten im Grundsatz mitgetragene Aggression ist nicht der Mordversuch von
Salisbury; wäre er es, hätte London der Aufklärung des Falles Vorrang
gegeben. Hintergrund ist vielmehr der Machtkampf des Westens gegen
Russland. Moskau sei "als Akteur zurück auf der Weltbühne", hat vor kurzem
mit Blick auf die russischen Aktivitäten in Syrien, Nordafrika, Afghanistan
und weiteren Staaten Liana Fix, Programmleiterin Internationale Politik der
einflussreichen Hamburger Körber Stiftung, geäußert: "2018 ist das Jahr, in
dem sich Russland endgültig als globaler Player etabliert haben wird."[11]
Dabei trete Moskau "gegenüber Europa und den USA ... mit neuem
Selbstbewusstsein auf": Dies sei " geopolitische Realität". Die westlichen
Aggressionen seit 2014 sind der - im Wesentlichen erfolglose - Versuch,
Russland in die Schranken zu weisen. Mittlerweile genügt ein ungeklärter
Mordversuch mit unbewiesenem Russland-Bezug, um im Machtkampf gegen Moskau
die nächste Runde der Aggressionen einzuleiten. Schritt für Schritt nähert
sich der Westen dem großen Krieg.

Innerwestliche Rivalitäten

Dabei wird der globale Machtkampf von innerwestlichen Rivalitäten
begleitet. Indem es den NATO-Bündnisfall in den Blick nimmt, strebt London
auch eine Führungsrolle unter den NATO-Staaten Europas an. Damit beißt es
allerdings in Berlin auf Granit. Tatsächlich wurde in London zunächst
diskutiert, nicht nur russische Diplomaten des Landes zu verweisen, sondern
auch neue Wirtschaftssanktionen zu verhängen und zur "Vergeltung" womöglich
sogar noch einen Cyberangriff auf Russland zu starten; May hat das
allerdings unterlassen, vermutlich, "weil eine Ablehnung oft verletzt",
wird ein Londoner Außenpolitik-Experte zitiert.[12] Der innerwestliche
Machtkampf verkompliziert die eskalierende Lage noch mehr - und erhöht die
Kriegsgefahr.


Anmerkungen:
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STANDPUNKT/738: Erklärung der Staats- und Regierungschefs von Frankreich, Deutschland, den USA und Großbritannien (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Erklärung der Staats- und Regierungschefs von Frankreich, Deutschland,
den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich



Wir, die Staats- und Regierungschefs von Frankreich, Deutschland, den
Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich, sind entsetzt über den
Anschlag, der am 4. März 2018 im englischen Salisbury auf Sergej und Julia
Skripal verübt wurde. Ein britischer Polizeibeamter, der ebenfalls
verletzt wurde, ist weiterhin ernsthaft erkrankt. Das Leben zahlreicher
unschuldiger britischer Bürger war in Gefahr. Allen Betroffenen gilt unsere
Anteilnahme. Wir möchten der britischen Polizei und dem Rettungsdienst
unseren Respekt für ihr mutiges Handeln aussprechen.

Der Einsatz eines militärischen Nervenkampfstoffs eines Typs, wie er von
Russland entwickelt wurde, stellt die erste offensive Anwendung eines
solchen Nervengifts in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg dar. Es handelt
sich um einen Übergriff gegen die Souveränität des Vereinigten Königreichs.
Ein solches Vorgehen verletzt eindeutig die Bestimmungen des
Chemiewaffenübereinkommens und das Völkerrecht. Es bedroht unser aller
Sicherheit.

Das Vereinigte Königreich hat seinen Partnern gegenüber im Detail
dargelegt, dass Russland mit hoher Wahrscheinlichkeit die Verantwortung für
diesen Anschlag trägt. Wir teilen die Einschätzung des Vereinigten
Königreichs, dass es keine plausible alternative Erklärung gibt, und
stellen fest, dass Russlands Weigerung, auf die berechtigten Fragen der
Regierung des Vereinigten Königreichs einzugehen, einen zusätzlichen
Anhaltspunkt für seine Verantwortlichkeit ergibt. Wir rufen Russland
auf, zu allen Fragen Stellung zu nehmen, die mit dem Anschlag in Salisbury
verbunden sind. Russland sollte insbesondere das Novichok-Programm voll
umfänglich gegenüber der Organisation für das Verbot chemischer Waffen
(OVCW) offen legen. Unsere Besorgnisse werden angesichts früherer Fälle
verantwortungslosen russischen Verhaltens auf weiteren Feldern verstärkt.
Wir rufen Russland dazu auf, seiner Verantwortung als Mitglied des
UN-Sicherheitsrates gerecht zu werden, den internationalen Frieden und die
internationale Sicherheit aufrecht zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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STELLUNGNAHME/055: Europa ohne Russland? - Unzeitgemäße Betrachtungen zu einem zeitgemäßen Problem (Kai Ehlers)


Europa ohne Russland?

Unzeitgemäße Betrachtungen zu einem zeitgemäßen Problem.

von Kai Ehlers, 8. März 2018



Kann es Europa ohne Russland geben? Die politischen Ereignisse der letzten
Zeit, in der sich Europa und Russland immer weiter voneinander zu entfernen
scheinen, lassen solche Fragen, die nach der "Öffnung des Eisernen
Vorhangs" durch Michail Gorbatschow ganz unvorstellbar schienen, inzwischen
immer drängender in den Raum treten. Aber so sehr die Frage sich inzwischen
aufdrängt, so wenig ist sie mit einem einfachen Ja oder Nein zu beantworten
- nicht heute und bei genauem Hinsehen auch früher nicht.

Die europäische Politik hat Russland, wie schon mehrmals zuvor in der
Geschichte, wieder zum Feindbild aufgebaut. Putin wird als neuer Hitler,
Russland insgesamt als unberechenbar hingestellt. Europa müsse vor
russischen Aggressionen geschützt werden. Zugleich erklären europäische
Politiker die Zusammenarbeit mit Russland für unerlässlich, schon aus
ökonomischen Gründen, heißt es, aber selbstverständlich zu "unseren
Bedingungen". Mit Sanktionen und dem Aufbau militärischer Stärke möchte man
Russland gefügig machen.

Antworten, die man aus alltäglichen Gesprächen erhalten kann, sind ebenso
widersprüchlich: "Europa ohne Russland? - das wäre doch wie Kopf ohne
Herz!", sagen die einen, andere fühlen sich von Russland bedroht: 44% der
Deutschen sind nach aktuellen Umfragen für restriktive Maßnahmen gegen
Russland, 67% vertrauen Putins Russland nicht mehr. Die gleichen Befragten
wünschen sich ein normales, friedliches Verhältnis zu Russland.

Kurz, die Beziehung Europas, speziell auch Deutschlands zu Russland sind
durch und durch ambivalent. Gerade in der Ambivalenz liegt jedoch die
Aufforderung genauer hinzuschauen, ob Europa und Russland zu trennen sind
oder ob nicht und welche Bedeutung ihre Beziehung zueinander für den Lauf
der globalen Dinge heute hat.


Wovon reden wir?

Zunächst ist zu klären: Was ist Europa? Was ist Russland? In welchem Umfeld
steht ihre Beziehung zueinander oder gegeneinander heute?

Schauen wir als Erstes auf die Landkarte; da sehen wir, allem voran, die
Botschaft, welche die Erde selbst gibt: Hier Europas Klein- und
Vielgliedrigkeit als Appendix Eurasiens, dort Russlands schier unbegrenzt
erscheinende kompakte Weite der eurasischen Landmasse.

Sodann: Wenn wir von Europa sprechen, sprechen wir natürlich nicht nur von
der Europäischen Union. Europa ist mehr als die Europäische Union. Europa,
in seiner Gewordenheit und in seinem Werden umfasst auch Länder auf dem
europäischen Kontinent, die nicht der Europäischen Union angehören, sehr
wohl aber dem europäischen Kulturraum. Das betrifft Sprachen, Lebensart,
Kunst, Religion und Geschichte. Das sind Länder auf dem Balkan, auf dem
Kaukasus und eben auch Russland, zumindest Teile Russlands bis zum Ural.

Offen ist auch, wie lange die Europäische Union in der heutigen
Konstellation zusammen bleiben wird, ob, wie und wann sie sich
möglicherweise in Kern- und Randbereiche neu gliedert, welche Rolle
Mitteleuropa, konkret Deutschland in einem zukünftigen Europa zukommt.

Russland andererseits ist nicht einfach ein Teil Europas. Russland ist zwar
geografisch - auch ökonomisch - nicht von Europa zu trennen, lässt sich
jedoch seinerseits in seiner Gewordenheit und seinem Werden nicht auf
Europa, auch wenn man es nur bis zum Ural betrachten wollte, schon gar
nicht auf die Europäische Union reduzieren. Russland ist nicht nur
geografisch, sondern auch kulturell, sogar ethnisch Teil Asiens, genau
genommen ist Russland das Gebiet, die Kultur, die Realität zwischen Europa
und Asien. Bildlich gesprochen: Russland kann man als Zwischenraum, Europa
als Rand definieren.

Zusammen bilden Europa und Russland aber nicht nur einen untrennbaren
geografischen Zusammenhang; sie sind auch nicht nur ökonomisch eng
miteinander verbunden, im Kürzel gesagt: russisches Öl gegen europäisches
Know how, sie bilden darüber hinaus miteinander auch den geopolitischen
Raum, von dem aus die heutige Welt über eine Zeitspanne von 2000 Jahren
christianisiert, kultiviert, zivilisiert und schließlich kolonisiert wurde
- arbeitsteilig, um es salopp, gleichberechtigt, um es provokativ zu
formulieren: Europa als der 'Nabel der Welt', Russland als das 'Herzland'
Eurasiens.


Koloniale Arbeitsteilung... 

In dieser historischen Arbeitsteilung gibt es jedoch einen entscheidenden
Punkt zu beachten, der Europa und Russland auf widersprüchliche Art trennt
und zugleich verbindet: Heimat vieler Völker sind beide Räume, Russland als
umfassender Vielvölkerorganismus in den Weiten Eurasiens, Europa als
Pluralität von Staaten auf engstem Raum, aber:


	Von Europa aus wurde die ganze Welt kolonisiert - bis auf Russland, das sich als einziges Gebiet der Erde der von Europa ausgehenden Kolonisierung bis heute immer wieder entziehen konnte.

	Russland andererseits machte durch seine, zwar oft unterbrochene, aber unaufhaltsame Expansion im Eurasischen Raum bis hin zur Sowjetunion jegliche Kolonisierung des eurasischen Massivs durch Europa unmöglich.



Diese Konstellation schloss wechselseitige Übergriffe von Westen nach Osten
und von Osten nach Westen selbstverständlich nicht aus, bedingte sie in
nicht geringem Maße sogar.
Das sind von Westen nach Osten:


	die deutsche Ostkolonisation um 1000 n. Chr.,

	die Gründung des Deutschen Ritterordens in Livland im selben Zeitraum,

	das Ausgreifen Polen-Litauens nach Süden nach dem Tod Iwan IV. 1584 ff,

	die aufeinander folgenden Versuche Gustav Adolfs, danach Napoleons, Hitlers, der deutschen Wehrmacht Russland zu unterwerfen,

	die Förderung der Oktober-Revolution durch die deutsche Wehrmacht, die Lenin und seine Gruppe im plombierten Wagen nach Russland einschleuste,

	und neuerdings die US-geführten Versuche des NATO-Westens, Russland nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion klein zu halten - siehe Ukraine.



Von Osten nach Westen sind es:


	die Zerschlagung Nowgorods, das als Mitglied der norddeutschen Hanse westorientiert, tendenziell sogar offen für die Reformation war, durch Iwan III./IV.,

	die Vertreibung des Deutschen Ritterordens aus Livland durch Iwan IV.,

	die politischen Übergriffe nach Westeuropa durch Alexander I. , der sich nach der Niederlage Napoleons als "Retter des christlichen Abendlandes" verstand

	und schließlich die Besetzung Ost-Europas und Ostdeutschlands durch die Sowjetunion.



In dieser Dichotomie zweier unaufhaltsam expandierender dominanter Kräfte
gingen Europa und Russland als miteinander zu einem unlösbaren Konflikt
verwachsene und zugleich zu unausweichlicher Kooperation verurteilte
Zwillingsbrüder durch die Geschichte.


...bei diametral entgegensetzten Paradigmen

In der Art, WIE die Expansion vor sich ging, unterschieden sich Europa und
Russland jedoch in diametraler Weise voneinander:


	Europa expandierte in einem Prozess des Differenzierens, des Pluralisierens, des beständig um die Vormacht auf kleinstem Raum miteinander Kämpfens, der Konkurrenz, letztlich in einem sich steigernden Prozess der Individualisierung, der individuellen Emanzipation, im Kern eines tiefen, wenn auch produktiven Egoismus. Europa trug diesen Prozess als ununterbrochenen Krieg in die ganze Welt hinaus, vielsprachig, in ständiger Veränderung, ohne dauerndes Zentrum.




	Russland expandierte nach dem Prinzip des Sammelns, des Zusammenführens, des Integrierens und Kollektivierens, der Vielfalt unter dem Dach einer Sprache, der Bildung von Gemeinschaftstraditionen unter einem autoritären Zentrum, Moskau. Das heißt nicht, dass die russische Expansion im Gegensatz zur europäischen gewaltlos vor sich gegangen wäre; es haben sich in der Geschichte nur zwei ganz unterschiedliche Prinzipien der Kolonisierung verwirklicht, deren Wirkung bis heute anhält: Integration im russischen Raum - Desintegration in Europa und von dort ausgehend in der Welt.




Geschichtliche Spurensuche

Wo liegen die Ursachen für diese Entwicklung? Paradox gefragt: Wo liegen
die Gemeinsamkeiten dieser unterschiedlichen Entwicklung, die
entgegengesetzter nicht verlaufen konnte? Welche Dynamik liegt heute noch
darin?

Mit Hinweisen auf tagespolitische Ereignisse sind kaum Erkenntnisse zu
diesen Fragen zu gewinnen - Merkel, Macron, Putin, Poroschenko, Trump sind
eher Getriebene als Treiber. Zu zeitgebunden sind die aktuellen politischen
Manöver, zu verschleiert die Motive der aktuellen Feind- oder
Freunderklärungen, zu verwirrend die wechselnden Täuschungsmanöver im
gegenwärtigen Des-Informationskrieg.

Auch aus der Ökonomie, die heute unter Schlagworten wie 'Wachstum',
'Fortschritt', 'Konsumgesellschaft' etc. als der große zivilisatorische
Gleichmacher rund um den Globus in den Vordergrund gerückt ist, der
gewachsene kulturelle, religiöse und geistige Unterschiede zunehmend
nivelliert und durch die Gemeinschaft williger Konsumenten ersetzt, lassen
sich kaum Erkenntnisse zu diesen Fragen gewinnen.

Der Blick muss tiefer, tief in die Geschichte gehen, um erkennen zu können,
wie aus einem ursprünglich gemeinsamen Kulturstrom -
indogermanisch-griechisch-römisch-christlich - die systemgeteilte Welt des
20. Jahrhunderts und nach deren vorübergehendem Übergang in die
US-dominierte Globalisierung die sich heute andeutende erneute
Ost-West-Teilung hervorgehen konnte und wo die Möglichkeiten der
Überwindung dieser Dualität liegen.


Mesopotamien - Wiege Europas

Beginnen wir ganz klassisch mit der Entführung Europas durch Zeus von den
Stränden Phöniziens, erzählt aus griechischer Sicht zum ersten Mal von
Homer ca. 800 vor unserer Zeitrechnung: Europa wurde die Mutter einer
neuen, noch unentdeckten Welt.

Von Europas Landung an der kretischen Küste führt der Weg geradewegs durch
die griechische Geschichte, ab 146 v. Chr. in die römische, von da durch
die Zeitenwende, die von Christi Geburt, von der Geburt des Christentums in
Palästina markiert wird, weiter über die Jahrhunderte der
Christenverfolgung in Rom, bis das Christentum im Jahr 380 n. Chr. zur
römischen Staatskirche ausgerufen wurde.

Über die ganze, sich über mehr als 500 Jahre erstreckende Zeit dieser
griechisch-römischen Geschichte zieht noch ein einheitlicher kultureller
Strom ins frühe Europa.


Teilung der römischen Welt 

Mit der Teilung Roms in Ostrom - Westrom im Jahr 395 n. Chr. setzt die
unterschiedliche Entwicklung des europäischen Siedlungsraumes in ein
östliches und ein westliches Europa ein. Ost-Rom, unter dem Namen Byzanz,
später Konstantinopel wird zur Feste Europas, West-Rom zerfällt unter dem
Ansturm germanischer Stämme und hunnischer Reiterheere aus dem Inneren
Asiens - man erinnert sich an die Daten der Völkerwanderung: 410 n. Chr.
Alarich vor Rom, 450 n. Chr. Attila vor Byzanz und vor Rom. Der Zerfall
Roms setzt getrennte Reichsbildungsprozesse im Osten und im Westen Europas
in Gang.

Als drittes Element neben den beiden christlichen Strömungen kommen die
Wikingischen Handelskrieger hinzu, die im Osten entlang der Flüsse nach
Süden bis Byzanz ziehen, im Westen vom Meer aus in die Küstengebiete
eindringen. Die Gründung der Kiewer Rus durch den Wikinger Rurik 882 n.
Chr., die Reichsbildungskriege der Karolinger im achten und neunten
Jahrhundert, die ganz eigene Entwicklung der angelsächsisch-dänischen
Besiedlung des heutigen England fallen in diese Zeit erster
Differenzierungen des ursprünglichen mesopotamischen Kulturstroms.

Mit der Übernahme des orthodoxen Christentums durch den Fürsten Wladimir
von Kiew im Jahr 988 n. Chr. bindet die Kiewer RUS sich an Byzanz. Mit
diesem Schritt nimmt das Auseinanderdriften der religiösen Sphäre in
Ost- und Westeuropa an Deutlichkeit zu. England geht zudem seinen eigenen
Weg. Kiew bleibt aber zu der Zeit noch Handelsdurchgang von Osten nach
Westen, unterhält auch noch höfische Beziehungen zu den französischen und
anderen westlichen Fürstenhäusern.

Das Schisma:

Differenzierung im Westen... 

Mit dem Schisma, der großen Kirchenspaltung von 1064 n. Chr., wird das
Auseinanderdriften Europas auf einen oströmischen und einen weströmischen
Entwicklungsweg manifest. Die Patriarchen von Byzanz und Rom
exkommunizieren sich gegenseitig. Byzanz versteht sich als Hüter der
Einheit von Staat und Kirche, betrachtet Rom als abtrünnig vom wahren
Glauben. Roms Entwicklung führt dagegen sehr schnell auf einen
dreigeteilten gesellschaftlichen Weg, der die differenzierte Zukunft des
westlich Europa vorzeichnet, den politischen Bereich der Reiche und
Staaten, den religiösen Bereich und eine unabhängige Philosophie und
Wissenschaft.

Ausgesuchte prägnante Daten mögen das verdeutlichen:


	Nahezu zeitgleich zur Spaltung von Ost- und Westkirche setzen die von Rom ausgehenden Kreuzzüge ein - erster Kreuzzug 1095 n.Chr. Die Züge wenden sich, was heute kaum erinnert wird, auch gegen die Ostkirche. Die Ritter des 4. Kreuzzuges erobern sogar Byzanz. Als die Türken 1443 Byzanz belagern, kommt den Byzantinern aus dem Westen Europas keine Hilfe zu. Dieses Ereignis treibt die Spaltung zwischen den Kirchen tief ins Unterbewusstsein der orthodoxen Bevölkerung, die sich vom Westen verraten fühlt.

	Der Gang König Heinrich IV. nach Canossa 1076 n.Chr., mit dem er Papst Gregor VII. zwingt, die Bannbulle gegen ihn aufzuheben, besiegelt die Spaltung von Staat und römischer Kirche.

	Dem großen Ost-West-Schisma folgt das kleine Schisma zwischen Rom und Avignon von 1378 bis 1417; in der Mitte des 15. Jahrhunderts erhebt sich noch ein weiterer Gegenpapst, dazu diverse Gegenbischöfe.

	In den Klöstern entwickelt sich mit der scholastischen Philosophie das Bestreben, Religion rational zu begründen.

	Nicht unerwähnt bleiben darf die Gegenbewegung der Inquisition, die Spaltungen und Abweichungen in Angelegenheiten des Glaubens als Häresien mit Folter und Tod einzudämmen versucht.



Nur kursorisch benannt seien die bekanntesten Stationen der weiteren
Differenzierung der westlichen Entwicklung:


	die 'Entdeckung Amerikas' durch Kolumbus 1492, die diesen Kontinent an Europa heranzieht,

	die Renaissance im 15. Und 16. Jahrhundert,

	die Konfessionalisierung der Westkirche durch Luther, Zwingli und Calvin,

	der Dreißigjährige Krieg 1618 - 1648,

	die Aufklärung ab 1700,

	die Französische Revolution 1789 - 1799,

	die Entstehung europäischer Nationalstaaten in der Folge der Revolution, durch Napoleon forciert.



Von der Neuzeit soll später gesprochen werden.


Ganz anders im Osten:

Das "Sammeln der russischen Erde" 

Byzanz verschloss sich einer Entwicklung, wie sie von Rom ausging. Im
byzantinischen Raum, wie er sich im Kiew Wladimirs fortsetzte, entwickelten
sich keine unabhängige Wissenschaft, keine Renaissance, keine Reformation,
keine Aufklärung - und keine bürgerliche Revolution. Die Zerstörung Kiews
durch die Mongolen im Jahr 1241 war ein weiterer entscheidender Impuls für
die Entfernung Ost- und West-Europas voneinander.

Die Mongolen vernichteten Kiew, machten den südlichen und mittleren Osten
abhängig; den Westen, obwohl sie dessen Heere bei Liegnitz vernichtend
schlugen, verschonten sie, wandten sich stattdessen weiter nach Süden, wo
sie das muslimische Kalifat Bagdad vernichteten. Im Schatten dieser
Schonung konnte sich der Westen Europas anders als der Osten unabhängig von
mongolischem Druck entwickeln. Die Zerschlagung Kiews löste dagegen eine
Fluchtbewegung der Bevölkerung der RUS nach Norden aus, wo die fürstliche
Oberschicht als Dienstadel, die Bauern als Siedler im Fürstentum Moskowien
Zuflucht fanden, das von den Mongolen nicht besetzt und ihnen nur
tributpflichtig war.

Mit diesen Ereignissen kommt zu der religiösen Spaltung zwischen Ost- und
Westkirche die unterschiedliche Ausrichtung des zuvor noch offenen
politischen Raumes hinzu. Ausgehend von Moskowien, noch unter der
mongolischen Tributhoheit, beginnt mit dem Moskowiter Fürsten Kalita (1325
- 1340), intensiviert durch Iwan III (1530 - 1584), dann Iwan IV. (1456 - 71) der Prozess des "Sammelns russischer Erde", wie es in der russischen
Geschichtsschreibung genannt wird. Nach dem Fall Konstantinopels erklärt
Iwan IV. Moskau zum III. Rom. Dabei übernimmt er das Staatskirchentum des
byzantinischen Modells, übernimmt auch den Titel Kaiser, also Zar des
russischen Reiches. Mit der Unterwerfung Nowgorods und der Verdrängung des
deutschen Ritterordens aus Livland schließt er die Grenzen nach Westen;
zugleich forciert er die Kolonisation nach Osten auf der Spur des
zerfallenden mongolischen Großreiches bis nach Sibirien.

Die Politik Iwans IV. zementiert die Trennung zwischen dem orthodoxen Osten
und einem reformatorischen, protestantischen, aufklärerischen Westen bis in
die Zeit Peter I. in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Ost und West,
Russland und Europa sind für mehr als 200 Jahre getrennte Welten. In dieser
Zeit festigt die christliche Orthodoxie ihr Verständnis von sich als
Bewahrer des wahren christlichen Glaubens - ohne einschneidende
Abspaltungen, ohne Protestantismus, ohne Religionskriege, ohne Aufklärung
in despotischer Einheit von Staat und Kirche - bis auf die minoritäre
Bewegung der "Altgläubigen", die eine formale Kirchenreform im 17.
Jahrhundert nicht mitmachen wollten.


Neue West-Ost-Begegnung,

Westlich orientierte Modernisierungsschübe Russlands

Vermischung, gegenseitige Übergriffigkeiten

Mit Peter I. 1682 bis 1725, genannt der Große, beginnt eine neue Phase der
Ost-West-Beziehungen. Den Beinamen 'der Große', erhielt er dafür, das er
das "Fenster nach Europa" öffnete. Konkret hieß das: Er unterwarf Russland
einer Modernisierung und Industrialisierung nach westlichen Standards.
Seine Modernisierung war ein Gewaltakt, der die in ihrer traditionellen
Orthodoxie lebende mehrheitlich bäuerliche russische Gesellschaft zutiefst
erschütterte. Er ließ den Bauern Kaftane und Bärte gewaltsam beschneiden,
um sie aus ihren orthodox-gläubigen Sitten herauszuholen. Er war sich nicht
zu schade, eigenhändig die politische Opposition zu köpfen. Er ließ St.
Petersburg in einem Gewaltakt aus den Newa-Sümpfen stampfen. Gleichzeitig
führte er Expansionskriege nach Norden und nach Süden. Die sog.
petrinischen Reformen hinterließen ein zwischen Orthodoxie und westlicher
Modernisierung zerrissenes russisches Volk unter der Knute einer
autoritären Zwangsmodernisierung. Im Westen wurde Peter I. natürlich
gefeiert.

Zu beachten ist: Zeitgleich zu den petrinischen Reformen entwickelt sich im
Westen die Aufklärung. Zeitgleich ziehen die antidynastischen Wolken der
französischen Revolution auf, deren Ideologen ihre Impulse aus der
Unabhängigkeitserklärung der USA von 1776 und der Bill of Rights von 1797
beziehen, die das Recht auf Selbstbestimmung und Revolution
verfassungsmäßig festschreiben. Europa und Russland sind, trotz
Modernisierung Peters I., auf unterschiedlichen Wegen: Europa öffnet sich
in Richtung Amerika, Russland expandiert, wenn man das Gebiet zu der Zeit
noch so nennen kann, im ost- und süd-europäischen Raum.

Ein halbes Jahrhundert später, 1762 - 1796, intensiviert Katharina II., die
'Deutsche auf dem Zarenthron', ebenfalls die Große genannt, die Beziehungen
Russlands zum Westen. Sie pflegt intensivsten Umgang mit den französischen
Aufklärern, insbesondere Voltaire. Sie fördert europäische Wissenschaft und
Kunst. Der Enzyklopädist Diderot ist über längere Zeit Gast des Zarenhofes.
Gleichzeitig setzt sie das Sammeln russischer Erde nach Süden, ebenso wie
den autoritären Regierungsstil fort. Die Politik Katharinas vertieft die
Durchmischung von Orthodoxie und westlicher Aufklärung erheblich.


Übergang in die Moderne: 

Durchmischung, imperiale Konfrontationen, gegenseitige Zerstörung 

Auf die Westöffnung Peters I. und Katharinas II. folgt wie ein Donnerschlag
der Feldzug Napoleons gegen Russland. Deutlicher als mit diesem Feldzug,
der im russischen Winter von 1812 steckenblieb, konnte der Welt nicht mehr
vorgeführt werden, dass Russland mehr war als nur Europa und wie weit sich
Russland und der Westen inzwischen voneinander entfernt hatten. Napoleons
Rückzug war nicht nur ein Rückzug Frankreichs, es war ein Rückzug Europas.
Nur eins dazu: Mehr als die Hälfte des 500.000 Mann starken napoleonischen
Heeres waren Mannschaften aus den von Napoleon besetzten Gebieten Europas.

Der Niederlage Napoleons folgte auf dem Fuße ein Vorstoß Russlands nach
Westen. Auf dem Wiener Kongress von 1814, bei dem es um eine Neuordnung
Europas nach der Niederlage Napoleons gehen sollte, genauer, um die
Wiederherstellung der von Napoleon zerstörten dynastischen Ordnung, war der
russische Zar Alexander I. neben dem Vertreter Habsburgs, Fürst Metternich,
die führende Stimme der Restauration. Sein im Zuge der "Heiligen Allianz"
unternommener Versuch die Auswirkungen der französischen Revolution zurück
zu kämpfen warf den Schatten einer tiefen orthodoxen der Reaktion auf
Europa.

Der Schlagabtausch, der mit Napoleons endgültiger Niederlage bei Waterloo
1816 endete, war das Vorspiel für die Konfrontationen des darauf folgenden
Jahrhunderts, in denen die von Europa ausgehende Expansion über See und die
von Moskau ausgehende territoriale Expansion an den Rändern Eurasiens, zum
Beispiel in Afghanistan aufeinanderprallten, ergänzt durch Konfrontationen
im süd-europäischen Raum, in dem Russlands panslawistische Ambitionen auf
westeuropäische Grenzen stießen. Es entstand das, was uns bis heute unter
dem Stichwort des 'great game' begleitet und was sich in dem Jahrhundert
der zwei Weltkriege entlud, die sich 1914 - bis 1918 und noch einmal 1939
bis 1945 im Kern um Verschiebungen der ins Globale gewachsenen Konkurrenz
zwischen den von Europa und Russland ausgehenden Einflusszonen drehten.

Einige Aspekte dieser konfrontativen Zeit, die Beziehung Europas zu
Russland betreffend, fallen von heute aus besonders ins Auge:

Das ist vor allem die schon erwähnte Unterstützung der Oktoberrevolution
durch den Westen im Zuge des 1. Weltkriegs, konkret durch die deutsche
Wehrmacht, die Lenin und eine Gruppe russischer Revolutionäre in
plombierten Waggons nach Russland einschleuste, mit dem klaren Ziel den
Zarismus zu stürzen und Russland damit zur Kapitulation zu zwingen.
Anschließend bekämpfte der Westen die Ergebnisse der Revolution, um eine
sowjetische Staatenbildung zu verhindern. Heute würden wir diesen Vorgang
glatterdings einen 'Regime change' nennen.

Aber wenn der Sturz des Zarismus, die Konfrontation mit westlichem
revolutionären Gedankengut, nicht zuletzt mit dem Atheismus der Revolution
Russlands Identität auch ins Herz traf, zerstörte Europa sich in diesem
Krieg doch andererseits selbst, während die von Russland, der entstehenden
Sowjetunion sich ausbreitende kommunistische Internationale sich in der
Gegenbewegung zu dem von Europa ausgegangenen Zersetzungsversuch praktisch
über die gesamte westliche Welt verbreitete. Man ist versucht von einem
paradoxen Vorzeichenwechsel zu sprechen: Russland übernahm den
westeuropäischen Zivilisationsstrom der Desintegration in Gestalt einer
modernen Einheitspartei, in den Westen floss in einer unaufhaltsamen
Gegenbewegung der Strom des russischen Integrierens und Kollektivierens in
Form einer Vielzahl kommunistischer Parteien hinein. Die Folge war, einfach
gesagt, ein die Fronten übergreifendes Identitätschaos - in dem Atheismus
und Orthodoxie sich zu monströsen Dogmatismen überkreuzten.

Im zweiten Weltkrieg versuchen die westlichen Alliierten - Hitler benutzend
- den aus der Oktoberrevolution erwachsenen Einfluss der
Sowjetunion/Russland wieder zurückzuschlagen. Hitler hatte sich einbilden
können, England werde seinem Vorgehen gegen Russland stillschweigend
zusehen. Aber anders als geplant, ging nicht Russland, sondern Europa in
diesem Krieg zugrunde: Europa wird geteilt, West-Europa, Westdeutschland
werden Satelliten der USA. Russland, die Sowjetunion dringt bis nach
Mitteleuropa vor. Die Welt ist geteilt - bis die Sowjetunion 1991
implodiert und die USA als "einzige Weltmacht" übrigbleiben, vorläufig
jedenfalls, solange ihr keine neuen Rivalen erwachsen.


Ergebnis im Rückblick: 

Aus dem ursprünglich gemeinsamen Strom der beiden Kolonialmächte Europa und
Russland wurde die globalisierte Welt des 21. Jahrhunderts:


	Europas Expansion der Vielfalt explodierte: 
 Nach seiner Selbstzerstörung in dem zurückliegenden Weltkrieg des 20. Jahrhunderts (1. - und 2. Weltkrieg) braucht und sucht Europa heute eine neue nachkoloniale und nachnationale Identität und Form. Die gegenwärtige Europäische Union ist eine Übergangserscheinung, bei der die Frage entsteht: was ist der Mitteleuropäische Raum in diesem ganzen Konzert.




	Russlands Expansion des Sammelns implodierte: 
 Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion braucht/sucht Russland heute eine post-expansive Identität als Entwicklungsland neuen Typs, in dem westliche Standards und durch den Sowjetismus gebrochene Tradition eine neue Verbindung suchen. Russlands gegenwärtige autokratische Form ist eine Übergangserscheinung.




	Die USA übernahmen das Ruder der Weltentwicklung:
 Sie haben ein erklärtes Interesse daran, die Verbindung eines erneuerten Russland mit einem erneuerten Europa, in Sonderheit Deutschlands als tragender Mitte Europas, zu verhindern.



Aktuell tritt jetzt noch China als neue Größe vom Osten her in diese
Konstellation mit ein. Weitere Mächte melden ihre Ansprüche zur Teilhabe
an. Es entsteht etwas, das als multipolare Weltordnung bezeichnet wird, bei
dem aber vollkommen unklar ist, was die geistige Substanz dieser
Weltordnung ist. Ohne verbindende Sinngebung droht diese Entwicklung in
eine erneute Ost-West-Spaltung zu führen, jetzt lediglich ins Globale
erweitert. Um es klar, und vielleicht auch ein bisschen provokativ
zusammenzufassen: So wie Russland und Europa die Welt arbeitsteilig
kolonisiert haben, so ist jetzt die Zeit gekommen, sie ebenso
arbeitsteilig unter Einbeziehung der inzwischen gewachsenen Außenflanken,
China, und die USA zu transformieren.


Aber wie?

Wie kann es gelingen, die verschütteten Impulse der europäisch-russischen
Beziehungen wieder freizulegen, sie miteinander in Austausch zu bringen,
statt sie unerkannt, ins Lähmende oder ins Globale eskaliert, weiter
gegeneinander wirken oder gar wüten zu lassen, nachdem die Versuche einer
neuen Völkerordnung nach 1918 ebenso wie die russische Revolution damit in
der Vergangenheit gescheitert sind und auch gegenwärtige Annäherungen jetzt
wieder zu scheitern drohen?

Ein interessanter Ansatz dazu lässt sich in einem Vortrag von Rudolf
Steiner finden, dem Begründer der anthroposophischen Gesellschaft, den er
zum Jahreswechsel 1918/1919 hielt, also noch unter dem unmittelbaren
Eindruck des 1. Weltkrieges. Er spricht von drei Kulturströmungen, die sich
aus den Tiefen des vorchristlichen Altertums entwickelt hätten. Deren
Wirken müsse offen gelegt, verstanden und in neue Beziehung zueinander
gebracht werden, so Steiner, wenn man das heutige Chaos und die heutige
Entwicklungsdynamik verstehen wolle. Als die drei Strömungen benannte er:


	Den aus dem Orient über Mesopotamien kommenden griechischen, christlichen Strom, der sich am Ende im russisch-slawischen Raum in besonderer Weise entwickelt und bewahrt habe.

	Den aus Ägypten über Rom kommenden rechtlichen, politischen Strom, der sich über den ursprünglichen orientalischen gelegt und sich wesentlich in Mitteleuropa in der Herausbildung der Emanzipation des Einzelnen und rechtsstaatlicher Vorstellungen ausgeprägt habe.

	Den später aus dem Norden kommenden pragmatisch, wirtschaftlichen Strom, der sich in der englisch-amerikanischen Welt entwickelt habe, der aber als jüngster Strom noch nicht voll ausgebildet sei.



Diese Grundströmungen, seien heute nicht mehr in Klarheit erkennbar, so
Steiner weiter, sie hätten sich auf dem Weg durch die Geschichte zu einem
chaotischen Knäuel einer geistlosen Zivilisation verwickelt, verfälscht und
zum Teil pervertiert. Sie unter ihren Verformungen in ihrer jeweiligen
Wertigkeit zu erkennen und im Zuge einer Entzerrung des heutigen sozialen
Lebens nach geistigen, politisch-rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekten,
Steiner spricht von einer Dreigliederung des sozialen Lebens, so
miteinander in Beziehungen zu bringen, dass die konfliktstiftende Dominanz
des Ökonomischen überwunden werden könne, sei das Gebot der Zeit. Das habe
der Krieg, der aus eben dieser Dominanz des Ökonomischen entstanden sei -
um es mit Worten von heute zu sagen - der Menschheit nachhaltig vor Augen
geführt.

Man muss kein Anthroposoph sein, um die Wahrheit dieser Aussagen zu
erkennen und um weiter zu erkennen, dass wir seit dem ersten Weltkrieg ein
weiteres Jahrhundert der "Verknäuelung" und Nivellierung erlebt haben und
im Zuge der Globalisierungskrise heute weiter erleben. Klar ist auch, wie
sehr Europa und Russland - nämlich zentral, gewissermaßen als Kern, um die
das Knäuel aufspult ist - in dieses Knäuel verwickelt sind:


	Die Gemeinschaftskräfte Russlands kommen mit den vom Westen ausgehenden Modernisierungen unter existenziellem Druck. Er führt einerseits zu einer von Russland ausgehenden Hyperindividualisierung, lässt aber zugleich starke Tendenzen der Abschottung entstehen. In der Politik führt das dazu, dass Russlands europäische Nachbarn Russland als unberechenbar fürchten.

	Die emanzipatorischen Impulse Europas verkehren sich zusehends in soziale Isolation, während sie zugleich einen aggressiven Export menschenrechtlicher Ideologie hervorbringen; der wird von Russland angesichts der realen Politik der Europäischen Union als hohl und übergriffig erlebt.

	Die globalisierte Ökonomie bringt statt einer am Menschen orientierten Wohlfahrt, was ihre Aufgabe und Möglichkeit wäre, zunehmende Konfliktpotentiale und soziale Gewalt hervor.



Was könnte eine Besinnung auf die von Steiner genannten Kulturströmungen in
der heutigen Situation für Europas Beziehung zu Russland also bedeuten?


	Ganz sicherlich keine fraglose Unterordnung unter die Dominanz einer bloß ökonomisch orientierten Globalordnung nach amerikanischem Muster - auch dann nicht, wenn diese Ordnung in Zukunft unter anderen Namen, etwa dem chinesischen auftreten sollte.




	Ganz sicher keinen romantischen Rückfall auf den Traum von einem ungeteilten christliches Europa nach Art der deutschen Romantik oder gar auf eine von Europa und Russland gemeinsam gebildete eurasische Achse, die versucht ihre durch die Teilung verlorene abendländische Dominanz wiederherzustellen.




	Ganz sicher aber auch nicht den isolierten Rückzug auf eine "russische Idee" oder eine "europäische Idee", die sich voneinander abgrenzen oder gar bekämpfen. Das liefe nur auf eine Beschleunigung der nationalistischen Tendenzen hinaus, die sich gegenwärtig in der Welt des "Amerika first" abzeichnen.



Eine Notwendigkeit der heutigen Zeit ist aber sicher, und das mehr und
dringender als noch vor hundert Jahren, die russische und die europäische
Idee, wie jede andere nationale Idee, die zurzeit lebt oder noch neu
entsteht, einschließlich der amerikanischen, vorurteilslos daraufhin zu
untersuchen, wie sich die genannten kulturellen Grundströmungen in der
heutigen globalen gesellschaftlichen Wirklichkeit darstellen und wie eine
von nationalen Beschränkungen befreite Wechselwirkung von geistigem Leben,
Politik und Ökonomie so gefördert werden kann, dass die Dominanz der
Ökonomie relativiert, tendenziell überwunden werden kann, bevor die
Notwendigkeit dazu durch eine weitere Weltkatastrophe bewiesen wird.

Europa und Russland könnten dazu, wenn sie sich auf ihre historischen
Wurzeln besännen, in ihrem gegensätzlichen Aufeinander-Bezogen-Sein von
individueller Emanzipation und gemeinschaftlicher Tradition einen
entscheidenden Beitrag leisten, in dem 'Herz' und 'Kopf' miteinander und
nicht gegeneinander wirken - allerdings ohne dabei, das ist zu betonen, die
Ökonomie zu vergessen, ohne dabei aber auch zu erneuter Expansion oder
Dominanz aufsteigen zu wollen. Anders gesagt, die Ökonomie, konkret auch
der "american way of life", einschließlich seiner chinesischen Variante,
muss nicht bekämpft, sondern in diese Entwicklung integriert werden, wenn
sich ein lebendiger Austausch zwischen den Kulturen entwickeln soll, der an
der Förderung des Wohles, der Selbstständigkeit und Freiheit des einzelnen
Menschen orientiert ist.

In diese Richtung nach vorn zu schauen, um zu sehen, wie russische und
europäische Art sich gegenseitig anregen können, ist wohl die optimale
heutige Variante.

Kai Ehlers

www.kai-ehlers.de

Der Verfasser ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.
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INTERVIEW/401: Politische Gefangenschaft - systemgefesselter Journalismus ...    Peter Nowak im Gespräch (SB)


Peter Nowak ist freier Journalist und Publizist. Er setzt sich häufig mit Themen
der Linken, ihrer Geschichte und ihren Diskursen auseinander. Auf der
Internationalen Konferenz, zu der das Freiheitskomitee für Musa Asoglu am 10.
und 11. Februar ins Hamburger Centro Sociale geladen hatte, hielt er einen
Vortrag [1] über den Konformitätsdruck und die Sprachkontrolle, denen
JournalistInnen heute ausgesetzt sind oder die sie als gut integrierte
BürgerInnen selbst produzieren. Im Anschluß daran ergab sich die Gelegenheit,
Peter Nowak einige ergänzende Fragen zu stellen.



Schattenblick (SB): Von Marx stammt der Satz: "Die erste Freiheit der Presse
besteht darin, kein Gewerbe zu sein." Als professioneller Autor bestreitest du
mit deiner Arbeit den Lebensunterhalt. Ist es in diesem Sinne überhaupt
machbar, ein Gewerbe namens Presse auszuüben und sich dabei nicht zu verleugnen?

Peter Nowak (PN): Ja, aber es kommt immer darauf an, was man für
Ansprüche hat. Wenn man dadurch wohlhabend werden oder Karriere
machen will, ist es wohl kaum machbar. Dennoch gibt es schon noch
Nischen oder auch Zeitungen, wo das möglich ist. Das geht schon.
Leben kann man davon sicher, aber Millionär wird man dadurch nicht.

SB: Vielen Leuten scheint nicht bewußt zu sein, daß JournalistInnen von
ihrem Brotberuf abhängig sind und die Verlagskonzerne eine politische
Agenda haben. Es gab einmal die Idee einer öffentlich-rechtlichen
Presse oder von Bezahlsystemen wie Flattr. Was hältst du von solchen Modellen?
Könntest du dir vorstellen, daß sie politisch weniger anfällig für
eine Formierung von Meinung wären?

PN: Ich denke schon, aber ich bin ja auch gewerkschaftlich in der FAU, im
Mediensyndikat, organisiert. Eigentlich muß man darum kämpfen, daß man von
seiner journalistischen Arbeit leben kann, daß sie gut bezahlt wird, auch daß
alles bezahlt wird, und man es nicht mit diesen Tricks zu tun bekommt, daß nur
gekürzte Texte bezahlt werden. Die Forderung muß eigentlich sein, daß man seine
Artikel so teuer wie möglich an die Verlage verkauft. Das ist ja wie bei allen
anderen Berufen auch, die auf Lohnarbeit basieren. Ein Journalist verfolgt eine
Idee, und die Verlage profitieren davon, indem sie aus dem Produkt Gewinne für
ihre Zeitungen machen und dies entsprechend bezahlen. Diese anderen Modelle sind
natürlich so etwas wie eine Behelfsstruktur. Ich denke aber nicht, daß man
dadurch unbedingt eine Garantie hat oder daß es dann demokratischer wäre, weil
es natürlich auch sein kann, daß einen bestimmte Interessengruppen unter Druck
setzen und sagen, wir unterstützen das nur, wenn man so oder so schreibt, zum
Beispiel im Sinne einer Umweltschutzbewegung oder daß man Kritik an ökologischen
Perspektiven übt. 

Diese Modelle müssen nicht unbedingt eine Alternative zum Status quo sein oder
garantieren, daß man dadurch mehr Möglichkeiten hätte. Das würde natürlich auch
immer bedeuten, daß dann nur die wenigsten unabhängig sind, aber im Gegenzug
viel mehr Abhängigkeiten entstehen. Es gibt ja seit jeher solche Modelle,
teilweise auch im Umweltbereich. Es ist natürlich klar, daß die Verlage, selbst
wenn sie eher eine emanzipative Richtung repräsentieren, nur Leute fördern, die
auf eine bestimmte Art und Weise schreiben. Denn auch in diesem Bereich gibt es
durchaus Streitpunkte. Wenn man zum Beispiel die Umweltbewegung nimmt, kann es
im Detail doch sehr unterschiedliche Auslegungen geben. Deshalb kann ich mir
auch vorstellen, daß man da ganz schön unter Druck gerät. Ich wäre schon eher
dafür, daß man das als Klassenkampf betrachtet, den die Lohnabhängigen
organisieren sollten, um dafür zu kämpfen, daß man besser bezahlt wird.

SB: Als freier Autor verkaufst du deine Beiträge an verschiedene Publikationen.
Wie sieht die Situation von freischaffenden Journalisten heute aus?

PN: Es ist natürlich, wenn man so will, ein Pilotprojekt für die Prekarisierung
gerade in diesem Bereich. Die Kernredaktionen werden zunehmend ausgedünnt, oft
sitzen nur noch ganz wenige Mitarbeiter in den Redaktionen, während es immer
mehr Freie gibt, die erst einmal untereinander konkurrieren und dadurch noch
mehr unter Druck stehen. Zudem wissen sie oft gar nicht, was die anderen an Lohn
kriegen. Darüber wird selten gesprochen. Eigentlich wäre es schon gut, wenn man
weiß, was die schreibenden KollegInnen für einen Artikel bekommen. Es ist
nämlich überhaupt nicht klar, daß sie dasselbe kriegen, oder sie haben
vielleicht andere Konditionen. Die Verlage haben kein Interesse daran, daß man
darüber redet. Das wirkt schon wie Gift in diesen Bereichen.

Erst wenn man wüßte, was die anderen verdienen, könnte man gemeinsame
Forderungen aufstellen. Viele sehen sich daher als Einzelkämpfer bzw.
Einzelkämpferin und jeden anderen als Konkurrenten bzw. Konkurrentin, was es
erst einmal im Kapitalismus ist. Um das zu überwinden, braucht es organisierte
Zusammenarbeit wie zum Beispiel in Gewerkschaften. Der Druck auf den
einzelnen ist eben groß. Dies gilt um so mehr in den freien Berufen, weil der
Zeitungsmarkt, wenn man jetzt einmal die Printmedien nimmt, einerseits insgesamt
eher schrumpft und andererseits die großen Gewerkschaften DGB und ver.di enorme
Probleme haben. Eigentlich sollten die JournalistInnen ihre KollegInnen, die Blogs
machen, nicht bekämpfen, aber statt dessen behaupten sie, daß es keine
richtigen JournalistInnen seien. Diese Diskussion gibt es ja. 

Dabei sind Blogs nur die modernere Version des Journalismus. BloggerInnen
sollten auch für ihre Arbeit bezahlt werden und es nicht mehr unentgeltlich
machen. Dieser ganze Bürgerjournalismus, wo Leute teilweise stolz darauf
sind, wenn sie unentgeltlich Beiträge hinschicken, verdirbt noch einmal die Preise,
weil sie natürlich das machen, was freie JournalistInnen tun. Diskussionen dieser
Art um Medienmacht werden schon länger geführt. Im Grunde ist es ein
Pilotprojekt für eine prekäre Arbeitswelt.

SB: Offensichtlich gibt es Bemühungen zur Reglementierung des
Journalistenberufs. So ist beispielsweise die Ausgabe von Presseausweisen
stärker limitiert worden. Zudem wird der Vorschlag verhandelt, die bisher
ungeschützte Berufsbezeichnung Journalist in einem größeren Ausmaß an bestimmte
Bedingungen zu knüpfen. Wie bewertest du diese Debatte?

PN: Das sehe ich sehr kritisch. So sind nur bestimmte Organisationen
befugt, Presseausweise auszugeben wie zum Beispiel ver.di. Auch ich
habe einen ver.di-Presseausweis, obwohl ich in der FAU organisiert
bin, weil ich zugleich ver.di-Mitglied bin. Ich finde, man sollte
statt des Reglementierens die Leute eher organisieren. Nun steht die
Gewerkschaftsbewegung immer schon in der Tradition der Zünfte, wo es
gilt, die Berufe möglichst kleinzuhalten, damit die Konkurrenz
geringer ist. Das ist eben der reaktionärere Teil daran. Bei der
klassischen, aus der Arbeiterbewegung hervorgegangenen Gewerkschaft
geht es nicht darum, die Leute zu regulieren und aus dem Berufsstand
herauszuhalten, sondern daß sie sich organisieren und ihre Arbeit
teuer verkaufen. Aus demselben Grund sollten die sogenannten
BürgerjournalistInnen mit ihren Blogs nicht ausgegrenzt werden und auf
keinen Fall umsonst arbeiten.

SB: In die sozialen Netzwerke wurde zu Anfang durchaus die Hoffnung einer
herrschaftsfreien Kommunikation gesetzt. Inzwischen weiß man, daß sie von
transnationalen Großkonzernen organisiert und kontrolliert werden. Facebook hat
Tausende von Leuten eingestellt, die Inhalte überprüfen und ggf. unsichtbar
machen oder sperren. Wie beurteilst du diese Art von Normierung auch politischer
Inhalte, die mit dem klassischen Zensurbegriff kaum noch zu erfassen ist?

PN: Das ist eben der Inbegriff der moderneren Formen, daß die Leute sich am
besten selbst zensieren. Ich würde auch sagen, daß das heute wegen der
umfassenden Konformität nicht mehr mit dem klassischen Zensurbegriff in Deckung
zu bringen ist. Viele Leute ziehen die Grenze schon selber in ihren Netzwerken,
so daß staatliche Stellen nicht mehr eingreifen müssen. Das ist der postmodernen
Gesellschaft, in der der Diskurs nicht mehr zentral über den Staat oder
staatliche Instanzen, sondern über unterschiedliche Netzwerke geführt wird,
adäquat. Die einzelnen Netzwerke haben schon ihre eigenen Zensurmechanismen, die
wiederum mit denen des Staates abgeglichen werden. Das ist kein Widerspruch. Der
Prozeß verläuft nicht mehr zentral, weil zumindest in Staaten wie Deutschland
nicht mehr nur eine Instanz existiert, die das vorgibt, sondern sehr
unterschiedliche, die auch ihre jeweilige Zensur machen. Dies ist natürlich
schwieriger zu erkennen als in Ländern mit einer staatlichen Zensurbehörde wie
zum Beispiel in der Türkei.

SB: Es gibt seit längerem hier in Deutschland eine Debatte um die Frage, was
eigentlich links und rechts sei. Manchmal wird behauptet, man könne das nicht
unterscheiden und daß es sich überhaupt um überholte Kategorien handelt. Was
würdest du dem entgegnen?

PN: Es gibt tatsächlich Leute, die sich links schimpfen, aber den
Nationalstaat mitdenken. Dann wird die Unterscheidung in der Tat
schwieriger. Die Begriffe links und rechts sind erst einmal in
historischen Zeiten entstanden. Bezieht man sich auf Inhalte zurück
wie zum Beispiel anarchistisch oder rätekommunistisch, dann ist das
sehr wohl zu unterscheiden. Entweder geht es um eine Organisierung
von Arbeitern und Lohnabhängigen oder um eine kapitalgestützte
Gesellschaft. Das wären natürlich greifbare Unterschiede, aber
vielleicht sollte man eher Begriffe nehmen, die die Inhalte stärker
herausstellen. Links und rechts sind als Begriffe erst einmal sehr
offen, so daß man wirklich das Problem hat, was da alles
untergebracht werden kann. 

Daß die Grünen heute noch als links bezeichnet werden, obgleich sie eigentlich
schon seit ihrer Gründung reaktionäre Elemente transportieren und spätestens
seit 1999 offen den Krieg unterstützen, ist schon sonderbar. Deswegen würde ich
eher dafür plädieren, daß man Begriffe wie antikapitalistisch oder kommunistisch
nimmt, die deutlicher abgrenzen, ob man sich am Nationalstaat oder an einer
weltweiten Bewegung, die keine Grenzen kennt, orientiert. Wenn nun Linke vom
sozialen Nationalstaat sprechen, verschwimmt die Grenze zwischen sozialen und
nationalen Interessen. Deshalb muß man ganz klar sagen, wir lehnen den
Nationalstaat ab und fordern eine weltweite Bewegung, die nicht am Staatsmodell
orientiert ist. Das sind dann klare Unterschiede.

SB: Vor dem Jahreswechsel gab es eine Kontroverse um die Preisverleihung von Ken
Jebsen, die in gewisser Weise einen Schlußpunkt hinter eine schon seit langem
schwelende Debatte setzte. Wie kommt es deiner Ansicht nach zu der Verwirrung
über die Frage, ob die von ihm vertretenen Inhalte eher links oder rechts
einzuordnen wären?

PN: Früher haben sich die Leute über Gewerkschaften politisiert, sind in die
Bildungsarbeit gegangen und haben dann Marx kennengelernt. Dieser ganze
Hintergrund fällt weg. Im Gegensatz dazu haben sich junge Leute in den letzten
20 Jahren über Events wie G20 oder die G8- und Studierendenproteste politisiert.
Im Grunde taucht das nur alle paar Jahre auf. Für viele gibt es einfach diese
Momente nicht mehr. Wenn es dann zu etwas wie der Mahnwachenbewegung kommt, wo
die Leute Elemente von rechts und links und teilweise aus der Esoterik nehmen,
ist das nicht weiter erstaunlich. Es stellt im Grunde nur ein Symptom der
Schwäche der Linken dar, daß es keine Hegemonie mehr gibt, sei es eine
anarchistische oder kommunistische oder auf marxistischen Grundlagen basierende
Theorie und Praxis. 

Tendenzen, wo von allem etwas genommen wurde, gab es schon immer. Gerade in der
Umweltbewegung, im Ökologismus, gab es eigentlich immer Probleme mit links, weil
in den grundlegenden Fragen nicht mehr der Mensch, sondern die Natur in den
Mittelpunkt gestellt wurde. Eigentlich muß die Linke, wie ich es verstehe, den
Menschen, die Zivilisation, also die Befreiung des Menschen von der Natur in den
Mittelpunkt stellen. Der Mensch sollte nicht als negative Fußspur, sondern als
positives Zeichen der Zivilisation gesehen werden. Das ist eine grundsätzliche
Sache. Klar, wenn es keine hegemoniale Ideologie mehr gibt oder auch
Bezugspunkte fehlen, dann kommt es eben zu einer Verwirrung gerade unter jungen
Leuten, die sich von allem etwas nehmen. Man sollte sich weniger daran
abarbeiten, daß Personen wie Ken Jebsen dies relativ gut produzieren können und
Medien darüber eine große Zuhörerschaft generieren, sondern müßte eigentlich
eine Alternative anbieten, die aber - und das ist das Problem - die Leute dort
erreicht, wo sie ihren Alltag verbringen, auf dem Arbeitsplatz oder im
Stadtteil, wo sie leben. Dort müßte die Auseinandersetzung und auch die
Bildungsarbeit ansetzen.

Man sollte auch nicht die Leistungen großer Gewerkschaften wie des DGB
vergessen. Dort sind Leute durch Schulungen gegangen, erst einmal von klein auf,
von unten, und haben die Zusammenhänge von Kapital und Arbeit auf einer ganz elementaren
Ebene gelernt. Dort haben Leute mit marxistischen Begriffen gearbeitet und
sie weitergegeben. Das hat eine ganz wichtige Rolle in der Gewerkschaftsarbeit
gespielt, worüber viele politisiert wurden. Doch das ist heute weitgehend
weggefallen.

SB: Wir sind hier auf einem Treffen türkischer KommunistInnen. Das Verhältnis
der deutschen Linken zu einer antiimperialistischen, Züge einer Kaderpartei
aufweisenden Linken, die in einem harten Kampf in der Türkei steht, drückt sich
wohl auch darin aus, daß relativ wenig Leute hierhergekommen sind, um über so
wichtige Themen wie politische Gefangene und staatliche Repression zu sprechen.
Wie kommt so etwas zustande?

PN: Das hat man schon beim Todesfasten gesehen. Gerade derjenige Teil der
deutschen Linken, der sich eher auf autonome Traditionen bezieht, hat starke
Schwierigkeiten mit einer eher klassisch-kommunistischen Organisierung. Hinzu
kommt die Antisemitismus-Debatte, die gerade ein Teil der radikalen Linken in
den letzten 25 bis 30 Jahren intensiv geführt hat. Aber es gibt auch Beispiele,
wo so etwas überwindbar ist wie in der Kurdistan-Solidarität. Die PKK hatte in
den 1980ern eine ähnliche Kritik erfahren, und eine Zeitlang gab es auch eine
sehr starke Abgrenzung zu Kurdistan. Durch eine Veränderung innerhalb der
Ideologie der PKK seit den 1990ern Jahren gibt es wieder eine Annäherung. Aber
ich würde schon sagen, daß dies auf jeden Fall ein Problem darstellt.

Man muß natürlich in die Diskurse nicht nur in den Medien, sondern auch bei
Linken gehen. Man muß auch ins Konspirationslager und den Antisemitismus-Diskurs
reinhören und mitbekommen, was unter Linken in der Türkei diskutiert wird. Man
kann nicht einfach sagen, das sind per se alles Rechte, das ist in Deutschland
schon komplizierter. Ich denke, es ist auf beiden Seiten wichtig, erst diesen
Diskurs zu führen.

SB: Peter, vielen Dank für das Gespräch.
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Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0310.html
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KIND/164: Herausforderungen von Vielfalt in Kindertageseinrichtungen (idw)


Hochschule für angewandte Wissenschaften - Fachhochschule Rosenheim -
14.03.2018

Herausforderungen von Vielfalt in Kindertageseinrichtungen



In Kooperation mit dem deutschen Kinderhilfswerk hat die Hochschule
Rosenheim einen Forschungsbericht veröffentlicht, der verschiedene
Herausforderungen in Kindertageseinrichtungen untersucht hat. Prof. Dr.
Sabina Schutter, Wissenschaftliche Leiterin am Campus Mühldorf a. Inn, hat
sich diesem Projekt angenommen und 94 Leitungen von
Kindertageseinrichtungen in Sachsen und Thüringen nach ihren Umgangsweisen
mit gesellschaftlicher Vielfalt gefragt.

Kindertageseinrichtungen sind nach eigener Auffassung auf
gesellschaftliche Vielfalt gut vorbereitet und weitgehend in der Lage,
alle Kinder unabhängig von Migrationshintergrund, Religion, Behinderung
oder Familienform zu inkludieren. Dabei erschweren eng bemessene
Personalschlüssel und Probleme bei der Gewinnung von Fachkräftenachwuchs
die Umsetzung gewünschter pädagogischer Aktivitäten wie einer verbesserten
und intensiveren Zusammenarbeit mit Eltern, individuellen pädagogischen
Angeboten für Kinder und Teamentwicklung. Unter engen räumlichen
Bedingungen und defizitärer personeller Ausstattung leiden insbesondere
Kinder, die auch aus dem familiären Umfeld weniger Bildungsressourcen
mitbringen. Kinderarmut wirkt sich so doppelt negativ aus. Das sind die
zentralen Ergebnisses des Forschungsberichts "Herausforderungen von
Kindertageseinrichtungen in einer vielfältigen Gesellschaft". Das Projekt
ist eine Kooperation der Hochschule Rosenheim mit dem Deutschen
Kinderhilfswerk und wurde von Prof. Dr. Sabina Schutter geleitet.

"Zuwanderung, demografische Veränderungen und familialer Wandel betreffen
alle gesellschaftlichen Bereiche und Akteure. Kindertageseinrichtungen als
erste und wichtigste Bildungs- und Sozialisationsinstanzen nach den Eltern
sind davon nicht ausgenommen. Im Gegenteil: Kinderarmut, Zeitknappheit von
Familien, Migration und soziale Ungleichheiten kommen hier zuallererst an
und stellen die Einrichtungen vor neue Herausforderungen. Hinzu kommen
gesellschaftliche Bewegungen, wie der neu erstarkte Rechtspopulismus,
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Abwertung bis zu
Rechtsextremismus. Hier muss mit verstärkter Demokratieförderung,
Demokratiebildung und Partizipation entgegen gehalten werden", sagt Prof.
Schutter von der Hochschule Rosenheim.

"Abstiegsängste und Ehrgeiz der Eltern bezogen auf ihre Kinder dringen
direkt zu den Kitas durch, die Angst der Eltern vor dem Scheitern wächst
und äußert sich als Druck auf die pädagogischen Fachkräfte. Zudem haben
viele Einrichtungsleitungen Erfahrungen mit rechtsradikalen Familien. Da
diese sich meist unauffällig verhalten gibt es insbesondere Unsicherheiten
im pädagogischen Umgang mit deren Kindern. Mit den daraus resultierenden
Anforderungen dürfen die Kitas nicht alleine gelassen werden", so Schutter
weiter.

"Wir brauchen ein Kita-Programm der frühen Förderung von
Demokratiebildung, Partizipation sowie eines wertschätzenden Umgangs mit
Vielfalt. Dabei muss es insbesondere darum gehen, auf Grundlage der
UN-Kinderrechtskonvention partizipative Prozesse sowie ein vielfalts- und
vorurteilsbewusstes Miteinander in Kindertageseinrichtungen zu verankern.
Dazu werden wir als Kinderrechtsorganisationen mit unseren Partnern einen
Beitrag leisten", betont Holger Hofmann, Bundesgeschäftsführer des
Deutschen Kinderhilfswerkes.

Der Bericht zeigt auch das mehrdimensionale Spannungsfeld auf, in dem sich
die Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen befinden: Die Erwartungen von
Eltern mit hohen Bildungsansprüchen stehen in Spannung zu den
Bildungserfordernissen von Kindern mit weniger Ressourcen. Gleichzeitig
stehen die Erwartungen der Grundschulen an die abrufbaren
Bildungsleistungen von Kindern im Widerspruch zu einer offenen
situationsorientierten Pädagogik. In diesem doppelten Spannungsverhältnis
sind Einrichtungsleitungen gefordert, den Bedürfnissen gerecht zu werden
und gleichzeitig ihren Konzepten treu zu bleiben. Zugleich äußern die
Kita-Fachkräfte Fortbildungsbedarf im Bereich Kinderrechte, Partizipation
und Umgang mit Vielfalt. Die Untersuchung hat darüber hinaus
Fortbildungsbedarfe im Bereich der pädagogischen Qualität mit engen
Ressourcen und im Bereich Umgang mit Rechtsextremismus und
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit identifiziert.

Das Forschungsprojekt hat 94 Leitungen von Kindertageseinrichtungen in
Sachsen und Thüringen nach ihren Umgangsweisen mit gesellschaftlicher
Vielfalt gefragt. Hierzu wurde spezifisch der Umgang mit benachteiligten
Gruppen und mit Diversität untersucht. 10 qualitative Experteninterviews
mit Einrichtungsleitungen wurden ergänzend dazu durchgeführt, um
spezifischen und sensiblen Fragestellungen auf den Grund zu gehen.


Weitere Informationen unter:

https://www.fh-rosenheim.de/home/infos-fuer/presse/pressemitteilungen/details/herausforderungen-von-vielfalt-in-kindertageseinrichtungen-1538/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1556

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für angewandte Wissenschaften - Fachhochschule Rosenheim,

Anna-Maria Zimmer, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2018 
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ARBEIT/2790: MYSKILLS - Neuer Test macht berufliches Wissen sichtbar (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 14. März 2018

MYSKILLS - Neuer Test macht berufliches Wissen sichtbar

• Bundesagentur und Bertelsmann Stiftung entwickeln neuen Test
MYSKILLS zu beruflichem Handlungswissen

• Ziel ist, Geflüchtete, Zuwanderer und Arbeitslose ohne
Berufsabschluss leichter in Arbeitsmarkt zu integrieren 

• Arbeitsagenturen und Jobcenter bieten MYSKILLS künftig für 30 Berufe
in jeweils sechs Sprachen an



Viele Arbeitssuchende in Deutschland waren bereits mehrere Jahre in einem
Beruf tätig, ohne zuvor eine Ausbildung abgeschlossen zu haben. Trotz
fehlender formaler Qualifikation verfügen sie über berufliches
Handlungswissen. Auch Geflüchtete bringen häufig berufliche Kompetenzen
mit, können dafür aber keine Nachweise vorlegen. Ihre Fähigkeiten sind für
die Vermittler der Arbeits-agenturen und Jobcenter sowie für potenzielle
Arbeitgeber nur schwer einzuschätzen, was eine Integration in den
Arbeitsmarkt erschwert. Eine verlässliche Standortbestimmung, was jemand in
einem Beruf kann, liefert jetzt das Testverfahren MYSKILLS.

MySkills - Start mit acht Berufen

Arbeitsagenturen und Jobcenter bieten den computergestützten Test zunächst
in acht Berufen an: Kfz-Mechatroniker, Verkäufer, Fachkraft für
Metalltechnik, Tischler, Koch, Landwirt, Hochbaufacharbeiter sowie Bauten-
und Objektbeschichter. Im Jahresverlauf wird das Spektrum auf 30 Berufe
aufgestockt. Um Sprachbarrieren zu überwinden, kann der Test nicht nur in
Deutsch, sondern auch in Englisch, Russisch, Türkisch, Farsi und Arabisch
absolviert werden. Die Teilnahme ist freiwillig.

Jeder Test enthält rund 120 berufsspezifische Fragen und dauert ungefähr
vier Stunden. Die Teilnehmer sehen Videos und Bilder von typischen
betrieblichen Praxissituationen und erhalten dazu fachliche Fragen. Die
Testergebnisse werden automatisch generiert und können bereits am Folgetag
in einem Beratungsgespräch besprochen werden. Es entsteht ein
differenziertes Bild, in welchen Tätigkeitsbereichen der Teilnehmer
handlungssicher ist. Anschließend kann der Teilnehmer den Test seinen
Bewerbungsunterlagen hinzufügen, um Arbeitgebern sein berufliches Können
besser zu dokumentieren.

Ergebnisse helfen bei Vermittlungsstrategie

Der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit, Detlef Scheele,
sieht MYSKILLS als wichtiges Instrument für Berater und Vermittler: "Wir
wollen die Menschen, die Arbeit suchen, möglichst gut in Arbeit
integrieren. Wenn wir bei einem Geflüchteten oder einem
geringqualifizierten Arbeitsuchenden sehen, wie ausgeprägt berufliches
Wissen ist, ist das sehr hilfreich für uns. Wir können Arbeitgebern bessere
Vorschläge machen, wir können die geeignete Anschlussqualifizierung suchen
und wir können so Schritt für Schritt die Menschen auf dem Weg zu einem
qualifizierten Abschluss begleiten. Wir wollen aus Menschen mit beruflichen
Grundkenntnissen am Ende anerkannte qualifizierte Fachkräfte machen.
MYSKILLS ist ein erster Schritt dabei."

Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung, sieht in MYSKILLS sowohl
einen Beitrag zur gesellschaftlichen Integration von Geflüchteten als auch
gegen den Fachkräftemangel in vielen Branchen: "Unter den Geflüchteten und
Arbeitssuchenden gibt es Talente, die viele Betriebe händeringend suchen.
Wir müssen sie nur zusammenbringen, und dabei soll MYSKILLS helfen. Einen
Test, der so schnell in so großer Anzahl aussagekräftige individuelle
berufsfachliche Profile ermöglicht, hat es bislang nicht gegeben."

Entwickelt wurde MYSKILLS gemeinsam von der Bundesagentur für Arbeit und
der Bertelsmann Stiftung. Wissenschaftliche Projektpartner sind das
Forschungsinstitut Betriebliche Bildung f-bb und das Deutsche Institut für
Internationale Pädagogische Forschung DIPF. Beteiligt waren außerdem eine
Vielzahl berufspraktischer Experten wie Ausbilder, Berufschullehrer,
Prüfer, Meister, Arbeitgeber, Kammern und Verbände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 09 vom 14.03.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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INTERNATIONAL/346: Rettung der US-Industrie? - Trump will Einfuhrzoll auf Stahl und Aluminium (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 10 vom 9. März 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Rettung der US-Industrie?

Trump will Einfuhrzoll auf Stahl und Aluminium

von Klaus Wagener



Präsident Trump hat Verwegenes vor. Er ist offenbar entschlossen,
seinen Wahlversprechen Taten folgen zu lassen. Trump hatte schon lange
das hohe Außenhandelsdefizit der USA von aktuell 566 Mrd. Dollar im
Jahr kritisiert. Da dieses Defizit nicht durch Exporte ausgeglichen
werden kann, muss sich das Land in gleicher Höhe verschulden. Das ging
mehr als zwei Jahrzehnte gut. Doch Schulden akkumulieren sich. Bei
Staatsschulden von mehr als 20 Billionen Dollar scheint Trump hier nun
ein Problem erkennen zu wollen. Er hat Zölle auf Stahl von 25 und auf
Aluminium von 10 Prozent angekündigt. Das ist natürlich gegen die
neoliberalen Spielregeln. Entsprechend lautstark die Reaktionen der
bisherigen Gewinner in diesem Spiel.

Imperien (zumindest im Kapitalismus) entstehen dadurch, dass die
eigene Industrie so lange mit Zöllen geschützt werden kann, bis sie
international weitgehend konkurrenzlos ist. Dann darf die
Freihandelsfanfare geblasen werden und jeder, der sich dem
Freihandelsgebot nicht unterwirft und ebenfalls seine heimische
Industrie zu schützen trachtet, wird umgehend zu einem Verbrecher am
globalen Wohlstand. Ein Schurke, dem, wenn nichts anderes hilft, mit
Waffengewalt die Regeln von "Freedom and Democracy" und "Free
Enterprise - freies Unternehmertum" beigebracht werden müssen. So
lautet, grob formuliert, die Politik des alten britischen und des
heutigen US-Imperiums. Wobei diese Regeln für die Imperien selbst
natürlich nicht oder nur begrenzt gelten. Zollfragen sind Machtfragen.

In den 1980er Jahren begann allerdings der Siegeszug des
Neoliberalismus. Eine der wichtigsten "Errungenschaften" war der Abbau
der internationalen Kapitalverkehrskontrollen. Das Kapital wandert
seither auch international dorthin, wo die Arbeitskraft billig und die
Profitrate hoch ist. Die Deindustrialisierung der alten Imperien
begann. Der Anteil der Industrie am US-BIP liegt gerade noch bei etwa
10 Prozent. Statt auf die Stärke ihrer Industrie bauen die USA auf die
Verschuldungsfähigkeit ihrer Währung. In dem beruhigenden Gefühl, dass
die Notenbank "Federal Reserve" die weltweit akzeptierte
Reservewährung in praktisch unbegrenzter Menge "drucken" kann.

Im Sommer 2007 brach diese Schuldenproduktion zusammen, die zuletzt
mit einer gigantischen Immobilienspekulation am Leben erhalten worden
war. Banken wurden gerettet, die "giftigen", weil wertlosen Papiere
wurden sozialisiert. Millionen Menschen verloren ihre Eigenheime,
Arbeitsplätze, Lebensperspektive. Und zur "Lösung" des
Schuldenproblems "druckten" die weltgrößten Notenbanken weiterhin
Geld. In zweistelliger Billionenhöhe. Es ist nicht sonderlich schwer,
hier ein Problem auszumachen.

Bislang hat noch keine US-Regierung eine Insolvenz hingelegt. Auch
Donald Trump scheint da wenig ambitioniert. Hilfreich wäre es da, die
Schuldenproduktion in den öffentlichen Kassen zu reduzieren. Dazu
könnte man etwa die US-Kriegsmaschine verkleinern oder die Reichen zur
Kasse bitten. Das ist natürlich irreal und daher fällt der Blick auf
das Außenhandelsdefizit. Trump hat also angekündigt, die nationale
Industrie wieder aufbauen zu wollen. Das kommt bei seinen
Unterstützern, den zahlreichen Globalisierungsverlierern, gut an. Bei
den Propagandisten des Finanzkapitals natürlich weniger. Normalerweise
würden sie gegen jemanden, der so etwas vorschlägt, die US-Flotte
mobilisieren oder die CIA. Dummerweise ist Trump aber der
Oberbefehlshaber. Daher hat diese Entwicklung etwas Ungewöhnliches.

Wie oben erläutert, werden Schutzzölle von Entwicklungs- oder
Schwellenländern verhängt, die ihre Industrialisierungsanstrengungen
schützen wollen. Nun ist es das Imperium selbst, das seine
Re-Industrialisierung absichern möchte. Das dürfte kein leichtes
Unterfangen werden. Die Global Player, auch in den USA, haben sich an
Produktionsbedingungen gewöhnt, bei denen ein T-Shirt für ein paar
Cent zusammengenäht wird, wo Umweltschutz nicht zählt und es keine
Sozialleistungen gibt. Die gesamte sozioökonomische Struktur des
Imperiums hat den Export der Produktionsarbeit, der Arbeitslosigkeit,
der Armut und der Umweltverschmutzung zur Voraussetzung. Nur so sind
die gigantischen Profite der Reichen und Superreichen möglich. Und nur
mit den asienimportgestützten Billigläden wie Walmart ist es für die
rund 50 Millionen Armen in den USA möglich, sich überhaupt über Wasser
zu halten.

Sollte es Trump tatsächlich ernst sein mit der Re-Industrialisierung
des Imperiums, hätte er gute Chancen, als einer dieser ungeliebten
Reformer eben jenes schmähliche Ende zu finden, das solchermaßen aus
der Zeit Gefallenen in der Regel droht. Die Schlammschlacht gegen ihn
wird schon mit bemerkenswerter Energie vorangetrieben.

 * 
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MELDUNG/791: Bundesnetzagentur veröffentlicht Ergebnisse von Post-Verbraucherbefragung (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 13.03.2018

Bundesnetzagentur
veröffentlicht Ergebnisse von Post-Verbraucherbefragung

Präsident Homann: "Hohe Erwartungen an die Postversorgung in
Deutschland"



Die Bundesnetzagentur hat eine Evaluationsstudie zu den
Mindestanforderungen an Postdienstleistungen vorgestellt. Ziel der
repräsentativen Befragung waren nähere Erkenntnisse zum tatsächlichen
Bedarf an Postdienstleistungen.

"Die Ergebnisse zeigen, dass eine gute Versorgung mit
Postdienstleistungen den Menschen in Deutschland wichtig ist.
Erfreulicherweise sind über 80 Prozent der Befragten mit der aktuellen
Verfügbarkeit und Qualität der Postdienstleistungen zufrieden", sagt
Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Allerdings besteht
durchaus Akzeptanz für Veränderungen. Rund zwei Drittel der
Privatpersonen und sogar bis zu 87 Prozent der jüngeren Generation
wären bereit, Briefe teilweise durch elektronische Nachrichten zu
ersetzen. Auf eine Haustürzustellung ihrer Paketsendungen möchte die
große Mehrheit der Befragten allerdings nicht verzichten", so Homann
weiter.



Zufriedenheit und Präferenzen





Den Befragten ist eine kurze Laufzeit ihrer Briefsendungen am
wichtigsten. Allerdings gehen nur 20 Prozent der Befragten "gefühlt"
davon aus, dass Briefe in der Regel innerhalb eines Werktags befördert
werden. Laufzeiten länger als zwei Werktage führen zu deutlichen
Einschnitten bei der Zufriedenheit. Über die Hälfte der Befragten gibt
an, dass die Briefzustellung bei ihnen an sechs Tagen in der Woche
erfolgt. Die Befragten mit einer gefühlten Zustellung an fünf
Werktagen sind jedoch nur geringfügig weniger zufrieden.

Die Zufriedenheit sinkt, wenn die nächstgelegene Filiale mehr als
einen Kilometer entfernt liegt. Dies gilt auch für Briefkästen. In
kleinen und mittleren Unternehmen lässt die Zufriedenheit sogar schon
nach 500 Metern nach. Im Vergleich zur Laufzeit und den Zustelltagen
ist den Befragten aber die Entfernung von Briefkästen und Filialen
nicht so wichtig. Sehr gering ist hingegen die Akzeptanz,
Paketsendungen in der Regel in Filialen oder Paketstationen abzuholen.



Repräsentative Befragung





Die Bundesnetzagentur hat 2017 eine repräsentative Telefonbefragung
von Privatpersonen sowie kleinen und mittleren Unternehmen zu
Postdienstleistungen durchführen lassen. Gefragt wurde nach dem
Nutzungsverhalten und der Zufriedenheit mit der Qualität der in
Anspruch genommenen Leistungen. Der Fokus lag dabei auf
Briefdienstleistungen.

In Bezug auf Zustelltage, Laufzeit, Filial- und Briefkastendichte
wurden zudem die Zahlungsbereitschaft sowie die Wichtigkeit dieser
Merkmale für die Befragten abgefragt. Mit Blick auf Warensendungen wie
insbesondere Pakete stand vor allem die Bedeutung der
Haustürzustellung im Fokus.

Nicht Gegenstand der Studie waren das Nutzungsverhalten und die
Interessen von Großversendern bzw. großen Werbeversendern.


Der Ergebnisbericht zur Verbraucherbefragung ist zu finden
unter:
www.bundesnetzagentur.de/post-universaldienst.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.03.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de
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STELLUNGNAHME/047: Rote Hilfe e.V. fordert Rückgabe beschlagnahmter kurdischer Bücher und CD's (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 10.03.2018

Razzia in Neuss: Rote Hilfe e.V. fordert Rückgabe beschlagnahmter
kurdischer Bücher und CD's



In den Morgenstunden des 8. März drangen Polizeieinheiten in die
Räumlichkeiten des Verlagshauses Mezopotamien und des Musikunternehmens MIR
Multimedia in Neuss ein. Es wurden LKW Ladungen von Büchern, CD's und
Geschäftsunterlagen beschlagnahmt.

Den Geschäftsinhabern wird vorgeworfen, mit ihren Unternehmen die in der
BRD seit 1993 verbotene PKK zu unterstützen.

Bereits wenige Tage zuvor bereits fünf Privatwohnungen und ein Büro der
Partei DIE LINKE in Thüringen durchsucht worden.

Zu diesen Vorgängen erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der
Roten Hilfe e.V.:

"Es ist inzwischen geradewegs voraussehbar. Kaum kommt wieder ein
hochrangiger Politiker des AKP-Regimes in Berlin vorbei und poltert und
jammert, die Bundesregierung gehe nicht genug gegen angebliche
"Terroristen" vor, gibt es Razzien und Einschüchterungsversuche. Die
Durchsuchung in Thüringen ist wohl als eine solche einzuordnen. Mit der
Beschlagnahmung von Büchern und CD's in Neuss soll die kurdische Bewegung
geschwächt und ein starkes Zeichen nach Ankara gesendet werden. Die
Äußerungen der Bundesregierung, es bestehe der Verdacht, die Verlage
richteten sich gegen den Gedanken der Völkerverständigung und es würde
gegen Feinde des Rechtsstaates vorgegangen, wirken geradezu lächerlich.
Alle Welt weiß inzwischen, dass beim völkerrechtswidrigen Angriff auf Afrin
in Nordsyrien Panzer aus deutschen Rüstungsbetrieben zum Einsatz kommen.
Und was das türkische Regime, für das wieder so eindeutig Partei ergriffen
wird, mit einem 'Rechtsstaat' zu tun haben soll, dürfte wohl auch schwer zu
erklären sein. Tausende politische Gefangene sitzen in türkischen
Gefängnissen, viele weil sie den Krieg gegen die kurdische Bevölkerung in
Afrin öffentlich kritisiert haben. Es ist wichtig und notwendig, sich gegen
die vielen kleinen und großen Repressalien politisch und juristisch zur
Wehr zu setzen. Die Rote Hilfe e.V. fordert ein Ende dieser Repressalien
gegen die kurdische Bevölkerung und die sofortige Rückgabe der
beschlagnahmten Gegenstände".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10.03.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/06505: Freibauer kam zu spät (SB)


Es erscheint ganz plausibel, daß der eine Spieler auf dem Königsflügel
und der andere auf dem Damenflügel angreift. Schließlich besitzt das
Brett nur 64 Felder und da kann es rasch eng werden für zwei
vorstürmende Armeen. Also arrangiert man sich. Beim heißumkämpften
Zentrum kommt es ohnehin früher oder später zu einem Friedensschluß -
Gebietsteilung könnte man dazu auch sagen. Prompt stürzten sich beide
Heerführer mit allem Grimm auf die Flügel; ein Kriegsspiel ist das
Schach eben. Und ebenso werden die Figuren gemetzelt,
Felderschlachten, Stellungskriege, Vorrücken auf der einen Seite,
geordneter Rückzug auf der anderen. Die Lage spitzt sich dramatisch
zu. Beide Armeen eilen ihrem Ziele entgegen, beide haben den Point of
return längst schon hinter sich zurückgelassen. Nun muß sich zeigen,
welcher Heerführer neben der strategischen Meisterschaft auch im
Kombinieren Herr der Lage ist. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der
Bensheimer Falk gegenüber dem Belgrader Ostojic den Vorteil auf seiner
Seite, daß der schwarze König im Kerker- und Mauseloch auf h8 festsaß.
In der Gewichtung der Vorteile schien der heldenhafte Freibauer auf b2
die kleinere Bedeutung zu spielen. Und in der Tat, ein Angriff auf den
König ist und bleibt - man denke da nur an die in Schlachten
gefallenen Fürstenhäupter - das entscheidende Zünglein an der Waage
des Sieges. Also, Wanderer, warum mußte Weiß die Umwandlung des Bauern
in eine schachbietende Dame nicht fürchten? Es war die Ben-Oni-
Verteidigung für den Belgrader Spieler eben doch ein Kind seines
Kummers!






[image: SCHACH-SPHINX/06505: Freibauer kam zu spät (SB)]



Falk - Ostojic

Wiesbaden 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was immer sich Meister Marjanovic mit 1...Ta8-d8 erhofft hatte, es
trat nicht ein. Sein Kontrahent Miles zerstörte mit 2.Tf1xf7! Tf8xf7 -
2...Td8xd3 3.Tf7xg7+ und Matt in zwei Zügen - 2.Dd3xd8+ Kg8-h7
3.Lc4xa2 auch den letzten Rest an Tagträumerei.



Erstveröffentlichung am 19. März 2005

15. März 2018
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MELDUNG/459: Farben von Lebensmitteln beeinflussen den Geschmack (idw)


Universität Regensburg - 14.03.2018

Farben von Lebensmitteln beeinflussen den Geschmack

Regensburger Psychologen untersuchen kognitive Einflüsse auf die
Wechselwirkung von Farbe und Geschmack



"Das Auge isst mit" ist ein bekanntes Schlagwort. In der Tat lässt sich
der Einfluss von visuellen Faktoren, wie z. B. der Farbe, auf das
Geschmackserleben in vielen Studien nachweisen. Nicht ganz so klar ist der
Mechanismus, über den die Farbe Einfluss nimmt. Werden Farbe und Geschmack
auf einer frühen Stufe der Verarbeitung zu einem multisensorischen
Gesamtperzept integriert? Oder sind es höhere, kognitive Prozesse, wie z.
B. die erlernte Assoziation der Farbe mit einem bestimmten Geschmack, die
zunächst unsere Erwartung an ein Lebensmittel und das erlebte Aroma
desselben beeinflussen? In einer Studie, die im Fachmagazin i-Perception
(im Sonderheft "Seeing Colors" [1]) erschienen ist,
sind Regensburger Wahrnehmungspsychologen um PD Dr. Tina Plank, am
Lehrstuhl für Psychologie der Universität Regensburg und Prof. Dr. Mark W.
Greenlee, Lehrstuhl für Psychologie der Universität Regensburg, diesen
Prozessen auf den Grund gegangen.

Die Forscher gingen nach dem Vorbild eines früheren Experimentes von
Stevenson & Oaten (2008) [Perception & Psychophysics, 70, 640-646] vor,
die den Einfluss kognitiver Faktoren auf die Wechselwirkung zwischen
Farben und Gerüchen untersucht hatten. In jedem Durchgang sollten
Probanden aus drei Gläsern dasjenige auswählen, das jeweils eine
Flüssigkeit mit einem Aroma enthielt, das sich von den anderen beiden
unterschied. Gleichzeitig konnten die Flüssigkeiten kongruent zum
enthaltenen Aroma eingefärbt sein (z. B. rot bei Unterscheidung zwischen
Erdbeer- und Kirscharoma), inkongruent eingefärbt sein (in diesem Fall
gelb) oder farblos präsentiert werden. Zusätzlich beeinflussten die
Forscher die Kapazität an höheren kognitiven Prozessen, die den Probanden
zur Erwartungsbildung zur Verfügung stand: die Hälfte der Teilnehmer
sollte während der Entscheidungsphase eine artikulatorische
Suppressionsaufgabe (articulatory suppression task, AST) durchführen, die
darin bestand, ständig das Wort "das" laut zu wiederholen. Die Aufgabe
sollte verhindern, dass inneres Verbalisieren der aufgrund der Farbe
erwarteten Geschmacksrichtung stattfindet.

Der Gedanke dahinter ist folgender: aufgrund des Sehens der Farbe der
Flüssigkeiten bildet sich eine Erwartung an deren Geschmack aus, z. B. bei
der Farbe Rot die Erwartung von Erdbeergeschmack oder bei der Farbe Gelb
die Erwartung von Zitronengeschmack. Die Gruppe der Probanden, die die AST
nicht durchführt, kann diese Erwartung innerlich ungehindert verbalisieren
(z. B. "Erdbeere"), so dass die Erwartung bei der tatsächlichen
Geschmacksunterscheidung unmittelbar präsent ist und Einfluss auf das
wahrgenommene Aroma nimmt - so wird die Identifikation von Aromen bei
deren inkongruenter Färbung in der Regel schwerer, wie Studien zeigen.
Wird jedoch das innerliche Verbalisieren durch das Ausführen der AST
unterbunden, sollte die gebildete Erwartung weniger stark in die
Geschmacksunterscheidung eingreifen, da sie sich zuvor nicht ausreichend
konkretisieren konnte. Diese Hypothese konnten die Regensburger Forscher
bestätigen: die Gruppe der Probanden, die die AST durchführte, traf ihre
Entscheidungen durchschnittlich schneller und machte weniger Fehler. Die
Ergebnisse sprechen für eine Rolle höherer, kognitiver Prozesse bei der
Geschmacksdiskrimination. Die Ergebnisse sind für die
Lebensmittelindustrie wichtig, da sie darauf hinweisen, dass und auf
welche Weise Farben von Nahrungsmitteln die Wahrnehmung von Aroma
beeinflussen können.


Anmerkung:

[1] journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/2041669518761463

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, Christina Glaser, 14.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2237: Mittelgewicht - ein überflüssiger Gürtel ... (SB)




Gennadi Golowkin über die Trophäe des Ring Magazine

Das Ring Magazine stand jahrzehntelang im Rang einer publizistischen
Institution des Boxsports, in den Augen der Leserschaft legitimiert
durch fachliche Kompetenz und eine jenseits der Winkelzüge von
rivalisierenden Verbänden und Promotern angesiedelte
Überparteilichkeit. Die Zeitschrift vergibt sogar einen eigenen Gürtel
an den ihres Erachtens herausragenden Akteur jeder Gewichtsklasse,
womit dem seit jeher von Experten und Fangemeinde ins Feld geführten
Bedürfnis, den "wahren Champion" auf den Schild zu heben, symbol- und
prestigeträchtig Genüge getan werden soll. Wenngleich nicht
auszuschließen ist, daß ein kleiner Kreis kundiger Journalisten die
Bürde dieses hohen Anspruchs schultern und die Zunft im Sinne aller
Beteiligten befruchten könnte, zeichnet sich doch hinter dem
verblassender Mythos der Fachzeitschrift eine offenkundige Verquickung
mit Partialinteressen ab.

Gennadi Golowkin ist jedenfalls schlecht auf das Ring Magazine zu
sprechen, womit er erfreulicherweise ein Ärgernis zur Sprache bringt,
das die Spatzen schon lange von den Dächern pfeifen. Wie er geltend
macht, sei er nun schon seit acht Jahren Weltmeister im Mittelgewicht,
ohne jemals mit dem Ehrengürtel der Zeitschrift bedacht worden zu
sein. Dem liege eine geschäftspolitische Entscheidung der Besitzer des
Magazins zugrunde, die es ablehnten, ihn als Champion dieser
Gewichtsklasse zu würdigen. Das sei indessen nicht sein, sondern ihr
Problem, trägt er achselzuckend dem absurden Umstand Rechnung, daß die
Zeitschrift seinen Erzrivalen Saul "Canelo" Alvarez als ihren Champion
im Mittelgewicht führt und ihm den Gürtel überlassen hat.

Der Mexikaner erfreut sich dieses Rangs, seit er Miguel Cotto im
November 2015 als WBC-Weltmeister entthront hat. Der Puertoricaner war
damals keineswegs der schlechtere Boxer, kam aber körperlich gegen den
nach dem nächtlichen Rehydrieren am Infusionstropf aufgeblähten und am
Kampftag wesentlich schwereren Herausforderer schlichtweg nicht an.
"Canelo" verteidigte den Titel im Mai 2016 gegen den ebenfalls
physisch klar unterlegenen britischen Weltergewichtler Amir Khan.
Gennadi Golowkin war nicht nur Weltmeister der Verbände WBA, IBF und
IBO, sondern wurde auch Pflichtherausforderer beim WBC. Folglich hätte
der Mexikaner seinen Titel gegen ihn verteidigen müssen, doch ergriff
er die Flucht und wanderte ins Halbmittelgewicht ab, wo er im
September 2016 Liam Smith, der als schwächstes Glied in der Kette der
dortigen Champions galt, den Gürtel abnahm. Im Mai 2017 besiegte er
dann seinen mexikanischen Landsmann Julio Cesar Chavez, wobei ein
Limit vereinbart war, das dieser nur durch extreme Gewichtsreduzierung
erreichen konnte. Chavez war denn auch im Ring derart ausgelaugt, daß
er eine restlos enttäuschende Vorstellung gab und "Canelo" leichtes
Spiel hatte.

Während Golowkin unterdessen auch Weltmeister des WBC geworden war und
seine Titelsammlung ausgebaut hatte, blieb "Canelo" zwei Jahre dieser
Gewichtsklasse fern, in der er keinen regulären Gürtel mehr innehatte.
Warum ihn das Ring Magazine dennoch weiter als führenden Akteur in
diesem Limit führte, ist absolut schleierhaft. Wenn der Kasache daraus
den Schluß zieht, daß die Besitzer der Zeitschrift naheliegenden
Fremdinteressen den Zuschlag geben, trifft er wohl ins Schwarze. Er
feuert damit einen Schuß auf "Canelo" und die Golden Boy Promotions
ab, deren Einfluß die einzig plausible Erklärung für den mißlichen
Umstand ist, daß der Mexikaner immer noch den Gürtel des Ring Magazin
besitzt, obgleich dieser zweifelsfrei Golowkin zustünde, wollte man
den mit der Trophäe verbundenen Anspruch ernstnehmen.

Wäre dies der einzige Querschläger bei der Vergabe des Ehrentitels
seitens der ehemals renommierten Publikation, könnte man bei viel
gutem Willen von einem Fauxpas sprechen. Das ist jedoch nicht der
Fall. "Canelo" durfte 21 Monate im Mittelgewicht pausieren, bis er
sich endlich Golowkin im September 2017 stellte und von den
Punktrichtern ein Unentschieden geschenkt bekam, das von Fans und
Experten weithin als Fehlurteil eingestuft wurde. Selbst die glühenden
Anhänger des Mexikaners in Las Vegas quittierten seine Behauptung nach
dem Kampf, er sei der bessere von beiden gewesen, mit eisigem
Schweigen. Auch der Brite Tyson Fury durfte den Gürtel des Ring
Magazine, den er nach seinem Überraschungssieg gegen Wladimir
Klitschko bekommen hatte, über zwei Jahre lang behalten, obgleich er
ihn kein einziges Mal verteidigen konnte und seine Karriere
unterdessen auf Eis lag. Parallel dazu waren Anthony Joshua (WBA, IBF)
und Deontay Wilder (WBC) längst Weltmeister im Schwergewicht, ohne vom
Ring Magazine berücksichtigt zu werden.

Und die Liste ließe sich fortsetzen. Jorge Linares, der wie "Canelo"
bei Golden Boy unter Vertrag steht, trägt den Ehrengürtel im
Leichtgewicht, wo nach Einschätzung der allermeisten Experten Mikey
Garcia als führender Akteur zu nennen ist. Srisaket Sor Rungvisai ist
zwar inzwischen der beste Boxer im Superfliegengewicht, doch trug er
bereits den Gürtel des Ring Magazine, als Naoya Inoue dort noch antrat
und ihm sicher überlegen war. Und schließlich wäre noch Ryochi Taguchi
im Halbfliegengewicht zu erwähnen, den wohl niemand sonst als die
unumstrittene Nummer eins dieser Gewichtsklasse ausweisen würde. [1]

Wie Gennadi Golowkin abschließend anmerkt, werde es nach der Revanche
gegen "Canelo" Anfang Mai, so sie denn stattfindet, definitiv nur
einen führenden Akteur im Mittelgewicht geben. Er ist fest
entschlossen, bei dem am 5. Mai in der T-Mobile Arena in Las Vegas
anberaumtem Duell die Entscheidung nicht abermals den Punktrichtern zu
überlassen. Auch sein Trainer Abel Sanchez unterstreicht, daß sein
Schützling hoch motiviert sei, sich für den Betrug zu revanchieren und
"Canelo" auf die Bretter zu schicken. Er wolle dem Rivalen eine
Lektion erteilen, die der nicht so schnell vergessen werde.

Das läßt erstens darauf schließen, daß Golowkin und Sanchez ungeachtet
der positiven Dopingtests bei "Canelo" keinen Rückzug planen, sondern
diesen Kampf austragen wollen. Zweitens erweckt der Trainer den
Eindruck, als wolle er seinen Boxer diesmal von der Leine und mit
aller Macht angreifen lassen. Abel Sanchez hatte in den Kämpfen gegen
Kell Brook, Daniel Jacobs und Saul Alvarez auf die Taktik gesetzt,
boxend zum Erfolg zu kommen und nicht in erster Linie ein vorzeitiges
Ende anzustreben. Gegen "Canelo" hielt sich Golowkin in den ersten
beiden Runden sichtlich zurück und boxte auch in der Folge vorwiegend
mit dem Jab aus der Distanz, wie das schon im Kampf mit David Lemieux
gut funktioniert hatte. Im Falle des Kanadiers machten die
Punktrichter ihre Sache gut und würdigten die Überlegenheit des
Kasachen. Hingegen bekam "Canelo" Runden gutgeschrieben, in denen er
aufgrund seiner notorischen Konditionsprobleme nur eine Minute mit
vollem Tempo boxen und nicht mehr als zwei bis drei gute Treffer
landen konnte, ansonsten aber regelrecht ausgeboxt wurde.

Was die leidigen Dopingvorwürfe betrifft, schenken offenbar weder
Sanchez noch Golowkin der Rechtfertigung des Mexikaners Glauben, die
bei ihm nachgewiesenen Clenbuterol-Spuren seien auf den Verzehr
verunreinigten Fleisches zurückzuführen. Wie Abel Sanchez nun
nachgelegt hat, könne ein Boxer, der nicht mehr als ein bis zwei
Kämpfe im Jahr bestreitet, durchaus solche Substanzen verwenden und
rechtzeitig wieder absetzen, bevor im Trainingslager die
Antidopingagentur VADA in Aktion tritt. Deshalb plädiere er in
"Canelos" Fall für eine gründliche Untersuchung. Im professionellen
Boxsport der USA testet die VADA bislang lediglich im Zeitraum von
acht Wochen vor einem Kampf, so daß Substanzen wie Clenbuterol, die im
Körper relativ rasch abgebaut werden, kaum nachweisbar sind.

Wenngleich "Canelos" Erklärung eher dünn anmutet, sollte auch in
seinem Fall die Unschuldsvermutung gelten. Worauf die bei einem
späteren Test nicht mehr gefundenen Spuren von Clenbuterol
zurückzuführen waren, läßt sich nicht mit Sicherheit klären. Nun liegt
die Entscheidung bei der zuständigen Sportkommission von Nevada, die
dem Mexikaner angesichts der Bedeutung des Kampfs und der dabei zu
erwartenden Umsätze aller Voraussicht nach unter gewissen Auflagen
grünes Licht geben wird. Sollte das der Fall sein und Gennadi Golowkin
die Oberhand behalten, wäre am Ende vielleicht sogar das Ring Magazine
bereit, ihn als wahren Champion im Mittelgewicht zu würdigen.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/golovkin-ring-magazine-hasnt-called-me-champion-and-ive-been-a-champion-for-8-years/#more-259178

15. März 2018
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/227: Eröffnung der Tanzplattform 2018 (PACT Zollverein)


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 15. März 2018

Auftakt der Tanzplattform in Deutschland 2018 

14. - 18. März 2018



Die Tanzplattform in Deutschland 2018 startet: Am gestrigen Abend wurde mit
der Tanzplattform die wichtigste Biennale für zeitgenössischen Tanz,
Choreographie und Performance eröffnet. Das Festival findet erstmals in
seiner Geschichte im Ruhrgebiet statt und wird in diesem Jahr von PACT
Zollverein veranstaltet. An den kommenden vier Tagen sind neben
Aufführungen von 13 ausgewählten Künstler*innen auch Vorträge aus
Wissenschaft, Technologie und Impulse von internationalen Gästen - im
Rahmen der ASSEMBLY und des KÜNSTLERSUMMIT - sowie ungewöhnliche
Gesprächsformate wie der abendliche Late Night Studio Talk Teil des
Programms.

Zur feierlichen Eröffnung der Tanzplattform sprachen der Beigeordnete der
Stadt Essen für die Bereiche Jugend, Bildung und Kultur, Muchtar Al
Ghusain, der Parlamentarische Staatssekretär im Ministerium für Kultur und
Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, Klaus Kaiser, der
Referatsleiter für Musik, Darstellende Künste und Sonderbereiche bei der
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien, Martin Eifler,
sowie der Künstlerische Leiter von PACT Zollverein, Stefan Hilterhaus.

Muchtar Al Ghusain unterstrich die Bedeutung der Tanzplattform als
Begegnungsraum unterschiedlichster, internationaler Besucher*innen und als
Forum des lebendigen Austauschs:

»Wir freuen uns, dass PACT Zollverein Ausrichter der Tanzplattform 2018
geworden ist. Auf dem imposanten Gelände des UNESCO-Welterbes Zollverein
eröffnen sich hier zahlreiche Gelegenheiten für vielfältige künstlerische
Begegnungen und Debatten mit aktiven Verbindungen zu Gesellschaft, Politik
und Wissenschaft. Essen rückt damit für einige Tage in das Zentrum der
deutschen Tanzszene.«

Staatssekretär Klaus Kaiser betonte die Relevanz der Tanzplattform als Ort
des Diskurses und würdigte die starke Position des Ruhrgebiets für den
zeitgenössischen Tanz:

»Tanz und Performance haben eine große Relevanz: Die Kunstformen sind
innovativ, stellen den Menschen ins Zentrum und greifen aktuelle
gesellschaftliche Themen auf. Institutionen wie die Folkwang Universität
der Künste haben die Entwicklung des Tanztheaters in Deutschland maßgeblich
mitgeprägt. Deshalb freut es mich sehr, dass das Ruhrgebiet erstmals
Gastgeber der Tanzplattform Deutschland ist.«

Martin Eifler, Referatsleiter für Musik, Darstellende Künste und
Sonderbereiche bei der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und
Medien, hob hervor, dass die Tanzplattform das älteste Förderprojekt des
Bundes im Bereich des Tanzes ist:

»Seither wurde weit mehr erreicht: Jüngstes Beispiel ist der Tanzpakt
Stadt-Land-Bund, für den über 5 Jahre insgesamt über 5,6 Mio. Euro zur
Verfügung stehen und der zur künstlerischen wie strukturellen
Weiterentwicklung, Stärkung und Profilierung der Tanzszene in Deutschland
beitragen soll. Wir werden weiterhin die Gespräche mit dem Dachverband
Tanz, aber auch den Ländern und Kommunen fortzusetzen, um Bedarfe zu
erkennen und Förderprogramme besser aufeinander abzustimmen.«

Welche Fragen beschäftigen den zeitgenössischen Tanz, Choreographie und
Performance in einer zunehmend durch technologische Entwicklungen und von
sozialen Umbrüchen geprägten Gegenwart? Stefan Hilterhaus gab Einblicke in
die Themenkomplexe der ausgewählten künstlerischen Positionen und lud ein,
gemeinsam zu diskutieren und nachzudenken:

»Die Künstlerinnen und Künstler stellen den eigensinnigen, sinnlichen, den
alternden, den anderen, den grotesken, den virtuosen, den zweifelnden, den
kreatürlichen, den widersprüchlichen, den gegenständlichen, den sich
wandelnden, den zerrissenen, den exaltierten, und den sozialen Körper in
den Fokus. Sie lassen uns daran teilhaben, wie befreiend, notwendig,
erholsam und öffnend der Widerstand gegen seine Gebundenheit sein kann.«


Hintergrund

Tanzplattform

1994 erstmals in Berlin veranstaltet, ist die Tanzplattform die wichtigste
Biennale für zeitgenössischen Tanz und Choreographie in Deutschland. Für
das Programm der Tanzplattform 2018 wählte eine Fachjury dreizehn
impulsgebende Produktionen der letzten zwei Jahre mit nationalem Bezug aus.
Neben PACT Zollverein als Veranstalter und Festivalzentrum zählen zu den
Spielorten weitere Räume auf dem Gelände des UNESCO-Welterbe Zollverein,
das Essener Aalto-Theater und das Musiktheater im Revier in Gelsenkirchen.

Für die Tanzplattform 2018 wurde ein Programm entwickelt, das einen
Resonanzraum für die drängenden Fragen unserer Zeit bildet. Die
ausgewählten Produktionen feiern die emanzipatorische Kraft des Tanzes und
der Choreographie, die Diversität von Körpern und Identitäten. Sie stehen
für viele andere choreographische Arbeiten, die sich in den letzten zwei
Jahren in Deutschland mit drängenden ästhetischen, gesellschaftlichen und
existentiellen Anliegen auseinandergesetzt haben und zu Perspektivwechseln
einladen.

Als gleichwertiges Element neben den Aufführungen der Tanzplattform steht
der gegenseitige Austausch: Die Assembly im SANAA-Gebäude lädt vormittags
zu thematisch fokussierten Gesprächen mit Gästen aus aller Welt ein. Der
Artist Summit - initiiert von der Künstlergruppe HOOD - reflektiert
aktuelle Entwicklungen, entwirft neue Perspektiven und öffnet den Raum für
einen Dialog mit 30 eingeladenen Künstler*innen. Am Ende jeder
Vorstellungen laden wir zum Late Night Studio Talk mit offenen
Gesprächsrunden, Musik und Aktionen.

Künstler*innen

Claudia Bosse / theatercombinat, Boris Charmatz / Musée de la danse, Claire
Cunningham / Jess Curtis, CocoonDance Company, DANCE ON ENSEMBLE / William
Forsythe, Grupo De Rua / Bruno Beltrão, Eisa Jocson, Xavier Le Roy, Ligia
Lewis, Eszter Salamon, Richard Siegal / Ballet of Difference, Sasha Waltz,
Julian Warner & Oliver Zahn / HAUPTAKTION

Pact Zollverein

Die Tanzplattform wird von den Produktionshäusern getragen, die sie in den
vergangenen Jahren ausgerichtet haben und die sich aktiv für die Förderung
des zeitgenössischen Tanzes in Deutschland einsetzen. 2018 wird diese
Gemeinschaft mit PACT Zollverein um ein weiteres Produktionshaus erweitert.
Als internationaler Produktionsort für die zeitgenössischen Künste ist PACT
in der ehemaligen Waschkaue auf dem Areal des UNESCO-Welterbe Zeche
Zollverein beheimatet. PACT produziert und koproduziert neue Tanz- und
Performance-Stücke, zeigt regelmäßig Gastspiele, hat ein internationales
Residenzprogramm für Künstler*innen und bietet darüber hinaus einen
Austausch für Kunstschaffende der Region und aus aller Welt. Seit seiner
Gründung 2002 ist PACT Initiator, Motor und Bühne für wegweisende
Entwicklungen in den Bereichen Tanz, Performance, Theater, Medien und
Bildende Kunst an den Schnittstellen von Wissenschaft, Technologie und
Gesellschaft.

Das vollständige Programm und alle Informationen rund um die Tanzplattform
2018 sind unter www.tanzplattform2018.de abrufbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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INSZENIERUNG/080: Bremen - Knåusgard I - III und Lesung aus "Willkommen in Amerika", 25.03.18


Theater Bremen

Knåusgard I - III und Lesung aus Linda Boström Knausgårds
"Willkommen in Amerika" 



In seinem Romanzyklus "Min Kamp" ("Mein Kampf") machte der norwegische
Schriftsteller Karl Ove Knausgård schonungslos und ohne Rücksicht auf
andere Personen sein eigenes Leben zum Gegenstand des Erzählens. Die
schwere Beziehung zum eigenen Vater, die kompromisslose Suche nach
Nähe und Liebe und das Erinnern an die Kindheit waren Thema der ersten
drei Teile, die das Theater Bremen mit dem Team um Regisseur Frank Abt
und Darsteller Robin Sondermann bereits auf die Bühne gebracht hat.
Dabei werden stets neue Formen gesucht, die Knausgårds Sprache in
Bilder übersetzen und gleichzeitig auf die Kraft des schlichten
Erzählens setzen. Am 29. März wird "Knausgård IV: Leben", der vierte
Teil des auf sechs Stücke angelegten Theaterprojekts, Premiere im
Kleinen Haus feiern. Doch am 25. März ab 11 Uhr werden zunächst die
ersten drei Teile nacheinander aufgeführt. Die Stücke können als
Serie, aber auch einzeln erlebt werden.

Im Anschluss an "Knausgård II: Lieben" wird außerdem die
Schauspielerin Fania Sorel im noon / Foyer Kleines Haus aus
"Willkommen in Amerika", einem Roman von Knausgårds zweiter Ehefrau
Linda Boström Knausgård, lesen. Wer am Sonntag, den 25. März zwei oder
drei Knausgård-Vorstellungen besuchen möchte, kann von vergünstigten
Angeboten Gebrauch machen.

Die Termine im Überblick:

"Knausgård I: Sterben" am Sonntag, 25. März 2018 um 11 Uhr

"Knausgård II: Lieben" am Sonntag, 25. März 2018 um 15:30 Uhr 

anschließend Lesung aus "Willkommen in Amerika" 

"Knausgård III: Spielen" am Sonntag, 25. März 2018 um 19 Uhr

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/822: Bielefeld - Katrin Bauerfeind am 21. März 2018


Katrin Bauerfeind 

Live-Tournee 2018



Katrin Bauerfeind widmet sich den unglaublich komischen Seiten dieses
Gefühls und fragt sich, wo die Liebe herkommt, wo sie hingeht, wenn
sie weg ist, wie man sie findet, verliert und wiederfindet, und was es
überhaupt damit auf sich hat. Denn, ob auf Tinder, Netflix oder
womöglich sogar in der echten Welt, wir alle suchen diese Momente, in
denen wir staunend vor dem Leben stehen und denken, wie fucking groß,
einmalig und überwältigend es sein kann. Und wie umwerfend der Mensch.

Katrin Bauerfeind erfand vor Jahren mit "Ehrensenf" das Internet, und
absolvierte anschließend eine Humorgrundausbildung als Teil der Harald
Schmidt Show. Seit zehn Jahren tragen verschiedene Sendungen im
Fernsehen ihren Namen, zuletzt zum Beispiel "Bauerfeind assistiert"
und "Bauerfeind - die Leseshow". Sie hat bereits zwei Bestseller
geschrieben "Mir fehlt ein Tag zwischen Sonntag und Montag -
Geschichten vom schönen Scheitern" und "Hinten sind Rezepte drin -
Geschichten, die Männern nie passieren würden". Aus beiden Büchern hat
sie erfolgreiche Bühnenprogramme gemacht, mit denen sie in ganz
Deutschland unterwegs ist. So soll es ab 2018 weitergehen. Dann unter
dem im wahrsten Sinne liebevollen Titel "Alles kann, Liebe muss"!

Veranstalter: Hans Stratmann Konzertbüro GmbH

Ort: Stadthalle Bielefeld

Willy-Brandt-Platz 1, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 96360, Fax 0521 / 9636933

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Termine: 21.03.2018, 20:00 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 27,65

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1163: Bonn - Premiere "Jeder stirbt für sich allein" am 22. März 2018


Premiere "Jeder stirbt für sich allein" von Hans Fallada in den
Kammerspielen Bad Godesberg



BONN - Der Roman "Jeder stirbt für sich allein" von Hans Fallada
feiert am Donnerstag, 22. März 2018, in der Regie von Sandra Strunz
Premiere in den Kammerspielen Bad Godesberg.

In seinem letzten Roman schildert Hans Fallada das Leben in Berlin im
Jahr 1940 und damit das Leben einer Gesellschaft in moralischer
Auszehrung, in der Argwohn, Spitzeltum und Angst jegliche soziale
Beziehung bestimmen. In diesem sich zuspitzenden Klima erblüht die
leise berührende Geschichte eines Ehepaares, das Hitler entschieden,
aber fast lautlos den Krieg erklärt. Regisseurin Sandra Strunz, die in
Bonn mit Joseph Roths Hiob und Thomas Manns Buddenbrooks bereits zwei
Romane erfolgreich auf die Bühne gebracht hat, befragt Falladas Text
aus heutiger Sicht: Worauf beruht Engagement und Courage zum Handeln?
Wofür müssten wir heute sensibel sein, wo liegen unsere roten Linien?
Oder verlassen wir uns lieber auf das Recht zum Nicht-Handeln?

Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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SCHAUSPIEL/1162: Bielefeld - "Heisenberg" am 22. und 28. März 2018


Heisenberg

Ein Stück von Simon Stephens



Eine ungewöhnliche Begegnung. Er: ledig, Metzger, Musikliebhaber,
Tagebuchschreiber, liebt Gewohnheiten und alles Planbare. Wann er das
letzte Mal Sex hatte, lässt sich dagegen eher in Jahren als in Monaten
ausdrücken. Sie: Killerin, nein, Kellnerin, nein, Sekretärin ... ist
schwer einzuordnen, weil sie wie ein Wasserfall redet, aber selten die
Wahrheit sagt. Ihre Lebensgeschichte von der kinderlosen Witwe
jedenfalls ist erstunken und erlogen, die von der Mutter eines
verlorenen Sohns, der 19-jährig in die USA ausgewandert ist, könnte
schon eher stimmen. Aber genau weiß man das bei dieser Frau nie.
Georgie Burns ist unberechenbar, überschwänglich und von entwaffnender
Unverschämtheit, Alex Priest introvertiert und nüchtern.
Unterschiedlicher könnten die beiden nicht sein, was sie verbindet,
ist ihre Einsamkeit.

Simon Stephens mag Überraschungen und sein neuestes Stück ist voll
davon. Ausgehend von Werner Heisenbergs Unschärferelation erzählt er
eine Liebesgeschichte, die durch ihre unerwarteten Wendungen alle
Kategorien über den Haufen wirft. Irrationale Handlungen erscheinen
plötzlich vernünftig, gesicherte Tatsachen ungültig, moralische
Urteile obsolet. Nachdem alle Züge Richtung goldene Zukunft abgefahren
sind, ist Platz für Großzügigkeit und eine zärtliche, unmögliche
Liebesgeschichte: »Ob das wohl das Seltsamste ist, was Menschen je in
der Geschichte der Welt angestellt haben?«

Ort: Theater am Alten Markt

Alter Markt 1, 33602 Bielefeld

Termine: 22. und 28.03.2018, jeweils 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1161: Kiel - Premiere "Ein Bericht für eine Akademie" am 19. April 2018


"Ein Bericht für eine Akademie" von Franz Kafka

Premiere am 19. April



Der Kulturaustausch zwischen dem Theater Die Komödianten und dem
Tilsit-Theater aus Sovetsk geht weiter. Diesmal ist es der Austausch
von Regisseuren. Der russische Regisseur Artjom Terjochin vom
Tilsit-Theater inszeniert am Theater Die Komödianten "Ein Bericht für
eine Akademie" von Franz Kafka.

Ein Affe mit Namen Rotpeter stattet Bericht ab - vor einer Akademie
hoher Herren, die sich für sein »äffisches« Leben interessieren. Doch
der Affe berichtet über fünf Jahre der Menschwerdung. 1. Lektion: Den
offenen Handschlag lernen. 2. Lektion: Rauchen. 3. Lektion: Die
Schnapsflasche? Mit schier übernatürlicher Kraft gelingt es ihm, dem
Affen, die Durchschnittsbildung eines Europäers zu erlangen. Er sucht
einen Ausweg aus der Gefangenschaft. Am Ende kann er wählen: Zoo oder
Varieté, Käfig oder Zurschaustellung.

Kafkas Text von 1917 ist eine Satire auf Zivilisierungs- und
Bildungsprozesse. Der Affe erscheint menschlicher als die Menschen. In
der Umkehrung der Vorzeichen legt Kafka die Fragwürdigkeit aller
Anpassungs- und Assimilationsvorgänge offen. Denn die Menschwerdung
gelingt dem Affen, dem Anderen, dem Außenseiter, nicht vollständig.
Der Zugang zur Menschenwelt ist ihm letzten Endes ebenso versperrt wie
der Weg zurück zum Tier.

Regie Artjom Terjochin (vom Tilsit-Theater, Sovetsk, Russland)

Rotpeter: gespielt von Anke Pfletschinger

Premiere am Donnerstag, den 19. April 2018 um 20 Uhr

Weitere Vorstellungen: im Mai und Juni

Kartenpreise: 16 Euro, ermäßigt 10 Euro, Schüler 6 Euro

Kartenreservierung: Telefonisch: 0431 / 55 34 01

Online: www.komoedianten.com

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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TANZ - PERFORMANCE/204: Bremen - Drei Tage Tanz. Tanzprogramm über Ostern, 31.03.-02.04.2018


Theater Bremen

Drei Tage Tanz - Vielfältiges Tanzprogramm über Ostern



Die Osterfeiertage stehen am Theater Bremen ganz im Zeichen des
Tanzes: Vom 31. März bis zum 2. April werden an drei Tagen gleich drei
verschiedene Tanzstücke im Kleinen Haus zu erleben sein.

Den Anfang macht am Samstag um 20 Uhr "Black Rainbow", Samir Akikas
jüngste Arbeit, in der er sich ausführlich mit der Welt der Zukunft
auseinandersetzt und gleichzeitig - ganz im Stile der Science-Fiction -
 auf die Zustände der Gegenwart bezieht. In "polaroids" ließ sich
Akika von der künstlerischen Aufbruchsstimmung des New York der 70er
und 80er inspirieren. New Wave, Street Art und Punk - all das findet
sich in diesem multidisziplinären Tanzabend wieder, der am
Ostersonntag, ebenfalls ab 20 Uhr, zu sehen sein wird. Im Anschluss
legen beim Zooo Club im noon / Foyer Kleines Haus DJ First Claas und
Simon Camatta, der als Musiker auch bei "Black Rainbow" und
"polaroids" mit von der Partie ist, auf.

Am Ostermontag ist dann um 18.30 Uhr die neueste Produktion der
Tanzsparte zu erleben. Bei "Crash" (Premiere am 16. März) gibt das
langjährige Ensemblemitglied Frederik Rohn seinen choreografischen
Einstand. In seiner Arbeit widmet er sich traumatischen Erlebnissen,
die das Leben eines Menschen von Grund auf verändern können. Die Angst
vor dem Kontrollverlust steht dabei im Zentrum des atmosphärisch
dichten Tanzabends. Vor jedem steht dabei im Zentrum des
atmosphärisch dichten Tanzabends. Vor jedem Stück gibt es eine
Einführung sowie einen Physical Prologue, beim Kauf einer Karte für
eine Vorstellung ist außerdem der Besuch einer zweiten gratis.

Die Termine im Überblick:

• "Black Rainbow" am Samstag, 31. März 2018 um 20 Uhr

• "polaroids" am Sonntag, 1. April 2018 um 20 Uhr

anschließend um 21.30 Uhr Zooo Club

• "Crash" am Montag, 2. April 2018 um 18.30 Uhr

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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WERKSTATT/306: Gütersloh - Volxtheaterwerkstatt "Kollision" am 18.3.2018


Volxtheaterwerkstatt "Kollision"



Kollision bedeutet, den Zusammenprall von unterschiedlichen Meinungen.
Das führt manchmal zu Streit. Die Verschiedenheit unterschiedlicher
Meinungen und Perspektiven birgt aber auch ein großes Potential. Bei
Kollisionen entstehen neue gemeinsame Gedanken und Entwicklungen. In
dieser Ambivalenz versucht der Theaterworkshop mit Interessierten das
schöpferische Potential verschiedener Perspektiven auszuloten.

Zusammen mit der Weberei in Gütersloh lädt die Theaterwerkstatt
Bethel im Rahmen der Aktionswochen gegen Rassismus alle ein, mit
künstlerischen Mitteln und im Austausch mit anderen Mitwirkenden
Perspektiven zu entdecken! zu behalten! zu wechseln! zu verändern! zu
erweitern! Vorherige spielerische Erfahrungen sind nicht notwendig.
Jede/r kann mitwirken, schnuppern und experimentieren.

Veranstaltungsort: Weberei Gütersloh, Bogenstr. 1-8, 33330 Gütersloh

 Moderation: Laura Kreutz, Henrik WeberThea

 Anmeldung: bei Jana Felmet von der Weberei Gütersloh, 05241 2347841
oder jana.felmet@die-weberei.de Wer von Bielefeld mit nach Gütersloh
fahren möchte, kann sich gerne unter 0521-144 3040 oder
theaterwerkstatt@bethel.de anmelden! Die Abfahrt ist um 10 Uhr vom
Parkplatz der Theaterwerkstatt.

Der Workshop findet im Rahmen des eilprojektes "Über_Grenzen" der
Trilogie "Bruchstücke- Inklusive Kultur in Zeiten des Umbruchs" statt.
Er wird gefördert durch das Ministerium für Kultur und Wissenschaft
des Landes NRW, die Stiftung der Sparkasse Bielefeld und das Kulturamt
Bielefeld.

Ort: Theaterwerkstatt Bethel

Handwerkerstr. 5, 33617 Bielefeld

Tel. 0521 / 144-3040

Rubrik: Theater/Musical/Kabarett

Internet: www.theaterwerkstatt-bethel.de

Termin: 18.03.2018, 11:00 - 13:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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ATOM/1280: Rückexport des Jülicher Kernbrennstoffs (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit 

Nr. 744-745 / 32. Jahrgang, 4. Januar 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Rückexport des Jülicher Kernbrennstoffs

von Thomas Dersee



FONSI-Bescheid des US-Department of Energy

Am 20. Dezember 2017 veröffentlichte das für Nuklearfragen zuständige
US-amerikanische Department of Energy (DOE) das Abschlussergebnis
seiner Umweltverträglichkeitsprüfung hinsichtlich des Rückexports von
abgebranntem Kernbrennstoff aus dem Versuchsreaktor Jülich und dem
Thorium-Hoch-Temperatur-Reaktor (THTR) in Hamm-Uentrop zur
Weiterbearbeitung und Entsorgung in der Anlage Savannah River Site.
Der Graphitbrennstoff enthält 900 Kilogramm hochangereichertes Uran,
das zwischen 1965 und 1988 im Rahmen des 'Atoms for Peace'-Programms
in die Bundesrepublik Deutschland geliefert worden war.

Die Abkürzung FONSI steht für "Finding of No Significant Impact"; die
Untersuchung der Behörde konnte mithin keine oder nur minimale
Auswirkungen für die menschliche Gesundheit und die Umwelt durch einen
möglichen Transport des strahlenden Materials erkennen.

Allerdings sei "die Machbarkeit [der Rücknahme] von der erfolgreichen
Entwicklung einer Technik zur Separierung und Weiterbearbeitung des
abgebrannten Kernbrennstoffs aus Deutschland" abhängig. "Eine
endgültige Entscheidung, ob der abgebrannte Kernbrennstoff aus
Deutschland zurückgenommen wird", könne erst getroffen werden, "wenn
sich die Technik als geeignet erweist, und alle technischen,
finanziellen und juristischen Fragen zufriedenstellend geklärt sind."

Bisher existiert lediglich eine Absichtserklärung, der zufolge das
Forschungszentrum Jülich bzw. die ihm angeschlossene Jülicher
Entsorgungsgesellschaft mbH (JEN) sämtliche Kosten der
Vorbereitungsphase - einschließlich Machbarkeitsstudien und
Umweltverträglichkeitsprüfung -, sowie im Falle der positiven
Entscheidung die Bundesrepublik Deutschland alle Kosten der Übernahme,
der Bearbeitung und der Endlagerung des abgebrannten Kernbrennstoffs
trägt. Der Absichtserklärung zufolge liegt die Verantwortung für die
455 Castoren, die in einem gecharterten Schiff zur Atomwaffenbasis
Charleston gebracht werden sollen, bis zu ihrem Eintreffen dort bei
Deutschland und für den anschließenden Bahntransport zur Savannah
River Site und alle folgenden Verfahrensschritte bis zur Endlagerung
oder Zwischenlagerung "bis geeignete Endlager zur Verfügung stehen"
bei den USA.



United States Department of Energy (DOE), EA-1977: Finding of No
Significant Impact, Acceptance and Disposition of Spent Nuclear Fuel
Containing U.S.-Origin Highly Enriched Uranium From the Federal
Republic of Germany, Washington D.C., December 20, 2017,

https://energy.gov/nepa/ea-1977-acceptance-and-disposition-spent-nuclear-fuel-containing-us-origin-highly-enriched


https://energy.gov/sites/prod/files/2017/12/f46/DOE-EA-1977-FONSI_FINAL.pdf



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


http://www.strahlentelex.de/Stx_18_744-745_S12.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Januar 2018, Seite 12

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin

Tel.: 030/435 28 40, Fax: 030/64 32 91 67

E-Mail: Strahlentelex@t-online.de

Internet: www.strahlentelex.de
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LUFT/594: Stickstoffdioxid führt zu erheblichen Gesundheitsbelastungen (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 8. März 2018

Stickstoffdioxid führt zu erheblichen Gesundheitsbelastungen

UBA-Studie ordnet Gesundheitsbelastung durch Stickstoffdioxid in
Deutschland ein



Die NO2-Konzentrationen in der Außenluft in Deutschland führen zu
erheblichen Gesundheitsbelastungen. Dies zeigt eine Studie des
Umweltbundesamts (UBA). Demnach lassen sich für das Jahr 2014
statistisch etwa 6.000 vorzeitige Todesfälle aufgrund von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen auf die NO2-Hintergrund-Belastung im
ländlichen und städtischen Raum zurückführen. Die Studie zeigt
außerdem: Die Belastung mit Stickstoffdioxid steht im Zusammenhang mit
Krankheiten wie Diabetes mellitus, Bluthochdruck, Schlaganfall, der
chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (COPD) und Asthma.
UBA-Präsidentin Maria Krautzberger: "Die Studie zeigt, wie sehr
Stickstoffdioxid der Gesundheit in Deutschland schadet. Wir sollten
alles unternehmen, damit unsere Luft sauber und gesund ist. Gerade in
den verkehrsreichen Städten besteht Handlungsbedarf. Das hat das
Bundesverwaltungsgericht bestätigt. Selbst Fahrverbote sind als
letztes Mittel demnach möglich."

Die Studie zeigt unter anderem, dass acht Prozent der bestehenden
Diabetes mellitus-Erkrankungen in Deutschland im Jahr 2014 auf
Stickstoffdioxid in der Außenluft zurückzuführen waren. Dies
entspricht etwa 437.000 Krankheitsfällen. Bei bestehenden
Asthmaerkrankungen liegt der prozentuale Anteil der Erkrankungen, die
auf die Belastung mit NO2 zurückzuführen sind, mit rund 14 Prozent
sogar noch höher. Dies entspricht etwa 439.000 Krankheitsfällen.

Epidemiologische Studien ermöglichen zwar keine Aussagen über
ursächliche Beziehungen. Jedoch liefern sie zahlreiche konsistente
Ergebnisse über die statistischen Zusammenhänge zwischen negativen
gesundheitlichen Auswirkungen und NO2-Belastungen.

Für die im Rahmen der Studie verwendeten Modellrechnungen liegen dabei
bewusst vorsichtige Annahmen zugrunde: Zum einen wurden nur
Krankheiten berücksichtigt, die mit hoher Gewissheit in Zusammenhang
mit Stickstoffdioxidbelastungen stehen. Zum anderen wurden für
NO2-Belastungen unterhalb von 10 µg/m3 keine gesundheitlichen
Auswirkungen berechnet, da hier aktuell nicht ausreichend verlässliche
Studien vorliegen, die den Zusammenhang zwischen diesen niedrigen
Konzentrationen und gesundheitlichen Effekten zweifelsfrei bestätigen.
Zudem wurde für die Gesamtbevölkerung in Deutschland, aufgrund
methodischer Limitationen, lediglich die NO2-Belastung des städtischen
und ländlichen Hintergrunds berücksichtigt und bestehende
Spitzenbelastungen an verkehrsreichen Straßen ("Hot Spots") nicht
miteinbezogen.

Um auch den Einfluss von Spitzenbelastungen beurteilen zu können,
wurde zusätzlich der verkehrsbezogene Anteil an der Krankheitslast
durch NO2 exemplarisch für ausgewählte Modellregionen sowohl in
Ballungsgebieten als auch in einem Flächenland geschätzt. Hier ergibt
sich eine Erhöhung der Krankheitslast um bis zu 50 Prozent gegenüber
den Regionen, in denen nur die Hintergrundbelastung zugrunde gelegt
wurde. "Dies belegt, dass die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle im
Zusammenhang mit Stickstoffdioxid an stark belasteten Standorten
deutlich höher liegt", so Krautzberger.

Insgesamt sinkt die Belastung mit Stickstoffdioxid seit einigen Jahren
leicht, allerdings werden die Grenzwerte vielerorts immer noch nicht
eingehalten, wie auch die aktuellen Daten für das Jahr 2017 zeigen.
"Eine bedeutende Ursache für schädliche Stickoxide in der Atemluft
sind eindeutig Diesel-Pkw - auch außerhalb der hochbelasteten
Straßen", so Maria Krautzberger.

Für die aktuelle Studie wurde eine Vielzahl bereits publizierter
wissenschaftlicher Untersuchungen ausgewertet. Es wurde zunächst
geprüft, für welche gesundheitlichen Auswirkungen verlässliche
statistische Zusammenhänge mit NO2-Belastungen nachgewiesen wurden.
Hierzu wurden epidemiologische Studien recherchiert, deren Ergebnisse
auf die deutsche Bevölkerung übertragbar sind.

Mess- und Modelldaten zur Stickstoffdioxid-Konzentration wurden mit
Informationen zur Bevölkerungsdichte kombiniert. Die Verschneidung
dieser Daten erlaubte eine Aussage über die Höhe der NO2-Belastungen,
der die Menschen in Deutschland im Jahresdurchschnitt ausgesetzt
waren. Verknüpft mit relevanten Statistiken zur Gesundheit der
Bevölkerung (zum Beispiel der Todesursachenstatistik) und unter
Nutzung des von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) entwickelten
Konzepts zur Berechnung der umweltbedingten Krankheitslast
(Environmental Burden of Disease) wurde berechnet, wie viele
Erkrankungen und Todesfälle in Deutschland statistisch gesehen auf die
Belastung durch Stickstoffdioxid zurückzuführen sind. Die Studie wurde
für das UBA vom Helmholtz Zentrum München und der IVU Umwelt GmbH
durchgeführt.



Factsheet: Wie sehr beeinträchtigt NO2 die Gesundheit

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/wie-sehr-beeintraechtigt-stickstoffdioxid-no2-die

Erklärfilm: Umweltbedingte Krankheitslasten

https://www.youtube.com/watch?v=vEe5jCGYrpI

Tagesaktuelle Daten zur Luftqualität

https://www.umweltbundesamt.de/daten/luftbelastung/aktuelle-luftdaten

Themenseite Stickstoffoxide

https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe/stickstoffoxide

Publikationen

Quantifizierung von umweltbedingten Krankheitslasten aufgrund der
Stickstoffdioxid-Exposition in Deutschland

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/quantifizierung-von-umweltbedingten

Luftqualität 2017

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2017

Dokumente

Städte mit NO2-Grenzwertüberschreitungen 2017

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/lq_2017_no2-ueberschreitungen_staedte_0.pdf

 * 

Quelle:

UBA-Presse-Information Nr. 6/2018, 08.03.2018

Herausgeber:

Umweltbundesamt (UBA)

Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

Postanschrift:

Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

E-Mail: pressestelle@uba.de

Internet: www.umweltbundesamt.de
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POLITIK/1165: Svenja Schulze ist neue Bundesumweltministerin (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 15. März 2018

Svenja Schulze ist neue Bundesumweltministerin



Svenja Schulze hat heute ihr Amt als Bundesumweltministerin
angetreten. Nach ihrer Ernennung durch Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier gestern übernahm sie heute in einer Übergabezeremonie am
Berliner Dienstsitz des Ministeriums das Amt von ihrer Vorgängerin
Barbara Hendricks. Morgen wird es auch am Bonner Dienstsitz des BMU
eine Amtsübergabe geben. Zu Parlamentarischen Staatssekretären ernannt
wurden erneut Rita Schwarzelühr-Sutter und Florian Pronold. Nach dem
Organisationserlass, mit dem sich das Kabinett gestern Abend befasst
hat, heißt das Ministerium offiziell "Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit", kurz: BMU. Svenja Schulze: "Als
Bundesumweltministerin trägt man eine große Verantwortung. Ich danke
Barbara Hendricks für ihr großes Engagement in diesem Amt. Sie hat
viel erreicht. Ich übernehme ein starkes Ministerium und kann auf
gutem, festem Grund aufbauen. In diesem Ministerium geht es um die
ganz großen Themen. Es geht darum, unsere Lebensgrundlagen zu
schützen: ein stabiles Klima, saubere Luft, sauberes Wasser und eine
intakte Natur. Das sind große Aufgaben, denen ich mich mit Kreativität
und Überzeugungskraft stellen werde. Zu meinen wichtigsten Aufgaben
wird natürlich der Klimaschutz gehören. Wir werden in dieser
Legislaturperiode zum ersten Mal ein Klimaschutzgesetz vorlegen, das
verbindlich sicherstellt, dass wir unsere Klimaziele für 2030
erreichen werden. Dazu bedarf es einer gemeinsamen Kraftanstrengung
der gesamten Bundesregierung. Das geht nur mit - und nicht
gegeneinander.

Ein weiterer Schwerpunkt meiner Arbeit wird der Naturschutz sein. Es
ist Kernaufgabe dieses Hauses, sich für den Erhalt der biologischen
Vielfalt in Deutschland stak zu machen. Wir wissen um das dramatische
Insektensterben. Das ist ein großes, existenzielles Problem, auf das
wir große Antworten finden müssen. Das wird den Umgang mit Pestiziden
betreffen und die Art, wie wir Landwirtschaft betreiben. Hier wird
sich in den nächsten Jahren einiges ändern müssen. Zu den größten
Aufgaben gleich zu Beginn zählt sicher die saubere Luft in den
Städten. Ich bin keine Freundin von Fahrverboten. Wenn wir sie
vermeiden wollen, brauchen wir innovative und kreative Lösungen.
Daran wird sich die gesamte Bundesregierung beteiligen.

Das Bundesumweltministerium ist ein zentrales
Modernisierungsministerium, das unser Land für die Zukunft fit macht:
Weg von gefährlichen Irrwegen wie der Atomkraft, hin zu den
Technologien, die die Weltmärkte von morgen dominieren werden: Dazu
gehören u.a. Erneuerbare Energien, Elektromobilität,
Effizienztechnologien oder eine starke Recyclingwirtschaft."

Schulze wurde am 29. September 1968 in Düsseldorf geboren. Von 2010
bis 2017 war sie Ministerin für Innovation, Wissenschaft und Forschung
des Landes Nordrhein-Westfalen. Von 1997 bis 2000 sowie von 2004 bis
2018 war die Germanistin und Politikwissenschaftlerin
Landtagsabgeordnete in NRW. Dazwischen arbeitete sie als
Unternehmensberaterin mit Schwerpunkt auf dem öffentlichen Sektor.

Mit dem Organisationserlass der Bundeskanzlerin ändern sich Zuschnitt
und Name des Ministeriums. Die Bereiche Stadtentwicklung, Wohnen und
Bauen wechseln in den Verantwortungsbereich des Bundesministeriums des
Inneren, für Bau und Heimat. In einem weiteren Bereich ändert sich der
Name: Aus Reaktorsicherheit wird "nukleare Sicherheit", was neben
Atomreaktoren auch Zwischen- und Endlager umfasst und die künftigen
Schwerpunkte des Ministeriums besser beschreibt.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 059/18, 15.03.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)
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STADT/464: Siedlungswasser für die urbane Nahrungsmittelproduktion (idw)


Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik
UMSICHT - 07.03.2018

Zukunftsprojekt zu innovativer Siedlungswasserwirtschaft und
urbaner Nahrungsmittelproduktion



Spül-, Waschmaschinen und Toilettenwasser fällt in deutschen
Haushalten zur Genüge an. Das Verbundprojekt »ROOF WATER-FARM«
untersucht, wie sich häusliches Abwasser dezentral aufbereiten und für
die Gemüseproduktion nutzen lässt. Fraunhofer UMSICHT entwickelt in
diesem zukunftsträchtigen Vorhaben ein neuartiges
Aufbereitungsverfahren, das aus Toilettenwasser flüssigen
Pflanzendünger herstellt. Eine Pilotanalage wurde in Berlin bereits
erfolgreich in Betrieb genommen.




[image: Salatpflanzen in Hydroponik-Anlage - Foto: © TU Berlin]

Salat aus der Hydroponik-Anlage der ROOF WATER-FARM in Berlin-Kreuzberg.

Foto: © TU Berlin



Rund 70 Prozent unseres verfügbaren Trinkwassers gehen in die
Landwirtschaft über, welche wiederum 14 Prozent der weltweiten
CO2-Emissionen ausmacht. Um auch in der Zukunft eine ausreichende
Wasser- und Nahrungsversorgung zu gewährleisten, müssen
umweltschonende Alternativen zur landwirtschaftlichen Erzeugung von
Lebensmitteln gefunden werden.

Frisches Gemüse und frischer Frisch direkt von den Dächern unserer
Städte - das ist die Vision von »ROOF WATER-FARM«: Das vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte Projekt
erprobt dafür die dezentrale Abwasseraufbereitung und -nutzung in
Gebäuden und Siedlungsräumen. Denn statt häusliche Abwässer aus
Dusche, Waschmaschine, Badewanne oder Toilette in Kläranlagen zu
transportieren, lassen sie sich auch direkt vor Ort weiterverwerten.




[image: Foto: © Fraunhofer UMSICHT]

Anlage zur Schwarzwasseraufbereitung von Fraunhofer UMSICHT.

Foto: © Fraunhofer UMSICHT



In zwei unabhängigen Versuchstrecken wurde in der »ROOF WATER-FARM«
das Toilettenabwasser (auch Schwarzwasser genannt) getrennt vom
Abwasser aus Dusche, Waschmaschine, Badewanne so aufbereitet, dass
schmackhafte Gurken und Salat geerntet werden konnten.

Dünger aus Abwasser

Erprobt werden alle für das Projekt »ROOF WATER-FARM« entwickelten
Konzepte und Verfahren in einem Gebäudekomplex als Pilotstandort in
Berlin-Kreuzberg. Hier steht auch die von Fraunhofer UMSICHT
entwickelte Schwarzwasser-Flüssigdünger-Anlage, die aus Schwarzwasser
mit einem hohen Gehalt an Nährstoffen (Stickstoff-, Phosphat- und
Kalium) flüssiges Pflanzendüngemittel gewinnt. Seit Inbetriebnahme
bereitet die Anlage zuverlässig das Abwasser von 50 Anwohnern zu
Flüssigdünger auf. Dieser wird wiederum für die Gemüseproduktion in
einem Gewächshaus verwendet werden, das ebenfalls am Standort in
Berlin-Kreuzberg steht, allerdings in dieser ersten Pilotphase noch
auf dem Boden statt dem Dach.

Ökobilanzierung

Um die Umweltwirkung der im Projekt »ROOF WATER-FARM« eingesetzten
Elemente einschätzen zu können, haben Mitarbeitende von Fraunhofer
UMSICHT außerdem eine Ökobilanzierung durchgeführt. Dazu wurden
Treibhausgasemissionen und Energieaufwand, die im Rahmen der
Abwasserwasseraufbereitung und Gemüseproduktion anfallen, berechnet
und mit etablierten Technologien verglichen. Die Ergebnisse der
Ökobilanzierung von Fraunhofer UMSICHT zeigen, dass aus
klimarelevanten Aspekten die dezentrale Wasseraufbereitung und
-nutzung eine mögliche Alternative zur zentralen Abwasseraufbereitung
darstellt. Um künftig mit solchen Konzepten auch signifikante Mengen
an Treibhausgasen einzusparen, müssten vor allem noch Technologien zur
Wärmerückgewinnung aus Abwasser integriert werden.

Urbane Agrikultur

Fraunhofer UMSICHT gehört in Deutschland zu den Pionieren für
gebäudeintegrierte Lebensmittelproduktion. Unter der Dachmarke
inFarming© treibt das Institut den Aufbau und die Integration von
Agrikultur in Städten voran. Durch die Verwendung von Dächern und
Gebäuden als landwirtschaftliche Nutzflächen wird das Gemüse in
unmittelbarer Nähe des Verbrauchers angebaut. Dadurch entfallen nicht
nur weite Transportwege, auch Kohlendioxid-Emissionen werden auf diese
Weise erheblich gesenkt. Um diese Ziele zu erreichen, hat das Institut
vertikale Kultivierungsmethoden, Kreislaufverfahren für Nährstoffe und
spezielle Belichtungsstrategien entwickelt.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://vimeo.com/144750225

Das Konzept hinter ROOF WATER FARM im Video

http://www.roofwaterfarm.com/

Webseite ROOF WATER FARM

https://www.altmarktgarten-oberhausen.de/

Webseite Altmarktgarten

https://infarming.de/

Webseite inFARMING®

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690420

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution10

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik

UMSICHT, Dipl.-Chem. Iris Kumpmann, 07.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/062: "Hauen Sie rein beim Kohleausstieg!" - Torte für den Wirtschaftsminister (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 15. März 2018

Greenpeace-Aktivisten begrüssen Wirtschaftsminister Altmaier mit
"Kohle-Torte" im Amt

Neue Bundesregierung muss erste Meiler schon 2018 vom Netz nehmen



Berlin, 15.3.2018 - Eine Sahnetorte mit Kohlemeilern aus Marzipan
haben Greenpeace-Aktivisten heute dem neuen Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier (CDU) zu seinem ersten Tag im Amt persönlich übergeben.

"Stück für Stück raus aus der Kohle, Herr Altmaier!", steht auf dem
Backwerk. Es erinnert den Minister an die zentrale energiepolitische
Aufgabe seiner Amtszeit. "Hauen Sie rein beim Kohleausstieg!", fordert
Tobias Münchmeyer, Sprecher von Greenpeace, den
Bundeswirtschaftsminister auf.

Mit dem Koalitionsvertrag bekennt sich die neue Bundesregierung
erstmals dazu, aus der klimaschädlichen Kohle auszusteigen. Eine
Kohlekommission soll bis Ende des Jahres "einen Plan zur schrittweisen
Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung einschließlich eines
Abschlussdatums" erarbeiten. Der Koalitionsvertrag sieht zudem
"Ergänzungsmaßnahmen" vor, um die CO2-Lücke zum deutschen Klimaziel
für das Jahr 2020 so schnell wie möglich zu schließen. Die
Bundesregierung hat das langjährige nationale Ziel aufgegeben, bis
2020 mindestens 40 Prozent weniger Treibhausgase auszustoßen als 1990.
"Der Erfolg deutscher Klimapolitik steht und fällt mit dem
Kohleausstieg", sagt Münchmeyer. "Wird der überfällige Ausstieg mit
der Kommission noch weiter aufgeschoben, riskiert die neue
Bundesregierung auch das Klimaschutzziel für 2030 zu verpassen."
Greenpeace hat in einem "Sofortprogramm" [1] vorgestellt, welche
Klimaschutzmaßnahmen bis zum kommenden Jahr wirken können.

Steigende Stromexporte sabotieren deutschen Klimaschutz

Deutschland tritt beim Klimaschutz seit Jahren auf der Stelle. Mit
etwa 900 Millionen Tonnen lag der CO2-Ausstoß im vergangenen Jahr so
hoch wie bereits 2009. Ein Hauptgrund: Während die erneuerbaren
Energien jährlich einen immer größeren Teil unserer Energieversorgung
decken, laufen schmutzige Kohlekraftwerke auf Volllast weiter - und
exportieren immer größere Mengen Strom ins Ausland. Mit dem
Sofortprogramm könnte bis Ende kommenden Jahres rund die Hälfte der
Lücke für das Klimaziel 2020 (rd. 120 Mio. Tonnen) geschlossen
werden. Dafür müssen die ältesten deutschen Braunkohlekraftwerke im
Umfang von fünf Gigawatt stillgelegt und alle Kohlekraftwerke, die
älter als zwanzig Jahre sind, auf 4.000 Volllaststunden pro Jahr
gedrosselt werden. Zusammen mit einer Sonderausschreibung für Wind-
und Solarstrom könnten die deutschen Klimagase so um rund 60 Mio.
Tonnen CO2 im Jahr reduziert werden. Das Klimaschutzziel 2020 wäre
dann mit den weiteren Maßnahmen der Kommission tatsächlich so schnell
wie möglich erreichbar.



[1]
https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/20180131b-greenpeace-sofortprogramm-klimaziel.pdf

 * 
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Presseerklärung, 15.03.2018
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RECHT/209: "Klimaklage" - RWE scheitert erneut mit Versuch Beweisaufnahme abzuwenden (GW)


Germanwatch e.V. - 14. März 2018

"Klimaklage": RWE scheitert erneut mit Versuch Beweisaufnahme
abzuwenden

RWE-Anwälte haben zum zweiten Mal erfolglos versucht, den
Beweisbeschluss des OLG Hamm anzufechten / Bisher keine ernsthaften
Bemühungen seitens des beklagten Konzerns, sich auf Gutachter zu
einigen



Bonn/Berlin (14. März 2018). Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation
Germanwatch übt deutliche Kritik am Verhalten der RWE AG und ihrer
Anwälte in dem Verfahren Lliuya gegen RWE vor dem Oberlandesgericht
Hamm. In dem als "Klimaklage" bekannt gewordenen Fall versucht das
beklagte Unternehmen offenbar, die bereits im November angeordnete
Beweisaufnahme so lange wie möglich zu verzögern. Das Gericht hat
nach der deutlich und in vollem Umfang zurückgewiesenen ersten
"Gegenvorstellung" nun auch eine zweite "Gegenvorstellung" klar
zurückgewiesen. Gutachter für die Beweisaufnahme wurden seitens RWE
jedoch nach Informationen von Germanwatch noch immer nicht
vorgeschlagen.

"Wir empfinden dieses Verhalten von RWE und seinen Anwälten als
zynisch", sagt Klaus Milke, Vorstandsvorsitzender von Germanwatch.
"50.000 Menschen wären von einer Flutwelle in Huaraz direkt betroffen,
bis zu 20.000 Tote würden in einem solchen Fall befürchtet. Und RWE
versucht mit Verfahrenstricks die Erstellung von wissenschaftlichen
Gutachten zu den Ursachen und Gefahren sowie dem Beitrag des Konzerns
dazu zu verzögern oder gar zu verhindern. Es ist absurd: Auf der einen
Seite fordert RWE-Chef Rolf Martin Schmitz ganz aktuell eine
Kompensation des Unternehmens bei einem schnellen Kohleausstieg, auf
der anderen Seite aber verzögert das Unternehmen mutwillig das
Verfahren, das zu einer schnellen Unterstützung der durch seine
Emissionen existenziell gefährdeten Menschen führen soll." Germanwatch
unterstützt den Kläger, den peruanischen Bergführer und Kleinbauern
Saúl Luciano Lliuya, in diesem Präzedenzfall.

Auch mit Blick auf die gestrige Bilanz-Pressekonferenz geht Milke
jedoch davon aus, dass die Investoren und Aktionäre der RWE AG weiter
voraus schauen. "Die Investoren in fossile Energien - nicht nur bei
RWE - beginnen die Folgen der Musterklage von Saúl Luciano Lliuya
gegen RWE zu verstehen. Nach dem Beweisbeschluss des
Oberlandesgerichts Hamm ist schon jetzt klar: Die Klagerisiken sind
für Großemittenten von Treibhausgasen überall auf der Welt deutlich
gewachsen. Es ist nun wichtig, diese Risiken auch in den Bilanzen der
fossilen Konzerne zu berücksichtigen und die Geschäftsmodelle zu
ändern. Die angekündigte Neustrukturierung der Energiebranche liefert
dazu die Gelegenheit. Mit einer Verzögerungstaktik wird sich RWE
keinen Gefallen tun."

Die Stiftung Zukunftsfähigkeit übernimmt die Gerichts-, Anwalts- und
Gutachtenkosten in diesem Präzedenzfall und ruft dafür zu Spenden auf.




Hintergründe zum "Fall Huaraz"

https://germanwatch.org/de/der-fall-huaraz

Gerichtsdokumente zum Fall

https://germanwatch.org/de/14140

 * 
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RECHT/208: Paralleljustiz für Konzerne verstößt gegen EU-Recht (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. - 6. März 2018

EuGH-Urteil: Paralleljustiz für Konzerne verstößt gegen EU-Recht



München, 06. März 2018 - Heute urteilte der Europäische Gerichtshof
(EuGH), dass die Schiedsklausel im Bilateralen
Investitionsschutzabkommen zwischen den Niederlanden und der Slowakei
nicht mit dem EU-Recht vereinbar ist. Grund dafür sei, dass die
Streitbeilegung durch ein Schiedsgericht und nicht durch ein
entsprechend legitimiertes EU-Gericht erfolge. Das Urteil ist
richtungsweisend, weil ähnliche Klauseln in fast 200 weiteren
innereuropäischen Abkommen verankert sind.

Erst vor zwei Wochen hatte das Umweltinstitut München ein
Rechtsgutachten veröffentlicht, das zeigt, dass auch der Vertrag über
die Energiecharta gegen EU-Recht verstößt. Dieser ist die Grundlage
der Milliarden-Klage des Konzerns Vattenfall gegen die Bundesrepublik
Deutschland wegen des Atomausstiegs von 2011. Das Urteil des EuGH
stützt die Ergebnisse dieses Gutachtens und unterstreicht den
Handlungsbedarf für die EU-Mitgliedsstaaten.

"Die heutige Entscheidung läutet das Ende der Paralleljustiz für
Konzerne in Europa ein", kommentiert Karl Bär, Handelsreferent beim
Umweltinstitut München. "Die Energiecharta sowie alle Abkommen mit
Schiedsklauseln innerhalb der EU müssen nun unverzüglich gekündigt
werden. Italien ist mit gutem Beispiel vorangegangen und hat diese
Abkommen bereits gekündigt".

Die Bundesregierung solle sich darüber hinaus dafür einsetzen, dass
die sogenannten "Zombieklauseln" in den Verträgen nicht zur Anwendung
kommen. Diese regeln, dass die Abkommen bis zu 20 Jahre nach der
Kündigung wirksam bleiben.

Die EU-Kommission fordert die Mitgliedsstaaten bereits seit Jahren
auf, die Bilateralen Investitionsschutzabkommen zu beenden, weil sie
sowohl unnötig als auch mit EU-Recht unvereinbar seien. Sie stehen
außerdem stark in der öffentlichen Kritik, da sie Unternehmen
Druckmittel an die Hand geben, um staatliche Maßnahmen zum Schutz von
Umwelt und Gesundheit zu unterbinden. Die Bundesrepublik gehört zu den
wenigen verbliebenen Verfechtern der innereuropäischen
Investitionsschutzabkommen.



Hier finden Sie die Urteilsbegründung durch den EuGH

http://link.email.dynect.net/link.php?DynEngagement=true&H=s8mq%2BFF8Y8J%2F7%2FXrLp5ygdcwMPrxjsUdQBMch4EEnHhpCCjF3%2FNlfKnWki5R4iDXZvRKz0meuuQs%2BG0Pg0PvD8x04Ajll2QUbfC%2F8GtoV%2BgBw3TWWV%2B3TTXYJCkG1nsw&G=0&R=https%3A%2F%2Fcuria.europa.eu%2Fjcms%2Fupload%2Fdocs%2Fapplication%2Fpdf%2F2018-03%2Fcp180026de.pdf&I=20180306135151.0000021ca522%40mail6-34-usnbn1&X=MHwxMDQ2NzU4OjVhOWU3ZWJiMGMwMTZiMzZkNzczNzViZjs%3D&S=YFDktpcOcyc_b7cMdU6XhEvGxtSH9JxxjPqapgQSb-E

Die elektronische Pressemappe des Umweltinstituts zur Europäischen
Energiecharta finden Sie hier

http://link.email.dynect.net/link.php?DynEngagement=true&H=s8mq%2BFF8Y8J%2F7%2FXrLp5ygdcwMPrxjsUdQBMch4EEnHhpCCjF3%2FNlfKnWki5R4iDXZvRKz0meuuQs%2BG0Pg0PvD8x04Ajll2QUbfC%2F8GtoV%2BgBw3TWWV%2B3TTXYJCkG1nsw&G=0&R=http%3A%2F%2Fwww.umweltinstitut.org%2Fpresse%2Fpresse-details%2Faspresse%2F129%2Felektronische-pressemappe-zur-energiecharta.html&I=20180306135151.0000021ca522%40mail6-34-usnbn1&X=MHwxMDQ2NzU4OjVhOWU3ZWJiMGMwMTZiMzZkNzczNzViZjs%3D&S=F46aMS4r5KHgfWbQcm_AgYxT1Ry-fzIn9FdnAeD-3Bk
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ARTENRAUB/269: Artenkiller Erderhitzung (WWF)


WWF Pressemitteilung - 14. März 2018

Artenkiller Erderhitzung

WWF-Studie: 50 Prozent aller Tier- und Pflanzenarten in weltweit
wichtigsten Naturregionen vom Aussterben bedroht



London/Berlin: Bis zur Hälfte aller Tier- und Pflanzenarten in den
weltweit bedeutendsten Naturregionen werden mittelfristig dem
Klimawandel zum Opfer fallen. Das ist das Ergebnis einer Studie des
WWF und der Universität East Anglia in Großbritannien. Sollte die
menschengemachten Emissionen an Treibhausgasen wie bisher
fortschreiten, würde jede zweite Art bis zum Jahr 2080 aus den
untersuchten Gebieten verschwinden. Selbst wenn das Zwei-Grad-Limit
eingehalten wird, also das obere Ende der Beschlüsse im Pariser
Klimavertrag, fiele der Rückgang der Artenvielfalt noch erheblich aus:
In diesem Fall würde noch jede vierte Spezies in den Schlüsselregionen
das Zeitliche segnen.

Rund eine Woche vor der "Earth Hour" am 24. März möchte der WWF mit
dem Report auf den drohenden Verlust an biologischer Vielfalt
aufmerksam machen. Die weltgrößte Klima- und Umweltschutzaktion, bei
der tausende Städte in aller Welt eine Stunde lang ihre Wahrzeichen
verdunkeln, steht dieses Jahr unter dem Motto "Für einen lebendigen
Planeten".

"Naturparadiese wie der Amazonas oder die Galapagosinseln drohen noch
zu Lebzeiten unserer Kinder weitreichend zerstört und der Hälfte ihrer
Tier- und Pflanzenarten beraubt zu werden", sagt Christoph Heinrich,
Vorstand Naturschutz beim WWF Deutschland. "Das ist kein Schicksal,
sondern direkte Folge der menschengemachten Klimaerhitzung. Auf der
ganzen Welt könnten ikonische Tiere wie Afrikanische Elefanten oder
Große Pandas regional verschwinden, genau wie zehntausende Pflanzen,
Insekten und kleinere Lebewesen, die die Grundlage des Lebens auf der
Erde bilden. Als dringendste Maßnahme müssen wir daher so schnell wie
möglich aus Kohle, Öl und später Erdgas aussteigen - sie sind die
Haupttreiber des Klimawandels."

Für die Studie "Wildlife in a warming World" haben die Forscher die
Auswirkungen des Klimawandels auf fast 80.000 Tier- und Pflanzenarten
in 35 Regionen untersucht, die zu den artenreichsten der Welt zählen,
darunter der Amazonas-Regenwald, das Kongobecken oder der
Mittelmeerraum. Der Report nimmt drei verschiedene Klima-Szenarien und
ihre Wirkungen auf die Biodiversität unter die Lupe - angefangen bei
einem "business as usual", der die Welt mit einem durchschnittlichen
Temperaturanstieg von 4,5 Grad Celsius konfrontieren und die
verheerendsten Effekte zur Folge hätte. Ebenfalls betrachtet werden
ein Anstieg um 3,2 Grad, der den bisher international zugesagten
Klimaschutzmaßnahmen der Staaten entspricht sowie eine erfolgreiche
Begrenzung der weltweiten Erhitzung auf maximal zwei Grad, wie es das
Pariser Klimaabkommen als Minimalziel vorsieht.

Besonders hart treffen wird es laut Studie die Miombowälder im
südlichen und östlichen Afrika, den Amazonas-Regenwald sowie den
Südwesten Australiens. Sollte es zu einem durchschnittlichen globalen
Temperaturanstieg von 4,5 Grad kommen, auf den die Menschheit aktuell
zusteuert, hätte dies in diesen und weiteren Regionen dramatische
Folgen:


	Aus den Miombowäldern verschwänden bis zu 90 Prozent aller Amphibien, 86 Prozent aller Vogel- sowie 80 Prozent aller Säugetierarten.

	Für den Amazonas-Regenwald rechnen die Forscher mit einem Rückgang der Pflanzenvielfalt um 69 Prozent.

	In Südwestaustralien stünden 89 Prozent aller Amphibien vor dem regionalen Aussterben.

	Auf Madagaskar wird ein Verlust von bis zu fast 60 Prozent sämtlicher Tier- und Pflanzenarten prognostiziert.

	Für das Fynbos-Biom im Südwesten Südafrikas geht die Studie von einem regionalen Aussterben von 30 Prozent aller Arten aus, von denen viele endemisch sind, also nur dort vorkommen. Bereits heute liefert die Region mit starker Trockenheit, die unter anderem zu empfindlicher Wasserknappheit im nahegelegenen Kapstadt geführt hat, einen Vorgeschmack auf künftige Entwicklungen.



Die Gründe für den enormen Rückgang der Biodiversität liegen vor allem
in den veränderten Lebensbedingungen, die die Klimaerhitzung in den
Regionen mit sich bringt und mit denen die Arten unterschiedlich gut
umgehen können: Die Bestände des Afrikanischen Elefanten werden
deutlich zurückgehen aufgrund steigender Temperaturen und sinkendem
Niederschlag. Elefanten trinken pro Tag 150 bis 300 Liter und sind auf
eine entsprechend hohe Wasserverfügbarkeit angewiesen. Auf ganz andere
Weise betroffen sein werden die Tiger in den Sundarban-Mangroven
Bangladeschs und Indiens. 96 Prozent ihres Verbreitungsgebiets auf dem
indischen Subkontinent werden bei einem durchschnittlichen
Temperaturanstieg von 4,5 Grad mittel- bis langfristig unter dem
steigenden Meeresspiegel verschwinden.

Um zu überleben werden zahlreiche Arten gezwungen sich anzupassen -
entweder an die neuen Begebenheiten vor Ort oder durch Abwanderung in
andere Gebiete. Würde den Tieren und Pflanzen die notwendige
Ausbreitung ermöglicht, errechnet die Studie einen Rückgang der
lokalen Wahrscheinlichkeit des Aussterbens von 25 auf 20 Prozent (im
Szenario eines globalen mittleren Temperaturanstiegs von zwei Grad).
In vielen Fällen wird dies nach Angaben der Autoren jedoch nicht
möglich sein aufgrund von menschlicher Infrastruktur, aber auch
natürlicher Hindernisse wie Flüssen oder Bergen. Viele Arten werden
zudem schlicht nicht in der Lage sein, sich über wenige Jahrzehnte
hinweg anzupassen oder in andere Gebiete auszubreiten, darunter die
meisten Pflanzen, Amphibien und Reptilien wie Orchideen, Frösche und
Eidechsen.

"Um die Vielfalt an Leben auf der Erde zu erhalten müssen wir die
globale Erhitzung so gering wie möglich halten", so Christoph Heinrich
vom WWF. "Die bisher von den Staaten zugesicherten Maßnahmen sind viel
zu zaghaft und werden Mensch und Natur vor massive Probleme stellen.
Das Ziel muss sein, so nah wie möglich an die in Paris anvisierten 1,5
Grad zu kommen. Wenn uns das gelingt und wir gleichzeitig die
Lebensräume und Wanderwege schützen, können wir das schlimmste
Artensterben noch abwenden."



DOWNLOAD

WWF-Report - Wildlife in a Warming World [PDF, 2 MB]

http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Report-Wildlife-in-a-Warming-World.pdf
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ARTENRAUB/268: Für Schneehasen wird es mit dem Klimawandel eng in den Alpen (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 13.03.2018

Für Schneehasen wird es mit dem Klimawandel eng in den Alpen



Wenn sich das Klima erwärmt, werden die Lebensräume für den
Schneehasen in den Schweizer Alpen kleiner und zerstückelter. Damit
dürften die Bestände schrumpfen, legt eine internationale Studie unter
Leitung der Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
WSL und der Universität Bern nahe.




[image: Dunkler Hase im Schnee - Foto: © Rolf Giger]

Schneehase im Fellwechsel. Schmilzt der Schnee mit dem Klimawandel
immer früher, sind die Hasen häufiger mit der «falschen» Fellfarbe
unterwegs und eine leichte Beute für Raubtiere.

Foto: © Rolf Giger



Spezialisierte, an das Leben im Hochgebirge angepasste Arten wie der
Schneehase sind vom Klimawandel besonders stark betroffen. Wird es dem
Schneehasen zu warm, kann er nur in begrenztem Mass in kühlere, höher
gelegene Gefilde ausweichen. Tatsächlich dürfte die Fläche an
geeignetem Lebensraum für den Schneehasen in der Schweiz bis ins Jahr
2100 im Mittel um ein Drittel schrumpfen, haben Forschende der WSL,
der Universität Bern und der Universität für Bodenkultur in Wien
errechnet.

Der Lebensraum wird nicht nur kleiner, sondern auch stärker
zerstückelt. Dadurch sind die Schneehasenbestände weniger gut
vernetzt, was zur genetischen Verarmung führen kann. Insgesamt ist zu
erwarten, dass die Zahl der Schneehasen zurückgehen wird, so das Fazit
der Studie, die im Wissenschaftsjournal «Global Change Biology»
veröffentlicht ist. Sie identifiziert gleichzeitig die wichtigsten
Schneehasengebiete der Zukunft, die für die Vernetzung einzelner
Populationen und den Schutz der Art entscheidend sind.

Schneehasen im Hitzestress

Das Forscherteam untersuchte den Einfluss des Klimawandels auf die
Verbreitung der Art in den Schweizer Alpen anhand von 1046
Schneehasennachweisen aus den Jahren 1990 bis 2013. Dazu modellierte
es die Lage und Ausdehnung der aktuellen sowie der zukünftigen
geeigneten Lebensräume anhand verschiedener Klimaszenarien des
internationalen Klimarats IPCC. Ob ein Lebensraum für Schneehasen
geeignet ist oder nicht, hängt von Faktoren wie Nahrungsverfügbarkeit,
Schutz vor Räubern, Hitze und Kälte sowie menschlichen Störungen ab.

Es zeigte sich, dass vor allem die steigenden Temperaturen in der
Fortpflanzungsperiode der Hasen den nutzbaren Lebensraum beeinflusst.
An Kälte angepasste Arten können ihre Körpertemperatur in heissen
Sommern weniger gut regulieren als wärmeliebende Arten. Sie müssen in
kühlere Regionen ausweichen, was aufgrund der sich nach oben
verengenden Berge und der schroffen Felswände nur begrenzt möglich
ist.

Die Modellrechnungen ergaben einen Lebensraumverlust von 26% bei einem
mittleren und 45% bei einem starken Erwärmungsszenario in der Schweiz.
Es zeigten sich aber starke regionale Unterschiede: Der
Lebensraumverlust ist in den südlichen und nördlichen Voralpen am
grössten. In den Zentralalpen hingegen ist er geringer, aber auch hier
schrumpft die Anzahl geeigneter Gebiete deutlich.

Nationales Monitoring empfehlenswert

«Mit dem Verlust und der steigenden Zerstückelung der Lebensräume ist
die Art zunehmend gefährdet», sagt der Erstautor Maik Rehnus von der
Eidg. Forschungsanstalt WSL. «Unsere Studie hat wichtige Gebiete für
die Vernetzung der Schneehasen in der Schweiz identifiziert. Sie
stellen das Rückgrat für die zukünftige Verbreitung der Schneehasen
dar», ergänzt Kurt Bollmann von der WSL, der die Studie zusammen mit
Veronika Braunisch von der Universität Bern geleitet hat. Die Autoren
empfehlen, sowohl in diesen als auch in Randgebieten der heutigen
Verbreitung ein nationales Schneehasen-Monitoring einzurichten. «Das
würde helfen, Wissenslücken über die regionalen Unterschiede in der
Bestandesentwicklung und die Gefährdung der Art zu füllen», sagt
Rehnus.



Weitere Informationen finden Sie unter

News-Meldung Eidg. Forschungsanstalt WSL

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2018/03/schneehasen-im-klimawandel.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690749

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL,

Reinhard Lässig, 13.03.2018
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ARTENRAUB/267: Großkatzen auf dünnem Eis (WWF)


WWF Pressemitteilung - 1. März 2018

Großkatzen auf dünnem Eis

Ein Drittel aller Tiger-Gebiete laufen Gefahr ihre Tiger zu verlieren
/ Jaguar-Staaten beraten in New York



Berlin: Tiger haben in den vergangenen Jahren vor allem mit guten
Nachrichten auf sich aufmerksam gemacht. Dank größerer
Schutzbemühungen stieg die Zahl frei lebender Individuen seit 2010
von 3.200 auf 3.890. Auf welch dünnem Eis dieser Erfolg fußt zeigt
jetzt eine Studie, die am Freitag in New York von einer Allianz
verschiedener Natur- und Umweltschutzorganisationen vorgestellt wird:
Nach einer Untersuchung von über hundert Gebieten, in denen 70 Prozent
der globalen Tigerpopulation beheimatet ist, laufen mindestens ein
Drittel von ihnen Gefahr, die seltenen Tiere langfristig zu verlieren.
Die Gründe liegen vor allem in schlechtem Management und einem großen
Mangel an Kapazität zur effektiven Bekämpfung der Wilderei. Lediglich
13 Prozent der untersuchten Gebiete bescheinigen die Autoren
ausreichende Standards.

"Erschreckend ist, dass die meisten dieser schwach geführten
Schutzgebiete in Südostasien liegen. Gerade dort wäre der Tigerschutz
am dringendsten, da die Populationen dort in den letzten zehn Jahren
besonders dramatisch eingebrochen sind", sagt Kathrin Hebel,
Tiger-Expertin beim WWF Deutschland. "Aber diese Extrem-Beispiele
dürfen nicht von dem grundsätzlichen Problem ablenken: In allen
untersuchten Gebieten mangelt es an der effektiven Bekämpfung der
Wilderei, der Einbeziehung lokaler Gemeinden zur Verbesserung ihrer
Lebensbedingungen und an der Vermeidung von Mensch-Tier-Konflikten."

Obwohl Wilderei eine der massivsten Bedrohungen für die Großkatzen
darstellt, verfügen 85 Prozent der untersuchten Gebiete nicht über die
personellen Kapazitäten, um Anti-Wilderer-Patrouillen einzusetzen. Als
Hauptgrund nennt die Studie zu geringe Investitionen. Während 86
Prozent der Schutzgebietsleiter in Südasien, Russland und China
angaben, dass sie in punkto finanzieller Ausstattung auf einem guten
Weg seien, sehen sich im Vergleich dazu nur 35 Prozent der
Gebietsmanager in Südostasien in einer ähnlich günstigen Situation.
"Die Regierungen insbesondere von Indonesien, Thailand, Malaysia,
Kambodscha Laos und Myanmar müssen dringend mehr Mittel in den Schutz
der Reservate stecken. Das kommt nicht nur den Tieren zugute, sondern
auch den Menschen vor Ort", fordert Kathrin Hebel vom WWF.

Weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit gerät auch der Jaguar
immer stärker ins Visier der Wilderer. Aus diesem Grund kommen
ebenfalls am Freitag in New York Vertreter zahlreicher
lateinamerikanischer Staaten zusammen, in denen die nach Tiger und
Löwe drittgrößte Katze der Welt beheimatet ist. Auf dem Treffen, zu
dem unter anderem die Vereinten Nationen und der WWF geladen haben,
soll eine Deklaration verabschiedet werden, in der sich die
Jaguar-Staaten analog zum Tiger-Gipfel 2010 in St. Petersburg auf
effektive Maßnahmen zum Schutz der Großkatze verständigen.

Laut WWF leben noch rund 64.000 Jaguare in den Wäldern Lateinamerikas,
mit stark abnehmender Tendenz. Neben dem Verlust an Lebensraum litten
die Tiere unter der zunehmenden Wilderei. Aufgrund der immer
schwierigeren Jagd auf Tiger werden immer mehr Jaguare gewildert, um
ihre Tatzen, Knochen, Hoden und weitere Körperteile in der
traditionellen chinesischen Medizin zu nutzen, ungeachtet ihrer
wissenschaftlich nicht erwiesenen Wirksamkeit. Besonders dramatisch
sei die Situation in Bolivien, wo es in den letzten Jahren zu Funden
von Körperteilen mehrerer hundert Jaguare kam. Erst letzten Freitag
(23.2.) wurden hier chinesische Schmuggler mit Fangzähnen von knapp 50
Tieren aufgegriffen.



DOWNLOAD

Safe haven for wild tigers [PDF, 995 KB]

http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Safe_havens_for_wild_tigers_CATS_Partnership_report_2018.pdf
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ENERGIE/091: Sustainable Energetics-Konferenzen in Afrika - Frauen gewinnen alle Preise (frauensolidarität)


frauensolidarität - Nr. 142, 4/17

Sustainable Energetics-Konferenzen in Afrika: Frauen gewinnen alle
Preise 

von Veronika Wittmann



Vom 27. Februar bis 3. März 2017 fand am International Institute
for Water and Environmental Engineering (2iE) in Ouagadougou, Burkina
Faso eine Sommerakademie zum Thema nachhaltiger Energie statt. Eine
zweite mit Fokus auf Zentral- und Nordafrika wurde vom 31. Juli bis
4. August 2017 in Yaounde und Buea in Kamerun abgehalten. Bei beiden
Konferenzen haben junge Wissenschaftlerinnen mit ihren
(Forschungs-)Projekten auf sich aufmerksam gemacht.


Im Zentrum der beiden wissenschaftlichen Konferenzen stand die
Frage: Wie kann eine nachhaltige Energiesituation in Afrika
geschaffen werden? Konkret sollten Lösungsvorschläge sowohl zu
Energiemangel als auch zu den daraus entstehenden ökologischen
Problemen erarbeitet werden. Zum Beispiel: Wie kann der rapiden
Entwaldung und Luftverschmutzung entgegengewirkt werden, die durch
die Verwendung von Holzkohle zum Kochen entsteht? Die Konferenzen
haben gezeigt, dass es in afrikanischen Ländern sehr viel Potenzial
gibt, um erneuerbare Energietechnologien zu entwickeln und
anzuwenden, z. B. bei der Elektrifizierung von Dörfern durch
erneuerbare Energiesysteme.

Die Sommerakademien brachten Wissenschaftler_innen und Studierende
aus Afrika, Europa und anderen Teilen der Welt zusammen. Neben
Vorträgen von Wissenschaftler_innen war die aktive Beteiligung der
Studierenden wichtig. Unter der Leitung von Dieter Meissner von der
Tallinn University of Technology in Estland entwickelten Studierende
ein Energieszenario für Westafrika im Jahr 2050. Dabei wurde auch
Rücksicht auf den Energie-Nexus der Nachhaltigkeits-Entwicklungsziele
der Vereinten Nationen genommen, wo es um den Zugang zu leistbarer,
zuverlässiger, nachhaltiger und moderner Energie geht.

Insgesamt sechs Studierende wurden bei den Abschlussabenden der
beiden Sommerakademien ausgezeichnet. Ein nicht unwesentlicher
Aspekt, der die Exzellenz und das Engagement der weiblichen
Teilnehmenden aufzeigt: Alle sechs Ausgezeichneten der
Sommerakademien waren Frauen. Im Folgenden wird für jede
Sommerakademie jeweils eine Gewinnerin vorgestellt.

Eine der prämierten Arbeiten stammt von Vivian Nwadiaru Ogechi vom
Department of Energy Engineering, Institute of Water and Energy
Science (Including Climate Change) der Panafrikanischen Universität
in Tlemcen in Algerien. Sie beschäftigt sich mit
Halbleiterbauelementen, die eine kritische Komponente von Solarzellen
sind und eine wichtige Rolle bei der Gewinnung von Energie aus diesen
spielen. Sie entwickelte ein Verfahren, um höhere Wirkungsgrade in
Solarzellen zu erreichen.

Eine zweite Preisträgerin ist Nothando Ndlovu, Forschungs- und
Projektkoordinatorin bei Millantus Enterprises in Zimbabwe. Sie
beschäftigte sich in ihrem Projekt mit der Frage, wie die
Austrittstemperatur eines Solarwassersammlers vorherbestimmt werden
kann. Damit lässt sich die Leistung eines Sonnenkollektors besser
einschätzen. Durch eine Modellierung konnte sie dazu Ergebnisse
liefern.

Die sechs Preisträgerinnen der beiden Sommerakademien zu Sustainable
Energetics for Africa stehen exemplarisch für eine junge, neugierige
Generation von Wissenschaftlerinnen in Afrika, die im wahrsten Sinne
des Wortes Frauenpower verkörpert.


Anmerkung: Die Sommerakademien zu Sustainable Energetics
for Africa wurden von der VolkswagenStiftung gefördert und von Daniel
Egbe von der Johannes Kepler Universität Linz organisiert.

Zur Autorin: Veronika Wittmann ist Assoz. Univ-Prof.in für
Global Studies an der Johannes Kepler Universität Linz.

 * 

Quelle:

Frauensolidarität Nr. 142, 4/2017, S. 3

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - Entwicklungspolitische Initiative für Frauen

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauensolidarität erscheint viermal im Jahr.

Einzelpreis: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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FORSCHUNG/531: Bienenbestäubung verbessert Qualität und Haltbarkeit von Erdbeeren (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - Presseinformation Nr. 60/2018,
14.03.2018

Bienenbestäubung verbessert Qualität und Haltbarkeit von Erdbeeren

Göttinger
Wissenschaftler untersuchen Einfluss von Bestäubungsvarianten auf
Fruchtentwicklung



(pug) Ein interdisziplinäres Forscherteam der Universität Göttingen
konnte erstmals zeigen, dass die Blütenbestäubung durch Bienen eine
deutlich bessere Fruchtqualität bewirkt als bei Selbstbestäubung. Die
Insektenbestäubung hat einen entscheidenden Einfluss auf die
hormonellen Prozesse während der Fruchtentwicklung, die im Vergleich
mit Früchten aus eigenbestäubten Blüten zu einem typischeren
Geschmacksergebnis führen. Zwar erzielt die aufwändige Bestäubung per
Menschenhand qualitativ ähnlich gute Früchte, doch sie ist
umständlich, teuer und zeitintensiv. Nur die Insektenbestäubung kann
der steigenden Lebensmittelnachfrage gerecht werden sowie Ertrag und
Qualität der Produkte und damit ihre Vermarktbarkeit garantieren. Die
Ergebnisse der Studie sind in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift
Agriculture, Ecosystems & Environment erschienen.




[image: Foto: © Alexander Wietzke]

Honigbiene bei der Bestäubung einer Erdbeerblüte

Foto: © Alexander Wietzke



Etwa ein Drittel der weltweiten landwirtschaftlichen Produktion stammt
von Kulturfrüchten, deren Ertrag durch Tierbestäubung, insbesondere
Insekten, deutlich verbessert werden kann. Studien zu Erdbeeren,
Äpfeln, Zuckermelonen, Ackerbohnen und Raps konnten diesen
Zusammenhang bereits belegen. Allerdings ist bislang nur wenig darüber
bekannt, welchen Einfluss die Insektenbestäubung auf die
pflanzenphysiologischen Prozesse -also die Lebensvorgänge in der
Pflanze - während der Fruchtentwicklung und die damit zusammenhängende
Fruchtqualität und Vermarktbarkeit hat. Dieser Frage gingen erstmals
Göttinger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Abteilungen
Agrarökologie, Molekulare Phytopathologie und Qualität pflanzlicher
Erzeugnisse nach. Auf einem Erdbeerfeld in der Nähe Göttingens wurden
für diesen Zweck verschiedene Bestäubungsvarianten miteinander
verglichen: Die Selbstbestäubung ist die Übertragung des eigenen
Pollens der Blüte ohne das Zutun von Tieren. Bei der Handbestäubung
erfolgt eine manuelle Bestäubung mit Pollen derselben Blüte durch
Menschenhand mithilfe eines Pinsels. Die offene Bestäubung bezeichnet
die Pollenübertragung durch Insekten und in geringeren Anteilen auch
durch Wind.




[image: Bild: © Alexander Wietzke]
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Die Forscherinnen und Forscher fanden heraus, dass Selbstbestäubung zu
kleineren und leichteren Erdbeerfrüchten führt. Zudem waren über 90
Prozent dieser Früchte deformiert, wiesen eine kürzere Haltbarkeit auf
und hatten folglich den mit Abstand geringsten Handelswert.
Insektenbestäubte Blüten entwickelten sich hingegen zu wohlgeformten,
schwereren und größeren Früchten, welche einen um 92 Prozent
gesteigerten Handelswert aufwiesen. Es bestand kein merkbarer
Unterschied zwischen Hand- und offener Bestäubung. "Insekten- und
Handbestäubung führte zudem, wie anhand des Zucker-Säure-Verhältnisses
nachgewiesen wurde, zu einem sortenspezifischeren Verhältnis von
Geschmackskomponenten in der Frucht", so Dr. Inga Smit, Co-Autorin und
wissenschaftliche Mitarbeiterin der Abteilung Qualität pflanzlicher
Erzeugnisse.

Diese Resultate führen die Forscherinnen und Forscher auf einen
deutlich verbesserten und gleichmäßigeren Bestäubungserfolg -
Fruchtansatz - durch Insekten- und Handbestäubung zurück. Dieser
resultiert in einer signifikant erhöhten Produktion des Phytohormons
Indol-3-Essigsäure. Das Hormon ist maßgeblich an der Fruchtentwicklung
der Erdbeere und vieler anderer Früchte beteiligt. Mit dieser Studie
konnte somit erstmals gezeigt werden, dass die Insektenbestäubung
nicht nur eine große Bedeutung für den landwirtschaftlichen Ertrag,
sondern auch einen bedeutenden Einfluss auf phytohormonelle Prozesse
hat. Letzte wiederum sind entscheidend für die Entwicklung, Qualität
und Vermarktbarkeit von Früchten. Dieser Einfluss kann auch auf andere
Kulturfrüchte übertragen werden, die durch Bestäubung entstehen. "Die
natürliche Bestäubungsleistung in unseren Agrarökosystemen - welche
insbesondere durch Insekten erbracht wird -, ist daher essentiell, um
Ernte- und Qualitätsverluste zu verhindern und der global steigenden
Lebensmittelnachfrage gerecht werden zu können", betont Alexander
Wietzke, Erstautor und Doktorand in der Abteilung Pflanzenökologie und
Ökosystemforschung.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690809

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 14.03.2018
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GENTECHNIK/1063: Klage wegen Risiken von Gentechnik-Soja zulässig (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 14. März 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Gericht der Europäischen Union stärkt das Vorsorgeprinzip

Klage wegen Risiken von Gentechnik-Soja ist zulässig



Das Gericht der Europäischen Union hat heute das Recht von
Nichtregierungs­organisationen bestätigt, Fragen bezüglich der
gesundheitlichen Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen gerichtlich
überprüfen zu lassen. Im vorliegenden Fall geht es um
Gentechnik-Sojabohnen der Firmen Monsanto und Pioneer, die nach
Einschätzung von Testbiotech und anderer ExpertInnen nicht ausreichend
auf gesundheitliche Risiken getestet wurden. Die EU-Kommission wollte
es Testbiotech verwehren, die Importzulassung gerichtlich überprüfen
zu lassen. Gegen diese Rechtsauslegung hatte Testbiotech eine
Grundsatzklage eingereicht (T-33/16). Das Gericht der Europäischen
Union hat die Klage jetzt für zulässig erklärt.

"Die EU-Kommission hat den Import gentechnisch veränderter Pflanzen
auf der Grundlage von unzureichenden Risikoprüfungen erlaubt. Dann hat
sie versucht zu verhindern, dass das Gericht der Europäischen Union
diese Zulassungen überprüft", sagt Christoph Then von Testbiotech.
"Die jetzige Entscheidung stellt einen Etappensieg dar, der das
Vorsorgeprinzip in der EU stärkt."

Im Mai 2015 hatte Testbiotech gemeinsam mit der Organisation GeneWatch
UK einen Antrag auf Überprüfung einer Importzulassung für
Gentechnik-Sojabohnen mit veränderter Ölqualität eingereicht. Die
EU-Kommission hatte zunächst die Fristen zur Beantwortung der
Beschwerde um Monate überzogen. Dann behauptete sie, man könne gemäß
der entsprechenden EU-Verordnung (1367/2006) nur Umweltrisiken
überprüfen lassen, nicht aber Risiken für die menschliche Gesundheit.
Dieser Rechtsauffassung wurde jetzt vom Gericht der Europäischen Union
widersprochen.

Testbiotech hat am EU-Gericht zwei weitere Klagen gegen
Importzulassungen von Gentechnik-Soja eingereicht. In einem Fall
wurden Sojabohnen von dem US-Konzern Monsanto gentechnisch so
verändert, dass sie Insektengifte produzieren. Hier besteht u.a. die
Gefahr, dass die Insektengifte allergische Reaktionen auf
Inhaltsstoffe von Sojabohnen verstärken (C-82/17 P). Im anderen Fall
wurden Sojabohnen von der Firma Bayer gegen die Anwendung von gleich
mehreren Herbiziden resistent gemacht. Die damit verbundenen
gesundheitlichen Risiken wurden aber nicht überprüft (T-173/17).

Testbiotech sieht die anhängigen Klagen als Pilotprojekt, mit denen
rechtliches Neuland beschritten wird. Nachdem jetzt entschieden wurde,
dass entsprechende Klagen zulässig sind, muss geklärt werden, wie das
Gericht mit wissenschaftlich begründeten Einwänden umgeht und welche
Rolle das Vorsorgeprinzip dabei spielt. Unklar ist auch, welche
Beweislast die EU-Kommission für den Nachweis der Sicherheit der
gentechnisch veränderten Pflanzen trägt. Diese Fragen sind mit dem
jetzt ergangenen Urteil nicht abschließend beantwortet. Testbiotech
hat der höchsten Instanz des EU-Gerichtes aber bereits Fragen
vorgelegt (C-82/17 P), die Aufschluss darüber geben sollen, wie das
EU-Gericht in diesem Zusammenhang mit wissenschaftlich begründeten
Bedenken umgeht.




Weitere Informationen:

Die Klagen von Testbiotech

https://www.testbiotech.org/node/1627

Presseerklärung des Gerichts zur heutigen Entscheidung

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_887758/en/

Text der Entscheidung

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=200243&pageIndex=0&doclang=en&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=533861

Anhang

Klage gegen Kommission_Soja 2.pdf

https://www.testbiotech.org/sites/default/files/Klage%20gegen%20Kommission_Soja%202.pdf

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 14.03.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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GENTECHNIK/1062: Genehmigung für Gensoja muss nochmal in die Prüfung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.03.2018

Genehmigung für Gensoja muss nochmal in die Prüfung



Nichtregierungsorganisationen haben das Recht, Fragen zu
gesundheitlichen Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen gerichtlich
überprüfen zu lassen. Das urteilte das Gericht der EU (EuG) am
Mittwoch.

Die Luxemburger RichterInnen gaben damit der Klage von
GentechnikkritikerInnen gegen eine Entscheidung der EU-Kommission
statt. Die KlägerInnen hatten moniert, dass die Gentechnikfirmen
Monsanto und Pioneer Gensojabohnen nicht ausreichend auf
Gesundheitsgefahren geprüft hatten. Die EU-Kommission hatte den
Unternehmen 2015 erlaubt, Lebens- und Futtermittel sowie Zutaten mit
genmanipulierter Soja in der Europäischen Union zu verkaufen. Sie
folgte der Einschätzung der EU-Lebensmittelbehörde EFSA, dass
Gensojabohnen ebenso sicher seien wie konventionelle.

Das Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie
Testbiotech stellte die Zulassung infrage und beantragte bei der
Kommission eine Überprüfung. Bei Entscheidungen, die Auswirkungen auf
die Umwelt haben könnten, ist dies nach der Aarhus-Konvention erlaubt.
Die Kommission wies den Antrag jedoch ab mit der Begründung, es gehe
dabei um eine Bewertung von Gesundheitsrisiken, und nicht von
Umweltrisiken.

Gegen diese Rechtsauslegung hatte Testbiotech eine Grundsatzklage beim
EuG eingereicht (T-33/16) und Recht bekommen. Der Anbau von
gentechnisch veränderten Pflanzen gehöre zur Umwelt, argumentierten
die RichterInnen. Damit falle jede Regelung zu gentechnisch
veränderten Pflanzen auch unter die Aarhus-Konvention. Die Kommission
habe den Antrag von Testbiotech auf Überprüfung zu Unrecht abgewiesen
und müsse nun erneut entscheiden. Die NGO bezeichnete das Urteil als
"Etappensieg, der das Vorsorgeprinzip in der EU stärkt".

In der EU ist derzeit nur eine einzige Sorte für den Anbau zugelassen,
die Maissorte MON810. Zur Verwendung als Lebens- und Futtermittel
dürfen jedoch nach Angaben der EU-Kommission mehrere Dutzend Sorten
importiert werden, darunter Mais, Soja, Raps, Zuckerrüben und
Baumwolle. [mbu]




Pressemitteilung des EuG

https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_887758/en/

Klagen von Testbiotech

https://www.testbiotech.org/node/1627

 * 

Quelle:

EU-News, 14.03.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MASSNAHMEN/158: Naturschutz braucht Schafe - WWF unterstützt Forderung nach Weidetierprämie (WWF)


WWF Pressemitteilung - 13. März 2018

Naturschutz braucht Schafe

WWF Deutschland unterstützt Forderung nach Weidetierprämie



Der Bundesverband der Berufsschäfer demonstriert heute vor dem
Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft für den Erhalt seines
Berufsstands. Der WWF Deutschland unterstützt die Schafhalter in ihrer
Forderung nach einer Weidetierprämie. Dazu Prof. Dr. Diana Pretzell,
Leiterin des Bereichs Naturschutz beim WWF Deutschland:
"Die deutschen Schafhalter leisten einen maßgeblichen Beitrag zum
Naturschutz und zur Erhaltung unserer Kulturlandschaft. Seit Jahren
hat es die Bundesregierung verpasst, ihre Leistungen für eine
naturverträgliche Bewirtschaftung anzuerkennen. Das Resultat ist der
drohende Zusammenbruch des gesamten Sektors. Für den WWF Deutschland
sind die Weidetierhalter wichtige Partner um den Erhalt unserer
Artenvielfalt zu sichern. Es ist längst überfällig, dass sie durch die
Bundesregierung einen angemessenen Ausgleich für ihre ökologischen und
gesellschaftlichen Leistungen erhalten. Dafür ist die Weidetierprämie
das richtige Instrument. Deshalb fordern wir die Bundesregierung heute
gemeinsam mit dem Bundesverband auf: Lassen Sie die Schäfer nicht im
Regen stehen!"

Hintergrund:

Rund 900 haupterwerbliche Schäfer gibt es in Deutschland noch, 13
Prozent weniger als 2010. Auf traditionelle und oftmals biologische
Weise erzeugen sie Fleisch, Milch, Käse und Wolle und dienen so als
Vorbild einer artgerechten Tierhaltung und nachhaltiger
Weidewirtschaft. Gleichzeitig sind grasende Schafe und Ziegen ideale
Landschaftspfleger: Mit unermüdlicher Kaukraft sorgen sie für dichte
und widerstandsfähige Böden und erhalten kulturhistorisch gewachsene
Landschaften wie Heideregionen und Deiche aber auch Almen und
Waldgebiete.

Schon lange reicht das durch die Lebensmittel- und Wollproduktion
erwirtschaftete Einkommen der Schäfer kaum zum Leben. 22 EU-Länder
fördern die extensive Haltung von Schafen und Ziegen daher bereits mit
einer Weidetierprämie. Die Kosten würden sich in Deutschland auf 20
Millionen Euro belaufen und könnten aus den Agrarzahlungen der EU
gedeckt werden. Eine Weidetierprämie sichert nicht nur den Berufsstand
sondern ist eine notwendige Investition in den Erhalt wertvoller
Grünflächen.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 13.03.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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MELDUNG/330: EU-Behörden verletzten eigene Regeln, um Glyphosat als nicht krebserregend einzustufen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 14. März 2018

Europäische Behörden verletzten ihre eigenen Regeln, um Glyphosat
als nicht krebserregend einzustufen.

Wien, am 14. März 2018 - Neue wissenschaftliche Publikation zu
Behördenversagen



Die Europäische Lebensmittelbehörde (EFSA) und die Europäische
Chemikalienagentur (ECHA) konnten nur deshalb schlussfolgern, dass der
Pestizidwirkstoff Glyphosat nicht krebserregend sei, weil sie die
geltenden Regeln und Leitlinien für die Bewertung von Krebsstudien
widersprüchlich angewendet oder direkt verletzt haben. Eine
regelkonforme Auswertung und Gewichtung der Beweise hätte unweigerlich
zu der Schlussfolgerung geführt, dass Glyphosat im Tierexperiment
krebserregend ist und daher in der EU nicht zugelassen werden darf.
Das ist das Ergebnis einer heute im Journal of Epidemiology and
Community Health veröffentlichten Analyse des Toxikologen Peter
Clausing und seiner Co-Autoren. Wie alle Publikationen in diesem
Fachjournal unterlag das Manuskript einer externen wissenschaftlichen
Prüfung (Peer-Review).(1)

Seit 2015 ist bekannt, dass die von den Glyphosat-Herstellern bei der
Behörde eingereichten Krebsstudien in elf (!) Fällen eine statistisch
signifikante erhöhte Tumorrate aufweisen. Mit anderen Worten: Jene
Versuchstiere, die Glyphosat im Futter hatten, entwickelten häufiger
Krebs als jene Tiere, denen das Pestizid nicht verabreicht wurde. Doch
die EFSA verwarf sämtliche signifikante Tumorbefunde als nicht
aussagekräftig.(2)

"Laut geltenden Gesetzen genügen zwei Tierexperimente mit
signifikanten Krebsbefunden, um ein Pestizid als wahrscheinlich
karzinogen beim Menschen einzustufen - die EFSA hatte sieben. Um
behaupten zu können, dass keine Beweise für eine krebserregende
Wirkung vorliegen, mussten die Behörden diese Befunde mit multiplen
Verstößen gegen geltende Richt- und Leitlinien herunterspielen.
Andernfalls wäre ein Glyphosatverbot unvermeidbar gewesen", sagt der
Erstautor der Studie, Dr. Peter Clausing: "Dieses Herunterspielen
haben wir wissenschaftlich analysiert."

Als relevanteste Regelwidrigkeiten der EU-Behörden identifizieren die
Studienautoren in ihrer Analyse:


	Multiple Verstöße gegen die einschlägigen OECD- und ECHA-Empfehlungen zur Anwendung historischer Kontrolle

	Fälschliche Behauptung einer (fiktiven) 'Limit Dose' für Krebsstudien von 1.000 Milligramm pro Kilogramm Futter, deren Überschreitung die Zuverlässigkeit der Ergebnisse kompromittieren würde

	Tatsachenwidrige Behauptung einer fehlenden Reproduzierbarkeit

	Nichtbeachtung existierender Dosisabhängigkeit bestimmter Krebseffekte



"Ab April wird ein Sonderausschuss des EU-Parlaments das
Zulassungsverfahren für Pestizide ins Visier nehmen und dabei
untersuchen, ob die relevanten Leitlinien und Gesetze bei der
Bewertung von Glyphosat beachtet wurden"(3), sagt der Biochemiker Dr.
Helmut Burtscher-Schaden und fährt fort: "Eine sorgfältige
Aufarbeitung dieser Frage ist deshalb wichtig, da nur so die Schwächen
im Zulassungssystem, die zu unnötigen Gesundheitsrisiken führen,
eliminiert werden können."

Claire Robinson ergänzt: "Diese Publikation entlarvt die Unrichtigkeit
der Behauptungen von EFSA-Direkter Bernhard Url (4). Dieser hatte den
Kritikern der EFSA-Bewertung unterstellt, sie würden starke Beweise
für die Harmlosigkeit von Glyphosat ignorieren und stattdessen mit
"wissenschaftlich schwache Studien, die das Gegenteil zeigten,
hausieren gehen". Unsere Analyse zeigt, dass die Beweise aus den
Tierstudien der Hersteller - also genau jene Beweise, denen die EFSA
zu folgen behauptet - eindeutig zeigen, dass Glyphosat krebserregend
ist. Wir fordern die europäischen Behörden auf, zu den
wissenschaftlichen Fakten zu stehen und den geltenden Regeln zu
folgen. Entsprechend den gefahrenbasierten Kriterien der
EU-Pestizid-Verordnung 1107/2009 hätte das unweigerlich zu einem
Glyphosatverbot führen müssen."

Der Erstaustor der Studie, Dr. Peter Clausing, ist Toxikologe beim
Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN Germany). Seine Co-Autoren Claire
Robinson und Dr. Helmut Burtscher-Schaden, arbeiten für die
Umweltorganisationen GMWatch in Großbritannien bzw. GLOBAL 2000 in
Österreich.

(gemeinsame Presseinformation von PAN Germany, GLOBAL2000 und GMWatch)



(1) Clausing, P., Robinson, C., and Burtscher-Schaden, H. Pesticides
and public health: An analysis of the regulatory approach to assessing
the carcinogenicity of glyphosate in the European Union. Journal of
Epidemiology and Community Health, 2018, doi 

http://jech.bmj.com/content/early/2018/03/06/jech-2017-209776.full

(2) Die 11 signifikanten Anstiege wurden im Addendum des
Bundesinstituts für Risiko Bewertung (BfR) vom August 2015 beschrieben
(verfügbar unter: 

http://gmwatch.org/files/Renewal_Assessment_Report_Glyphosate_Addendum1_RAR.pdf),

 während nur ein Tumoranstieg in der EFSA-Conclusion vom
30.10.2015 erwähnt wurde (EFSA. Conclusion on the peer review of the
pesticide risk assessment of the active substance glyphosate, EFSA
Journal 2015;13(11):4302. 

http://doi.wiley.com/10.2903/j.efsa.2015.4302).

(3) https://www.global2000.at/sites/global/files/Mandat615773-REV_EN.PDF

(4) https://www.nature.com/magazine-assets/d41586-018-01071-9/d41586-018-01071-9.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.03.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VIELFALT/146: Von der Monokultur zum Mischfruchtanbau (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN): 

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


Berlin/Bonn, 13. März 2018

Von der Monokultur zum Mischfruchtanbau

Neues Projekt kombiniert Erbsen mit der seltenen Kulturpflanze
Leindotter



Naturschonend Erbsen anbauen, Insekten eine wertvolle Nektarquelle
bieten und gleichzeitig mit Hilfe einer seltenen Kulturpflanze
Zusatzerträge erwirtschaften - all das wird möglich, wenn Erbsen und
Leindotter gemeinsam ausgesät werden. Ein Pilotprojekt des
Baufarbenherstellers DAW SE (Deutschen Amphibolin-Werke) will jetzt
Landwirtinnen und Landwirte dafür gewinnen, von der Erbsen-Monokultur
zum Mischfruchtanbau zu wechseln und die dafür notwendige nachhaltige
Wertschöpfungskette aufbauen. Das Bundesumweltministerium fördert das
vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) fachlich betreute Vorhaben bis
2022 mit 705.000 Euro im Bundesprogramm Biologische Vielfalt.

In Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt ist das
Projekt "Etablierung eines großflächigen Mischfruchtanbaus von Erbsen
und Leindotter zur Stärkung von Artenvielfalt und Ökosystemleistungen
und Aufbau einer Wertschöpfungskette basierend auf nachhaltig
produzierten, heimischen, nachwachsenden Rohstoffen" gestartet.
Ausgehend von 80 Hektar Mischfruchtanbau im ersten Projektjahr soll
die Fläche von Jahr zu Jahr gesteigert werden. Ziel ist es, bis 2022
den Anbau auf 1.000 Hektar auszudehnen und mindestens 40 Betriebe
einzubinden.

"Um den Artenrückgang in der Agrarlandschaft aufzuhalten, brauchen wir
Veränderungen auf großer Fläche. Dazu gehören auch Anbaumethoden wie
Mischfruchtanbau", sagt Bundesumweltministerin Barbara Hendricks.
"Erbsen werden zum Beispiel meist in Monokultur angebaut. Das bietet
Insekten zu wenig Futter. Zusammen mit Leindotter können die Felder
wieder zu einem Anziehungspunkt für Insekten werden."

Leindotter, der auf der Roten Liste der gefährdeten einheimischen
Nutzpflanzen steht, kann durch sein rasches Wachstum Beikräuter
unterdrücken. Auf den Einsatz von Herbiziden hingegen reagiert die
Pflanze empfindlich. "Der Mischfruchtanbau geht deshalb mit einer
naturschonenden Anbauweise einher, die auch die biologische Vielfalt
in der Landwirtschaft stärkt", sagt BfN-Präsidentin Prof. Beate
Jessel. "Zudem kann das in dem Projekt zusätzlich gewonnene
Leindotteröl weniger nachhaltige Rohstoffe in der Farbindustrie
langfristig ersetzen, wenn die landwirtschaftlichen Betriebe sowie die
produzierenden Unternehmen damit Gewinne erzielen. Mit ihrer
Entscheidung für nachhaltige Produkte nehmen die Verbraucherinnen und
Verbraucher somit auf die Anbauweise Einfluss und fördern die
Biodiversität auf dem Acker."

Ein Ziel des Projektes ist es, die dafür notwendige
Wertschöpfungskette - vom Anbau bis zum Verkauf eines
biodiversitätsfördernden Produktes - aufzubauen und zu optimieren.
Darüber werden die Abnahme des Ernteguts und die Weiterverarbeitung
des Leindotters organisiert. An ihrem Ende stehen als Produkte
Lasuren, Holzöle und Lacke, die auf Basis von in Deutschland
produziertem Leindotteröl hergestellt wurden. Mit Landwirtinnen und
Landwirten, Vertreterinnen und Vertretern der Ministerien und
Landwirtschaftskammern sowie den Endverbraucherinnen und -verbrauchern
wird zudem ein gesellschaftlicher Dialog geführt, um über den
Herstellungsprozess und die dabei erzeugten umweltverträglichen
Produkte zu informieren.

Das Projekt wird von der DAW SE durchgeführt. Das südhessische
Unternehmen richtet sich seit 2010 nach einer klaren
Nachhaltigkeitsstrategie aus und wurde bereits mehrfach für die
Entwicklung innovativer und nachhaltiger Produkte ausgezeichnet.
Eingebunden ist ebenfalls der Bindemittelhersteller Worlée-Chemie
GmbH. Auch dieses Unternehmen engagiert sich im Bereich Klimaschutz
und Nachhaltigkeit.

Zum Projekt: http://bit.ly/leindotter


Hintergrund: Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Informationen und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.



Weitere Informationen zum Bundesprogramm Biologische Vielfalt:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/bundesprogramm.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.03.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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KURSUS/1145: Unna - "Gesunde Kräuterküche" am 21. März 2018


VHS-Aktuell: Gesunde Kräuterküche



Kreisstadt Unna. Der Frühling kommt und mit den ersten erwachenden
heimischen Wildkräutern lassen sich kulinarische Wachmachererlebnisse
bereiten. Das erste Grün hilft beim Entschlacken und kann der Einstieg
in die gesunde Kräuterküche sein.

Wer sich für heimische Kräuter interessiert und diese gerne
schmackhaft auf den Tisch bringen möchte, ist im kulinarischen
Wildkräuterkurs von VHS und Kneipp Verein genau richtig.

Am Mittwoch, dem 21. März 2018, besprechen ausgebildete
Kräuterfachfrauen die Heilwirkungen und Einsatzmöglichkeiten der
Kräuter für Gesundheit und Genuss. Selbstverständlich werden sie in
der Küche zu leckeren Gerichten verarbeitet, um sie dann gemeinsam zu
genießen.

Der Kurs findet in der Zeit von 18.00 bis 22.00 Uhr in der Lehrküche
des Förderzentrum Unna statt. Die Teilnahmegebühr beträgt inklusive
der Lebensmittel 21,- Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS bis zum Montag, 19. März 2018, unter der
Telefonnummer 02303/103-713 oder unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. März 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7160: Siegburg - Führung über den jüdischen Friedhof am 10. April 2018


Führung über den jüdischen Friedhof in Siegburg 

Exkursion im Rahmen der Veranstaltungsreihe 2018 der Gedenkstätte
"Landjuden an der Sieg"



Rhein-Sieg-Kreis (hei) - Kreisarchivarin Dr. Claudia Maria Arndt
bietet wieder eine Führung über den jüdischen Friedhof in Siegburg an.
Dieses eindrucksvolle sichtbare Zeugnis jüdischen Lebens in der
Kreisstadt können Interessierte am Dienstag, 10.04.2018, von 16.30 Uhr
bis 17.30 Uhr, besichtigen. Treffpunkt ist vor dem Eingang des
Friedhofs an der Heinrichstraße in Siegburg; der Eintritt ist frei,
eine Voranmeldung ist nicht erforderlich. Die männlichen Teilnehmer
werden gebeten, eine Kopfbedeckung (Mütze, Kappe, Hut) zu tragen.

In Siegburg existierte - unter dem Schutz der damaligen
Benediktinerabtei - bereits Ende des 12. Jahrhunderts eine jüdische
Gemeinde. Dies beweisen schriftliche Zeugnisse. Nach mehreren
Jahrhunderten der Abwesenheit siedelte sie sich zum Ende des 17.
Jahrhunderts in der Holzgasse wieder an, wo sich unter anderem die
Synagoge und das Ritualbad (Mikwe) befanden. Vor allem der alte
jüdische Friedhof an der Heinrichstraße stellt mit seinen fast 350
Grabstellen ein noch heute sichtbares Zeichen für die Existenz einer
jüdischen Gemeinde in Siegburg dar. Obwohl er vermutlich schon im
Mittelalter an dieser Stelle bestand, wird der älteste Grabstein auf
das Jahr 1696 datiert, die Belegungszeit erstreckt sich bis ins 20.
Jahrhundert.

Bei dem Rundgang sollen sowohl die Geschichte der jüdischen Gemeinde
als auch einzelne Grabstätten sowie jüdische Bestattungsriten im
Allgemeinen vorgestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. März 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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MELDUNG/037: Klimaschutz in der Schulküche - KEEKS-Projekt jetzt bundesweit (ProVeg)


ProVeg Deutschland e.V. - 14. März 2018

Klimaschutz in der Schulküche: KEEKS-Projekt jetzt bundesweit

Seit Mai 2016 beteiligt sich ProVeg (ehemals Vegetarierbund Deutschland) in
dem Verbundprojekt KEEKS (Klima- und energieeffiziente Küche in Schulen) an
der Erarbeitung von Konzepten für eine nachhaltige Schulverpflegung. Die
bisher gewonnenen Erkenntnisse sollen ab sofort an weiteren 25 Schulen
bundesweit angewendet werden.



Berlin, 14. März 2018 - Im Rahmen von KEEKS setzt sich ProVeg für eine
klimaschonende Schulverpflegung ein. In Zusammenarbeit mit einem
interdisziplinären Projektteam sowie 22 Schulküchen als Praxispartnern
wurden in den vergangenen Monaten wesentliche CO2-Einsparpotenziale für die
Schulküche ermittelt. "Zunächst haben wir Schulküchen im Kölner Raum
untersucht. Dabei hat sich gezeigt, dass ein deutliches
Klimaschutzpotenzial durch die Reduktion von Fleisch- und Milchprodukten
besteht. Ein Beispiel: Entscheidet sich eine Schule mit 260 Schülern seine
Bolognese-Sauce mit Tofu anstelle von Rindfleisch zuzubereiten, können
alleine durch diese Maßnahme schädliche Klimagase von rund 280 Kilogramm
pro Tag reduziert werden. Das ist so viel wie eine dreiköpfige Familie an
13 Tagen im Durchschnitt an Strom und Heizung verbraucht", erklärt Matthias
Rohra, der das Gemeinschaftsprojekt KEEKS bei ProVeg leitet. KEEKS wird im
Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative vom Bundesumweltministerium
gefördert. Eine Aufstockung der Fördergelder ermöglicht nun, dass 2018
weitere 25 Schulküchen am KEEKS-Projekt teilnehmen können. "Gesucht werden
noch engagierte Schulen bundesweit, die mitmachen möchten. Interessierte
Küchenchefs können sich an uns wenden", so Rohra.

Klimaschutz-Maßnahmenplan: Schritt für Schritt zu mehr Nachhaltigkeit
Im Austausch mit dem Küchenpersonal erarbeitet das KEEKS-Projektteam aus
den gewonnenen Ergebnissen einen alltagstaugliche Maßnahmenplan. Dafür sind
Fortbildungsmodule und Lehrmedien geplant, die neben konkreten
Handlungsempfehlungen für den Lebensmitteleinkauf, die
Menüzusammenstellung, die Nutzung der Küchentechnik und die Vermeidung von
Lebensmittelabfällen auch klimafreundliche und kostengünstige Rezepte
enthalten. ProVeg bringt hier seine Expertise für die pflanzenbetonte
Gemeinschaftsverpflegung ein und gibt Empfehlungen, diese schrittweise und
kinderfreundlich zu implementieren.

Interessierte Schulküchen können mehr erfahren unter der E-Mail-Adresse:
keeks@proveg.com

Weitere Informationen zu KEEKS finden Sie hier:

www.proveg.com/keeks


KEEKS

Das Projekt KEEKS (Klima- und energieeffiziente Küche in Schulen)
erarbeitet Konzepte für die klimaschonende Gemeinschaftsverpflegung. Deren
in sich verzahnte Einzelbereiche (Lebensmitteleinkauf,
Menüzusammenstellung, Küchentechnik und -prozesse, Lebensmittelabfälle)
werden am Beispiel Schulküche betrachtet und CO2-Einsparmöglichkeiten
identifiziert. An dem Verbundprojekt sind beteiligt das IZT Institut für
Zukunftsstudien und Technologiebewertung (Koordinator, Berlin), Faktor 10 -
Institut für nachhaltiges Wirtschaften gGmbH (Friedberg), ifeu - Institut
für Energie- und Umweltforschung (Heidelberg), ProVeg (ehemals
Vegetarierbund Deutschland e.V.) (Berlin), Netzwerk e.V. - Soziale Dienste
und ökologische Bildung (Köln) und Wuppertal Institut für Klima, Umwelt,
Energie (Wuppertal).

www.keeks-projekt.de

Das dieser Veröffentlichung zugrundeliegende Vorhaben wird mit Mitteln des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
aufgrund eines Beschlusses des Bundestages unter den Förderkennzeichen
03KF0037A-F im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative gefördert. Die
Verantwortung für diesen Text liegt bei den Autor/-innen.

ProVeg (ehemals VEBU) ist die weltweit erste international tätige
Ernährungsorganisation, die sich für die pflanzliche Lebensweise einsetzt.
ProVeg verfolgt das Ziel, den weltweiten Tierkonsum bis 2040 um 50 Prozent
zu verringern. ProVeg richtet sich an alle, die an einer pflanzlichen
Lebensweise interessiert sind. Mit internationalen Kampagnen und Projekten
sowie nützlichen Tipps unterstützt ProVeg bei der Umsetzung einer
genussvollen pflanzlichen Ernährung. ProVeg arbeitet mit den wichtigsten
Akteuren und einflussreichsten Multiplikatoren aus Politik, Wirtschaft und
Medien zusammen, um den gesellschaftlichen Wandel hin zu einer nachhaltigen
Lebensweise zu beschleunigen. Animal Charity Evaluators bewertet ProVeg als
eine der drei effektivsten und förderungswürdigsten Organisationen gegen
Tierleid in Europa.

Der VEBU wird zu ProVeg. Weitere Informationen zur Umstellung finden Sie
hier:

https://vebu.de/proveg-faq
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